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ZUSAMMENFASSUNG 

MiCAR 

Kryptowerte gehören zu den wichtigsten Anwendungen der Distributed-Ledger-

Technologie (auch DLT). Kryptowerte sind digitale Darstellungen von Werten oder 

Rechten, die Marktteilnehmern, wie beispielsweise Kleinanlegern, erheblichen Nut-

zen bringen könnten.  

Während manche Kryptowerte – insbesondere solche, die als Finanzinstrumente 

im Sinne der Begriffsbestimmung in der Richtlinie 2014/65/EU1 (MiFID II) gelten – 

in den Anwendungsbereich bestehender EWR-Rechtsakte über Finanzdienstleis-

tungen fallen, wurden andere Kryptowerte von den EWR-Rechtsakten im Bereich 

der Finanzdienstleistungen ausserhalb des Bereichs der Geldwäschereibekämp-

fung noch nicht erfasst.  

Es fehlten EWR-rechtlich einheitliche Vorschriften zur Regulierung der Emission, 

des öffentlichen Angebots und der Zulassung zum Handel von unregulierten Kryp-

towerten sowie der Bereitstellung von Dienstleistungen im Zusammenhang mit sol-

chen, wie etwa des Betriebs von Handelsplattformen für Kryptowerte, des Tauschs 

von Kryptowerten gegen einen Geldbetrag oder gegen andere Kryptowerte und der 

Verwahrung und Verwaltung von Kryptowerten für Kunden. Diese Lücke führte 

dazu, dass die Inhaber von Kryptowerten insbesondere in Bereichen, die nicht unter 

die Verbraucherschutzvorschriften fallen, Risiken ausgesetzt waren. Mit dem Feh-

len solcher Vorschriften waren ausserdem erhebliche Risiken für die Marktintegri-

tät, auch im Hinblick auf Marktmissbrauch und Finanzkriminalität verbunden. Um 

diese Risiken einzudämmen, hatten einige EWR-Mitgliedstaaten, mitunter auch 

Liechtenstein mit dem Token- und VT-Dienstleister-Gesetz (TVTG), in der Vergan-

genheit bereits auf nationaler Ebene spezifische Vorschriften für Kryptowerte ein-

geführt, die durch die EWR-Rechtsakte im Bereich Finanzdienstleistungen nicht ab-

gedeckt waren.  

                                                      

1  Richtlinie 2014/65/EU des Europäischen Parlaments und des Rates vom 15. Mai 2014 über Märkte für 
Finanzinstrumente sowie zur Änderung der Richtlinien 2002/92/EG und 2011/61/EU (ABl. 173 vom 
12.6.2014, S. 349). 
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Das unterschiedliche Regulierungsniveau und die damit verbundenen nationalen 

Hürden für die EWR-weite Erbringung von Kryptowerte-Dienstleistungen einerseits 

und das vollständige Fehlen von entsprechenden Regularien in anderen Mitglied-

staaten andererseits verlangten in der Folge nach einem harmonisierten Regulie-

rungsrahmen und der Schaffung gleicher Wettbewerbsbedingungen für Märkte für 

Kryptowerte, die nicht in den Anwendungsbereich der bestehenden EWR-Rechts-

vorschriften im Finanzdienstleistungsbereich fallen.  

Dieser Regulierungsrahmen wurde mit der Verordnung (EU) 2023/11142 (MiCAR) 

nun geschaffen. Der einheitliche EWR-rechtliche Rahmen soll Innovation fördern, 

Kosteneffizienz bringen, Rechtssicherheit und Finanzstabilität schaffen und gleich-

zeitig ein angemessenes Mass an Verbraucher- und Anlegerschutz gewährleisten. 

In Liechtenstein ist damit auch das TVTG als bisherige Grundlage für die Erbringung 

von Dienstleistungen im Kryptobereich anzupassen. Insbesondere sind die durch 

die MiCAR abgedeckten Tatbestände im Token- und VT-Dienstleister-Gesetz aufzu-

heben. Das TVTG wird ausserhalb der finanzmarktrechtlichen Dienstleistungen je-

doch weiterhin eine wichtige Rechtsgrundlage für die Token-Ökonomie bilden und 

für Rechtssicherheit sorgen. 

Transfer of Funds Regulation (TFR) 

Neben der Schaffung der MiCAR hat die EU auch den Anwendungsbereich der Ver-

ordnung (EU) 2015/8473 (Geldtransferverordnung; GTV) auf Transfers von virtuel-

len Vermögenswerten ausgedehnt. Grund hierfür ist der mögliche Missbrauch von 

Kryptowerten zur Geldwäsche oder Terrorismusfinanzierung. Da die Ausdehnung 

des Geltungsbereiches der bisherigen GTV auf virtuelle Vermögenswerte eine er-

hebliche Änderung der Verordnung mit sich brachte, wurde die bisherige GTV mit 

                                                      

2 Verordnung (EU) 2023/1114 des Europäischen Parlaments und des Rates vom 31. Mai 2023 über Märkte 
für Kryptowerte und zur Änderung der Verordnungen (EU) Nr. 1093/2010 und (EU) Nr. 1095/2010 sowie 
der Richtlinien 2013/36/EU und (EU) 2019/1937 (ABl. L 150 vom 9.6.2023, S. 40). 

3  Verordnung (EU) 2015/847 des Europäischen Parlaments und des Rates vom 20. Mai 2015 über die Über-
mittlung von Angaben bei Geldtransfers und zur Aufhebung der Verordnung (EU) Nr. 1781/2006 (ABl. L 
141 vom 5.6.2015, S. 1). 
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der Verordnung (EU) 2023/11134 (in weiterer Folge „Transfer of Funds Regulation; 

TFR“) neu gefasst. 

Um im internationalen Kontext einen kohärenten Ansatz zu fördern und die Wirk-

samkeit der Bekämpfung der Geldwäsche und der Terrorismusfinanzierung zu er-

höhen, trägt die TFR den Entwicklungen auf der internationalen Ebene, insbeson-

dere der überarbeiteten Empfehlung 15 der Financial Action Task Force (FATF) zu 

neuen Technologien und der FATF-Empfehlung 16 zum elektronischen Zahlungs-

verkehr, Rechnung. 

Sowohl die Transfer of Funds Regulation als auch die MiCAR befinden sich derzeit 

im EWR-Übernahmeverfahren. Liechtenstein ist bestrebt, eine gleichzeitige vollin-

haltliche Anwendbarkeit der beiden EU-Rechtsakte im EWR-Abkommen wie in den 

EU-Mitgliedstaaten sicherzustellen. 

ZUSTÄNDIGES MINISTERIUM 

Ministerium für Präsidiales und Finanzen 

BETROFFENE STELLEN 

Finanzmarktaufsicht Liechtenstein, FMA 

                                                      

4  Verordnung (EU) 2023/1113 des Europäischen Parlaments und des Rates vom 31. Mai 2023 über die Über-
mittlung von Angaben bei Geldtransfers und Transfers bestimmter Kryptowerte und zur Änderung der 
Richtlinie (EU) 2015/849 (ABl. L 150 vom 9.6.2023, S. 1). 
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Vaduz, 30. Januar 2024 

LNR 2024-65 

P 

1. AUSGANGSLAGE 

1.1 Allgemeines 

1.1.1 MiCAR 

Die MiCAR ist ein Teil eines umfassenderen regulatorischen Rahmens für Krypto-

werte und die Distributed-Ledger-Technologie (DLT). Bereits 2018 wurde von der 

Europäischen Kommission der Auftrag an die Europäische Bankenaufsichtsbe-

hörde (EBA) und die Europäische Wertpapier- und Marktaufsichtsbehörde (ESMA) 

erteilt, zu überprüfen, inwieweit der bestehende EU- bzw. EWR-Regulierungsrah-

men für Finanzdienstleistungen auf Kryptowerte Anwendung finden kann und in-

wiefern er dafür geeignet ist. Die entsprechenden Empfehlungen der EBA und 

ESMA5 sind in die MiCAR eingeflossen. 

Aktuell können Emittenten von Kryptowerten und Kryptowerte-Dienstleister die 

Vorteile des Binnenmarkts nicht in vollem Umfang nutzen, da es sowohl an Rechts-

sicherheit hinsichtlich der regulatorischen Behandlung von Kryptowerten als auch 

an einem EWR-weit kohärenten Regulierungs- und Aufsichtssystem mangelt. Zwar 

haben einige wenige EWR-Mitgliedstaaten, wie etwa Liechtenstein, bereits mass-

geschneiderte Regelwerke eingeführt, die bestimmte Kryptowerte-Dienstleister  

oder einige ihrer Tätigkeitsbereiche abdecken, doch agieren solche Dienstleister 

in den meisten anderen Mitgliedstaaten ausserhalb jeglicher 

                                                      

5 ESMA, Empfehlungen zu Emissionen virtueller Währungen und zu Kryptowerten („Advice on Initial Coin 
Offerings and Crypto-Assets“), 2019; EBA-Bericht mit Empfehlungen zu Kryptowerten, 2019. 
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Regulierungsrahmen. Ausserdem zogen in jüngster Vergangenheit immer mehr 

EWR-Mitgliedstaaten den Erlass nationaler Rahmenregelungen in Betracht, die 

speziell auf Kryptowerte und Kryptowerte-Dienstleister abzielen.  

Eine solche Fragmentierung der Regulierung in Bezug auf Kryptowerte und ent-

sprechende Dienstleistungen würden die Möglichkeiten für Dienstleister ein-

schränken, ihre Tätigkeiten auf EWR-Ebene auszuweiten. Ein hoher Kosten- und 

Ressourcenaufwand wären die Folge. 

Eine einheitliche EWR-weit gültige Zulassung mit harmonisierten Betriebsbedin-

gungen zur Erbringung von Dienstleistungen auf dem Gebiet der Kryptowerte und 

das dadurch geschaffene level-playing field soll Abhilfe schaffen und Anreize für 

ein Wachstum dieses Dienstleistungssektors im EWR-Raum setzen. Im gleichen 

Zuge soll ein solcher Rahmen für Marktintegrität sorgen und ein angemessenes 

Schutzniveau für Verbraucher und Anleger bieten.  

Die MiCAR legt einerseits Vorschriften für die Emission, das öffentliche Angebot 

und die Zulassung zum Handel von Kryptowerten und andererseits für die Erbrin-

gung von Dienstleistungen im Zusammenhang mit Kryptowerten fest.  

Die Bestimmungen der MiCAR orientieren sich vielfach an in anderen Finanzmarkt-

rechtsakten bereits existenten Vorgaben und zielen darauf ab, ähnliche Tätigkei-

ten analog zu regeln. So lehnen sich die Vorschriften etwa an die der MiFID II und 

der Verordnung (EU) Nr. 596/20146 (MAR) an.  

Durch die MiCAR werden bestehende nationale Rahmenregelungen für Krypto-

werte, die nicht unter die bestehenden EWR-Rechtsvorschriften im 

                                                      

6 Verordnung (EU) Nr. 596/2014 des Europäischen Parlaments und des Rates vom 16. April 2014 über 
Marktmissbrauch (Marktmissbrauchsverordnung) und zur Aufhebung der Richtlinie 2003/6/EG des Euro-
päischen Parlaments und des Rates und der Richtlinien 2003/124/EG, 2003/125/EG und 2004/72/EG der 
Kommission (ABl. 173, vom 12.6.2014, S. 1). 



10 

Finanzdienstleistungsbereich fallen, ersetzt und spezifische Vorschriften für soge-

nannte "Stablecoins" vorgesehen, auch für solche, bei denen es sich um E-Geld 

handelt.  

In Bezug auf das TVTG ergibt sich der Anpassungsbedarf vor allem aufgrund der 

umfassenden Harmonisierung der MiCAR, die nun speziell die finanzmarkt-

rechtorientierten Rollen einheitlich im EWR-Raum reguliert. Daher sind all jene 

Rollen bzw. Dienstleisterkategorien im TVTG zu streichen, die nun von der MiCAR 

abgedeckt sind. Damit verbleiben vor allem die Verwahrung von non-fungible to-

ken (NFT), die Tokenisierung von physischen Sachen, die Dienstleistung des Sta-

king und Lending sowie die Dienstleister der "allgemeinen Token-Ökonomie" im 

Regelungswerk des TVTG. 

Besonderer Erwähnung bedarf die Geltung des zivilrechtlichen Teils des TVTG für 

alle Token und damit auch für Kryptowerte, die unter die MiCAR fallen. Die MiCAR 

selbst reguliert aus einer aufsichtsrechtlichen Perspektive und beinhaltet keine zi-

vilrechtlichen Bestimmungen für Kryptowerte. Die Mitgliedstaaten können folg-

lich die zivilrechtlichen Grundlagen im nationalen Recht verankern. Liechtenstein 

besitzt mit dem TVTG bereits eine umfassende zivilrechtliche Übertragungsord-

nung für Token in Art. 3 bis 10. Dass diese Übertragungsordnung auf Token und 

nicht auf Kryptowerte abstellt, ist irrelevant, da der Token als breiterer Begriff 

auch die Kryptowerte nach der MiCAR umfasst. Eine gesonderte Bestimmung be-

treffend das Zivilrecht für Kryptowerte ist demnach nicht erforderlich.  

Generell ist jedoch zu betonen, dass am breiten Anwendungsbereich und an die 

Anknüpfung an den Token-Begriff festzuhalten ist. Die Regierung sieht in der brei-

ten Palette an möglichen Anwendungsfällen, wie etwa die immer relevanter wer-

dende Tokenisierung von geistigem Eigentum, ein grosses Potential für die zukünf-

tige Gestaltung und Attraktivität des Wirtschaftsstandorts Liechtenstein. Dies 

kann nur durch eine möglichst umfassende Herangehensweise hinsichtlich der 
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Möglichkeit der Tokenisierung sowie der zivilrechtlichen Übertragung sicherge-

stellt werden.  

Da das TVTG nunmehr vom Finanzmarktrecht inhaltlich grossteils losgelöst wird, 

bedarf es keines strikten Gleichklangs mit dem Regelungsniveau finanzmarkt-

rechtlicher Spezialgesetze mehr. Vielmehr bietet sich mit dem Fokus auf die allge-

meine Token-Ökonomie – sofern Differenzierungen möglich – eine Orientierung 

am Gewerbegesetz (GewG) an. Speziell in Bezug auf die allgemeinen Vorausset-

zungen der Dienstleistungserbringung und die aufsichtsrechtlichen Vorgaben ist 

festzuhalten, dass die FMA damit risikobasiert vorzugehen hat und bei VT-Dienst-

leistern, die etwa keine Kundengelder halten oder deren Tätigkeit kein erhöhtes 

Risiko für den Kundenschutz mit sich bringen, verhältnismässig zu prüfen hat. 

1.1.2 Transfer of Funds Regulation 

Neben der MiCAR stellt auch die TFR einen Teil eines umfassenden regulatorischen 

Rahmens für Kryptowerte dar. Im Jahr 2020 veröffentlichte die Europäische Kom-

mission einen Aktionsplan7 für einen kohärenten Massnahmenansatz der EU zur 

Verhinderung von Geldwäscherei und Terrorismusfinanzierung, der auf sechs Säu-

len aufgebaut ist: 

- Gewährleistung der wirksamen Umsetzung des bestehenden EU-Rahmens; 

- Schaffung eines einheitlichen EU-Regelwerks; 

- Einführung einer auf EU-Ebene angesiedelten Aufsicht; 

- Einrichtung eines Unterstützungs- und Kooperationsmechanismus für die 

zentralen Meldestellen; 

                                                      

7  Mitteilung der Kommission zu einem Aktionsplan für eine umfassende Politik der Union zur Verhinderung 
von Geldwäsche und Terrorismusfinanzierung (C(2020) 2800), ABl. C 164 vom 13.5.2020, S. 21. 
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- Durchsetzung strafrechtlicher Bestimmungen und Informationsaustausch 

auf Unionsebene; 

- Stärkung der internationalen Dimension des EU-Rahmens. 

Während die Säulen 1, 5 und 6 des Aktionsplans bereits umgesetzt wurden, erfor-

dern die anderen Säulen gesetzgeberische Massnahmen. Die TFR ist Teil eines Pa-

kets zur Bekämpfung von Geldwäscherei und Terrorismusfinanzierung, dem soge-

nannten "AML Package", welches gesamthaft vier Legislativvorschläge umfasst. 

Mit der vorliegenden TFR wird das Ziel umgesetzt, ein einheitliches EU-Regelwerk 

zu schaffen (Säule 2). 

Die GTV galt bislang nur für Transfers von Geldbeträgen, bei denen es sich gemäss 

Art. 4 Nr. 25 der Richtlinie (EU) 2015/23668 um "Banknoten und Münzen, Giralgeld 

oder E-Geld" handelt, nicht aber für Transfers virtueller Vermögenswerte. Da von 

Transfers virtueller Vermögenswerte im Hinblick auf Geldwäscherei und Terroris-

musfinanzierung ähnliche Risiken ausgehen wie von elektronischen Geldtransfers, 

müssen diese gleichartigen Anforderungen unterliegen; es erschien daher auf eu-

ropäischer Ebene logisch, diese gemeinsamen Risiken im Wege eines einzigen 

Rechtsinstruments anzugehen. Daher wurde die GTV nun mit der TFR neu gefasst, 

sodass auch Transfers virtueller Vermögenswerte angemessen berücksichtigt wer-

den.  

Die TFR steht im Einklang mit den jüngsten Änderungen der Empfehlungen der 

FATF, insbesondere in Bezug auf die Ausweitung des Geltungsbereichs der Anfor-

derungen zur Bekämpfung von Geldwäsche und Terrorismusfinanzierung auf 

Dienstleistungsanbieter für virtuelle Vermögenswerte sowie auf die Minderung 

                                                      

8  Richtlinie (EU) 2015/2366 des Europäischen Parlaments und des Rates vom 25. November 2015 über Zah-
lungsdienste im Binnenmarkt, zur Änderung der Richtlinien 2002/65/EG, 2009/110/EG, 2013/36/EU und 
der Verordnung (EU) Nr. 1093/2010 sowie zur Aufhebung der Richtlinie 2007/64/EG (ABl. L 337 vom 
23.12.2015, S. 35). 
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der von ihren Tätigkeiten ausgehenden Risiken. So sind an Geldtransfers beteiligte 

Zahlungsdienstleister bereits seit mehreren Jahren verpflichtet, bei jedem ihrer 

Geldtransfers Angaben zum Auftraggeber und zum Begünstigten an den jeweiligen 

Zahlungsdienstleister zu übermitteln und diese Angaben für die zuständigen Be-

hörden bereitzuhalten. Diese Pflichten zur Übermittlung von Angaben bei elektro-

nischen Geldtransfers, die international häufig als "Travel Rule" bezeichnet wer-

den, wurden mit der GTV in Unionsrecht und auch in Liechtenstein umgesetzt. An-

gesichts der wachsenden Besorgnis über die Risiken der Geldwäscherei und der 

Terrorismusfinanzierung im Zusammenhang mit virtuellen Vermögenswerten sa-

hen sich Einrichtungen für die Festlegung internationaler Standards, insbesondere 

die FATF, in den letzten Jahren veranlasst, das Transparenzsystem, das bereits für 

an Geldtransfers beteiligte Zahlungsdienstleister entwickelt wurde, auch auf 

Dienstleistungsanbieter für virtuelle Vermögenswerte, die Transfers virtueller Ver-

mögenswerte bearbeiten, auszuweiten9. Mit dem vorliegenden Verordnungsvor-

schlag sollen diese neuen Anforderungen an Dienstleistungsanbieter für virtuelle 

Vermögenswerte in das EU-Recht aufgenommen werden, indem diese Akteure 

verpflichtet werden, Daten zu den Originatoren und Begünstigten der unter ihrer 

Beteiligung durchgeführten Transfers von virtuellen Vermögenswerten oder Kryp-

towerten zu erheben und zugänglich zu machen. 

Zur Gewährleistung der Kohärenz des EU-Rechtsrahmens werden in der TFR die in 

der MiCAR festgelegten Definitionen der Begriffe "Kryptowert" und "Anbieter von 

Kryptowerte-Dienstleistungen" verwendet. 

                                                      

9  Siehe insbesondere Empfehlung 15 der Arbeitsgruppe „Bekämpfung der Geldwäsche und der Terroris-
musfinanzierung“ (FATF) zu neuen Technologien in der geänderten Fassung vom Juni 2019.   
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1.2 Schwerpunkte der MiCAR 

1.2.1 Geltungsbereich  

Die MiCAR unterstellt einerseits öffentliche Angebote und die Handelszulassung 

von Kryptowerten umfangreichen Vorschriften und andererseits reguliert sie An-

bieter von Kryptowerte-Dienstleistungen.  

In den Anwendungsbereich der MiCAR fallen das öffentliche Angebot und die Han-

delszulassung dreier Arten von Kryptowerten, die je nach den mit ihnen verbun-

denen Risiken unterschiedlichen Anforderungen unterliegen sollten: 

- andere Kryptowerte als vermögenswertereferenzierte Token und E-Geld-To-

ken (non-asset referenced token, NART); 

- vermögensreferenzierte Token (asset referenced token, ART) und 

- E-Geld-Token (e-money token, EMT). 

Die Einstufung beruht auf der Unterscheidung danach, ob die Kryptowerte auf 

eine Wertstabilisierung durch Bezugnahme auf andere Vermögenswerte angelegt 

sind oder nicht.  

Der Begriff der "anderen Kryptowerte als vermögenswertereferenzierten Token 

oder E-Geld-Token" hat eine Auffangfunktion. Es werden damit alle Kryptowerte 

erfasst, die nicht als vermögenswertereferenzierte Token und E-Geld-Token zu 

qualifizieren sind. Sie umfassen eine grosse Bandbreite an Kryptowerten ein-

schliesslich Utility-Token, also Kryptowerte, die nach der Legaldefinition aus-

schliesslich dazu bestimmt sind, den Zugang zu einer Ware oder einer Dienstleis-

tung zu ermöglichen, die vom Emittenten dieses Token bereitgestellt wird. 

Vermögenswertereferenzierte Token sind auf eine Wertstabilisierung durch Be-

zugnahme auf einen anderen Wert oder ein anderes Recht oder eine Kombination 

hieraus einschliesslich einer oder mehrerer amtlicher Währungen angelegt. Solche 
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Token umfassen alle anderen Kryptowerte ausser E-Geld-Token, deren Wert durch 

Vermögenswerte gedeckt ist, sodass eine Umgehung verhindert wird und künftige 

Entwicklungen bereits jetzt berücksichtigt werden können. 10  

E-Geld-Token umfassen Kryptowerte, die auf eine Wertstabilisierung durch Bezug-

nahme auf nur eine amtliche Währung angelegt sind. Diese Kryptowerte haben 

eine ganz ähnliche Funktion wie E-Geld im Sinne der Richtlinie 2009/110/EG11  

(E-Geld-Richtlinie). Solche Kryptowerte sind ebenso wie E-Geld elektronische Sur-

rogate für Münzen und Banknoten und können für Zahlungen verwendet wer-

den.12  

Die MiCAR findet auf Kryptowerte, die einmalig und nicht mit anderen Kryptower-

ten fungibel sind, keine Anwendung.  

Finanzinstrumente im Sinne der MiFID II, welche mittlerweile auch solche Instru-

mente, die mittels DLT emittierter Instrumente miteinschliessen, fallen ebenfalls 

nicht unter die MiCAR. 

Neben dem öffentlichen Angebot und der Zulassung von vorstehenden Krypto-

werte-Kategorien zum Handel regelt die MiCAR das Angebot folgender Dienstleis-

tungen und Tätigkeiten im Zusammenhang mit Kryptowerten:  

- Verwahrung und Verwaltung von Kryptowerten für Kunden;  

- Betrieb einer Handelsplattform für Kryptowerte;  

- Tausch von Kryptowerten gegen einen Geldbetrag;  

                                                      

10 vgl. ErwGr. 18 MiCAR. 
11 Richtlinie 2009/110/EG des Europäischen Parlaments und des Rates vom 16. September 2009 über die 

Aufnahme, Ausübung und Beaufsichtigung der Tätigkeit von E-Geld-Instituten, zur Änderung der Richtli-
nien 2005/60/EG und 2006/48/EG sowie zur Aufhebung der Richtlinie 2000/46/EG (ABl. 267 vom 
10.10.2009, S. 7). 

12 vgl. ErwGr. 18 MiCAR. 



16 

- Tausch von Kryptowerten gegen andere Kryptowerte; 

- Ausführung von Aufträgen über Kryptowerte für Kunden;  

- Platzierung von Kryptowerten;  

- Annahme und Übermittlung von Aufträgen über Kryptowerte für Kunden;  

- Beratung zu Kryptowerten;  

- Portfolioverwaltung von Kryptowerten und  

- Erbringung von Transferdienstleistungen für Kryptowerte für Kunden. 

Im Einklang mit den Regelungen der MiFID II sind nach der MiCAR unter anderem 

Personen, die Kryptowerte-Dienstleistungen ausschliesslich für ihre Mutterunter-

nehmen, ihre eigenen Tochterunternehmen oder andere Tochterunternehmen ih-

rer Mutterunternehmen erbringen, vom Anwendungsbereich der MiCAR ausge-

nommen (vgl. Art. 2 Abs. 2 MiCAR).  

Im Sinne der Proportionalität sieht Art. 4 MiCAR darüber hinaus einige de-minimis-

Schwellenwerte vor:  

Unter anderem gilt die Verpflichtung zur Erstellung, Übermittlung und Veröffent-

lichung eines Whitepapers und zur Veröffentlichung einer Marketingmitteilung 

nicht bei: 

- Angeboten, die sich an weniger als 150 natürliche oder juristische Personen 

je EWR-Mitgliedstaat richten, wenn diese Personen für eigene Rechnung 

handeln; 

- geringfügigen Angeboten von Kryptowerten (weniger als 1 Mio. Euro über 

einen Zeitraum von zwölf Monaten); 

- Angeboten, die sich an qualifizierte Anleger im Sinne der MiFID II richten.  

Die Anforderungen nach der MiCAR kommen nicht zur Anwendung, wenn: 
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- der Kryptowert kostenlos angeboten wird;  

- der Kryptowert als Gegenleistung für die Pflege des Distributed Ledgers oder 

die Validierung von Transaktionen automatisch geschürft wird ("Mining"); 

- der Kryptowert das Angebot einen Utility-Token betrifft, der Zugang zu einer 

Ware oder Dienstleistung bietet, die bereits besteht oder erbracht wird;  

oder 

- wenn der Inhaber des Kryptowertes berechtigt ist, diesen Kryptowert nur für 

den Tausch gegen Waren und Dienstleistungen in einem begrenzten Netz 

von Händlern mit vertraglichen Vereinbarungen mit dem Anbieter zu nutzen 

("begrenzte Netze" ähnlich wie im Zahlungsdienstegesetz (ZDG)).  

1.2.2 Voraussetzungen zur Aufnahme der Tätigkeit 

1.2.2.1 Andere Kryptowerte als vermögenswertereferenzierte Token oder 

E-Geld-Token  

Das Angebot und die Zulassung von anderen Kryptowerten als vermögenswerte-

referenzierte Token oder E-Geld-Token zum Handel unterliegt besonderen Verhal-

tensregeln.  

Das Angebot und die Handelszulassung von anderen Kryptowerten als vermögens-

wertereferenzierte Token oder E-Geld-Token sind verboten, es sei denn, die ge-

setzlichen Regelungen des Titels II MiCAR werden eingehalten. Im Einzelnen be-

deutet dies, dass ein Angebot und der Antrag auf Handelszulassung nur durch eine 

juristische Person erfolgen können. Ferner ist vorausgesetzt, dass ein Krypto-

werte-Whitepaper entworfen, der zuständigen Aufsichtsbehörde übermittelt und 

veröffentlicht wird. Schliesslich sind die Anforderungen an die Marketing-Mittei-

lung zu beachten.  
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Eine Registrierung bzw. Zulassung des Anbieters bzw. der Person, die die Zulas-

sung eines anderen Kryptowertes als eines vermögenswertereferenzierten Token 

oder E-Geld-Token beantragt, ist nicht erforderlich; die Veröffentlichung des Kryp-

towerte-Whitepapers untersteht keiner behördlichen Genehmigung.  

Da es kein Zulassungserfordernis gibt, sieht der Titel II MiCAR auch keine Regelun-

gen für einen europäischen Pass vor. Anbietern und Personen, die die Zulassung 

anderer Kryptowerte als vermögenswertereferenzierte Token oder E-Geld-Token 

beantragen, steht folglich der europäische Binnenmarkt offen. Dessen ungeachtet 

hat die die Handelszulassung beantragende Person bei der Übermittlung des Kryp-

towerte-Whitepapers der zuständigen Behörde ihres Herkunftsmitgliedstaats in 

Form einer Liste mitzuteilen, in welchen Aufnahmemitgliedstaaten sie beabsichti-

get, ein öffentliches Angebot durchzuführen oder Kryptowerte zum Handel zuzu-

lassen (Art. 8 Abs. 6 MiCAR). Die zuständige Behörde des Herkunftsmitgliedstaats 

unterrichtet die zentrale Kontaktstelle der Aufnahmemitgliedstaaten innerhalb 

von fünf Arbeitstagen nach Erhalt der Liste über das beabsichtigte öffentliche An-

gebot oder die beabsichtigte Zulassung zum Handel auf einer Handelsplattform 

für Kryptowerte und übermittelt das entsprechende Kryptowerte-Whitepaper.  

1.2.2.2 Vermögenswertereferenzierte Token  

Vermögenswertereferenzierte Token unterliegen im Vergleich zu den anderen 

Kryptowerten als vermögenswertereferenzierte Token oder E-Geld-Token einem 

strengeren Regime. Dies zeigt sich insbesondere bei der Zulassungspflicht von Per-

sonen, die einen vermögenswertereferenzierten Token öffentlich anbieten oder 

dessen Zulassung zum Handel beantragen möchten und für sie anwendbare Infor-

mationspflichten, Governance-Vorschriften, Eigenmittelanforderungen, der 

Pflicht zum Halten einer Vermögenswertreserve sowie umfangreicheren Wohlver-

haltensregeln und der europäischen Aufsicht von Personen, die einen signifikan-

ten vermögenswertereferenzierten Token öffentlich anbieten oder dessen 
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Zulassung zum Handel beantragen möchten. Die umfangreichen Regelungen in 

Bezug auf vermögenswertereferenzierte Token sollen verhindern, dass vermö-

genswertereferenzierte Token sich zu einer Art Parallelwährung entwickeln kön-

nen. 

Das öffentliche Angebot und die Handelszulassung eines vermögenswertereferen-

zierten Token setzt grundsätzlich voraus, dass die zuständige Behörde der Person, 

die einen solchen Token öffentlich anbieten oder dessen Zulassung zum Handel 

beantragen möchte, hierzu eine Zulassung nach Art. 21 MiCAR erteilt hat. Falls es 

in einem dezentralen Geschäftsmodell keine solche vorgenannte Person gibt, kann 

im EWR kein öffentliches Angebot erfolgen oder eine Zulassung zum Handel bean-

tragt werden. Die Zulassung hat EWR-weite Gültigkeit; einer Notifikation – wie sie 

unter dem MiFID-Regime erforderlich ist – bedarf es nicht. Ein Emittent eines ver-

mögenswertereferenzierten Token bedarf keiner Zulassung, wenn es sich um ein 

Kreditinstitut handelt, das vorgenannte Token öffentlich anbieten oder zum Han-

del zulassen möchte, aber es muss zum einen ein Kryptowerte-Whitepaper nach 

Art. 19 MiCAR erstellen und der zuständigen Behörde zur Genehmigung vorlegen 

und genehmigen lassen und zum anderen müssen der zuständigen Behörde vor 

erstmaliger Ausgabe eines vermögenswertereferenzierten Token umfassende 

Nachweise, aus welchen sich im Prinzip die Einhaltung der für Kreditinstitute rele-

vanten Zulassungsanforderungen für Emittenten von vermögenswertereferen-

zierten Token ergibt, vorgelegt werden. 

1.2.2.3 E-Geld-Token 

Das Zulassungsregime betreffend E-Geld-Token ähnelt dem für vermögenswerte-

referenzierte Kryptowerte. E-Geld-Token nach der MiCAR sind als elektronisches 
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Geld im Sinne der Richtlinie 2009/110/EG13 (E-Geld-Richtlinie) zu qualifizieren. Das 

öffentliche Angebot und die Beantragung einer Handelszulassung von E-Geld-To-

ken ist grundsätzlich Kreditinstituten und E-Geld-Instituten nach Übermittlung 

und Veröffentlichung eines Kryptowerte-Whitepapers vorbehalten. Ungeachtet 

dessen können mit schriftlicher Zustimmung des Emittenten andere Personen  

E-Geld-Token öffentlich anbieten oder deren Zulassung zum Handel beantragen. 

Diese Personen müssen die Art. 50 und 53 MiCAR einhalten. 

Trotz ihrer Ähnlichkeiten unterscheiden sich E-Geld und auf eine amtliche Wäh-

rung bezogene Kryptowerte derzeit in einigen wesentlichen Punkten. Inhaber von 

E-Geld im Sinne der E-Geld-Richtlinie haben stets einen Forderungsanspruch ge-

genüber dem E-Geld-Emittenten und das vertragliche Recht, dass ihnen der mo-

netäre Wert des gehaltenen E-Geldes jederzeit zum Nennwert erstattet wird. Hin-

gegen begründen manche Kryptowerte, die auf eine amtliche Währung Bezug 

nehmen, keinen solchen Forderungsanspruch ihrer Inhaber gegenüber den Emit-

tenten dieser Kryptowerte und fallen möglicherweise nicht in den Anwendungs-

bereich der E-Geld-Richtlinie. Andere Kryptowerte, die auf eine amtliche Währung 

Bezug nehmen, beinhalten keinen nennwertgleichen Forderungsanspruch auf die 

Referenzwährung oder beschränken die Rücktauschfrist14. Damit keine Vorschrif-

ten umgangen werden können, sieht die MiCAR die Anwendbarkeit der Titel II (Vo-

raussetzungen für die Aufnahme, Ausübung und Beaufsichtigung der Tätigkeit von 

E-Geld-Instituten) und Titel III (Ausgabe und Rücktauschbarkeit von E-Geld) der E-

Geld-Richtlinie für E-Geld-Token vor, sofern in der MiCAR nichts anderes bestimmt 

ist (wie beispielsweise in Art. 49 und 50 MiCAR).  

                                                      

13 Richtlinie 2009/110/EG des Europäischen Parlaments und des Rates vom 16. September 2009 über die 
Aufnahme, Ausübung und Beaufsichtigung der Tätigkeit von E-Geld-Instituten, zur Änderung der Richtli-
nien 2005/60/EG und 2006/48/EG sowie zur Aufhebung der Richtlinie 2000/46/EG (ABl. L 267 vom 
10.10.2009, S. 7). 

14 Vgl. ErwGr. 19 MiCAR. 
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1.2.2.4 Anbieter von Kryptowerte-Dienstleistungen 

Kryptowerte-Dienstleistungen dürfen von juristischen Personen und anderen Un-

ternehmen erbracht werden, die ihren Sitz in einem EWR-Staat haben und nach 

Art. 63 MiCAR zugelassen wurden. Mit der Zulassung dürfen Anbieter von Krypto-

werte-Dienstleistungen innerhalb des gesamten EWR erbringen. Wenn ein Anbie-

ter grenzüberschreitend tätig sein will, ist er nicht verpflichtet, im Hoheitsgebiet 

eines Aufnahmemitgliedstaats physisch präsent zu sein.  

Ferner dürfen Kryptowerte-Dienstleistungen von bestimmten bereits bewilligten 

Finanzintermediären (Kreditinstituten, Wertpapierfirmen, Marktbetreibern,  

E-Geld-Instituten, Zentralverwahrern, der Verwaltungsgesellschaft eines OGAW  

oder einem AIF) im EWR erbracht werden, vorausgesetzt, dass sie nach Massgabe 

von Art. 60 MiCAR die zuständige Behörde darüber informieren, Kryptowerte-

Dienstleistungen erbringen zu wollen.  

1.2.3 Kryptowerte-Whitepaper 

Sowohl für andere Kryptowerte als vermögenswertereferenzierte Token oder E-

Geld-Token als auch für vermögensreferenzierte Token und E-Geld-Token sind 

zwingend Kryptowerte-Whitepapers zu erstellen, an die zuständigen Behörden zu 

übermitteln und zu veröffentlichen. Vorbild dieser Offenlegungspflicht ist die 

Pflicht zur Erstellung eines Prospekts nach der Verordnung (EU) 2017/112915 

(Wertpapierprospekt-VO); allerdings gelten im Vergleich zu den Wertpapierpros-

pekten geringere Anforderungen an den Inhalt des Whitepapers.  

                                                      

15 Verordnung (EU) 2017/1129 des Europäischen Parlaments und des Rates vom 14. Juni 2017 über den 
Prospekt, der beim öffentlichen Angebot von Wertpapieren oder bei deren Zulassung zum Handel an ei-
nem geregelten Markt zu veröffentlichen ist und zur Aufhebung der Richtlinie 2003/71/EG (ABl. 168 vom 
30.6.2017, S. 12).  
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Inhalt und Form des Kryptowerte-Whitepapers ist abhängig von der Art des Kryp-

towertes unterschiedlich. Die offenzulegenden Informationen sind im Detail in 

den Anhängen I bis III MiCAR verankert.  

1.2.3.1 Andere Kryptowerte als vermögenswertereferenzierte Token oder 

E-Geld-Token  

Die Pflicht zur Erstellung und Übermittlung des Kryptowerte-Whitepapers an die 

zuständige Behörde bzw. zu dessen Veröffentlichung liegt beim Anbieter eines an-

deren Kryptowertes als vermögenswertereferenzierte Token oder E-Geld-Token 

bzw. der Person, die dessen Zulassung zum Handel beantragt. Für das öffentliche 

Angebot und für die Handelszulassung besteht keine Zulassungserfordernis. Das 

Whitepaper ist lediglich der zuständigen Aufsichtsbehörde 20 Arbeitstage vor der 

Veröffentlichung des Whitepapers zu übermitteln und erläuternde Angaben zur 

Qualifikation des Kryptowertes zu machen. Die MiCAR ersetzt folglich das Zulas-

sungserfordernis durch eine Anzeigepflicht. Das ist einerseits dem geringeren In-

formationsbedürfnis von Investoren geschuldet, die Utility Token erwerben, ande-

rerseits wird dadurch auch dem Interesse von Anbietern und Emittenten Rech-

nung getragen, beim Vertrieb von Token keine unverhältnismässigen Kosten tra-

gen zu müssen.  

Inhalt und Form des Kryptowerte-Whitepapers bestimmen sich nach Art. 6 in Ver-

bindung mit (i.V.m.) Anhang I MiCAR. Ein Kryptowerte-Whitepaper hat alle folgen-

den Informationen zu enthalten über:  

- den Anbieter oder die Person, der bzw. die die Zulassung zum Handel bean-

tragt; 

- den Emittenten (sofern er vom Anbieter verschieden ist);  

- den Betreiber der Handelsplattform in den Fällen, in denen er das Krypto-

werte-Whitepaper erstellt; 
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- das Kryptowert-Projekt;  

- das Angebot bzw. die Zulassung zum Handel;  

- den Kryptowert;  

- die mit dem Kryptowert verknüpften Rechte und Pflichten; 

- die zugrunde liegende Technologie und  

- die Risiken.  

Darüber hinaus muss das Kryptowerte-Whitepaper eine Erklärung nach Art. 6 

Abs.  3 MiCAR mit folgenden Passus zwingend enthalten: "Dieses Kryptowerte-

Whitepaper wurde von keiner zuständigen Behörde eines Mitgliedstaats des Eu-

ropäischen Wirtschaftsraums genehmigt. Der Anbieter des Kryptowertes trägt die 

alleinige Verantwortung für den Inhalt dieses Kryptowerte-Whitepapers." 

1.2.3.2 Vermögenswertereferenzierte Token 

Auch Anbieter von vermögenswertereferenzierten Token bzw. Antragsteller auf 

Zulassung solcher Token zum Handel sind verpflichtet, ein Kryptowerte-Whitepa-

per zu erstellen, zu übermitteln und zu veröffentlichen.  

Hinsichtlich der Frage der behördlichen Zulassung ist danach zu unterscheiden, 

wer den Kryptowert öffentlich anbietet bzw. zum Handel zulassen will. Falls dies 

durch eine juristische Person oder ein anderes im EWR gegründetes Unternehmen 

erfolgt, ist das Whitepaper dem Zulassungsantrag beizufügen. Das Whitepaper 

wird also nicht genehmigt, sondern im Rahmen des behördlichen Zulassungsver-

fahrens geprüft und gilt, wenn der Antragsteller die Erlaubnis erhalten hat, als ge-

nehmigt.  

Anders verhält es sich bei einem Kreditinstitut. Ein solches kann das vereinfachte 

Verfahren nach Art. 17 MiCAR nutzen, sodass keine Zulassung für das öffentliche 
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Angebot oder die Handelszulassung erforderlich ist. Es ist jedoch vorgesehen, dass 

das Kryptowerte-Whitepaper in diesem Fall von der zuständigen Behörde geneh-

migt werden muss. 

Der Inhalt und die Form des Kryptowerte-Whitepapers ergeben sich aus  

Art. 19 i.V.m. Anhang II MiCAR. Es stimmt in punkto Struktur und Inhalt weitge-

hend mit dem Whitepaper für andere Kryptowerte, die keine vermögenswertere-

ferenzierten Token oder E-Geld-Token sind, überein, wobei den Besonderheiten 

eines vermögensreferenzierten Token Rechnung getragen wird.  

1.2.3.3 E-Geld-Token 

Voraussetzung für ein öffentliches Angebot von E-Geld-Token bzw. die Beantra-

gung der Zulassung zum Handel ist die Übermittlung eines auf die Besonderheiten 

des Token einzugehenden Kryptowerte-Whitepapers an die zuständige Behörde 

und dessen Veröffentlichung. Eine behördliche Genehmigung ist nicht vorge-

schrieben. Inhalt und Form bestimmen sich nach Art. 51 i.V.m. Anhang III MiCAR:  

Allen vorgenannten Kryptowerte-Whitepapers ist gemein, dass die darin enthalte-

nen Informationen redlich, eindeutig und nicht irreführend sein dürfen. Sie haben 

stets eine Zusammenfassung (wiederum nach dem Vorbild des Wertpapierpros-

pekts) zu enthalten. Ausserdem sind zwingend Risikohinweise aufzunehmen, mit-

unter darauf, dass die Kryptowerte (je nach Sachlage)16 nicht unter die Systeme 

für die Entschädigung der Anleger gemäss der Richtlinie 97/9/EG17 

                                                      

16 Die Einschränkung "je nach Sachlage" gilt lediglich für Kryptowerte-Whitepapers anderer Kryptowerte als 
vermögenswertereferenzierte Token oder E-Geld Token. 

17 Richtlinie 97/9/EG des Europäischen Parlaments und des Rates vom 3. März 1997 über Systeme für die 
Entschädigung der Anleger (ABl. L 84 vom 26.3.1997, S. 22). 
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(Anlegerentschädigungs-RL) bzw. nicht unter die Einlagensicherungssysteme ge-

mäss Richtlinie 2014/49/EU18 (Einlagensicherungs-RL) fallen.  

1.2.4 Eigenmittelanforderungen bzw. aufsichtsrechtliche Sicherheitsvorkehrun-

gen 

1.2.4.1 Emittenten von vermögenswertereferenzierten Token 

Emittenten von vermögenswertereferenzierten Token müssen jederzeit über Ei-

genmittel in Höhe eines Betrags verfügen, der mindestens dem höchsten der fol-

genden Beträge entspricht: 

- 350 000 Euro;  

- 2 % des Durchschnittsbetrags des in Art. 36 genannten Reservevermögens;  

- einem Viertel der fixen Gemeinkosten des Vorjahres. 

Sofern ein Emittent mehr als einen vermögenswertreferenzierten Token anbietet, 

so entspricht der unter dem zweiten Spiegelstrich genannte Betrag der Summe 

des Durchschnittsbetrags des Reservevermögens für jeden vermögenswertrefe-

renzierten Token. Die fixen Gemeinkosten sind jährlich zu überprüfen und der Be-

trag neu zu berechnen. Die zuständige Behörde kann nach Art. 35 MiCAR – bei 

Vorliegen bestimmter Faktoren, die auf ein höheres Risiko schliessen lassen – ei-

nem Emittenten eines vermögenswertereferenzierten Token eine höhere Eigen-

mittelanforderung vorschreiben. Die Kriterien für die Forderung eines solchen hö-

heren Eigenmittelbetrags sind Gegenstand von Level-2-Rechtsakten und noch in 

der Ausarbeitung.  

                                                      

18 Richtlinie 2014/49/EU des Europäischen Parlaments und des Rates vom 16. April 2014 über Einlagensi-
cherungssysteme (ABl. L 173 vom 12.6.2014, S. 149). 
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1.2.4.2 Anbieter von Kryptowerte-Dienstleistungen 

Die Anbieter von Kryptowerte-Dienstleistungen haben jederzeit über prudentielle 

aufsichtsrechtliche Sicherheitsvorkehrungen in Höhe eines Betrags zu verfügen, 

der mindestens dem höheren der folgenden Beträge entspricht:  

- dem Betrag der in Anhang IV MiCAR aufgeführten permanenten Mindestka-

pitalanforderungen entsprechend der Art der erbrachten Kryptowerte-

Dienstleistungen;  

- einem Viertel der jährlich neu berechneten fixen Gemeinkosten des Vorjah-

res. 

Die vorgenannten prudentiellen aufsichtsrechtlichen Sicherheitsvorkehrungen 

können wie folgt oder in einer Kombination daraus getroffen werden: 

- in Form von Eigenmitteln oder 

- in Form einer Versicherungspolice für die Gebiete des EWR, in denen Kryp-

towerte-Dienstleistungen erbracht werden, oder in Form einer vergleichba-

ren Garantie. 

1.2.5 Regelungen zur Unternehmensführung 

1.2.5.1 Emittenten von vermögenswertereferenzierten Token 

Art. 34 Abs. 1 MiCAR schreibt Emittenten vermögenswertereferenzierter Token 

vor, dass sie solide Regelungen zur Unternehmensführung, einschliesslich einer 

klaren Organisationsstruktur mit einer eindeutig definierten, transparenten und 

kohärenten Hierarchie, sowie wirksame Verfahren zur Ermittlung, Steuerung, 

Überwachung und Meldung der Risiken, denen sie ausgesetzt sind oder ausgesetzt 

sein könnten, festlegen müssen. Die Mitglieder des Leitungsorgans solcher Emit-

tenten müssen die Anforderungen an die fachliche Qualifikation und die persönli-

che Zuverlässigkeit erfüllen und dürfen insbesondere nicht für Straftaten im 
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Zusammenhang mit Geldwäsche oder Terrorismusfinanzierung oder für andere 

Straftaten, die ihrem guten Leumund schaden würden, verurteilt worden sein 

(Art.  34 Abs. 2 MiCAR). Auch die natürlichen oder juristischen Personen, die als 

Anteilseigner oder Gesellschafter direkt oder indirekt qualifizierte Beteiligungen 

halten, haben nach Art. 34 Abs. 4 MiCAR gut beleumundet zu sein und dürfen ins-

besondere nicht für Straftaten im Zusammenhang mit Geldwäsche oder Terroris-

musfinanzierung oder für andere Straftaten, die ihrem guten Leumund schaden 

würden, verurteilt worden sein. Emittenten vermögenswertereferenzierter Token 

haben inter alia eine Strategie zur Fortführung des Geschäftsbetriebs festzulegen, 

die darauf abzielt, im Falle einer Unterbrechung ihrer Systeme und Verfahren die 

Ausführung ihrer wesentlichen Tätigkeiten im Zusammenhang mit den vermö-

genswertereferenzierten Token sicherzustellen (Art. 34 Abs. 9 MiCAR).  

Überdies müssen Emittenten vermögenswertereferenzierter Token nach  

Art. 34 Abs. 10 MiCAR über interne Kontrollmechanismen und wirksame Verfah-

ren für das Risikomanagement, einschliesslich wirksamer Kontroll- und Schutzvor-

kehrungen für das Management von IKT-Systemen gemäss der Verordnung (EU) 

2022/255419 (DORA) verfügen. In diesen Verfahren ist eine umfassende Bewer-

tung der Inanspruchnahme von Drittunternehmen vorzusehen. Emittenten ver-

mögenswertereferenzierter Token überwachen und bewerten regelmässig die An-

gemessenheit und Wirksamkeit der Mechanismen der internen Kontrolle und der 

Verfahren für die Risikobewertung und ergreifen geeignete Massnahmen zur Be-

hebung etwaiger diesbezüglicher Mängel. 

Die Emittenten vermögenswertereferenzierter Token gewährleisten auch die Im-

plementierung starker Mechanismen für die interne Kontrolle und wirksame 

                                                      

19 Verordnung (EU) 2022/2554 des Europäischen Parlaments und des Rates über die digitale operationale 
Resilienz im Finanzsektor und zur Änderung der Verordnungen (EG) Nr. 1060/2009, (EU) Nr. 648/2012, 
(EU) Nr. 600/2014, (EU) Nr. 909/2014 und (EU) 2016/1011 (ABl. 333 vom 27.12.2022, S. 1). 
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Verfahren für das Risikomanagement und müssen über ein System verfügen, das 

die Integrität und Vertraulichkeit der erhaltenen Informationen gewährleistet. Mit 

diesen Verpflichtungen soll der Schutz der Inhaber vermögenswertereferenzierter 

Token und insbesondere von Kleinanlegern sichergestellt werden.20 

Aus Art. 17 Abs. 1 Bst. b MiCAR ergibt sich, dass auch Kreditinstitute, die vermö-

genswertereferenzierte Token emittieren, unter anderem den Regelungen zur Un-

ternehmensführung nach Art. 34 Abs. 1 MiCAR, den Anforderungen zur Fortfüh-

rung des Geschäftsbetriebs gemäss Art. 34 Abs. 9, an die Mechanismen für die 

interne Kontrolle und das Risikomanagement nach Art. 34 Abs. 10 MiCAR sowie 

den Anforderungen an den guten Leumund der Mitglieder des Leitungsorgans und 

Anteilseigner und Gesellschafter nach Art. 34 Abs. 2 oder 4 unterliegen. 

1.2.5.2 Anbieter von Kryptowerte-Dienstleistungen 

Anbieter von Kryptowerte-Dienstleistungen unterliegen strengen organisatori-

schen Anforderungen. Die Mitglieder des Leitungsorgans von Anbietern von Kryp-

towerte-Dienstleistungen müssen ausreichende Kenntnisse, Fähigkeiten und Er-

fahrungen für die Wahrnehmung ihrer Aufgaben aufweisen und zuverlässig sein, 

sie dürfen insbesondere nicht für Straftaten im Zusammenhang mit Geldwäsche 

oder Terrorismusfinanzierung oder für andere Straftaten, die ihrem guten Leu-

mund schaden würden, verurteilt worden sein. Auch die direkten oder indirekten 

Anteilseigner oder Gesellschafter, die qualifizierte Beteiligungen an Anbietern von 

Kryptowerte-Dienstleistungen halten, müssen gut beleumundet sein und dürfen 

ebensowenig für Straftaten im Zusammenhang mit Geldwäsche oder Terrorismus-

finanzierung oder für andere Straftaten, die ihrem guten Leumund schaden wür-

den, verurteilt worden sein. Anbieter von Kryptowerte-Dienstleistungen haben 

                                                      

20 vgl. ErwGr. 51 MiCAR.  
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sicherzustellen, dass ihre Geschäftsführung und ihr Personal über angemessene 

Kenntnisse, Fähigkeiten und Erfahrungen verfügen und alle angemessenen 

Schritte unternehmen, um ihre Funktionen zu erfüllen, indem sie etwa einen Plan 

zur Fortführung des Geschäftsbetriebs aufstellen. Wie die Emittenten von vermö-

genswertereferenzierten Token haben auch sie solide Mechanismen für die in-

terne Kontrolle und die Risikobewertung sowie über angemessene Systeme und 

Verfahren zur Gewährleistung der Integrität und Vertraulichkeit der erhaltenen 

Informationen zu schaffen. Anbieter von Kryptowerte-Dienstleistungen haben 

ausserdem Systeme vorzusehen, mit denen potenzieller Marktmissbrauch durch 

Kunden aufgedeckt werden kann.21  

1.2.6 Wohlverhaltenspflichten 

1.2.6.1 Anbieter anderer vermögenswertereferenzierte Token und Krypto-

werte als vermögenswertereferenzierte Token oder E-Geld-Token 

sowie Anbieter von vermögenswertereferenzierten Token 

Die MiCAR nimmt Anbieter des Kryptowertes bzw. Personen, die dessen Zulassung 

zum Handel beantragen, ins Visier und unterwirft diese aufsichtsrechtlichen Wohl-

verhaltensregeln.  

Die für sämtliche Anbieter anderer Kryptowerte als vermögenswertereferenzier-

ter Token oder E-Geld-Token und von Personen, die die Zulassung solcher Krypto-

werte zum Handel beantragen, geltenden Verpflichtungen werden in Art. 14 fest-

gelegt; sie sind im Grundsatz vergleichbar mit den Wohlverhaltenspflichten nach 

der MiFID II.  

                                                      

21  vgl. ErwGr. 81 MiCAR.  
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In Art. 27 bis 32 MiCAR werden die Wohlverhaltenspflichten von Emittenten ver-

mögenswertereferenzierter Token verankert. Diese umfassen unter anderem die 

Pflicht zu ehrlichem, redlichem und professionellem Handeln im besten Interesse 

der Inhaber vermögenswertereferenzierter Token, ein Beschwerdeverfahren so-

wie die Pflicht zur Offenlegung von Interessenskonflikten und lehnen sich eben-

falls an die entsprechenden Regelungen nach der MiFID II an. 

1.2.6.2 Anbieter von Kryptowerte-Dienstleistungen 

Auch Anbieter von Kryptowerte-Dienstleistungen müssen Wohlverhaltenspflich-

ten einhalten. Nach Art. 66 MiCAR haben sie etwa stets ehrlich, redlich und pro-

fessionell und im besten Interesse ihrer Kunden handeln und Art. 72 sieht Vor-

schriften zur Ermittlung, Vermeidung, Regelung und Offenlegung von Interessen-

konflikten vor.  

1.2.7 Vermögenswertreserve 

Um den Wert ihrer vermögenswertereferenzierten Token zu stabilisieren, müssen 

Emittenten von vermögenswertereferenzierten Token nach Art. 36 MiCAR eine 

Vermögenswertreserve bilden, mit der die betreffenden Kryptowerte unterlegt 

werden, und diese Vermögenswertreserve jederzeit aufrechterhalten. Emittenten 

vermögenswertereferenzierter Token haben sicherzustellen, dass die Vermögens-

wertreserve operativ von ihrem Vermögen getrennt ist.  

Emittenten, die zwei oder mehr vermögenswertereferenzierte Token öffentlich 

anbieten, haben für jeden vermögenswertreferenzierten Token Vermögenswert-

reserven zu bilden, getrennt zu halten und zu verwalten.  

Für den Fall, dass verschiedene Emittenten vermögenswertereferenzierter Token 

denselben vermögenswertreferenzierten Token öffentlich anbieten, so bilden und 
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halten diese Emittenten nur eine Vermögenswertreserve für diesen vermögens-

wertreferenzierten Token.  

Der Emittent eines vermögenswertreferenzierten Token hat den aggregierten 

Wert der Vermögenswertreserve anhand von Marktpreisen zu ermitteln. Ihr ag-

gregierter Wert hat mindestens dem aggregierten Wert der Ansprüche der Inha-

ber des im Umlauf befindlichen vermögenswertereferenzierten Token gegen den 

Emittenten zu entsprechen. 

1.2.8 Haftung 

Art. 15 MiCAR (in Bezug auf Anbieter, Personen, die die Zulassung zum Handel 

beantragen und Betreiber einer Handelsplattform), Art. 26 MiCAR (betreffend 

Emittenten vermögenswertereferenzierter Token) sowie Art. 52 MiCAR (bezüglich 

Emittenten von E-Geld-Token) enthalten Haftungsbestimmungen.  

Es obliegt den Inhabern von Kryptowerten, den Nachweis dafür zu erbringen, dass 

der Anspruchsgegner gegen Art. 6, 19 bzw. 51 MiCAR verstossen hat und dass sich 

dieser Verstoss auf ihre Entscheidung, die entsprechenden Kryptowerte zu kaufen, 

zu verkaufen oder zu tauschen, ausgewirkt hat. 

Die Haftungsbestimmungen in der MiCAR sind gekennzeichnet durch eine An-

spruchsgrundlage, die sich direkt aus der Verordnung ergibt und keiner weiteren 

Durchführung oder Konkretisierung durch die EWR-Mitgliedsstaaten bedarf.  

1.2.9 Widerrufsrecht 

Art. 13 MiCAR sieht im Kontext des Vertriebs von anderen Kryptowerten als wert-

referenzierten Token oder E-Geld-Token ein Widerrufsrecht zugunsten von Klein-

anlegern vor: Anbieter dieser Kryptowerte gewähren jedem Kleinanleger, der 

Kryptowerte von einem Anbieter von Kryptowerte-Dienstleistungen, der Krypto-

werte für diesen Anbieter platziert, erwirbt, ein Widerrufsrecht. Es verdrängt das 
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Widerrufsrecht für Verbraucher nach der Richtlinie 2002/65/EG22 (Fernabsatz-

richtlinie). Die Widerrufsfrist beträgt 14 Tage und der Widerruf ist gebührenfrei 

und kostenlos sowie ohne Angabe von Gründen möglich. Das Kryptowerte-White-

paper muss über dieses Widerrufsrecht Auskunft geben.  

1.2.10 Marktmissbrauch 

Angelehnt an das System der MAR sieht die MiCAR in ihren Art. 86 bis 92 ein um-

fassendes System zur Verhinderung und zum Verbot von Marktmissbrauch, also 

Insiderhandel und Marktmanipulation, vor. So sind Insidergeschäfte und die un-

rechtmässige Offenlegung von Insiderinformationen nach Art. 89 und 90 MiCAR 

sowie die Marktmanipulation nach Art. 91 verboten. Art. 92 normiert, dass Perso-

nen, die beruflich Geschäfte mit Kryptowerten vermitteln oder ausführen, über 

wirksame Vorkehrungen, Systeme und Verfahren für die Vorbeugung und Aufde-

ckung von Marktmissbrauch verfügen müssen. Sie unterliegen auch Meldepflich-

ten, nach denen jeder begründete Verdacht auf Marktmissbrauch in Bezug auf ei-

nen Auftrag oder ein Geschäft der zuständigen Behörde zu melden ist. Der Wort-

laut orientiert sich dabei jeweils stark an dem der MAR.  

1.2.11 Signifikante vermögenswertereferenzierte Token 

Kapitel 5 MiCAR (Art. 43 bis 45) beinhaltet Vorschriften zur Einstufung signifikanter 

vermögenswertereferenzierter Token durch die EBA und die sich daraus ergeben-

den spezifischen zusätzlichen Pflichten für Emittenten solcher signifikanter vermö-

genswertereferenzierter Token, etwa die Pflicht zur Festlegung einer angemesse-

nen Vergütungspolitik, zur Überwachung des Liquiditätsbedarfs und zur 

                                                      

22 Richtlinie 2002/65/EG des Europäischen Parlaments und des Rates vom 23. September 2002 über den 
Fernabsatz von Finanzdienstleistungen an Verbraucher und zur Änderung der Richtlinie 90/619/EWG des 
Rates und der Richtlinien 97/7/EG und 98/27/EG (ABl. L 271 vom 9.10.2002, S. 16). 
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Durchführung von Liquiditätsstresstests. Die Aufsichtszuständigkeit von Emitten-

ten signifikanter vermögenswertereferenzierter Token geht an die EBA über.  

1.3 Schwerpunkte der Transfer of Funds Regulation 

1.3.1 Ausdehnung der Geldtransferverordnung auf Kryptowertetransfers 

Der Schwerpunkt der neu gefassten TFR besteht in der Regulierung von Krypto-

wertetransfers (neben den bisherigen klassischen Geldtransfers). Neu wird sicher-

gestellt, dass der Originator und der Begünstigte bei Transfers mit Kryptowerten 

identifiziert werden und somit eine Nachverfolgbarkeit von Transaktionen ge-

währleistet ist. Es handelt sich bei dieser Verordnung somit um die europäische 

Umsetzung der von der FATF geforderten "travel rule", die in Liechtenstein bereits 

durch eine nationale Regelung adressiert wurde. 

Die in Art. 4 bis 9 TFR geregelten Pflichten für die Zahlungsdienstleister werden in 

den Art. 14 bis 18 TFR auf Anbieter von Kryptowerte-Dienstleistungen ausgedehnt. 

So verpflichtet Art. 14 TFR den Anbieter von Kryptowerte-Dienstleistungen des 

Originators vor Ausführung eines Kryptowertetransfers Angaben zur Identität des 

Originators und des Begünstigten einzuholen und zu übermitteln. Der Anbieter 

von Kryptowerte-Dienstleistungen des Begünstigten muss die erfolgte Übermitt-

lung der Angaben nach Art. 16 TFR wiederum sicherstellen.  

Die Anforderungen dieser Verordnung gelten auch für Kryptowertetransfers an  

oder von selbst gehostete(n) Adresse(n), sofern ein Anbieter von Kryptowerte-

Dienstleistungen beteiligt ist. Bei Transfers, deren Betrag 1 000 Euro übersteigt, 

die im Auftrag des Kunden eines Anbieters von Kryptowerte-Dienstleistungen an 

eine selbst gehostete Adresse gesendet oder von einer solchen Adresse empfan-

gen werden, muss der betreffende Anbieter von Kryptowerte-Dienstleistungen 

geeignete Massnahmen treffen, um festzustellen, ob diese Adresse im Eigentum 

oder unter der Kontrolle des Kunden steht.  
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1.3.2 Anpassungen der Geldwäscherichtlinie 

Des Weiteren werden mit der TFR auch Bestimmungen der Geldwäscherichtlinie 

(EU) 2015/84923 (Geldwäscherichtline) angepasst. Um Lücken im Rechtsrahmen 

zur Bekämpfung von Geldwäscherei und Terrorismusfinanzierung zu schliessen 

und das Unionsrecht internationalen Empfehlungen anzupassen, wird die Geldwä-

scherichtlinie dahingehend geändert, dass alle Kategorien von Anbietern von Kryp-

towerte-Dienstleistungen im Sinne der MiCAR, die für ein breiteres Spektrum von 

Anbietern von Kryptowerte-Dienstleistungen gilt, vom Anwendungsbereich der 

Geldwäscherichtlinie erfasst sind. Aus Sicht des liechtensteinischen Sorgfalts-

pflichtgesetzes (SPG) wird der Anwendungsbereich dadurch nur marginal geän-

dert. 

Durch die Änderung der Geldwäscherichtlinie soll ferner sichergestellt werden, 

dass Anbieter von Kryptowerte-Dienstleistungen in der Lage sind, die Risiken zu 

mindern, denen sie im Hinblick auf Geldwäscherei und Terrorismusfinanzierung 

ausgesetzt sind. Zu diesem Zweck wurden insbesondere das Erfordernis zur An-

wendung verstärkter Sorgfaltspflichten auf Korrespondenzbankdienstleistungen 

für Anbieter von Kryptowerte-Dienstleistungen ausgedehnt.  

Ausserdem werden Anbieter von Kryptowerte-Dienstleistungen zu einem Risiko-

management in Bezug auf jenes Risiko verpflichtet, das mit Kryptowertetransfers 

von oder an eine selbst gehostete Adresse verbunden ist. Die Verordnung sieht in 

diesem Zusammenhang auch gewisse Mindestmassnahmen zur Risikomitigierung 

vor, die bis Ende Dezember 2024 durch EBA-Leitlinien präzisiert werden sollen.  

                                                      

23 Richtlinie (EU) 2015/849 des Europäischen Parlaments und des Rates vom 20. Mai 2015 zur Verhinderung 
der Nutzung des Finanzsystems zum Zwecke der Geldwäsche und der Terrorismusfinanzierung, zur Ände-
rung der Verordnung (EU) Nr. 648/2012 des Europäischen Parlaments und des Rates und zur Aufhebung 
der Richtlinie 2005/60/EG des Europäischen Parlaments und des Rates und der Richtlinie 2006/70/EG der 
Kommission. 
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Die EBA erhält ausserdem den Auftrag, Leitlinien zu Risikovariablen und Risikofak-

toren herauszugeben, welche von Anbietern von Kryptowerte-Dienstleistungen zu 

berücksichtigen sind und allenfalls zur Anwendung verstärkter Sorgfaltspflichten 

führen. Dabei soll die EBA besonders auf Produkte, Transaktionen und Technolo-

gien achten, die Anonymität begünstigen können (z.B. Privacy Wallets‚ Mixer oder 

Tumbler).   

2. BEGRÜNDUNG DER VORLAGE 

2.1 MiCAR 

In Liechtenstein wird die MiCAR mit Inkrafttreten des entsprechenden Beschlusses 

des Gemeinsamen EWR-Ausschusses betreffend die Übernahme der Verordnung 

in das EWR-Abkommen unmittelbar anwendbar. Grundsätzlich ist eine Durchfüh-

rung ins liechtensteinische Recht nur insoweit notwendig, als eine solche aus-

drücklich vorgesehen ist. Dies betrifft insbesondere die Benennung der zuständi-

gen Behörde, die Einräumung von ihr zustehenden Aufsichts- und Ermittlungsbe-

fugnissen und Sanktionsmöglichkeiten.  

Die notwendige Durchführung ins liechtensteinische Recht erfolgt im Gesetz zur 

Durchführung der Verordnung (EU) 2023/1114 über Märke für Krypto-

werte  (EWR-MiCAR-Durchführungsgesetz, EWR-MiCAR-DG), das parallel zur Mi-

CAR gilt, sowie dem Bankengesetz (BankG). Tätigkeiten, welche Banken nach der 

MiCAR erbringen dürfen, unterliegen im Rahmen der Dienstleistungs- und Nieder-

lassungsfreiheit der gegenseitigen Anerkennung und dürfen daher nach Durchlau-

fen des Notifikationsverfahrens in anderen EWR-Mitgliedstaaten bzw. in Liechten-

stein erbracht werden.  

Es werden aus Gründen des Kundenschutzes und des Schutzes des liechtensteini-

schen Finanzmarktes darüber hinaus zusätzliche Bestimmungen in das EWR-
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MiCAR-Durchführungsgesetz aufgenommen, welche insbesondere die Beaufsich-

tigung von MiCAR-Instituten durch die Finanzmarktaufsicht (FMA) stärken sollen 

und sich in anderen nationalen Finanzmarktgesetzen bereits bewährt haben. Dies 

erscheint insbesondere vor dem Hintergrund der jüngsten Skandale rund um Kryp-

tounternehmen, wie beispielsweise der Verletzungen der Bestimmungen zur 

Geldwäschereibekämpfung durch die in den USA ansässige Binance, aber auch des 

Zusammenbruchs der Kryptobörse FTX, welche nicht nur Schäden bei Anlegern 

verursacht, sondern auch einen enormen Reputationsverlust in der Kryptobran-

che als solche mit sich gebracht hat, als unumgänglich. MiCAR-Institute sollten ei-

ner ähnlich wirksamen Aufsicht unterliegen wie andere Finanzintermediäre, um 

die von ihnen ausgehenden Risiken zu minimieren, eine ausreichende Überwa-

chung der ausgeübten Tätigkeiten zu gewährleisten und Kunden und den Finanz-

platz bestmöglich zu schützen. Zu diesem Zweck wird vor allem das System der 

indirekten Aufsicht, also die regelmässige Prüfung der MiCAR-Institute durch un-

abhängige Wirtschaftsprüfungsgesellschaften verankert. Weiters werden etwa 

Melde-, Berichts- und Rechnungslegungspflichten normiert. Die Melde- und Be-

richtspflichten dienen dazu, die FMA über die aktuelle Situation und beabsichtigte 

oder kürzlich vorgenommene Änderungen in Bezug auf MiCAR-Institute zu unter-

richten, damit die Überprüfung der jederzeitigen Einhaltung von Zulassungsvo-

raussetzungen erleichtert wird, bei Bedarf umgehend eingegriffen werden kann 

und allfällige Korrekturmassnahmen angeordnet werden können. Die Melde- und 

Berichtspflichten entsprechen dabei denen nach anderen Finanzmarktrechtsak-

ten, insbesondere nach dem Vermögensverwaltungsgesetz (VVG). Für sämtliche 

MiFID-Tätigkeiten, die eine Vermögensverwaltungsgesellschaft nach dem VVG in 

Bezug auf Finanzinstrumente ausüben kann, finden sich in der MiCAR materiell 

gleichwertige Tätigkeiten im Bereich der Krypowerte-Dienstleistungen (Portfo-

lioverwaltung, Beratung, Annahme und Übermittlung von Aufträgen sowie Aus-

führung von Aufträgen für Kunden). Darüber hinaus haben MiCAR-Institute die 
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Möglichkeit, weitere Dienstleistungen im Bereich der Kryptowerte zu erbringen, 

deren Ausübung Vermögensverwaltungsgesellschaften betreffend Finanzinstru-

mente verwehrt ist, z.B. die Verwahrung und Verwaltung, die Platzierung oder das 

Betreiben einer Handelsplattform etc. Da die Gesetzesvorlage darauf abzielt, ähn-

liche Tätigkeiten analog zu regeln und die Aufsichtsregelungen nach dem VVG 

(etwa im Vergleich zum Wertpapierfirmengesetz oder dem Bankengesetz) die ge-

ringsten Eingriffsrechte der FMA beinhalten, werden daher diese Anforderungen 

– wo erforderlich – als Mindeststandard herangezogen und auch für MiCAR-Insti-

tute vorgeschrieben. Unter anderem gilt dies etwa auch für die zusätzlich zu den 

in der MiCAR bereits vorgesehenen, in der Vorlage aufgenommenen, weiteren 

Entzugsbestimmungen sowie für die Aufsichtsbefugnisse der FMA. Die Befugnisse 

nach der MiCAR wurden um national übliche Aufsichtsmassnahmen, wie z.B. das 

Recht, einen Beobachter einzusetzen oder die Öffentlichkeit darüber zu informie-

ren, dass ein namentlich genanntes Unternehmen nicht berechtigt ist, Dienstleis-

tungen nach der MiCAR zu erbringen, erweitert.  

Damit kommt Liechtenstein seiner Verpflichtung nach dem EWR-Abkommen nach 

und schafft zugleich im Hinblick auf Märkte für Kryptowerte sowie Anbieter von 

Kryptowerte-Dienstleistungen gleiche Wettbewerbsbedingungen im Verhältnis zu 

allen anderen EWR-Mitgliedstaaten.  

Das EWR-MiCAR-Durchführungsgesetz soll gleichzeitig mit dem Inkrafttreten der 

MiCAR im EWR-Abkommen in Kraft treten.  

Neben der Schaffung des EWR-MiCAR-Durchführungsgesetzes ist das Finanz-

marktaufsichtsgesetz (FMAG) anzupassen und Gebührentatbestände für die neu 

hinzutretenden Finanzintermediäre aufzunehmen.  

Das TVTG wird ebenfalls novelliert, indem die Dienstleisterrollen aufzuheben sind, 

welche nun über die MiCAR geregelt werden. Das TVTG fokussiert sich in seinem 
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Aufsichtsteil daher zukünftig auf die allgemeine Token-Ökonomie. Die zivilrechtli-

chen Bestimmungen des TVTG werden jedoch weiterhin die Grundlage für die zi-

vilrechtliche Übertragung aller Token und Kryptowerte, einschliesslich solcher 

nach der MiCAR, bilden. 

Weiters wird – unabhängig von der MiCAR – das EWR-Schwarmfinanzierungsge-

setz geändert. Auch hier wird das Prinzip der indirekten Aufsicht durch die Auf-

nahme der Pflicht, eine externe, von der FMA anerkannte Wirtschaftsprüfungsge-

sellschaft zu bestellen, eingeführt. Auch das Berufsgeheimnis, das sich in der in 

Liechtenstein üblichen Form in der Verordnung (EU) 2020/150324  

(Schwarmfinanzierungsverordnung) nicht wiederfindet, wird verankert. In diesem 

Zusammenhang sind auch die Strafbestimmungen anzupassen.  

Schliesslich sind sowohl das GewG als auch das Dienstleistungsgesetz (DLG) abzu-

ändern und um die neuen finanzmarktrechtlichen Akteure nach der MiCAR und 

die bisher unberücksichtigt gebliebenen Schwarmfinanzierungsdienstleister zu er-

gänzen.  

2.2 Transfer of Funds Regulation 

In Liechtenstein wird die TFR mit Inkrafttreten des entsprechenden Beschlusses 

des Gemeinsamen EWR-Ausschusses betreffend die Übernahme der Verordnung 

in das EWR-Abkommen unmittelbar anwendbar. Eine Durchführung in liechten-

steinisches Recht ist nur insoweit notwendig, als eine solche ausdrücklich in der 

Verordnung vorgesehen ist. Dies betrifft insbesondere die Benennung der zustän-

digen Behörde, die Einräumung von ihr zustehenden Aufsichts- und Ermittlungs-

befugnissen und Sanktionsmöglichkeiten. Da die TFR in Art. 38 auch 

                                                      

24 Verordnung (EU) 2020/1503 des Europäischen Parlaments und des Rates vom 7. Oktober 2020 über Eu-
ropäische Schwarmfinanzierungsdienstleister für Unternehmen und zur Änderung der Verordnung (EU) 
2017/1129 und der Richtlinie (EU) 2019/1937 (ABl. 347 vom 20.10.2020, S. 1).  
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Bestimmungen der Geldwäscherichtlinie abändert, sind überdies noch jene Best-

immungen in nationales Recht umzusetzen. 

Sowohl die Durchführung der TFR als auch die Umsetzung der in der TFR vorgese-

henen Änderungen der Geldwäscherichtlinie sollen durch die Anpassung des SPG 

erfolgen. 

3. SCHWERPUNKTE DER VORLAGE 

3.1 MiCAR  

Grundsätzlich gilt die MiCAR mit Inkrafttreten des entsprechenden Beschlusses 

des Gemeinsamen EWR-Ausschusses betreffend die Übernahme der Verordnung 

in das EWR-Abkommen unmittelbar. Die durchzuführenden Bestimmungen sollen 

zusammen mit den zusätzlich vorgesehenen nationalen Vorschriften in einem ei-

genständigen Durchführungsgesetz zusammengefasst werden, welches neben der 

unmittelbar anwendbaren MiCAR und den dazu von der EU-Kommission zu erlas-

senden Level II-Rechtsakten Anwendung findet.  

Die MiCAR befindet sich noch im Übernahmeverfahren in das EWR-Abkommen. 

Da die Verordnung den Erlass eines Durchführungsgesetzes bedingt, wird der Be-

schluss des Gemeinsamen EWR-Ausschusses (EWR-Übernahmebeschluss) betref-

fend die MiCAR im Rahmen eines entsprechenden Bericht und Antrags nach Art. 

103 des EWR-Abkommens dem Landtag zur Zustimmung gemäss Art. 8 Abs. 2 der 

Verfassung des Fürstentums Liechtenstein (LV) unterbreitet werden. Das vorlie-

gende EWR-MiCAR-Durchführungsgesetz kann dieses verfassungsrechtliche Zu-

stimmungserfordernis nicht ersetzen.  

In Liechtenstein ist nach allen Finanzmarktgesetzen die FMA die zuständige Be-

hörde. Dementsprechend wird die FMA aus Gründen der Rechtsklarheit und -
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sicherheit in Art. 19 der Gesetzesvorlage ausdrücklich als zuständige Behörde im 

Sinne von Art. 93 MiCAR bestimmt.  

Zudem sind die zuständigen Behörden nach Art. 94 MiCAR mit den für den Vollzug 

erforderlichen Aufsichts- und Untersuchungsbefugnissen auszustatten. Art. 111 

MiCAR sieht ausserdem vor, dass Mitgliedstaaten Vorschriften für Sanktionen und 

verwaltungsrechtliche Massnahmen bei Verstössen gegen diese Bestimmungen 

festzulegen haben.  

Die FMA wird dementsprechend mit den notwendigen Aufsichts- und Ermittlungs-

befugnissen (Art. 20) sowie mit angemessenen Sanktionsbefugnissen (Art. 31) aus-

gestattet.  

Alles Weitere ist der Gesetzesvorlage sowie den Erläuterungen zu den einzelnen 

Bestimmungen zu entnehmen.  

Gleichzeitig ist das TVTG als bisher in Liechtenstein massgebender Rechtsakt für 

die Erbringung von Kryptodienstleistungen mit der neuen EWR-rechtlichen 

Rechtslage abzustimmen. Demnach werden die Rollen und Geschäftsmodelle die 

von der MiCAR umfasst sind, ausschliesslich von dieser bestimmt. Da der Fokus 

des TVTG somit auf der allgemeinen Token-Ökonomie liegt, wird sich das TVTG 

zukünftig inhaltlich und prozessual an verwandten Gesetzen, wie dem GewG, ori-

entieren und das Regelungsniveau entsprechend anpassen. Zuständige Behörde 

bleibt weiterhin die FMA. 

3.2 Transfer of Funds Regulation 

Die TFR befindet sich noch im Übernahmeverfahren in das EWR-Abkommen. Da 

die TFR die Anpassung des SPG bedingt, wird der EWR-Übernahmebeschluss be-

treffend die TFR im Rahmen eines entsprechenden Bericht und Antrags nach Art. 
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103 des EWR-Abkommens dem Landtag zur Zustimmung gemäss  

Art. 8 Abs. 2 LV unterbreitet werden.  

Es ist davon auszugehen, dass die EWR Übernahme der TFR gleichzeitig mit jener 

von MiCAR erfolgen wird. Da die TFR bei den Begrifflichkeiten und den Anwen-

dungsbereich auf die MiCAR abstellt, ist eine gleichzeitige Umsetzung beider Ver-

ordnungen in Liechtenstein essentiell. Eine Behandlung bzw. Durchführung der 

MiCAR und der TFR in derselben Vernehmlassungsvorlage ist somit einerseits die 

effizienteste und andererseits auch die für die Marktteilnehmer übersichtlichste 

und einfachste Lösung.  

Wie weiter oben ausgeführt, wird die TFR mit Inkrafttreten des entsprechenden 

Beschlusses des Gemeinsamen EWR-Ausschusses betreffend die Übernahme der 

Verordnung in das EWR-Abkommen unmittelbar in Liechtenstein anwendbar. Le-

diglich (oben genannte) Durchführungsbestimmungen sind im nationalen Recht 

(konkret im SPG) erforderlich. Bisherige Verweise auf die GTV sollen durch Ver-

weise auf die TFR angepasst werden.  

Für die Überwachung der Einhaltung der GTV ist bislang die FMA die zuständige 

Aufsichtsbehörde. Dies soll sich in Bezug auf die TFR nicht ändern. Die Zuständig-

keitsregelung erhält folglich nur eine neue Referenz auf die TFR anstelle der bis-

herigen GTV. Zudem sind die Sanktionsbestimmungen entsprechend den erwei-

terten Vorgaben der TFR auszudehnen. 

Ausserdem soll aufgrund der in der TFR vorgesehenen Änderungen der Geldwä-

scherichtlinie das Erfordernis zur Anwendung verstärkter Sorgfaltspflichten bei 

Korrespondenzbankbeziehungen auf Anbieter von Kryptowerte-Dienstleistungen 

ausgedehnt werden. Ebenfalls aufgrund einer in der TFR vorgesehene Änderung 

der Geldwäscherichtlinie werden Anbieter von Kryptowerte-Dienstleistungen in 

der gegenständlichen Vorlage zu einem Risikomanagement und gewisse 
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Mindestmitigierungsmassnahmen in Bezug auf jenes Risiko verpflichtet, das mit 

Kryptowertetransfers von oder an eine selbst gehostete Adresse verbunden ist.  

Alle weiteren Anpassungen sind der Gesetzesvorlage sowie den Erläuterungen zu 

den einzelnen Bestimmungen zu entnehmen.  

4. ERLÄUTERUNGEN ZU DEN EINZELNEN ARTIKELN 

4.1 Allgemeines 

Die Schaffung von nationalen Durchführungsgesetzen zur Durchführung von un-

mittelbar anwendbaren Verordnungen, die jedoch einzelne Bestimmungen ent-

halten, die einer Durchführung im nationalen Recht bedürfen, hat sich in Liechten-

stein im Finanzmarktrecht etabliert. Diese Praxis ist eine Folge des Umstandes, 

dass der europäische Gesetzgeber verstärkt zum Rechtsinstrument der Verord-

nung anstelle der Richtlinie, die vollständig umzusetzen wäre, greift. Die EU-Ver-

ordnungen stellen in der Regel Rahmengesetze dar, auf deren Grundlage in der 

Folge von der EU-Kommission Durchführungsrechtsakte mit Detailregelungen er-

lassen werden. Insbesondere wird dieser Praxis gefolgt, wenn es sich um eine neue 

Regulierung handelt, für die es keine materiellen Anknüpfungspunkte in geltenden 

Rechtsakten gibt.  

4.2 EWR-MiCAR-Durchführungsgesetz (EWR-MiCAR-DG) 

Gesetzestitel 

Der Titel der Gesetzesvorlage entspricht der Praxis im Zusammenhang mit ande-

ren Gesetzen zur Durchführung von direkt anwendbaren EU-Verordnungen. Durch 

die Bezeichnung als "EWR-Durchführungsgesetz" wird verdeutlicht, dass es sich 

um die Durchführung von einigen Bestimmungen der grundsätzlich direkt an-

wendbaren EU-Verordnungen handelt, die in das EWR-Abkommen übernommen 

werden. Im Übrigen verdeutlicht der Titel den Gegenstand und Zweck der 
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Gesetzesvorlage. Die Aufnahme von zusätzlichen nationalen Vorschriften, die sich 

insbesondere auf die Stärkung der Aufsicht über Zulassungsträger nach der MiCAR 

beziehen, jedoch keine grenzüberschreitenden Auswirkungen haben, ändert da-

ran nichts.  

Zu Art. 1 

Gegenstand und zugleich auch Zweck dieses Gesetzes ist gemäss Abs. 1 die Durch-

führung der MiCAR, welche in Liechtenstein mit Übernahme in das EWR-Abkom-

men unmittelbar anwendbar wird. 

Seit dem 1. Februar 2021 erfolgt die Kundmachung des verbindlichen Wortlauts 

von EWR-Rechtsvorschriften durch eine vereinfachte Publikation und einen direk-

ten Verweis auf das Amtsblatt der Europäischen Union (ABl.). Die Bezugnahme auf 

die MiCAR erfolgt deshalb neu in verkürzter Form. Der Volltitel der Verordnung 

sowie deren Fundstelle im ABl. finden sich in der entsprechenden Fussnote. In Abs. 

2 wird in Übereinstimmung mit der gängigen gesetzgeberischen Praxis ein Hinweis 

darauf, dass sich Bezugnahmen auf EWR-Rechtsvorschriften stets auf die aktu-

ellste Fassung dieser Vorschriften (somit inklusive allfälliger Abänderungen dersel-

ben) beziehen, aufgenommen. Damit soll der Rechtsanwender darauf aufmerk-

sam gemacht werden, dass Änderungen der in Abs. 1 genannten Stammrechtsakte 

mitumfasst sind, ohne dass es einer Änderung des Verweises im vorliegenden Ge-

setz bedarf.  

Ungeachtet dessen ist eine Gesetzesanpassung erforderlich, sofern eine zukünf-

tige Abänderung der MiCAR eine andere Gesetzesbestimmung als Art. 1 dieses 

EWR-MiCAR-Durchführungsgesetzes betrifft. Ebenso unberührt bleibt eine allfäl-

lige Pflicht zur Einholung der verfassungsrechtlichen Zustimmung nach Art. 103 

des EWR-Abkommens im Hinblick auf die Übernahme künftiger EU-Abänderungs-

rechtsakte zur MiCAR in das EWR-Abkommen. Abs. 2 enthält darüber hinaus einen 

Hinweis darauf, wo der jeweils gültige EWR-Rechtsakt in Liechtenstein publiziert 

ist. 
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Zu Art. 2 

In Abs. 1 werden zwei zusätzliche Definitionen aufgenommen, die neben den di-

rekt anwendbaren Begriffsbestimmungen der MiCAR gelten sollen. Einerseits be-

trifft das das "MiCAR-Institut", unter welchem die Zulassungsträger nach der  

MiCAR (nach Art. 21 sowie nach Art. 63) zusammengefasst werden. Nicht Teil die-

ser Definition sind Banken, E-Geld-Institute und andere nach aufsichtlichen Spezi-

algesetzen bewilligte oder zugelassene Finanzintermediäre, die zwar gewissen An-

forderungen nach der MiCAR unterworfen sind, jedoch Tätigkeiten nach der  

MiCAR ohne eine MiCAR-Zulassung aufgrund ihrer bereits spezialgesetzlich erteil-

ten Bewilligung bzw. Zulassung erbringen dürfen. Weiters wird die Bezeichnung 

"Banken" eingefügt. Damit sind Banken im Sinne des Art. 4 Abs. 2 BankG gemeint, 

also solche, die als Kreditinstitute nach Art. 4 Abs. 1 Ziff. 1 der  

Verordnung (EU) Nr. 575/201325 zu qualifizieren sind. Mit dem Verweis in Abs. 2 

soll sichergestellt werden, dass die Definitionen nach dem anwendbaren EWR-

Recht, insbesondere der MiCAR, nicht nur auf die Bestimmungen zur Durchfüh-

rung der MiCAR, sondern auch für die national verankerten ergänzenden Vor-

schriften dieser Gesetzesvorlage gelten. Abs. 3 enthält eine Verordnungskompe-

tenz, welche die Regierung berechtigt, die in Abs. 1 aufgeführten Begriffe näher 

zu umschreiben oder weitere Begriffe in der Vorlage zu definieren. Abs. 4 regelt 

die Geschlechtsneutralität der in diesem Gesetz verwendeten Personen- und 

Funktionsbezeichnungen. 

Zu Art. 3 

In Art. 3 wird vorgesehen, dass Zulassungen nach der MiCAR unter Bedingungen 

und/oder Auflagen erteilt werden können.  

                                                      

25  Verordnung (EU) Nr. 575/2013 des Europäischen Parlaments und des Rates vom 26. Juni 2013 über Auf-
sichtsanforderungen an Kreditinstitute und Wertpapierfirmen und zur Änderung der Verordnung (EU) Nr. 
646/2012 (ABl. 176 vom 27.6.2013, S. 1).  
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Zu Art. 4 

Art. 4 verankert wesentliche Meldepflichten von MiCAR-Instituten, die sich nicht 

bereits aus der MiCAR ergeben. Die Meldepflichten entsprechen inhaltlich denen 

nach vergleichbaren Finanzmarktrechtsakten, etwa nach dem VVG in Verbindung 

mit den Meldepflichten nach der Verordnung (EU) 2019/203326 (IFR). Dadurch soll 

eine wirksame Aufsicht durch die FMA ermöglicht werden (vgl. auch die Ausfüh-

rungen unter "2. Begründung der Vorlage"). Insbesondere werden darin eine vor-

gängige Meldepflicht bei Änderungen der Statuten und des Geschäftsreglements, 

die den Geschäftskreis, das Eigenkapital oder die Organisation betreffen (Bst. a) 

sowie bei Änderungen des Sitzes oder der Hauptverwaltung (analog  

Art. 10 Abs. 1 Bst. b und c VVG) angeordnet (Bst. b). In Bst. c wird die Delegation 

von wichtigen Aufgaben einer Meldepflicht unterworfen. Die Meldepflichten in 

den Bst. b und c sollen der FMA insbesondere das Treffen einer Einschätzung dar-

über erleichtern, ob die MiCAR-Institute ausreichend Substanz in Liechtenstein ge-

schaffen haben oder es sich um reine Hüllengesellschaften handelt. Darüber hin-

aus wird in Anlehnung an Art. 10 Abs. 3a VVG eine Meldepflicht bei Wegfall einer 

Zulassungsvoraussetzung vorgesehen (Bst. d). Eine Meldepflicht bei der Nichtein-

haltung oder voraussichtlichen Nichteinhaltung von Eigenmittelanforderungen, 

die für Wertpapierfirmen einschliesslich Vermögensverwaltungsgesellschaften in 

Art. 11 Abs. 4 IFR geregelt ist, wird ebenfalls aufgenommen (Bst. e). Schliesslich 

haben MiCAR-Institute die FMA vom Beschluss über die Auflösung und Liquidation 

aus anderen Gründen als durch Konkurs und über die rechtskräftige Eröffnung 

des Konkurses oder die rechtskräftige Abweisung eines Konkursantrages mangels 

kostendeckenden Vermögens in Kenntnis zu setzen (Bst. f und g); da sich in sol-

chen Fällen üblicherweise ein Entzugsverfahren anschliesst, sollte die FMA so 

                                                      

26 Verordnung (EU) 2019/2033 des Europäischen Parlaments und des Rates vom 27. November 2019 über 
Aufsichtsanforderungen an Wertpapierfirmen und zur Änderung der Verordnungen (EU) Nr. 1093/2010, 
(EU) Nr. 575/2013, (EU) Nr. 600/2014 und (EU) Nr. 806/2014 (ABl. 314 vom 5.12.2019, S. 1).  
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rasch wie möglich darüber informiert werden. Abs. 2 stellt klar, welche Aufgaben 

als wichtig im Sinne des Abs. 1 Bst. c anzusehen sind; die Formulierung lehnt sich 

an die Definitionen nach dem E-Geldgesetz (EGG) bzw. ZDG an. Nach Abs. 3 sind 

der FMA alle Informationen zur Verfügung zu stellen, damit sie die von den Mel-

dungen umfassten Informationen überprüfen und im Hinblick auf die Einhaltung 

der Zulassungsvoraussetzungen beurteilen kann. Wie in anderen Finanzmarkt-

rechtakten üblich, dürfen Änderungen nach Abs. 1 Bst. a und b erst nach Geneh-

migung der FMA in das Handelsregister eingetragen werden. In Abs. 4 wird eine 

Verordnungskompetenz aufgenommen.  

Zu Art. 5 

Da MiCAR-Institute in unterschiedlichen Rechtsformen ausgestaltet werden kön-

nen, würde aufgrund der daran geknüpften Unterschiede in der Rechnungslegung 

nach dem PGR eine Ungleichbehandlung entstehen, die sachlich nicht gerechtfer-

tigt wäre und die Vergleichbarkeit erschweren würde. Damit die Rechnungslegung 

einheitlich auf hohem Niveau erfolgt, haben sämtliche Unternehmen die Rech-

nungslegungsvorschriften des 1., 2. (mit Ausnahme des 3. Unterabschnitts) und 

4. Abschnitts des 20. Titels des Personen- und Gesellschaftsrechts (PGR) einzuhal-

ten (Abs. 1). In Abs. 2 wird sämtlichen MiCAR-Instituten die Erstellung einer ver-

kürzten Bilanz und Erfolgsrechnung untersagt. Dies entspricht der Rechtslage nach 

Art. 26 VVG. Die bisherige Erfahrung der FMA hat gezeigt, dass eine ordentliche 

Bilanz- und Erfolgsrechnung für die Wahrnehmung der Aufsichtstätigkeit, die Prü-

fung der Solidität und wirtschaftlichen Leistungsfähigkeit sowie für die Wahrung 

des Anlegerschutzes unabdingbar ist. 

Vor Art. 6 

Das System der indirekten Aufsicht hat sich in der liechtensteinischen Finanz-

marktregulierung etabliert. Indirekt ist die Aufsicht, wenn der Staat Teile der Auf-

sichtstätigkeit durch ein nichtstaatliches Organ ausführen lässt. Im Rahmen der 
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indirekten Aufsicht hat der Beauftragte (eine Wirtschaftsprüfungsgesellschaft  

oder ein Wirtschaftsprüfer) die Einhaltung der aufsichtsrechtlichen Vorschriften 

durch die Finanzintermediäre zu kontrollieren und der staatlichen Aufsichtsbe-

hörde über die Ergebnisse der Prüfungen vor Ort zu berichten. Bei Bedarf bleiben 

selbstverständlich auch Vor-Ort-Kontrollen durch die FMA (direkte Aufsicht) mög-

lich. Daneben sehen gewisse Spezialgesetze auch eine direkte Berichterstattung 

der Beaufsichtigten an die FMA vor. Von direkter Aufsicht spricht man, wenn die 

staatlichen Behörden unmittelbar die ihnen unterstellten Finanzintermediäre be-

aufsichtigen, also etwa selber Prüfungen vor Ort vornehmen. Beispielsweise bei 

der Bankenaufsicht, der Aufsicht über Wertpapierfirmen einschliesslich Vermö-

gensverwaltungsgesellschaften sowie bei den Sorgfaltspflichtkontrollen hat man 

mit der indirekten Aufsicht gute Erfahrungen gemacht. In diesen Bereichen bilden 

die Wirtschaftsprüfungsgesellschaften den "verlängerten Arm" der Aufsicht. Die-

ses System bietet unbestrittene Vorteile. Vor allem lindert es das Ressourcenprob-

lem einer kleinen Volkswirtschaft, indem die fachkompetenten und im Wettbe-

werb stehenden Wirtschaftsprüfungsgesellschaften einbezogen werden.27  

Seit einigen Jahren führt die FMA auch bei grundsätzlich indirekten Aufsichtssys-

temen in einem stetig wachsenden Umfang zusätzlich selbst Prüfungen bei Finanz-

intermediären durch und begleitet Wirtschaftsprüfungsgesellschaften zur Quali-

tätskontrolle bei ihren Prüftätigkeiten. Ein solches indirektes Aufsichtssystem mit 

der Möglichkeit der FMA, jederzeit selbst Vor-Ort-Prüfungen und Qualitätskon-

trollen durchzuführen, soll auch für alle MiCAR-Institute gelten.  

Zu Art. 6 

Wie in anderen Finanzmarktrechtsakten (z.B. im BankG, Wertpapierfirmengesetz 

und VVG) wird auch bei den MiCAR-Instituten der Ansatz der indirekten Aufsicht 

                                                      

27 vgl. Bericht und Antrag Nr. 9/2004 zur Schaffung eines Gesetzes über die Finanzmarktaufsicht sowie zur 
Abänderung der Landesverfassung und der entsprechenden Spezialgesetze, S. 15 f. 
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verfolgt. Für Emittenten vermögenswertereferenzierter Token ist eine regelmäs-

sige Prüfung von unabhängigen Prüfern bereits in Art. 34 Abs. 12 MiCAR bzw.  

Art. 36 Abs. 9 in Bezug auf die Vermögenswertreserve verankert. Dem Grundsatz 

der indirekten Aufsicht folgend, werden nach der Gesetzesvorlage alle MiCAR-In-

stitute sowie andere Finanzintermediäre, die Dienstleistungen nach der MiCAR 

ohne zusätzliche MiCAR-Zulassung ausüben dürfen, dazu verpflichtet, ihre Ge-

schäftstätigkeit im Sinne der MiCAR jährlich durch eine von ihnen unabhängige 

und von der FMA anerkannte Wirtschaftsprüfungsgesellschaft prüfen zu lassen 

(Abs. 1). Allfällige engere Prüfungsperiodizitäten oder andere Prüfschwerpunkte 

z.B. im Hinblick auf die Vermögenswertreserve nach Art. 36 Abs. 9 MiCAR bleiben 

von der jährlichen Prüfung nach diesem Artikel unberührt. Die Wirtschaftsprü-

fungsgesellschaft nach Abs. 1 kann gleichzeitig den Prüfpflichten gemäss PGR, SPG 

bzw. bei bereits nach einem anderen Gesetz bewilligten oder zugelassenen Finanz-

intermediären gemäss einem anderen Aufsichtsgesetz (z.B. dem BankG, EGG, etc.) 

und diesem Gesetz nachkommen, muss aber nicht. Es liegt im Ermessen des be-

troffenen Finanzintermediärs, ob er für die Prüfung gemäss PGR bzw. einem an-

deren Aufsichtsgesetz eine andere Wirtschaftsprüfungsgesellschaft verpflichtet o-

der ob er einer einzigen Wirtschaftsprüfungsgesellschaft das Mandat für alle Prü-

fungen erteilt. Letzteres setzt voraus, dass die Wirtschaftsprüfungsgesellschaft 

über alle erforderlichen spezialgesetzlichen Anerkennungen verfügt. Damit die 

Wirtschaftsprüfungsgesellschaft ihren Verpflichtungen nachkommen kann, haben 

die Finanzintermediäre sicherzustellen, dass die Wirtschaftsprüfungsgesellschaft 

jederzeit Einsicht in die Bücher, Belege, Aufträge, Geschäftskorrespondenz und 

Protokolle sowohl des Leitungsorgans als auch der Geschäftsleitung nehmen kann. 

Weiters haben die für die Verwaltung und Geschäftsleitung verantwortlichen Per-

sonen der Wirtschaftsprüfungsgesellschaft alle Auskünfte zu erteilen, damit letz-

tere ihre Prüfungspflicht erfüllen kann (Abs. 2). 
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Zu Art. 7 

Die MiCAR-Institute sind frei, Beginn und Ende des Geschäftsjahres zu bestimmen. 

Ungeachtet dessen haben sie binnen vier Monaten nach Ablauf des Geschäftsjah-

res einen Geschäftsbericht zu erstellen und der FMA einzureichen. Nach Abs. 2 

sind MiCAR-Institute verpflichtet, der FMA periodisch weitere Berichte zu statisti-

schen und aufsichtsrechtlichen Zwecken zu erstatten. Diese werden in der Verord-

nung näher ausgeführt. Analog Art. 28 Abs. 2 VVG soll die FMA dadurch regelmäs-

sig (gegebenenfalls in einem kürzeren Abstand als jährlich) in Berichtsform noch 

näher zu definierende aufsichtsrelevante Informationen nach Massgabe eines von 

der FMA zur Verfügung gestellten Formulars von MiCAR-Instituten erhalten. Dies 

können beispielsweise Angaben zum Meldepflichtigen bzw. MiCAR-Institut wie 

insbesondere Informationen zu Mitarbeitern, Anteilseignern, Kundenbeschwer-

den, der Anzahl an Kundenbeziehungen, Informationen zu durchgeführten Trans-

aktionen, Assets under Management oder Angaben in Bezug auf die erbrachten 

Dienstleistungen im Allgemeinen etc. sein. Der genaue Umfang und die einzelnen 

Angaben hängen ebenfalls von der Ausgestaltung der noch von der Kommission 

zu erlassenden Level-II-Rechtsakten zur MiCAR und den darin verankerten Be-

richts- und Meldepflichten ab. Nach Abs. 3 kann die Regierung das Nähere, insbe-

sondere zum Inhalt der Berichte, mit Verordnung regeln. Auch diese Regelung er-

gänzt die MiCAR-Vorschriften und dient einer wirksamen Aufsicht über MiCAR-In-

stitute.  

Zu Art. 8 

Wie auch in anderen Finanzmarktgesetzen ist in das EWR-MiCAR-Durchführungs-

gesetz eine Bestimmung bezüglich der Geheimhaltungspflicht aufzunehmen. Die 

Vorschrift besagt, dass Mitglieder der Organe des Unternehmens, Angestellte und 

alle sonst für das Unternehmen tätigen Personen zur Geheimhaltung von Tatsa-

chen verpflichtet sind, welche diesen auf Grund der Geschäftsverbindung mit Kun-

den anvertraut oder zugänglich gemacht worden sind. Die Geheimhaltungspflicht 
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gilt zeitlich unbegrenzt. Eine Widerhandlung gegen diese Bestimmung ist ein Ver-

gehen gemäss Art. 26 dieses Gesetzes. Diese Geheimhaltungspflicht wird aufgrund 

der gesetzlichen Vorschriften über die Zeugnis- oder Auskunftspflicht gegenüber 

Strafgerichten sowie Behörden durchbrochen. 

Zu Art. 9 

In Ergänzung zu den bereits nach Art. 24 Abs. 1, 2 und 5 bzw.  

Art. 64 Abs. 1 und 2 MiCAR verankerten Entzugsgründen werden national noch 

weitere Entzugsgründe aufgenommen (vgl. auch die Ausführungen dazu in "2. Be-

gründung der Vorlage"). Diese entsprechen mit Ausnahme des Bst. e denen in an-

deren Finanzmarktrechtsakten. Konkret wird in Abs. 1 Bst. a der Entzug für den 

Fall vorgesehen, dass das MiCAR-Institut systematisch oder in schwerwiegender 

Weise gegen das EWR-MiCAR-Durchführungsgesetz oder die dazu erlassenen Ver-

ordnungen verstösst. Dies kann etwa eine kontinuierliche Weigerung der Zusam-

menarbeit mit der Wirtschaftsprüfungsgesellschaft im Rahmen der indirekten Auf-

sicht sein. Nach Bst. b ist der Entzug anzuordnen, wenn das MiCAR-Institut den 

Aufforderungen der FMA zur Wiederherstellung des gesetzmässigen Zustandes 

nicht Folge leistet. Die Zulassung ist ebenfalls zu entziehen, wenn über das Vermö-

gen des MiCAR-Instituts rechtskräftig der Konkurs eröffnet oder ein Konkursantrag 

mangels kostendeckenden Vermögens rechtskräftig abgewiesen worden ist (Bst. 

c) sowie die Auflösung und Liquidation aus anderen Gründen als durch Konkurs 

vom MiCAR-Institut beschlossen wird (Bst. d). Schliesslich hat die FMA die Zulas-

sung zu entziehen, wenn sie die Durchführung eines Rücktauschplans nach Art. 47 

der MiCAR anordnet (Bst. e). Der rechtskräftige Entzug wird nach Abs. 2 auf Kosten 

des Zulassungsträgers im Amtsblatt und auf der Internetseite der FMA veröffent-

licht. Die FMA teilt jeden Zulassungsentzug der EFTA-Überwachungsbehörde und 

der ESMA bzw. der EBA unter Angabe von Gründen mit.  
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Vor Art. 10 

In den Art. 10 bis 15 wird das Verfahren über die Anerkennung der Wirtschafts-

prüfer und Wirtschaftsprüfungsgesellschaften, die (Melde-)Pflichten der Wirt-

schaftsprüfungsgesellschaften, den Wechsel von Wirtschaftsprüfungsgesellschaf-

ten, deren Beaufsichtigung sowie die Kosten analog der Vorschriften nach anderen 

Finanzmarktrechtsakten für MiCAR-Institute implementiert. 

Zu Art. 10 

Art. 10 legt die Verpflichtung fest, dass jedes MiCAR-Institut eine von ihr unabhän-

gige und von der FMA anerkannte Wirtschaftsprüfungsgesellschaft zu bestellen 

hat. Art. 10 orientiert sich an bereits bestehenden Regelungen im Bereich des Fi-

nanzmarktaufsichtsrechts, insbesondere an Art. 43 VVG. Das Anerkennungsver-

fahren der Wirtschaftsprüfungsgesellschaft sowie des Wirtschaftsprüfers wird in 

Abs. 2 und 3 geregelt. Um eine solche Anerkennung als Wirtschaftsprüfer zu er-

langen, bedarf es einer Zulassung nach dem Gesetz über Wirtschaftsprüfer (WPG) 

und besonderer Qualifikation im Bereich der Kryptowerte. Diese Anforderungen 

kann die Regierung mittels Verordnung konkretisieren. Wirtschaftsprüfungsgesell-

schaften bedürfen für eine Anerkennung insbesondere einer Organisation, die 

nach Art und Umfang der beabsichtigten bzw. bewirtschafteten Mandate ange-

messen ist. Zu einer angemessenen Organisation gehört unter anderem, dass sie 

stets über zumindest zwei verantwortliche, nach Abs. 3 anerkannte Wirtschafts-

prüfer verfügt, durch welche die Wirtschaftsprüfungsgesellschaft ihre eigenen 

spezialgesetzlichen Mandate sachgemäss bewirtschaften lassen kann. Die Anzahl 

der spezialgesetzlichen Wirtschaftsprüfer ist entsprechend der Art und dem Um-

fang der spezialgesetzlichen Mandate, insbesondere unter Berücksichtigung der 

ordnungsgemässen und sachgemässen Mandatsbewirtschaftung verhältnismässig 

anzupassen. Die Wirtschaftsprüfungsgesellschaften haben der FMA die verant-

wortlichen Wirtschaftsprüfer vor Prüfungsbeginn zu melden (Abs. 4). 
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Nach Abs. 5 widerruft die FMA die Anerkennung des Wirtschaftsprüfers bzw. der 

Wirtschaftsprüfungsgesellschaft, wenn die Voraussetzungen nach Abs. 2 bzw. 3 

nicht mehr erfüllt sind oder die Wirtschaftsprüfungsgesellschaft bzw. die Wirt-

schaftsprüfer ihre Pflichten nach diesem Gesetz schwerwiegend oder wiederholt 

verletzt bzw. verletzen. Die Anerkennung erlischt bei schriftlichem Verzicht (Abs. 

6). Nach Abs. 7 haben sich der Wirtschaftsprüfer bzw. die Wirtschaftsprüfungsge-

sellschaft ausschliesslich der Prüfungstätigkeit und den unmittelbar damit zusam-

menhängenden Geschäften zu widmen. So darf er bzw. sie selbst weder Tätigkei-

ten nach der MiCAR, Zahlungsdienste, Bankgeschäfte, Wertpapierdienstleistun-

gen, Dienste eines Zentralverwahrers, einer UCITS-Verwaltungsgesellschaft oder 

eines Verwalters alternativer Investmentfonds erbringen noch E-Geld ausgeben. 

Abs 8 enthält eine Verordnungskompetenz der Regierung, nach der sie insbeson-

dere die Anforderungen für die besondere Qualifikation von Wirtschaftsprüfern 

und das Anerkennungsverfahren nach den Abs. 2 und 3 näher regeln kann.  

Zu Art. 11 

Art. 11 verpflichtet die Wirtschaftsprüfungsgesellschaft zur Durchführung der spe-

zialgesetzlichen Prüfung und legt deren Inhalt fest. Art. 11 richtet sich bei der Fest-

legung des Inhalts der spezialgesetzlichen Prüfung nach bereits bestehenden Best-

immungen in anderen Bereichen des Finanzmarktaufsichtsrechts, insbesondere 

nach Art. 44 VVG. Im Rahmen seiner Tätigkeit unterliegt der Wirtschaftsprüfer so-

wie die Wirtschaftsprüfungsgesellschaft der Geheimhaltungspflicht (Abs. 2). Das 

Ergebnis der Prüfung ist nach Abs. 3 in einem Bericht über die Aufsichtsprüfung 

festzuhalten, der sowohl an das MiCAR-Institut (bzw. dessen zuständige Organe) 

als auch an die FMA zu übermitteln ist. Die Pflicht nach Abs. 3 endet erst mit dem 

rechtskräftigen Verlust der Zulassung des MiCAR-Instituts oder, wenn dieser Zeit-

punkt später liegt, mit der Beendigung der Liquidation. Der Wirtschaftsprüfer bzw. 

die Wirtschaftsprüfungsgesellschaft haftet für alle Pflichtverletzungen nach den 

Vorschriften des Personen- und Gesellschaftsrechts über die Abschlussprüfung. 
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Die Regierung kann mittels Verordnung den Inhalt sowie die Fristen zur Erstellung 

und Einreichung des Prüfungsberichts detaillierter regeln. Insbesondere sind dabei 

die betreffend die regelmässige Prüfung von Emittenten vermögenswertereferen-

zierter Token durch unabhängige Prüfer nach Art. 34 Abs. 12 MiCAR zu erlassen-

den EBA-Leitlinien inhaltlich zu berücksichtigen.  

Zu Art. 12 

Analog zu anderen Finanzmarktrechtsakten, insbesondere Art. 45 VVG, normiert 

Art. 12 das Vorgehen der Wirtschaftsprüfungsgesellschaft, wenn diese im Zuge ih-

rer Prüfung Verletzungen von gesetzlichen oder sonstigen Vorschriften feststellt 

(Abs. 1). Bei der Aufzählung in Abs. 1 handelt es sich um eine exemplarische Liste. 

Abs. 2 enthält ergänzend eine Anzeigepflicht für den Fall, dass die Wirtschaftsprü-

fungsgesellschaft Feststellungen im Sinne von Abs. 1 in Bezug auf Unternehmen 

macht, die aus einem Kontrollverhältnis heraus enge Verbindungen zum MiCAR-

Institut haben oder Unternehmen, die an seiner Geschäftstätigkeit mitwirken. 

Abs. 3 beinhaltet eine Klarstellung im Hinblick auf die Verletzung der Geheimhal-

tungspflicht. Beanstandungen – so normiert Abs. 4 – sind jedenfalls in den Prü-

fungsbericht aufzunehmen. Abs. 5 sieht eine Verordnungskompetenz der Regie-

rung vor.  

Zu Art. 13 

Art. 13 legt Vorschriften zum Wechsel von Wirtschaftsprüfungsgesellschaft von 

MiCAR-Instituten fest. Jeder Wechsel einer Wirtschaftsprüfungsgesellschaft ist 

der Genehmigung durch die FMA vorbehalten (Abs. 1 und 2). Wenn die Anerken-

nung der Wirtschaftsprüfungsgesellschaft entfällt, hat das MiCAR-Institut inner-

halb eines Monats eine neue Wirtschaftsprüfungsgesellschaft zu bestellen. In Aus-

nahmefällen kann die FMA diese Frist verlängern. Die Bestellung der neuen Wirt-

schaftsprüfungsgesellschaft bedarf wiederum einer vorgängigen Genehmigung 

durch die FMA. Sofern eine Prüfung nicht ordnungsgemäss erfolgt, kann die FMA 
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von dem MiCAR-Institut verlangen, dass es für die folgende Prüfperiode eine an-

dere Wirtschaftsprüfungsgesellschaft mit der Aufsichtsprüfung beauftragt (Abs. 

4). 

Zu Art. 14 

Art. 14 orientiert sich an bereits bestehenden Regelungen im Bereich des Finanz-

marktaufsichtsrechts, insbesondere Art. 46 VVG. Die Aufsicht über die Tätigkeiten 

der Wirtschaftsprüfungsgesellschaften im Rahmen der spezialgesetzlichen Auf-

sichtsprüfung über MiCAR-Institute obliegt der FMA (Abs. 1). In Abs. 2 wird klar-

gestellt, dass der FMA für die Zwecke der Aufsicht nach Abs. 1 alle Befugnisse nach  

Art. 20 Abs. 3 unter sinngemässer Anwendung zur Verfügung stehen. 

Zu Art. 15 

Art. 15 entspricht der bisherigen Praxis im Bereich des Finanzmarktaufsichtsrechts 

und ordnet an, dass die Kosten für die spezialgesetzliche Prüfung von den Zulas-

sungsträgern zu tragen sind. 

Zu Art. 16 

Mit der Durchführung dieser Gesetzesvorlage und der MiCAR werden die FMA und 

das Landgericht betraut. Dabei ist das Landgericht primär die Strafbehörde. Der 

FMA obliegt der Vollzug der MiCAR und dieser Vorlage.  

Zu Art. 17 

Nach Art. 100 MiCAR gelten alle im Rahmen der MiCAR zwischen zuständigen Be-

hörden ausgetauschten Informationen, die Geschäfts- oder Betriebsbedingungen 

und andere wirtschaftliche oder persönliche Angelegenheiten betreffen, als ver-

traulich und unterliegen den Anforderungen des Berufsgeheimnisses, es sei denn, 

ihre Weitergabe wird von den zuständigen Behörden zum Zeitpunkt der Übermitt-

lung für zulässig erklärt oder ist für Gerichtsverfahren oder Fälle aus dem Bereich 

des nationalen Steuerrechts oder des Strafrechts erforderlich. Die Pflicht zur 
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Wahrung des Berufsgeheimnisses gilt für alle natürlichen oder juristischen Perso-

nen, die für die zuständigen Behörden tätig sind oder tätig waren. Die unter das 

Berufsgeheimnis fallenden Informationen dürfen nicht an andere natürliche oder 

juristische Personen oder an Behörden weitergegeben werden, es sei denn, dies 

geschieht aufgrund von zwingend vorrangigem EWR-Recht oder nationalem 

Recht. 

Aufgrund der bereits in der MiCAR umfassend geregelten Amtsgeheimnisvor-

schriften wird national lediglich zusätzlich vorgeschrieben, dass die FMA befugt 

ist, Wirtschaftsprüfern bzw. Wirtschaftsprüfungsgesellschaften die für die Erfül-

lung ihrer Aufgaben erforderlichen Informationen zu übermitteln und dies keine 

Amtsgeheimnisverletzung darstellt.  

Zu Art. 18 

Als Gegenleistung für im Rahmen dieser Gesetzesvorlage zu erbringende staatli-

che Leistungen fallen Aufsichtsabgaben und Gebühren an. Entsprechende Bestim-

mungen werden in Anhang 1 und 2 des Finanzmarktaufsichtsgesetzes (FMAG) auf-

genommen werden. 

Zu Art. 19 

Art. 19 führt Art. 93 Abs. 1 MiCAR durch. Die Mitgliedstaaten haben die zuständi-

gen Behörden zu benennen, die für die Wahrnehmung der in dieser Verordnung 

vorgesehenen Funktionen und Aufgaben verantwortlich sind. 

Zu Art. 20 

In Art. 20 wird Art. 94 MiCAR durchgeführt.  

Abs. 1 verankert die allgemeine Aufsichtspflicht und weiters, dass die FMA ihre 

Aufgaben und Befugnisse auch in Zusammenarbeit mit anderen Aufsichtsbehör-

den oder durch eine Anzeige bei der oder Ersuchen an die Staatsanwaltschaft 

wahrnehmen kann (führt Art. 94 Abs. 5 MiCAR durch). Der FMA obliegt darüber 

hinaus die Erteilung von Auskünften über die Anwendbarkeit der in  
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Art. 5 Abs. 1 FMAG aufgeführten Gesetze für genau bestimmte Sachverhalte im 

Zusammenhang mit der Distributed-Ledger-Technologie (Abs. 2). 

In Abs. 3 wird der FMA ein nicht abschliessender Katalog an Befugnissen einge-

räumt, um eine effektive Aufsicht zu gewährleisten. Die Befugnisse nach Bst. a so-

wie Bst. c bis w ergeben sich aus der Durchführung des Art. 94 Abs. 1 und 3 MiCAR. 

Der Katalog sieht unter anderem Informationsrechte sowie Ermittlungs- und Be-

kanntmachungsbefugnisse vor; diese schliessen Überprüfungen oder Ermittlun-

gen vor Ort ein (Bst. p). Nach Bst. r (in Durchführung von Art. 94 Abs. 1 Bst. x  

MiCAR) steht es der FMA unter anderem auch offen, Untersuchungen und Über-

prüfungen, auch solche nach Bst. p an einen anerkannten Wirtschaftsprüfer bzw. 

eine anerkannte Wirtschaftsprüfungsgesellschaft oder Sachverständige auszula-

gern. 

In Bezug auf die Anbieter von Kryptowerte-Dienstleistungen (Bst. d) kann die FMA 

insbesondere Marketingmitteilungen aussetzen oder verbieten und die Erbrin-

gung von Kryptowerte-Dienstleistungen aussetzen oder untersagen. Auch ist die 

FMA dazu befugt, bestehende Verträge an einen anderen Anbieter von Krypto-

werte-Dienstleistungen zu übertragen, welcher die Zulassungsvoraussetzungen 

erfüllt, falls einem inländischen Anbieter von Kryptowerte-Dienstleistungen die 

Zulassung entzogen wurde, vorbehaltlich der Zustimmung der Kunden und des 

übernehmenden Anbieters von Kryptowerte-Dienstleistungen (Bst. d Ziff. 5).  

Von Anbietern, von Personen, die die Zulassung von Kryptowerten zum Handel 

beantragen oder von Emittenten vermögenswertereferenzierter Token oder E-

Geld-Token kann die FMA inter alia die Änderung ihrer Kryptowerte-Whitepaper 

oder Marketingmitteilungen (Bst. e Ziff. 1 und 2), die Aufnahme zusätzlicher Infor-

mationen in das Kryptowerte-Whitepaper (Abs. 3 Bst. e Ziff. 3), die Offenlegung 

von wesentlichen Informationen (Bst. e Ziff. 4) sowie die Aussetzung oder Einstel-

lung von Marketingmitteilungen (Bst. f) anordnen. Auch kann die FMA ein öffent-

liches Angebot oder eine Zulassung von Kryptowerten zum Handel (Bst. g und h) 
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bzw. den Handel mit Kryptowerten aussetzen oder untersagen (Bst. i, k und m) 

sowie Marketingmitteilungen selbst aussetzen oder verbieten (Bst. l). 

Ferner kann die FMA alle erforderlichen Massnahmen zur Sicherstellung der Ein-

haltung der MiCAR, zur Sicherstellung der Einstellung eines Verstossens und um 

das Risiko einer schwerwiegenden Schädigung der Interessen von Kunden oder 

von Inhabern von Kryptowerten zu verhindern (Bst. o und u) sowie zur Reduktion 

des Umfangs ihrer Positionen oder Risikopositionen in Bezug auf Kryptowerte er-

greifen (Bst. t). Auch kann sie natürliche Personen aus dem Leitungsorgan abberu-

fen (Bst. s) und von einem Emittenten von vermögenswertereferenzierten Token 

oder E-Geld-Token verlangen, dass er eine Mindeststückelung oder eine Ober-

grenze für das Ausgabevolumen (Bst. v) einführt.  

Schliesslich kann die FMA die sofortige Einstellung der Tätigkeit anordnen, wenn 

Grund zur Annahme besteht, dass MiCAR-Dienstleistungen ohne Zulassung er-

bracht werden (Bst. n). 

Zur Wahrnehmung ihrer Aufgaben nach Titel VI MiCAR (Verhinderung und Verbot 

von Marktmissbrauch im Zusammenhang mit Kryptowerten) stehen der FMA die 

Befugnisse nach Bst. w Ziff. 1 bis 7 zur Verfügung.  

Bst. x normiert die Befugnis zur Aussetzung der Stimmrechte von qualifizierten 

Beteiligten, welche sich aus Art. 68 Abs. 3 Unterabs. 2 MiCAR ergibt. Die Befug-

nisse nach Abs. 3 Bst. b. und y sowie nach Abs. 4 wurden über den Befugniskatalog 

der MiCAR hinaus normiert und entsprechen denen in anderen Finanzmarkt-

rechtsakten. Nach Bst. b kann die FMA Entscheidungen und Verfügungen erlassen 

und gemäss Bst. y zusätzliche Melde- und Berichtspflichten oder kürzere Melde- 

und Berichtsintervalle verlangen. Dies wird insbesondere bei (drohenden) 

Verstössen gegen Zulassungsvoraussetzungen der Fall sein.  

Abs. 4 legt fest, dass die FMA – unbeschadet weiterer Befugnisse – in den Fällen 

des Art. 5 Abs. 3 MiCAR die Befugnis nach Abs. 2 Bst. e auch gegenüber Betreiber 

der Handelsplattform für Kryptowerte ausüben kann.  
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In Abs. 5 wird verankert, dass die Kosten, die beim Gebrauch der Befugnisse nach 

Abs. 3 und 4 durch die FMA entstehen, die Betroffenen tragen. Nach Abs. 6 wird 

in Anlehnung an ähnliche Bestimmungen im Finanzmarktrecht, etwa im BankG, 

der FMA die Möglichkeit eingeräumt, einen Sachverständigen als ihren Beobach-

ter in ein MiCAR-Institut einzusetzen, wenn dies zur Erfüllung der Aufgaben der 

FMA erforderlich erscheint. Aufgabe des Beobachters ist insbesondere die Über-

wachung der leitenden Organe des MiCAR-Instituts und die Berichterstattung an 

die FMA. Die Kosten für den Beobachter trägt das MiCAR-Institut.  

Die Tätigkeit ohne Zulassung nach der MiCAR wird unter Strafe gestellt. Zudem ist 

die FMA ermächtigt einschlägige Verdachtsfälle abzuklären. (Abs. 7).  

In Abs. 8 wird eine Norm aufgenommen, die ebenfalls anderen Finanzmarktrechts-

akten (z.B. Art. 41 Abs. 6 VVG, Art. 80 WPG) entspricht. Sie ermächtigt die FMA im 

Einzelfall die Öffentlichkeit zu informieren, dass ein namentlich genanntes Unter-

nehmen nicht berechtigt ist, Dienstleistungen nach der MiCAR zu erbringen. Die 

FMA kann diese Mitteilung ebenfalls durch Abrufverfahren einsehbar machen.  

Abs. 9 enthält schliesslich eine Verordnungsermächtigung an die Regierung, wobei 

diese insbesondere die Schaffung von näheren Regelungen im Zusammenhang mit 

dem Beobachter umfasst.  

Zu Art. 21 

Nach diesem Artikel wird das Landgericht als zuständige Strafbehörde bei Verge-

hen und Verbrechen nach Art. 26 bis 28 erklärt. 

Zu Art. 22 

Da die MiCAR lediglich die Zusammenarbeit zwischen den Europäischen Aufsichts-

behörden und den zuständigen Behörden sowie die Zusammenarbeit zwischen 

den jeweiligen zuständigen Behörden regelt, soll die Zusammenarbeit mit inländi-

schen Behörden in dieser Gesetzesvorlage geregelt werden.  
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In Abs. 1 wird die Zusammenarbeit der FMA mit anderen inländischen Behörden 

im Grundsatz festgehalten. Demnach hat die FMA mit anderen inländischen Be-

hörden zusammenzuarbeiten, soweit dies für die Erfüllung ihrer Aufgaben erfor-

derlich ist. Für die Übermittlung personenbezogener Daten durch die zuständigen 

inländischen Behörden wird eine eigene Rechtsgrundlage geschaffen, um den An-

forderungen der Datenschutzgrundverordnung28 (DSGVO) zu entsprechen(Abs. 2). 

Das Amt für Justiz hat nach Abs. 3 überdies der FMA jede Änderung eines MiCAR-

Instituts im Handelsregister mitzuteilen. Dadurch wird gewährleistet, dass sämtli-

che Mutationen eines MiCAR-Instituts jedenfalls der FMA zur Kenntnis gelangen. 

Zusätzlich ist der FMA jederzeit elektronischer Zugriff auf die bestehenden Daten 

des Handelsregisters zu gewähren. Dadurch werden bestehende Einrichtungen 

besser genutzt, wobei die gegenseitige Beanspruchung der beiden Behörden ge-

senkt wird. 

Zu Art. 23 

Das entsprechende Verfahren richtet sich nach den Bestimmungen dieses Geset-

zes; subsidiär kommt das Landesverwaltungspflegegesetz (LVG) zur Anwendung. 

Zu Art. 24 

Die Bestimmung dient der Durchführung des Art. 113 MiCAR und regelt die Be-

schwerde. Entscheidungen und Verfügungen der FMA sind rechtsmittelfähig. Ge-

gen diese kann binnen 14 Tagen ab Zustellung Beschwerde bei der FMA-Beschwer-

dekommission erhoben werden (Abs. 1). Abs. 2 enthält in Durchführung des Art. 

113 Abs. 1 Satz 2 MiCAR die Möglichkeit einer Säumnisbeschwerde bei nicht frist-

gerechter Entscheidung über einen Zulassungsantrag. Gegen die Entscheidungen 

und Verfügungen der FMA-Beschwerdekommission steht der Weg zum 

                                                      

28 Verordnung (EU) 2016/679 des Europäischen Parlaments und des Rates vom 27. April 2016 zum Schutz 
natürlicher Personen bei der Verarbeitung personenbezogener Daten, zum freien Datenverkehr und zur 
Aufhebung der Richtlinie 95/46/EG (ABl. L 119 vom 4.5.2016, S. 1).  
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Verwaltungsgerichtshof offen. Die entsprechende Beschwerde ist binnen 14 Ta-

gen ab Zustellung zu ergreifen und beim Verwaltungsgerichtshof einzubringen 

(Abs. 3). Abs. 4 führt Art. 113 Abs. 2 MiCAR durch und normiert, dass im Interesse 

und/oder auf Initiative der Kunden dem Amt für Volkswirtschaft (AVW) sämtliche 

Rechtsmittel und -behelfe zur Verfügung stehen, um dafür zu sorgen, dass die Vor-

schriften dieses Gesetzes angewandt werden. Auf Grund dieser Möglichkeit ist das 

AVW legitimiert, Beschwerde zu ergreifen, wenn dies im Interesse der Kunden ist. 

Zu Art. 25 

Nach Abs. 1 soll als Schlichtungsstelle zur aussergerichtlichen Beilegung von Strei-

tigkeiten zwischen MiCAR-Instituten und deren Kunden die Schlichtungsstelle im 

Finanzdienstleistungsbereich in ihrer Funktion als AS-Stelle nach  

Art. 4 Abs. 1 Bst. c des Alternative-Streitbeilegung-Gesetzes zuständig sein. Im Üb-

rigen findet das Alternative-Streitbeilegung-Gesetz Anwendung (Abs. 2).  

Zu Art. 26 

Art. 26 normiert Straftatbestände bei Verletzung gegen die Geheimhaltungspflicht 

nach Art. 8, gegen den Bezeichnungsschutz nach Art. 59 Abs. 5 MiCAR sowie bei 

unerlaubter Tätigkeit (in teilweiser Durchführung des Art. 111 Abs. 1 Bst. a, b, c 

und d MiCAR). Wie nach anderen Finanzmarktrechtsakten üblich, obliegt deren 

Bestrafung dem Landgericht.  

Zu Art. 27 

Nach Art. 27 wird in teilweiser Durchführung des Art. 111 Abs. 1 Bst. e MiCAR vom 

Landgericht bestraft, wer – wenn auch nur grob fahrlässig – Insidergeschäfte oder 

unrechtmässige Offenlegung von Insiderinformationen begeht (Abs. 1 bis 4). Die 

Verankerung als gerichtlich zu bestrafendes Vergehen bzw. Verbrechen folgt dem 

Prinzip nach dem EWR-Marktmissbrauchsverordnung-Durchführungsgesetz 

(EWR-MDG). In diesem wird die Begehung derselben Tat mit Bezug auf Finanzin-

strumente ebenfalls vom Landgericht bestraft. Dasselbe muss für die Begehung 
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bezüglich Kryptowerten gelten. Die Einschränkung auf die "grobe Fahrlässigkeit" 

lehnt sich ebenfalls an der Durchführung der MAR in Liechtenstein im EWR-MDG 

an.  

Gemäss § 12 Strafgesetzbuch (StGB) begeht nicht nur der unmittelbare Täter die 

strafbare Handlung, sondern auch jeder, der einen anderen dazu bestimmt, sie 

auszuführen (Anstiftung bzw. Bestimmungstäterschaft), oder der sonst zu ihrer 

Ausführung beiträgt (Beteiligung bzw. Beitragstäterschaft). Gemäss § 15 StGB gel-

ten Strafdrohungen gegen vorsätzliches Handeln nicht nur für die vollendete Tat, 

sondern auch für den Versuch und für jede Beteiligung an einem Versuch. Da der 

Allgemeine Teil des StGB auch bei den gegenständlichen Vergehen und Verbre-

chen (strafrechtliche Nebenvorschriften mit gerichtlicher Strafandrohung) nach 

dem Strafrechtsanpassungsgesetz (StRAG; LGBl. 1988 Nr. 38) zur Anwendung ge-

langt, wird in den vorliegenden Strafbestimmungen nicht ausdrücklich auf die 

Strafbarkeit der Anstiftung und Beteiligung sowie des Versuches oder der Beteili-

gung am Versuch hingewiesen. Soweit der Versuch nicht strafbar ist, wird dies aus-

drücklich festgehalten (Abs. 5). 

In Abs. 6 wird ebenfalls analog zum EWR-MDG eine qualifizierte Begehung gere-

gelt, wenn die Tat vorsätzlich begangen wird und jemandem durch die Tat ein  

75 000 Franken übersteigender Vermögensvorteil verschafft wird. In diesem Fall 

erhöht sich die Freiheitsstrafe (von sechs Monaten bis zu  

5 Jahren). 

Zu Art. 28 

Wie bereits bei der Marktmanipulation in Bezug auf Finanzinstrumente im Sinne 

der MAR bzw. des EWR-MDG wird auch bei der Marktmanipulation im Zusammen-

hang mit Kryptowerten dem Landgericht die Strafkompetenz eingeräumt. Die 

Strafhöhe wird in derselben Höhe angesetzt und die materiellen Straftatbestände 

sind nahezu wortgleich. Daher kann auf die Erläuterungen zu Art. 7 EWR-MDG ver-

wiesen werden. In Abs. 2 wird ebenfalls analog zum EWR-MDG eine qualifizierte 
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Begehung der Marktmanipulation stipuliert, wenn die Tat vorsätzlich begangen 

wird und durch die jemandem ein 75 000 Franken übersteigender Vermögensvor-

teil verschafft wird. In diesem Fall erhöht sich die Freiheitsstrafe (von sechs Mo-

naten bis zu 5 Jahren). 

Zu Art. 29 

Die Regelung verweist auf die Anwendbarkeit der §§ 74a ff. StGB im Falle von ju-

ristischen Personen als Straftäter. 

Zu Art. 30 

Hinsichtlich der Regelung in Abs. 1 bis 4 kann auf die analogen Regelungen in an-

deren Finanzmarktrechtakten, insb. Art. 9 EWR-MDG verwiesen werden.  

Zu Art. 31 

In Durchführung des Art. 111 Abs. 1 MiCAR legt die Regierung Übertretungstatbe-

stände für die nicht in Art. 26 bis 28 verankerten Vergehen fest. Die FMA hat dem-

nach Verstösse gegen folgende Artikel vorzusehen:  

• Verstösse gegen die Art. 6 bis 14 MiCAR, durchgeführt in  

Art. 31 Abs. 1 Bst. a Ziff. 1 bis 4 der Gesetzesvorlage;  

• Verstösse gegen die Art. 19, 22, 23 und 25, die Art. 27 bis 41 und die  

Art. 46 und 47 MiCAR, durchgeführt in Art. 31 Abs. 1 Bst. a Ziff. 5 bis 9; 

• Verstösse gegen die Art. 48 bis 51, 53, 54 und 55 MiCAR, durchgeführt in 

Art. 31 Abs. 1 Bst. 9 und 10; 

• Verstösse gegen die Art. 64 bis 83 MiCAR, durchgeführt in  

Art. 31 Abs. 1 Bst. a Ziff. 11; 

• Verstösse gegen die Art. 88 bis 92, durchgeführt in  

Art. 31 Abs. 1 Bst. a Ziff. 12; sowie die 

• Verweigerung der Zusammenarbeit bei einer Untersuchung, einer Prüfung 

oder einem Ersuchen gemäss Art. 94 MiCAR, durchgeführt in  

Art. 31 Abs. 1 Bst. i.  
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In Art. 31 Abs. 1 Bst. Bst. b bis h und k werden weitere Bussentatbestände aufge-

nommen, die sich insbesondere aus der Aufnahme der zusätzlichen nationalen 

Vorschriften und der Verankerung der indirekten Aufsicht ergeben.  

Die Strafhöhe regelt die MiCAR in Art. 111 Abs. 2 und 3, wie auch in anderen EWR-

Finanzmarktregularien üblich, für natürliche Personen und juristische Personen 

unterschiedlich. Neben einer betraglich normierten mindestens festzulegenden 

Maximalstrafe ist weiter vorgeschrieben, alternative Strafen bei juristischen Per-

sonen, bemessen am Gesamtumsatz und abhängig von der Art des betroffenen 

Intermediärs, vorzusehen. Aufgrund der Schwere der Verstösse schreibt die Mi-

CAR den Mitgliedstaaten darüber hinaus vor, nochmals höhere Strafen bei Verlet-

zungen der Art. 88 bis 92 MiCAR festzulegen. 

Die Busse bei natürlichen Personen wird für die Fälle nach  

Abs. 1 Bst. a Ziff. 1 bis 11 und Ziff. 13 sowie Bst. b bis i mit bis zu 700 000 Franken29 

bzw. bis zum Zweifachen des durch den Verstoss gezogenen Nutzens einschliess-

lich eines vermiedenen Verlustes verankert. Für die Fälle nach  

Abs. 1 Bst. a Ziff. 12 Unterbst. a und b wird im Einklang mit  

Art. 111 Abs. 5 Bst. i MiCAR eine höhere Busse bis zu  

1 000 00030 Franken und für die Fälle nach Abs. 1 Bst. a Ziff. 12 Unterbst. c und d 

eine bis zu 4 900 000 Franken normiert. Auch wenn diese Beträge überschritten 

werden, kann alternativ eine Strafe bis zum Dreifachen des durch den Verstoss 

gezogenen Nutzens verhängt werden (führt Art. 111 Abs. 5 Bst. h MiCAR durch). 

Auch im Rahmen der Haftung der juristischen Person wird den Vorgaben nach der 

                                                      

29 Art. 111 Abs. 2 Bst. d MiCAR sieht mindestens 700 000 Euro vor bzw. ist in den EWR-Mitgliedstaaten, 
deren amtliche Währung nicht der Euro ist, der Gegenwert in der Landeswährung am 29. Juni 2023 her-
anzuziehen. Der Gegenwert am 29. Juni 2023 betrug rund 686'000 Franken, aufgerundet auf die nächsten 
100 000 Franken ergibt das den Wert von 700 000 Franken. 

30 Art. 111 Abs. 5 Bst. i MiCAR sieht mindestens 1 000'000 Euro bzw. 5 000 000 Euro vor bzw. ist in den EWR-
Mitgliedstaaten, deren amtliche Währung nicht der Euro ist, der Gegenwert in der Landeswährung am 29. 
Juni 2023 heranzuziehen. Der Gegenwert am 29. Juni 2023 betrug rund 979 000 bzw. 4 897 000 Franken, 
aufgerundet auf die nächsten 100'000 Franken ergibt das den Wert von 1'000'000 bzw. 4 900 000 Franken. 
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MiCAR entsprochen, sodass in der Gesetzesvorlage folgende Bussen vorzusehen 

sind: 

• in den Fällen nach Abs. 1 Bst. a Ziff. 1 bis 11 und Ziff. 13 sowie Bst. b bis i 

eine Busse bis zu 4 900 000 Franken31; oder 

• je nach betroffenem Intermediär – Bussen zwischen 3 und 12,5 % des jähr-

lichen Gesamtumsatzes;  

• in den Fällen nach Abs. 1 Bst. a Ziff. 12 Unterbst. a und b eine Busse bis zu 

2 500 00032 Franken oder 2 % des jährlichen Gesamtumsatzes;  

• in den Fällen nach Art. 1 Bst. a Ziff. 12 Unterbst. c und d eine Busse bis zu 

14 700 000 Franken oder 15 % des jährlichen Gesamtumsatzes; oder 

• eine Höchstbusse bis zum Zweifachen, in Fällen nach Abs. 1 Bst. a Ziff. 12 

bis zum Dreifachen des durch den Verstoss gezogenen Nutzens, ein-

schliesslich eines vermiedenen Verlustes.  

Durch die strikte Zweiteilung zwischen gerichtlicher und verwaltungsrechtlicher 

Zuständigkeit kann eine Verletzung des verfassungsrechtlichen Prinzips "ne bis in 

idem" (keine zweifache Bestrafung ein und desselben Delikts) vermieden werden. 

Abs. 3 führt Art. 111 Abs. 3 Unterabs. 2 sowie Abs. 5 Unterabs. 2 durch und kon-

kretisiert den relevanten jährlichen Gesamtumsatz für eine juristische Person, bei 

denen es sich um ein Mutterunternehmen oder ein Tochterunternehmen eines 

Mutterunternehmens handelt, welches einen konsolidierten Abschluss vorzule-

gen hat.  

                                                      

31 Art. 111 Abs. 3 Bst. a MiCAR sieht mindestens 5 000 000 Euro vor bzw. ist in den EWR-Mitgliedstaaten, 
deren amtliche Währung nicht der Euro ist, der Gegenwert in der Landeswährung am 29. Juni 2023 her-
anzuziehen. Der Gegenwert am 29. Juni 2023 betrug rund 4 896 875 Franken, aufgerundet auf die nächs-
ten 100 000 Franken ergibt das den Wert von 4 900 000 Franken. 

32 Art. 111 Abs. 5 Bst. j MiCAR sieht mindestens 2 500 000 Euro bzw. 15 000 000 Euro vor bzw. ist in den 
EWR-Mitgliedstaaten, deren amtliche Währung nicht der Euro ist, der Gegenwert in der Landeswährung 
am 29. Juni 2023 heranzuziehen. Der Gegenwert am 29. Juni 2023 betrug rund 2 448 000 bzw. 14 691 000 
Franken, aufgerundet auf die nächsten 100 000 Franken ergibt das den Wert von 2 500 000 bzw.  
14 700 000 Franken. 
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Im Übrigen wird Art. 31 um Regelungen zur Strafbarkeit von juristischen Personen, 

zur Verfolgungsverjährung etc. in Einklang mit anderen liechtensteinischen Fi-

nanzmarktrechtsakten ergänzt (Abs. 4 bis 8). 

Zu Art. 32 

Neben der Bestrafung wegen Vergehens nach Art. 27 und 28 durch das Landge-

richt bzw. der Verhängung von Bussen durch die FMA nach Art. 31 soll letztere –  

unbeschadet ihrer übrigen Befugnisse nach Art. 20 gemäss  

Art. 111 Abs. 2, 4 und 5 MiCAR bei Verstössen gegen dieses Gesetz, die dazu erlas-

senen Verordnungen oder gegen die MiCAR – spezielle (Aufsichts-)massnahmen 

verhängen können. Diese Massnahmen umfassen die öffentliche Bekanntma-

chung der für den Verstoss verantwortlichen Person und der Art des Verstosses 

(Bst. a), die Aufforderung, eine Verhaltensweise einzustellen und von einer Wie-

derholung abzusehen (Bst. b), die Verhängung eines Verbots, Leitungsaufgaben 

wahrzunehmen (Bst. c), die Verhängung des Verbots, Eigengeschäfte zu tätigen 

(Bst. d); den Entzug oder die Aussetzung der Zulassung (Bst. e), bei wiederholten 

Verstössen nach den Art. 27, 28 oder 31 Abs. 2 Ziff. 12 MiCAR die Verhängung 

eines für mindestens zehn Jahre geltenden Verbots, Leitungsaufgaben bei einem 

Anbieter von Kryptowerte-Dienstleistungen wahrzunehmen sowie die Anordnung 

einer Vorteilsabschöpfung (Bst. g). Abs. 2 und 3 regeln das Nähere zum Verfahren 

über die Vorteilsabschöpfung.  

Zu Art. 33 

Diese Vorschrift dient der Durchführung von Art. 112 Abs. 1 MiCAR und ordnet ein 

Verhältnismässigkeits- und Effizienzgebot für die FMA und die Strafgerichte bei 

der Strafzumessung an. Abs. 2 regelt die subsidiäre Anwendung der Bestimmun-

gen des StGB. 
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Zu Art. 34 

Die Bestimmung entspricht analogen Regelungen in anderen Finanzmarktgeset-

zen und legt eine solidarische Mithaftung für die jeweilige Gesellschaft neben den 

natürlichen Personen fest.  

Zu Art. 35 

Art. 35 führt Art. 114 der MiCAR durch und bildet die Rechtsgrundlage für die EWR-

rechtlich vorgesehene Möglichkeit zur Veröffentlichung rechtskräftiger Bussen 

und Verwaltungsmassnahmen. Die Veröffentlichung von Sanktionen entspricht 

dem Prinzip des "Naming and Shaming" in der europäischen Regulierung und soll 

eine zusätzlich abschreckende Wirkung haben. Bei der Veröffentlichung ist eine 

Interessensabwägung durchzuführen, in der eine mögliche Gefährdung der Stabi-

lität des liechtensteinischen Finanzmarktes und die Verhältnismässigkeit der Ver-

öffentlichung zu berücksichtigen sind. Eine Veröffentlichungspflicht besteht nicht, 

wenn Übertretungen oder Verwaltungsmassnahmen als zu geringfügig erachtet 

werden und deshalb eine Veröffentlichung unverhältnismässig wäre (Abs. 1).  

Abs. 2 regelt, dass die FMA die Veröffentlichung nach Abs. 1 mindestens fünf Jahre 

auf ihrer Internetseite zugänglich zu machen hat.  

Zu Art. 36 

Mit Art. 36 wird die Regierung ermächtigt, unter Berücksichtigung der Vorgaben, 

Standards und Verfahren der Europäischen Aufsichtsbehörden die zur Durchfüh-

rung dieses Gesetzes notwendigen Verordnungen zu erlassen. 

Zu Art. 37 

In Art. 37 wird das Wahlrecht nach Art. 143 Abs. 3 MiCAR ausgeübt. Danach kön-

nen nach Art. 2 Abs. 1 Bst. k, n, q, w bis y des bisherigen TVTG registrierte VT-

Dienstleister ihre Tätigkeit solange weiterhin ausüben, bis sie – sofern sie einen 

entsprechenden Antrag stellen – über eine Zulassung als Finanzunternehmen, das 

nach Art. 60 MiCAR Kryptowerte-Dienstleistungen erbringen darf, oder als 
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Anbieter von Kryptowerte-Dienstleistungen nach Art. 63 MiCAR verfügen, längs-

tens jedoch bis zum 31. Dezember 2025. Danach erlischt die Registrierung als VT-

Dienstleister in Bezug auf die Dienstleistungen nach der MiCAR. VT-Dienstleister 

unterstehen in dieser Zeit weiterhin der Aufsicht der FMA (Abs. 1). Wenn die FMA 

einen Antrag auf Zulassung eines VT-Dienstleisters als Anbieter von Kryptowerte-

Dienstleistungen nach Art. 63 MiCAR vor Ablauf des  

31. Dezember 2025 ablehnt, erlischt dessen Registrierung in Bezug auf die Dienst-

leistungen nach der MiCAR bereits mit Rechtskraft der Verfügung (Abs. 2), spätes-

tens jedoch mit 31. Dezember 2025. 

Zu Art. 38 

Das Inkrafttreten richtet sich nach dem EWR-Übernahmebeschluss betreffend die 

MiCAR.  

4.3 Abänderung des Token- und VT-Dienstleistergesetzes 

Zu Art. 1 

Es wird ein neuer Abs. 3 eingefügt, um festzuhalten, dass das TVTG nur auf jene 

Token anwendbar ist, die nicht unter den Anwendungsbereich der MiCAR fallen. 

Dienstleistungen im Zusammenhang mit Kryptowerten im Sinne von Art. 3 Abs. 1 

Ziff. 5 MiCAR werden abschliessend über die MiCAR geregelt. Diese Einschränkung 

gilt nicht für Art. 3 bis 10 dieses Gesetzes, d.h. die zivilrechtlichen Bestimmungen 

für die Übertragung von Token. 

Zu Art. 2 

Die MiCAR reguliert nun sowohl verschiedene Dienstleisterrollen, die bisher im 

TVTG geregelt wurden, als auch die Token-Emission vollumfänglich. Die entspre-

chenden Passagen sind somit aus dem TVTG zu streichen. Gerade im zentralen 

Bereich der Begriffsbestimmungen wird dies besonders deutlich und führt zur Auf-

hebung diverser Definitionen. Neu von der MiCAR umfasst und daher im TVTG 
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aufzuheben sind die folgenden Begriffsbestimmungen: Bst. g "Token-Emission", 

Bst. h "Basisinformationen", Bst. k "Token-Emittent", Bst. q "Wechseldienstleis-

ter", Bst. w "VT-Handelsplattformbetreiber", Bst. x "VT-Verwalter für Krypto-

werte", Bst. y "VT-Transfer-Dienstleister" sowie Bst. z "Kryptowert". 

Die Streichung des Begriffs "Kryptowert" ist vor allem aus aufsichtsrechtlicher Per-

spektive notwendig, siehe dazu auch Art. 1 Abs. 3. Weiterhin anwendbar auf Kryp-

towerte ist der zivilrechtliche Teil (Art. 3 ff.). Der Begriff des "Token" in  

Art. 2 Abs. 1 Bst. c ist demnach als Überbegriff zu verstehen. Da Kryptowerte nach 

Art. 3 Abs. 1 Ziff. 5 MiCAR eine Teilmenge des TVTG-Token-Begriffs darstellen, sind 

sie nach wie vor Gegenstand des zivilrechtlichen Teils des TVTG. 

Der "VT-Agent" in Bst. u diente bisher dazu, im Ausland unregulierte Dienstleister, 

die in Liechtenstein tätig wurden, greifbar zu machen. Dies ist aufgrund des ein-

heitlichen Level-Playing-Fields, das mit der MiCAR geschaffen wird, nicht mehr er-

forderlich und wird deshalb ebenso aufgehoben. 

Aufgrund der Anpassung der Dienstleisterkategorien ist zudem die Definition des 

VT-Dienstleisters in Bst. i entsprechend zu adaptieren. 

Daneben werden verschiedene Rollen, die der Token-Ökonomie dienen sowie 

nicht finanzmarktrechtlich determiniert sind und somit im TVTG verbleiben, ange-

passt. Der VT-Verwahrer ist gemäss Bst. n ausschliesslich für die Verwahrung von 

Token zuständig, die nicht in den Geltungsbereich der MiCAR fallen, und be-

schränkt sich somit auf die Verwahrung von reinen NFTs. Verwahrt der Dienstleis-

ter sowohl Kryptowerte als auch NFTs bedarf es zwar neben der MiCAR-Bewilli-

gung ebenso einer Registrierung als VT-Dienstleister für den NFT-Bereich. Bei der 

TVTG-Registrierung bestehen jedoch Erleichterungen. Siehe dazu Art. 13.  

Ebenso wird die Definition des Tokendarlehensunternehmen in Bst. v geschärft. 

Das Abstellen auf die «gleiche Gattung, Menge und Güte» verdeutlicht den Darle-

henscharakter der zugrundeliegenden Dienstleistung. Gleichzeitig sollen nur Fälle 

erfasst werden, in denen dem Kunden im Insolvenzfall kein Aussonderungsrecht 
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zusteht. Das bedeutet, dass wenn kein Aussonderungsrecht besteht und der 

Kunde folglich nur einen schuldrechtlichen Rückübertragungsanspruch hat, so fällt 

das Staking in den Anwendungsbereich des Tokendarlehensunternehmen. Das ist 

insbesondere dann der Fall, wenn der Verwahrer oder Staking-Dienstleister in ei-

genem Namen und auf eigene Rechnung stakt. In diesen Fällen besteht ein beson-

deres Schutzbedürfnis des Kunden und ist daher ein Regulierungsbedarf jedenfalls 

gegeben.  

Ist ein Aussonderungsrecht jedoch vorhanden oder handelt es sich um sog. "tech-

nical staking", so wird dies durch die Verwahrzulassung der MiCAR erfasst. Ein sol-

ches Aussonderungsrecht besteht insbesondere auch im Falle der Sammelverwah-

rung, sofern die in Art. 25 Abs. 2 genannten Voraussetzungen erfüllt sind. Daher 

war die Definition auch vor dem Hintergrund der Abgrenzung zur MiCAR entspre-

chend anzupassen. 

Zu Art. 12 

Die Erbringung von VT-Dienstleistungen durch bereits bewilligte Finanzintermedi-

äre unterlag einem vereinfachten Registrierungsverfahren. Dieses Verfahren ist 

nun in der MiCAR geregelt, weshalb in Abs. 1 der Verweis auf dieses vereinfachte 

Verfahren (Art. 19a ff.) zu streichen ist. Gleichzeitig wird in Abs. 1 analog dem 

GewG auf die Gewerbsmässigkeit abgestellt. Das bisher relevante Kriterium der 

Berufsmässigkeit war zuvor notwendig, um Token-Emittenten, die zum Teil nur 

eine einzige Emission von Token ohne Wiederholungsabsicht durchführten, vom 

Geltungsbereich des Gesetzes zu erfassen. Da Token-Emittenten nun einheitlich 

und abschliessend durch die MiCAR geregelt werden, erübrigt sich das Abstellen 

auf die Berufsmässigkeit.  

Aufgrund der einheitlichen Regulierung im gesamten EWR durch die MiCAR ent-

fällt der Bedarf bei Aufstellung von physischen Automaten eine Registrierung bei 

der FMA zu beantragen. Der Sachverhalt ist nun EWR-rechtlich abgedeckt, wes-

halb Abs. 3 ersatzlos aufzuheben ist. 
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Zu Art. 13 

Das TVTG betrifft zukünftig primär die allgemeine Token-Ökonomie. Die finanz-

marktrechtlichen Aspekte werden nun hauptsächlich von der MiCAR umfasst und 

sind daher aus dem TVTG zu streichen. In Bezug auf die Registrierungsvorausset-

zungen ist daher zu betonen, dass entsprechend der jeweiligen VT-Dienstleistung 

und dem Risiko für den Verlust von Kundengeldern oder für die Reputation des 

Standort Liechtenstein die FMA einen verhältnismässigen und risikobasierten An-

satz der Prüfung zu verfolgen hat.  

Da die Rolle des VT-Agenten gestrichen wird, bedarf es keiner Sonderbestimmung 

für die Registrierungsvoraussetzungen mehr, weshalb Abs. 1a in seiner bisherigen 

Form aufzuheben ist. Allerdings sind spezielle Kollisionsnormen einzufügen, die 

das Verhältnis zwischen VT-Dienstleistern und finanzmarktrechtlichen Rollen re-

geln. Insbesondere sollen VT-Dienstleister im Registrierungsverfahren nach dem 

TVTG keine Nachweise erbringen müssen, die sie bereits im Rahmen einer Bewil-

ligung oder Zulassung nach einem finanzmarktrechtlichen Spezialgesetz erfüllen 

mussten. Gleichzeitig besteht auch keine Notwendigkeit, Dienstleistern, die be-

reits ein höheres Mindestkapital nach anderen Spezialgesetzen vorzusehen ha-

ben, zusätzliche Mindestkapitalvorschriften vorzuschreiben.  

Für NFT-Verwahrer, die nur nach dem TVTG registrierungspflichtig sind, gilt zudem 

eine Erleichterung im Rahmen der Kontrollmechanismen. Ist der Dienstleister be-

reits zur Verwahrung und Verwaltung von Kryptowerten nach MiCAR zugelassen, 

muss er ohnehin die dort geregelten (strengeren) Voraussetzungen erfüllen. Es ist 

daher nicht notwendig, die besonderen Kontrollmechanismen des Art. 17 dieses 

Gesetzes zusätzlich zu erfüllen. Ist er jedoch nicht mehr in der Lage seinen MiCAR-

Verpflichtungen nachzukommen oder fällt seine Zulassungen nach MiCAR weg, so 

sind die Kontrollmechanismen nach Art. 17 Abs. 1 Bst. d einzuhalten und deren 

Erfüllung der FMA nachzuweisen. 
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Zu Art. 16 

Da mit der MiCAR etliche Rollen des TVTG wegfallen, ist Abs. 1 vor allem in diesem 

Sinne anzupassen und sind die Vorgaben für die nicht mehr bestehenden Rollen 

zu streichen. Insbesondere ist auch Abs. 1 Bst. c aufzuheben, weil der Fall, dass bei 

einer Staking-Dienstleistung ein Aussonderungsrecht zusteht, zukünftig über die 

MiCAR und die dortige Verwahrdienstleistung abgedeckt ist. 

Dementsprechend konnte der Einschub in Abs. 4 ("bei welchen die von Kunden 

übertragenen Token im Rechtssicherungsverfahren, bei der Zwangsvollstreckung 

und im Insolvenzverfahren des VT-Dienstleisters nicht als Fremdvermögen zu be-

trachten sind und nicht zu Gunsten des Kunden auszusondern sind") ebenso ent-

fallen, da dies nun über die Definition in Art. 2 Abs. 1 Bst. v abgedeckt ist. Weiters 

ist auch in diesem Absatz einheitlich zum Rest des Gesetzes von "Mindestkapital" 

statt von "Eigenmittel" zu sprechen. 

Zu Art. 17 

Auch in Art. 17 sind die Vorgaben für jene Rollen, die nunmehr über die MiCAR 

geregelt sind, zu streichen. 

Zu Art. 18 

In Art. 18 ist Abs. 1 Bst. c aufzuheben, weil die jeweiligen VT-Dienstleister nunmehr 

verpflichtet sind, im Rahmen ihrer besonderen internen Kontrollmechanismen 

nach Art. 17 die Geeignetheit des jeweils verwendeten VT-Systems sicherzustel-

len. 

Zu Art. 19a bis 19c 

Die Erbringung von Kryptodienstleistungen durch bereits bewilligte Finanzinter-

mediäre wird nun einheitlich über die MiCAR (Art. 60) geregelt. Die Spezialbestim-

mungen im TVTG können damit entfallen. Dies gilt auch für die Überschrift vor Art. 

19a (bisher 2a. Registrierungspflicht und vereinfachtes Registrierungsverfahren 

für bestimmte VT-Dienstleister). 
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Zu Art. 20 

Mit der Neukonzeption des Finanzmarktrechts ist die Systematik des Erlöschens 

und des Entzugs einer Bewilligung neu geregelt. Daneben ist aufgrund der Abgren-

zung zur MiCAR eine Orientierung am GewG überdies zweckmässig. Deswegen 

wurden die Erlöschens- und Entzugstatbestände angepasst und teils neu formu-

liert. Die Tatbestände der Nichtaufnahme und des Unterbruchs der Geschäftstä-

tigkeit werden nun neu als Entzugstatbestände geregelt. Daher entfällt  

Abs. 1 Bst. a und b sowie auch Abs. 2. Neu werden auch die Erlöschenstatbestände 

für natürliche Personen (Verlust der Handlungsfähigkeit und Tod) eingefügt. Die 

Bestimmung stammt aus dem GewG, ist jedoch auch hier zu übernehmen, weil 

verschiedenste Rollen des TVTG stark an die allgemeine Token-Ökonomie ange-

lehnt sind. 

Abs. 2a ist aufgrund des Wegfalls der Sonderbestimmungen für bereits bewilligte 

Finanzintermediäre in Art. 19a ff. ebenfalls aufzuheben. 

Zu Art. 21 

Hinzu kommen in Art. 21 die Tatbestände der Nichtaufnahme bzw. der Nichtfort-

führung der Geschäftstätigkeit.  

Abs. 2 wird aufgehoben, da er eine Einschränkung auf bestimmte Tatbestände ent-

hält, die nicht nachvollziehbar waren. Die Aufforderung zur Wiederherstellung des 

rechtmässigen Zustands steht der FMA in jeglichen Sachverhalten zu. Ebenso hat 

die FMA immer die Möglichkeit, die Aufforderung zur Wiederherstellung des 

rechtmässigen Zustands mit einer Frist zu versehen und diese gegebenenfalls zu 

verlängern. Dies ist im Ermessen der FMA. Konsequenterweise hat daher auch der 

Verweis auf Abs. 2 in Abs. 1 Bst. e zu entfallen. Festzuhalten ist jedoch, dass die 

FMA nicht zwingend die Wiederherstellung des rechtmässigen Zustands verlangen 

muss. Es liegt in ihrem Ermessen, je nach Sachlage und Schwere ohne vorgängiges 

Verfahren gleich einen Entzug der Registrierung einzuleiten. 
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Zu Art. 22 

In Abs. 3 erfolgt eine Anpassung der Terminologie in Bezug auf die Revisionsstelle. 

Hier wird nun der übliche Begriff "anerkannte Wirtschaftsprüfungsgesellschaft" 

verwendet.  

Zu Art. 23 

Aufgrund des Wegfalls der Sonderbestimmungen für bereits bewilligte Finanzin-

termediäre in Art. 19a ff. ist der Verweis auf diese Bestimmungen in  

Abs. 1 Bst. b und Abs. 2 zu streichen. 

Zu Art. 28 

Nach dem Vorbild der Neukonzeption des Finanzmarktrechts wird Art. 28 nun-

mehr in Genehmigungs- und Meldepflichten unterteilt. Vorab genehmigungs-

pflichtig sind alle Änderungen der Registrierungsvoraussetzungen. Dies entspricht 

bereits der bisherigen Rechtslage, die dies insbesondere in Art. 6 Abs. 3 TVTV vor-

sieht. Damit soll gewährleistet sein, dass die Registrierungsvoraussetzungen jeder-

zeit eingehalten werden. 

Der bisherige Abs. 1 Bst. b bis d wird zu Abs. 1a Bst. a bis c. Eine inhaltliche Anpas-

sung wird dabei nicht vorgenommen. Bst. d wird neu eingefügt und stellt sicher, 

dass die grundlegenden Angaben zum VT-Dienstleister nach  

Art. 18 Abs. 1 Bst. a bis d zur FMA ehestmöglich zur Kenntnis gebracht werden. In 

Abs. 3 wird in der Verordnungsermächtigung lediglich klargestellt, dass die Ver-

ordnungskompetenz der Regierung auch die Art des Nachweises umfasst. 

Zu Art. 30 bis 38a 

Da die Token-Emission abschliessend in Art. 4 ff. MiCAR geregelt ist, bedarf das 

TVTG keiner entsprechenden Bestimmungen mehr. Teil B Kapitel 6 und Teil Bbis 

(Art. 30 bis 38a) sind daher ersatzlos aufzuheben. Dies gilt auch für die Überschrift 

vor Art. 30 (bisher 2a. Basisinformationen bei Token-Emission) und die Überschrift 

vor Art. 38a (bisher Bbis. Nicht registrierungspflichtige Token-Emittenten). 
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Zu Art. 47 

In Abs. 1 Bst. a ist aufgrund des Wegfalls der Sonderbestimmungen für bereits be-

willigte Finanzintermediäre der Verweis auf Art. 19a zu streichen. Parallel zur Neu-

konzeption der Finanzmarktregulierung ist ein Verstoss gegen den Bezeichnungs-

schutz nach Art. 24 zukünftig von der FMA zu ahnden, weshalb Abs. 1 Bst. b nach 

Abs. 2 Bst. dbis zu verschieben ist. 

In Abs. 2 ist neben der Streichung der Verweise auf Art. 19b und 19c in Bst. b und 

c zusätzlich Bst. i aufzuheben, weil die Pflichten im Zusammenhang mit einer To-

ken-Emission nun allesamt in der MiCAR geregelt sind. 

Zu Übergangsbestimmungen 

Art. 143 Abs. 3 der MiCAR sieht einen Bestandsschutz für bereits nach nationalem 

Recht tätige Dienstleister vor. Diese dürfen mit der Erbringung ihrer Tätigkeit fort-

fahren, bis sie eine Zulassung nach der MiCAR oder eine Verweigerung einer sol-

chen erhalten haben. Längstens gilt diese Übergangsfrist bis 31.12.2025, womit 

die Regierung vom Wahlrecht des Art. 143 Abs. 3 UAbs. 2 MiCAR Gebrauch macht. 

Die VT-Dienstleister, die zukünftig unter das MiCAR-Regime fallen, dürfen daher 

nach Inkrafttreten der MiCAR weiterhin während der Übergangsfrist ihre VT-

Dienstleistungen nach dem TVTG erbringen. Betroffen von dieser Übergangsrege-

lung sind Token-Emittenten nach Art. 2 Abs. 1 Bst. k, VT-Verwahrer nach  

Art. 2 Abs. 1 Bst. n (für fungible Token), VT-Wechseldienstleister nach  

Art. 2 Abs. 1 Bst. q, VT-Handelsplattformbetreiber nach Art. 2 Abs. 1 Bst. w, VT-

Verwalter für Kryptowerte nach Art. 2 Abs. 1 Bst. x und VT-Transfer-Dienstleister 

nach Art. 2 Abs. 1 Bst. y. Diese VT-Dienstleister unterliegen in dieser Zeit aber auch 

dem Aufsichtsregime des TVTG, haben die dort festgelegten Pflichten zu erfüllen 

und unterstehen weiterhin der Aufsicht der FMA gemäss dem TVTG. 
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4.4 Abänderung des Finanzmarktaufsichtsgesetze 

Zu Art. 5 Abs. 1 Bst. zquaterdecies 

Das EWR-MiCAR-Durchführungsgesetz wird als zusätzliches Aufsichtsgesetz, für 

dessen Vollzug die FMA zuständig ist, neu in Art. 5 Abs. 1 unter dem Bst. zquaterdecies 

aufgenommen. 

Zu Anhang 1 Abschnitt Idecies 

Unter dem Abschnitt Idecies werden Gebührentatbestände nach der MiCAR und 

nach dem EWR-MiCAR-Durchführungsgesetz festgelegt. Die Gebührentatbe-

stände unter Ziff. 1 betreffen die Erteilung oder Verweigerung der Zulassung in 

Bezug auf MiCAR-Institute. Die Höhe der Gebühr für die Zulassung nach  

Art. 21 MiCAR orientiert sich dabei an den Gebühren für E-Geld-Institute (Bst. a). 

In Bst. b und c werden die Gebühren abhängig von der Tätigkeit, der daraus er-

wachsenden Risiken und dem damit zusammenhängenden Aufsichtsaufwand un-

terschiedlich geregelt, während sich die Zulassungsgebühren für den Tausch von 

Kryptowerten gegen Geldbeträge, den Tausch von Kryptowerten gegen andere 

Kryptowerte, die Verwahrung und Verwaltung von Kryptowerten für Kunden so-

wie den Betrieb einer Handelsplattform für Kryptowerte sich an die für Wertpa-

pierfirmen bzw. von multilateralen Handelssystemen anlehnen (30 000 Franken), 

betragen die Gebühren für die anderen Kryptowerte-Dienstleistungen 15 000 

Franken. Die Unterscheidung orientiert sich an jener, die in der MiCAR im Hinblick 

auf die vorgeschriebene Mindestkapitalanforderung gemacht wird. So beträgt die 

Mindestkapitalausstattung für Klasse-2 Anbieter von Kryptowerte-Dienstleistun-

gen (Anbieter von Kryptowerte-Dienstleistungen, die auch für Verwahrung und 

Verwaltung von Kryptowerten für Kunden, Tausch von Kryptowerten gegen Geld-

beträge und/oder Tausch von Kryptowerten gegen andere Kryptowerte zugelas-

sen sind) 125 000 Euro, jene für Klasse 3-Anbieter von Kryptowerte-Dienstleistun-

gen (Anbieter von Kryptowerte-Dienstleistungen, die auch für den Betrieb einer 
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Handelsplattform für Kryptowerte zugelassen sind) 150 000 Euro, während die üb-

rigen Anbieter, weil ein geringeres Risiko mit ihrer Tätigkeit verbunden ist, ledig-

lich eine Mindestkapitalanforderung von 50 000 Euro einhalten müssen. Die Er-

weiterung einer Zulassung nach Art. 59 Abs. 8 MiCAR ist nach Ziff. 2 gleichfalls 

gebührenpflichtig und die Höhe der Gebühr ist ebenso abhängig davon, ob die Er-

weiterung eine Tätigkeit nach Art. 16 Abs. 1 Bst. e bis j oder eine Tätigkeit nach 

Art. 16 Abs. 1 a bis d MiCAR betrifft. In Ziff. 3 wird die Gebühr für den Entzug der 

Zulassung festgelegt. Für die Übermittlung von Kryptowerte-Whitepapers nach 

Art. 8 MiCAR erhebt die FMA nach Ziff. 4 Gebühren in Höhe von 500 Franken. Die 

Kryptowerte-Whitepapers sind zwar selbst nicht von der FMA zu genehmigen, es 

fallen im Nachgang zur Übermittlung jedoch administrative Tätigkeiten von damit 

in Verbindung stehenden Informationen an die ESMA an. Nach Ziff. 5 verlangt die 

FMA Gebühren für die Prüfung von Informationen nach Art. 60 Abs. 7 MiCAR in 

Höhe von 5 000 Franken. Die Gebühr für die Erteilung der Genehmigung oder Ab-

lehnung eines Kryptowerte-Whitepapers oder eines geänderten Kryptowerte-

Whitepapers wird nach Ziff. 6 auf 5 000 Franken festgesetzt. Die Ziff. 7 enthält 

Gebühren für die Genehmigung eines Plans zur Einstellung der Ausgabe eines ver-

mögenswertereferenzierten Token in Höhe von 2 500 Franken. Die Gebühr für die 

Beurteilung der Änderung einer qualifizierten Beteiligung nach  

Art. 41 oder 83 MiCAR wird nach Ziff. 8 je nach Aufwand und Komplexität der zu 

erstellenden Verfügung auf 700 bis 5 000 Franken festgesetzt. Daneben enthalten 

die Ziff. 9 bis 12 Gebühren für die Prüfung von Anzeigen zur Aufnahme der Tätig-

keit im Rahmen der grenzüberschreitenden Erbringung von Kryptowerte-Dienst-

leistungen, die Anerkennung oder Nichtanerkennung eines Wirtschaftsprüfers o-

der einer Wirtschaftsprüfungsgesellschaft oder den Widerruf deren Anerkennung, 

Gebühren für die Erteilung einer Auskunft nach Art. 20 Abs. 2 des  

EWR-MiCAR-Durchführungsgesetzes und Gebühren für den Erlass einer sonstigen 

Verfügung.  
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Zu Anhang 2 Kapitel I Abschnitt A Ziff. 7, Abschnitt C Ziff. 7, Abschnitt G und H, 

Kapitel II Abschnitt N sowie Kapitel IX Abschnitt A Überschrift und Ziff. 1 sowie 

Abschnitt D 

Im Anhang 2 sind die jährlichen Aufsichtsabgaben im Zusammenhang mit der  

MiCAR aufzunehmen. Unter dem Abschnitt G werden die Grund- und Zusatzab-

gabe für nach Art. 16 zugelassene Personen, die nach der MiCAR öffentlich vermö-

gensreferenzierte Token anbieten oder deren Zulassung zum Handel beantragen, 

verankert. Dabei orientiert man sich an den Gebühren nach dem EGG in der 

Grundabgabe und nach dem TVTG bei der Zusatzabgabe. In den Anschnitten A und 

C wird für Banken und E-Geld-Institute eine Zusatzabgabe in Anlehnung an die Ab-

gaben für Token-Emittenten nach dem TVTG vorgesehen.  

In Abschnitt H wird die jährliche Grundabgabe für die Tätigkeit der FMA als Ab-

wicklungsbehörde nach der MiCAR festgelegt. Die Abwicklungsbehörde nimmt 

Aufgaben im Zusammenhang mit Sanierungs- und Rücktauschplänen von Emitten-

ten vermögenswertereferenzierter Token und von E-Geld-Token wahr. Die Gebüh-

renpflicht trifft folglich Emittenten von vermögenswertereferenzierten Token und 

von E-Geld-Token. 

Kapitel II Abschnitt N enthält die Aufsichtsgebühren für Anbieter von Kryptowerte-

Dienstleistungen im Sinne der MiCAR. Aufgrund des erhöhten Aufsichtsaufwands 

für die Erbringung von Tätigkeiten nach Art. 3 Abs. 1 Ziff. 16 Bst. a bis d wird in  

Ziff. 1 Bst. a eine Grundgebühr in Höhe von 50 000 Franken festgesetzt, während 

gemäss Bst. b für die Erbringung der Tätigkeiten nach Art. 3 Abs. 1 Ziff. 16 e bis j 

eine Grundgebühr von 8 000 Franken fällig wird. Es sind Zuschläge für ausländische 

Zweigniederlassungen und Repräsentanzen vorgesehen (jeweils Unterbst. aa und 

bb). Ziff. 2 bis 6 orientieren sich an den Gebührentatbeständen nach Abschnitt Abis 

Wertpapierfirmen.  

Da verschiedene Rollen aus dem TVTG fallen und nunmehr über die MiCAR regu-

liert sind, waren auch Abgabentatbestände im FMAG entsprechend anzupassen. 
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Zu Kapitel II.  

Diese Bestimmung sieht vor, dass die Anpassung des Gesetzes gleichzeitig mit dem 

Inkrafttreten des EWR-MiCAR-Durchführungsgesetzes in Kraft tritt. 

4.5 Abänderung des Zahlungsdienstegesetzes 

Zu Art. 2 Abs. 6 

Die GTV wird in der TFR neu gefasst und aufgehoben. Dadurch ist in Art. 2 Abs. 6 

eine Verweisanpassung vorzunehmen. 

Zu Art. 8 Bst. l 

Die GTV wird in der TFR neu gefasst und aufgehoben. Dadurch ist in Art. 8 Bst. l 

eine Verweisanpassung vorzunehmen. 

Zu Kapitel II. 

Kapitel II. weist darauf hin, welche EWR-Rechtsvorschrift mit der gegenständlichen 

Vorlage umgesetzt wird. 

Zu Kapitel III.  

Diese Bestimmung sieht vor, dass die Anpassung des Gesetzes gleichzeitig mit dem 

Inkrafttreten des EWR-MiCAR-Durchführungsgesetzes in Kraft tritt. 

4.6 Abänderung des Bankengesetzes 

Zu Art. 2 Abs. 6 Bst. s 

Die MiCAR sieht vor, dass Anbieter von Kryptowerte-Dienstleistungen, sofern es 

ihr Geschäftsmodell oder die Kryptowerte-Dienstleistungen vorsehen, Geldbe-

träge von Kunden halten dürfen. Deshalb ist eine Bereichsausnahme im BankG 

aufzunehmen. Diese Ausnahme gilt nur in diesem erforderlichen Umfang. Wird 

dieser Umfang jedoch überschritten, kommt das BankG zur Anwendung. 
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Zu Anhang 1 

Anhang 1 setzt Anhang I zur CRD um und regelt, welche Tätigkeiten im Rahmen 

der Dienstleistungs- und Niederlassungsfreiheit der gegenseitigen Anerkennung 

unterliegen und daher nach Durchlaufen des Notifikationsverfahrens in anderen 

EWR-Mitgliedstaaten bzw. in Liechtenstein erbracht werden dürfen. 

Die MiCAR ergänzt durch Art. 146 in Verbindung mit Art. 148 den Anhang I im 

BankG um weitere Tätigkeiten nach der MiCAR.  

Zu Kapitel II. 

Kapitel II. weist darauf hin, welche EWR-Rechtsvorschrift mit der gegenständlichen 

Vorlage umgesetzt wird. 

Zu Kapitel III.  

Diese Bestimmung sieht vor, dass die Anpassung des Gesetzes gleichzeitig mit dem 

Inkrafttreten des EWR-MiCAR-Durchführungsgesetzes in Kraft tritt. 

4.7 Abänderung des Sorgfaltspflichtgesetzes 

Zu Art. 1 Abs. 3 Bst. b  

In Art. 1 Abs. 3 Bst. b findet sich der übliche Verweis auf das EWR-Recht, welches 

durch Liechtenstein umzusetzen ist. Gegenstand ist die Durchführung der Transfer 

of Funds Regulation und zur Änderung der Geldwäscherichtlinie. Seit dem 1. Feb-

ruar 2021 erfolgt die Kundmachung des verbindlichen Wortlauts von EWR-Rechts-

vorschriften durch eine vereinfachte Publikation und einen direkten Verweis auf 

das Amtsblatt der Europäischen Union (ABl.). Die Bezugnahme auf die TFR erfolgt 

deshalb neu in verkürzter Form. Der Volltitel der Verordnung sowie deren Fund-

stelle im ABl. finden sich in der entsprechenden Fussnote. 

Zu Art. 2 Abs. 1 Bst. a 

Zur besseren Lesbarkeit der Vorlage sollen Sorgfaltspflichtige nach  

Art. 3 Abs. 1 Bst. abis bis i und r künftig durch den in Bst. a definierten Begriff 
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"Finanzinstitute" erfasst werden. Gleichzeitig wird mit damit auch Art. 3 Ziff. 2 Bst. 

g der durch die TFR geänderten Geldwäscherichtlinie umgesetzt, indem Anbieter 

von Kryptowerte-Dienstleistungen künftig als "Finanzinstitute" gelten. Hinter-

grund ist, dass Anbieter von Kryptowerte-Dienstleistungen im Rahmen der Geld-

wäscherichtlinie nunmehr demselben regulatorischen Regime und derselben Auf-

sichtsintensität wie Banken und Finanzinstitute unterstellt werden sollen.  

Zu Art. 2 Abs. 1 Bst. abis 

Bst. abis definiert "Anbieter von Kryptowerte-Dienstleistungen" analog der MiCAR 

und setzt Art. 3 Ziff. 19 der Geldwäscherichtlinie um. 

Zu Art. 2 Abs. 1 Bst. lbis 

Bst. lbis entspricht Art. 3 Ziff. 18 der Geldwäscherichtlinie und definiert den Begriff 

"Kryptowert" analog der MiCAR.  

Zu Art. 2 Abs. 1 Bst. lquater 

Bst. lquater setzt Art. 3 Ziff. 20 der Geldwäscherichtlinie um, wobei der Begriff "selbst 

gehostete Adresse" in Art. 3 Ziff. 20 der TFR definiert wird.  

Zu Art. 2 Abs. 1 Bst. m Ziff. 2  

Der bereits in Art. 2 Abs. 1 Bst. m definierte Begriff "Korrespondenzbeziehung" 

bedarf bei Ziff. 2 einer Ausdehnung auf Transaktionen mit Kryptowerten und Kryp-

towertetransfers. Mit dieser Anpassung wird Art. 3 Ziff. 8 der Geldwäscherichtlinie 

umgesetzt.  

Zu Art. 3 Abs. 1 Bst. q 

Es erfolgt lediglich eine Anpassung der Terminologie auf den relevanten Begriff 

des Kryptowerts.  
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Zu Art. 3 Abs. 1 Bst. r 

Bislang umfasste der Anwendungsbereich der Geldwäscherichtlinie nur Dienstleis-

ter, die virtuelle Währungen in Fiatgeld und umgekehrt tauschen sowie Anbieter 

von elektronischen Geldbörsen. Durch die in der TFR vorgesehene Änderung der 

Geldwäscherichtlinie werden nunmehr alle Anbieter von Kryptowerte-Dienstleis-

tungen gemäss MiCAR in den Anwendungsbereich der Geldwäscherichtlinie ein-

bezogen. Dementsprechend soll auch im SPG der Begriff "Anbieter von Krypto-

werte-Dienstleistungen" verwendet werden. Materiell ändert sich der bisherige 

SPG-Anwendungsbereich nur marginal. In Liechtenstein orientierte sich der An-

wendungsbereich schon seit einigen Jahren an den (weitergehenden) FATF-Vorga-

ben, welche die Geldwäscherichtlinie nunmehr mit zeitlicher Verzögerung um-

setzt.   

Zu Art. 5 Abs. 2 Bst. b Ziff. 2 

Die Einhaltung der Sorgfaltspflichten bei gelegentlichen Transaktionen war auf 

Kryptowertetransfers im Sinne von Art. 3 Ziff. 10 der TFR auszudehnen.  

Zu Art. 5 Bst. g  

Diese Bestimmung sah bislang tiefere Schwellenwerte als die Geldwäscherichtlinie 

vor und soll daher ersatzlos aufgehoben werden.  

Zu Art. 5 Bst. h 

Der bisherige Bst. h kann ersatzlos gestrichen werden, da auch Transaktionen bei 

physischen Automaten ("Krypto-ATM") unter den Begriff "Kryptowertetransfers" 

nach Art. 5 Abs. 2 Bst. b Ziff. 2 dieser Vorlage fallen und ebendort für die Anwen-

dung der Sorgfaltspflichten ein entsprechender Schwellenwert von 1 000 Euro vor-

gesehen ist. 
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Zu Art. 11 Abs. 5 Einleitungssatz und Bst. e und f  

Die in Art. 11 vorgesehenen verstärkten Sorgfaltspflichten bei Korrespondenz-

bankbeziehungen werden auf Anbieter von Kryptowerte-Dienstleistungen ausge-

dehnt. Dadurch wird Art. 19b der Geldwäscherichtlinie umgesetzt. Die Pflicht be-

trifft sowohl Banken als auch Finanzinstitute (inkl. Anbieter von Kryptowerte-

Dienstleistungen), die Korrespondenzbankdienstleistungen für Anbieter von Kryp-

towerte-Dienstleistungen erbringen. 

Hinsichtlich des Bst. f ist festzuhalten, dass diese Pflicht nur in Bezug auf Anbieter 

von Kryptowerte-Dienstleistungen gilt.  

Zu Sachüberschrift vor Art. 12 

Die Sachüberschrift «Angaben zum Auftraggeber oder Begünstigten» zu Art. 12 

und Art. 12a war ersatzlos aufzuheben.  

Zu Art. 12  

Die Anforderungen des bisherigen Art. 12a in Zusammenhang mit Transfers be-

stimmter Kryptowerte werden nun gemeinsam mit den Anforderungen bei Geld-

transfers in Art. 12 geregelt. Dies bedingt unter anderem eine Anpassung der 

Überschrift zu Art. 12. Des Weiteren wird der Begriff "Aufraggeber" durch "Zahler" 

sowie der Begriff "Begünstigte" durch "Zahlungsempfänger" ersetzt. Darüber hin-

aus sind Verweisanpassungen vorzunehmen, da die bisherige GTV mit der TFR neu 

gefasst wird. 

Mit Abs. 2 wurde die Wahlmöglichkeit des Art. 2 Abs. 5 der TFR umgesetzt, indem 

die Verordnung bei Erfüllung der in Abs. 2 angeführten Bedingungen nicht auf In-

landgeldtransfers auf ein Zahlungskonto eines Zahlungsempfängers anzuwenden 

ist, auf das ausschliesslich Zahlungen für die Lieferung von Gütern oder Dienstleis-

tungen vorgenommen werden können.  
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Zu Art. 12a 

Die Anforderungen des bisherigen Art 12a werden künftig in Art. 12 geregelt (vgl. 

hierzu die Erläuterungen zu Art. 12). In Art. 12a werden neue spezifische Anforde-

rungen betreffend das Risikomanagement in Bezug auf die mit Kryptowertetrans-

fers von oder an eine selbst gehostete Adresse verbundenen Risiken vorgesehen. 

Damit wird der durch die TFR neu eingeführte Art. 19a der Geldwäscherichtlinie 

umgesetzt. In der vorliegenden Bestimmung finden sich auch die in der Richtli-

nienänderung vorgesehenen Mindestmassnahmen zur Risikomitigierung. Gemäss 

TFR sollen diese Massnahmen später durch EBA-Leitlinien präzisiert werden.  

Zu Art. 16 Abs. 1 und 2  

Die Anpassungen in Art. 16 sind formeller Natur. Anstelle der Aufzählung der ein-

zelnen Sorgfaltspflichtigen wird der neu eingeführte Begriff "Finanzinstitute" ver-

wendet. Zusätzlich wird aufgrund der Neufassung der GTV eine Verweisanpassung 

auf die TFR vorgenommen. In diesem Zusammenhang wird auf die Erläuterungen 

zu Art. 2 Abs. 1 Bst. a verwiesen, wonach "Anbieter von Kryptowerte-Dienstleis-

tungen" nun als "Finanzinstitute" gelten.  

Zu Art. 23 Abs. 1 Einleitungssatz und Abs. 2 

Die GTV wird mit der TFR neu gefasst und aufgehoben. Dadurch ist in  

Art. 23 Abs. 1 Einleitungssatz und Abs. 2 eine Verweisanpassung vorzunehmen. 

Zu Art. 28 Abs: 1 Bst. d, g, h, i, k und Abs. 1a 

Die GTV wird mit der TFR neu gefasst und aufgehoben. Dadurch ist in  

Art. 28 Abs: 1 Bst. d, g, h, i, k und Abs. 1a eine Verweisanpassung vorzunehmen. 

Zu Art. 28a Abs. 1  

Die GTV wird mit der TFR neu gefasst und aufgehoben. Dadurch ist in  

Art. 28a Abs: 1 eine Verweisanpassung vorzunehmen. 
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Zu Art. 31 Abs. 1 Bst. gbis 

Mit Einführung eines Risikomanagements bei selbst gehosteten Adressen nach 

Art. 12a war auch eine korrespondierende Strafbestimmung notwendig, weshalb 

Art. 31 Abs. 1 Bst. gbis anzupassen war.  

Zu Art. 31 Abs. 1 Bst. u 

Art. 31 Abs. 1 Bst. u wurde gesamthaft dahingehend angepasst, dass nicht nur die 

Nichteinhaltung, sondern auch die nicht vorschriftsgemässe, unvollständige oder 

verspätete Einhaltung der materiellen Bestimmungen der TFR strafbar ist.  

Überdies wurden im Einleitungssatz wiederum eine Verweisanpassung auf die 

neue TFR vorgenommen sowie in den Ziffern 1 bis 7 die bisherigen Begriffe "Auf-

traggeber" und "Begünstigter" durch die neuen Begrifflichkeiten "Zahler" und 

"Zahlungsempfänger" ersetzt.  

Die nachfolgend neu erstellten Ziffern 1 bis 19 setzen den in 

 Art. 29 Bst. a, c und d TFR enthaltenen Sanktionskatalog um.  

Ziffer 20 ersetzt die bisherige unter Ziffer 8 enthaltene Strafbestimmung im Zu-

sammenhang mit Dokumentations- uns Aufbewahrungspflichten und dehnt die 

Strafbestimmung auf Angaben zum Originator und Begünstigten aus. Damit wird 

Art. 29 bst. b der TFR umgesetzt.  

Zu Art. 37a  

Die GTV wird mit der TFR neu gefasst und aufgehoben. Dadurch ist in  

Art. 28a Abs: 1 eine Verweisanpassung vorzunehmen. 

Zu Art. 38 Bst. m  

Die in dieser Bestimmung vorgesehene Verordnungsermächtigung der FMA in Be-

zug auf die bisherige GTV soll ersatzlos aufgehoben werden. Allfällige Präzisierun-

gen der TFR-Pflichten werden durch EBA-Leitlinien erfolgen. 
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Zu Art. 38 Bst. mbis 

Die in dieser Bestimmung vorgesehene Verordnungsermächtigung der FMA in Be-

zug auf Art. 12a soll ersatzlos aufgehoben werden. 

Zu Kapitel II. 

Diese Bestimmung sieht vor, dass die Anpassungen des Gesetzes gleichzeitig mit 

dem Inkrafttreten des EWR-MiCAR-Durchführungsgesetzes in Kraft treten. 
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4.8 Abänderung des EWR-Schwarmfinanzierungs-Durchführungsgesetzes 

Zur Überschrift vor Art. 6a 

Vor Art. 6a wird ein neues Kapitel "IIa. Zulassung und Ausübung der Geschäftstä-

tigkeit" eingefügt.  

Zu Art. 6a 

In Art. 6a wird analog zu anderen Finanzmarktrechtsakten festgelegt, dass die FMA 

die Zulassung unter Bedingungen und Auflagen erteilen kann.  

Zu Art. 6b 

In Art. 6b wird in Übereinstimmung mit der in anderen nationalen Finanzmarkt-

rechtsakten üblichen Normierung der Pflicht, Tatsachen, die den Finanzintermedi-

ären auf Grund der Geschäftsverbindungen mit Kunden anvertraut oder zugäng-

lich gemacht worden sind, geheim zu halten, eine solche Geheimhaltungspflicht 

auch für Organmitglieder, Angestellte oder sonst für Schwarmfinanzierungsdienst-

leister tätige Personen verankert.  

Vor Art. 6c 

Im EWR-Schwarmfinanzierungs-Durchführungsgesetz soll – analog zum  

EWR-MiCAR-Durchführungsgesetz – zur effizienteren Aufsicht das Prinzip der in-

direkten Aufsicht verankert werden.  

Zu Art. 6c 

Art. 6c orientiert sich an Art. 10 EWR-MiCAR-Durchführungsgesetz und sieht die 

Pflicht von Schwarmfinanzierungsdienstleistern, Wertpapierfirmen, Banken,  

E-Geld-Instituten sowie Zahlungsinstituten vor, ihre Geschäftstätigkeit nach der 

Schwarmfinanzierungsverordnung jährlich durch eine unabhängige und von der 

FMA anerkannte Wirtschaftsprüfungsgesellschaft prüfen zu lassen. Dazu haben 

die vorgenannten Personen – soweit für die Prüftätigkeit erforderlich – den Wirt-

schaftsprüfungsgesellschaften Einsichtsrechte zu gewähren und Auskünfte zu 
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erteilen. Im Übrigen wird auf die Erläuterungen zu Art. 6 des  

EWR-MiCAR-Durchführungsgesetzes verwiesen.  

Zur Überschrift vor Art. 6d 

Vor Art. 6d wird ein neues Kapitel "IIb. Wirtschaftsprüfungsgesellschaften" einge-

fügt.  

Zu Art. 6d bis 6i 

Die Art. 6d bis 6i entsprechen materiell den Art. 10 bis 15 des EWR-MiCAR-Durch-

führungsgesetzes; daher kann auf die entsprechenden Erläuterungen zu Kapitel III 

des EWR-MiCAR-Durchführungsgesetzes verwiesen werden.  

Zu Art. 8a  

In Übereinstimmung mit der Ergänzung der Normierung des Berufsgeheimnisses 

nach der MiCAR im EWR-MiCAR-Durchführungsgesetz aufgrund der Aufnahme 

des indirekten Aufsichtssystem wird auch in dieser Gesetzesvorlage eine zusätzli-

che Bestimmung zur Vervollständigung aufgenommen, wonach klargestellt wird, 

dass ein Informationsaustausch zwischen der FMA und den Wirtschaftsprüfungs-

gesellschaften bzw. den Wirtschaftsprüfern keine Amtsgeheimnisverletzung dar-

stellt. Im Übrigen kann auf die diesbezüglichen Ausführungen zu Art. 17 MiCAR 

verwiesen werden.  

Zu Art. 11 Abs. 1 und 1a sowie Abs. 2 Bst. c bis f 

Im Einklang mit der Bestrafung der Verletzung von Geheimhaltungspflichten nach 

anderen Finanzmarktgesetzen wird in Abs. 1 neu bestimmt, dass das Landgericht 

bei einem solchen Verstoss eine Freiheitsstrafe bis zu 3 Jahren zu verhängen hat.  

Die bisherigen Straftatbestände nach dem Abs. 1 werden in den neu geschaffenen 

Abs. 1a verschoben.  

Ergänzend zur Aufnahme der zusätzlichen Vorschriften werden in Abs. 2 Strafbe-

stimmungen in Bezug auf die Verletzung der daraus resultierenden Pflichten von 
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Schwarmfinanzierungsdienstleistern und Wirtschaftsprüfungsgesellschaften bzw. 

Wirtschaftsprüfer, welche nicht bereits von den Vergehen nach Abs. 1 bzw. 1a ab-

gedeckt sind, normiert. So ist nach in Abs. 2 Bst. c zu bestrafen, wer mit einer Zu-

lassung verbundene Auflagen verletzt. Als Folge der Verankerung des Systems der 

indirekten Aufsicht in Art. 6c bis 6i wird nach Art. 11 Abs. 2 Bst. d bestraft, wer die 

ordentliche oder eine von der FMA vorgeschriebene Prüfung durch eine Wirt-

schaftsprüfungsgesellschaft im Ganzen oder hinsichtlich einzelner Bereiche nicht 

durchführen lässt. Auch wer der FMA oder dem Wirtschaftsprüfer bzw. der Wirt-

schaftsprüfungsgesellschaft falsche Auskünfte erteilt oder seine Pflichten gegen-

über diesem bzw. dieser nicht erfüllt, ist zu bestrafen (Bst. e). Nach Bst. f sind 

schliesslich Wirtschaftsprüfer oder Wirtschaftsprüfungsgesellschaften zu bestra-

fen, die ihre Pflichten verletzen, insbesondere im Prüfungsbericht unwahre Anga-

ben machen oder wesentliche Tatsachen verschweigen, eine vorgeschriebene 

Aufforderung an den Schwarmfinanzierungsdienstleister unterlassen oder vorge-

schriebene Berichte und Meldungen nicht erstatten. 

Zu Kapitel II. 

Das Inkrafttreten richtet sich nach dem EWR-Übernahmebeschluss betreffend die 

MiCAR.  

4.9 Abänderung des Gewerbegesetzes 

Zu Art. 3 Abs. 2 Bst. e 

In Art. 3 Abs. 2 Bst. e sind Personen, die im Sinne der MiCAR mit der Ausgabe, dem 

öffentlichen Angebot und der Zulassung zum Handel von Kryptowerten befasst 

sind oder die Dienstleistungen im Zusammenhang mit Kryptowerten erbringen 

und die bislang unberücksichtigt gebliebenen Schwarmfinanzierungsdienstleister 

aufzunehmen, um die Anwendbarkeit des Gewerbegesetzes auf sie auszuschlies-

sen.  
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Zu Kapitel II. 

Das Inkrafttreten richtet sich nach dem EWR-Übernahmebeschluss betreffend die 

MiCAR.  

4.10 Abänderung des Dienstleistungsgesetzes 

Zu Art. 3 Abs. 1 Bst. b und bbis 

In Art. 3 Abs. 2 Bst. b und bbis sind Dienstleistungen im Zusammenhang mit Kryp-

towerten und die bislang unberücksichtigt gebliebene Schwarmfinanzierung so-

wie in einem neuen Bst. bbis die ebenfalls noch nicht enthaltenen VT-Dienstleis-

tungen aufzunehmen, um die Anwendbarkeit des Dienstleistungsgesetzes auf sie 

auszuschliessen.  

Zu Kapitel II. 

Das Inkrafttreten richtet sich nach dem EWR-Übernahmebeschluss betreffend die 

MiCAR.  

5. VERFASSUNGSMÄSSIGKEIT / RECHTLICHES 

Diesen Gesetzesvorlagen stehen keine verfassungsrechtlichen Bedenken entge-

gen. 

6. AUSWIRKUNGEN AUF DIE NACHHALTIGE ENTWICKLUNG 

Die MiCAR in Verbindung mit dem EWR-MiCAR-Durchführungsgesetz verfolgen 

insbesondere das UNO-Nachhaltigkeitsziel 10 (weniger Ungleichheiten). Gemäss 

dem Unterziel 10.5 soll die Regulierung und Überwachung der globalen Finanz-

märkte und -institutionen verbessert und die Anwendung der einschlägigen Vor-

schriften verstärkt werden.  
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Die MiCAR schafft einen einheitlichen gesetzlichen Rahmen in Bezug auf Märkte 

für Kryptowerte innerhalb des EWR, welcher speziell die grenzüberschreitende Er-

bringung von Dienstleistungen unterstützen und die Freiheit, diese Dienstleistun-

gen auf dem Binnenmarkt zu erbringen und in Anspruch zu nehmen, erleichtern 

soll. Die MiCAR gewährleistet sohin den Abbau von bestehenden Hindernissen für 

einen reibungslos funktionierenden Binnenmarkt für Krytowerte und damit zu-

sammenhängende Dienstleistungen und Tätigkeiten. Gleichzeitig wird für ein ho-

hes Mass an Anlegerschutz gesorgt. Durch die Ausgestaltung als EU-Verordnung 

und die damit sehr eingeschränkten nationalen Spielräume soll eine wirksame 

Überwachung der Einhaltung von Anforderungen für das öffentliche Angebot und 

die Zulassung zum Handel auf einer Handelsplattform von anderen Kryptowerten 

als vermögenswertereferenzierten Token und E-Geld-Token, von vermögenswer-

tereferenzierten Token und E-Geld-Token und solcher für Anbieter von Krypto-

werte-Dienstleistungen im EWR-Binnenraum gewährleistet und Aufsichtsarbit-

rage vermieden werden.  

Das TVTG konzentriert sich zukünftig auf die allgemeine Token-Ökonomie. Die To-

ken-Ökonomie und die Blockchain-Technologie tragen im Allgemeinen entschei-

dend zur Erreichung mehrerer Nachhaltiger Entwicklungsziele (SDGs) bei. Diese 

Technologien ermöglichen durch ihre Dezentralisierung, Transparenz und Sicher-

heit innovative Lösungsansätze, die eben über den Finanzmarkt hinausgehen und 

in verschiedenen Sektoren Anwendung finden. 

Insbesondere tragen sie zur Förderung von Ziel 9 (Industrie, Innovation und Infra-

struktur) bei, indem sie eine fortschrittliche Infrastruktur für sichere und effiziente 

digitale Transaktionen bereitstellen. Dies fördert Innovationen in verschiedenen 

Branchen und trägt zur Schaffung nachhaltiger und widerstandsfähiger Infrastruk-

turen bei. 
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In Bezug auf Ziel 11 (Nachhaltige Städte und Gemeinden) unterstützt die Token-

Ökonomie die Entwicklung intelligenter, vernetzter Städte. Durch Blockchain-

Technologie können Daten effizienter verwaltet werden, was zu verbesserten 

städtischen Dienstleistungen, gesteigerter Energieeffizienz und besserer Ressour-

cennutzung führt. 

Ziel 12 (Verantwortungsvolle Konsum- und Produktionsmuster) wird ebenfalls 

durch Blockchain gefördert, da die Technologie Transparenz in Lieferketten erhöht 

und somit zu nachhaltigerem Konsum und zu nachhaltigerer Produktion beiträgt. 

Die Nachverfolgbarkeit von Produkten vom Ursprung bis zum Verbraucher wird 

vereinfacht, wodurch Verbraucher bewusstere Entscheidungen treffen können. 

Darüber hinaus unterstützt die Token-Ökonomie Ziel 13 (Massnahmen zum Klima-

schutz), indem sie innovative Lösungen für den Kohlenstoffhandel und die Über-

wachung von Umweltauswirkungen bietet. Dies ermöglicht eine effektivere Kon-

trolle und Reduzierung von Treibhausgasemissionen. 

Die Token-Ökonomie stellt somit ein vielseitiges Instrument dar, das über den Fi-

nanzsektor hinaus zur Erreichung der SDGs beiträgt. Ihre Anwendungsbereiche 

reichen von der Förderung nachhaltiger Industrien und Städte bis hin zum Schutz 

des Klimas und der Umwelt, was ihre Bedeutung als Schlüsseltechnologie für eine 

nachhaltige Zukunft unterstreicht. 
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7. REGIERUNGSVORLAGEN 

7.1 EWR-MiCAR-Durchführungsgesetz 

Gesetz 

vom …. 

zur Durchführung der Verordnung (EU) 2023/1114 über Märkte für 

Kryptowerte (EWR-MiCAR-Durchführungsgesetz; EWR-MiCAR-DG) 

Dem nachstehenden vom Landtag gefassten Beschluss erteile Ich Meine Zu-

stimmung: 

I. Allgemeine Bestimmungen 

Art. 1 

Gegenstand und Zweck 

1) Dieses Gesetz dient der Durchführung der Verordnung (EU) 2023/1114 

über Märkte für Kryptowerte1. 

2) Die gültige Fassung der EWR-Rechtsvorschriften, auf die in diesem Gesetz 

Bezug genommen wird, ergibt sich aus der Kundmachung der Beschlüsse des 

                                                      

1 Verordnung (EU) 2023/1114 des Europäischen Parlaments und des Rates vom 31. Mai 2023 über Märkte 
für Kryptowerte (ABl. L 150 vom 9.6.2023, S. 40) 
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Gemeinsamen EWR-Ausschusses im Liechtensteinischen Landesgesetzblatt nach 

Art. 3 Bst. k des Kundmachungsgesetzes.  

Art. 2 

Bezeichnungen 

1) Im Sinne dieses Gesetzes gelten als: 

1. "MiCAR-Institut": Eine Person, die in Liechtenstein: 

a) nach Art. 21 der Verordnung (EU) 2023/1114 zugelassen ist, vermö-

genswertereferenzierte Token im EWR öffentlich anzubieten oder de-

ren Zulassung zum Handel zu beantragen; oder 

c) nach Art. 63 der Verordnung (EU) 2023/1114 zugelassen ist, Krypto-

werte-Dienstleistungen anzubieten; 

2. "Banken": Banken nach Art. 4 Abs. 2 des Bankengesetzes. 

2) Im Übrigen finden die Begriffsbestimmungen des anwendbaren EWR-

Rechts, insbesondere der Verordnung (EU) 2023/1114, ergänzend Anwendung.  

3) Die Regierung kann mit Verordnung die Begriffe nach Abs. 1 näher um-

schreiben sowie weitere in diesem Gesetz verwendete Begriffe definieren. 

4) Unter den in diesem Gesetz verwendeten Personenbezeichnungen sind 

alle Personen unabhängig ihres Geschlechts zu verstehen, sofern sich die Perso-

nenbezeichnungen nicht ausdrücklich auf ein bestimmtes Geschlecht beziehen. 
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II. Zulassung und Ausübung der Geschäftstätigkeit 

Art. 3 

Zulassung 

Die Zulassung von MiCAR-Instituten kann mit Bedingungen und Auflagen er-

teilt werden. 

Art. 4 

Meldepflichten 

1) MiCAR-Institute haben der FMA unverzüglich zu melden: 

a) jede beabsichtigte Änderung der Statuten und des Geschäftsreglements, die 

den Geschäftskreis, das Eigenkapital oder die Organisation betreffen; 

b) jede beabsichtigte Änderung des Sitzes oder der Hauptverwaltung; 

c) jede Delegation von wichtigen Aufgaben; 

d) jeden Wegfall einer Zulassungsvoraussetzung; 

e) jede absehbare oder tatsächliche Nichterfüllung der Eigenmittelanforderun-

gen; 

f) den Beschluss über die Auflösung und Liquidation aus anderen Gründen als 

durch Konkurs; 

g) die rechtskräftige Eröffnung des Konkurses oder die rechtskräftige Abwei-

sung eines Konkursantrages mangels kostendeckenden Vermögens. 

2) Eine Aufgabe ist dann wichtig im Sinne des Abs. 1 Bst. c, wenn deren un-

zureichende oder unterlassene Wahrnehmung die kontinuierliche Einhaltung der 

Zulassungsvoraussetzungen oder der anderen Verpflichtungen des MiCAR-
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Instituts nach der Verordnung (EU) 2023/1114 oder diesem Gesetz, seine finanzi-

elle Leistungsfähigkeit oder die Solidität oder Kontinuität seiner Dienstleistungen 

wesentlich beeinträchtigen würde. 

3) Der FMA sind alle Informationen zur Verfügung zu stellen, die sie benötigt, 

um die Änderungen nach Abs. 1 Bst. a bis e umfassend zu beurteilen und sich zu 

vergewissern, dass sämtliche Zulassungsvoraussetzungen weiterhin vorliegen. 

Eintragungen ins Handelsregister sind in Fällen nach Abs. 1 Bst. a und b erst nach 

Genehmigung durch die FMA zulässig. 

4) Die Regierung kann das Nähere mit Verordnung regeln. 

Art. 5 

Rechnungslegung 

1) MiCAR-Institute, die keine Gesellschaften im Sinne von Art. 1063 des Per-

sonen- und Gesellschaftsrechts sind, haben die für diese geltenden Rechnungsle-

gungsvorschriften des 1., 2. (mit Ausnahme des 3. Unterabschnittes) und 4. Ab-

schnittes des 20. Titels des genannten Gesetzes einzuhalten. 

2) Für sämtliche MiCAR-Institute gelten unabhängig von ihrer Rechtsform 

die Vorschriften zur verkürzten Bilanz- und Erfolgsrechnung nach Art. 1068 Abs. 4 

des Personen- und Gesellschaftsrechts nicht. 

Art. 6 

Verpflichtung zur externen Überprüfung durch eine 

Wirtschaftsprüfungsgesellschaft 

1) MiCAR-Institute, Banken, E-Geld-Institute sowie Anbieter von Krypto-

werte-Dienstleistungen nach Art. 60 der Verordnung (EU) 2023/1114 haben ihre 
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Geschäftstätigkeit nach der Verordnung (EU) 2023/1114 jedes Jahr durch eine von 

ihnen unabhängige und von der FMA anerkannte Wirtschaftsprüfungsgesellschaft 

nach Art. 10 prüfen zu lassen.  

2) Personen nach Abs. 1 haben der Wirtschaftsprüfungsgesellschaft jeder-

zeit Einsicht in die Unterlagen der Gesellschaft, insbesondere in die Bücher, Be-

lege, Aufträge, Geschäftskorrespondenz und die Protokolle des Leitungsorgans 

und der Geschäftsleitung, zu gewähren sowie alle Auskünfte zu erteilen, die zur 

Erfüllung der Prüfungspflicht erforderlich sind. 

Art. 7 

Periodische Berichte 

1) MiCAR-Institute haben spätestens vier Monate nach Ablauf des Ge-

schäftsjahres einen Geschäftsbericht über ihre Tätigkeit nach der Verordnung (EU) 

2023/1114 zu erstellen und bei der FMA einzureichen. 

2) MiCAR-Institute sind verpflichtet, der FMA periodisch weitere Berichte zu 

statistischen und aufsichtsrechtlichen Zwecken zu erstatten. 

3) Die Regierung kann das Nähere, insbesondere die Periodizität und den 

Inhalt der Berichte, mit Verordnung regeln.  

Art. 8 

Geheimhaltungspflicht 

1) Die Mitglieder der Organe von Anbietern, Personen, die eine Zulassung 

von Kryptowerten zum Handel beantragen, Emittenten von vermögenswerterefe-

renzierten Token oder E-Geld-Token und Anbietern von Kryptowerte-Dienstleis-

tungen und deren Angestellte sowie sonst für solche Unternehmen tätige 
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Personen sind zur Geheimhaltung von Tatsachen verpflichtet, die ihnen auf Grund 

der Geschäftsverbindungen mit Kunden anvertraut oder zugänglich gemacht wor-

den sind. Die Geheimhaltungspflicht gilt zeitlich unbegrenzt. 

2) Vorbehalten bleiben die gesetzlichen Vorschriften über die Zeugnis- oder 

Auskunftspflicht gegenüber den Strafgerichten, der Stabsstelle FIU und den Auf-

sichtsorganen. 

III. Entzug der Zulassung 

Art. 9 

Entzugsgründe 

1) Zusätzlich zu den Fällen nach Art. 24 Abs. 1, 2 oder 5 bzw. Art. 64 Abs. 1 

oder 2 der Verordnung (EU) 2023/1114 entzieht die FMA die Zulassung, wenn: 

a) das MiCAR-Institut die Pflichten dieses Gesetzes oder nach den dazu erlas-

senen Durchführungsverordnungen systematisch oder in schwerwiegender 

Weise verletzt;  

b) das MiCAR-Institut den Aufforderungen der FMA zur Wiederherstellung des 

gesetzmässigen Zustandes nicht Folge leistet;  

c) über das Vermögen des MiCAR-Instituts rechtskräftig der Konkurs eröffnet 

oder ein Konkursantrag mangels kostendeckenden Vermögens rechtskräftig 

abgewiesen worden ist;  

d) die Auflösung und Liquidation aus anderen Gründen als durch Konkurs vom 

MiCAR-Institut beschlossen wird; oder 

e) die FMA die Durchführung eines Rücktauschplans nach Art. 47 der Verord-

nung (EU) 2023/1114 anordnet.  
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2) Der rechtskräftige Entzug der Zulassung wird auf Kosten des Zulassungs-

trägers im Amtsblatt und auf der Internetseite der FMA veröffentlicht. Die FMA 

teilt jeden Zulassungsentzug der EFTA-Überwachungsbehörde und der ESMA bzw. 

der EBA unter Angabe der Gründe mit.  

IV. Wirtschaftsprüfer und Wirtschaftsprüfungsgesellschaften 

Art. 10 

Bestellung der Wirtschaftsprüfungsgesellschaft 

1) Jedes MiCAR-Institut hat eine von ihr unabhängige, von der FMA aner-

kannte Wirtschaftsprüfungsgesellschaft zu bestellen. 

2) Die Anerkennung einer Wirtschaftsprüfungsgesellschaft wird von der 

FMA erteilt, wenn sie: 

a) über eine Bewilligung nach den Art. 12, 62 oder 70 des Wirtschaftsprüferge-

setzes oder eine Registrierung nach Art. 69 des genannten Gesetzes verfügt; 

b) über verantwortliche nach Abs. 3 anerkannte Wirtschaftsprüfer (leitende 

Revisoren) verfügt; und 

c) aufgrund ihrer Betriebsorganisation eine sachgemässe und dauernde Erfül-

lung der Prüfungs- und Berichtstätigkeiten gewährleistet.  

3) Die Anerkennung eines Wirtschaftsprüfers wird von der FMA erteilt, wenn 

er:  

a) über eine Bewilligung nach Art. 4, 59 oder 67 des Wirtschaftsprüfergesetzes 

verfügt; und  

b) über besondere Qualifikationen im Bereich der Kryptowerte verfügt.  
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4) Die Wirtschaftsprüfungsgesellschaften haben der FMA die verantwortli-

chen Wirtschaftsprüfer vor Prüfungsbeginn zu melden. 

5) Die FMA widerruft die Anerkennung der Wirtschaftsprüfungsgesellschaft 

bzw. des Wirtschaftsprüfers, wenn: 

a) die Voraussetzungen nach Abs. 2 bzw. 3 nicht mehr erfüllt sind; oder 

b) der Wirtschaftsprüfer bzw. die Wirtschaftsprüfungsgesellschaft seine bzw. 

ihre Pflichten nach diesem Gesetz schwerwiegend oder wiederholt verletzt. 

6) Eine Anerkennung erlischt, wenn eine Wirtschaftsprüfungsgesellschaft 

bzw. ein Wirtschaftsprüfer schriftlich darauf verzichtet. Ein schriftlicher Verzicht 

einer Wirtschaftsprüfungsgesellschaft ist erst zulässig, wenn sie sämtliche Auf-

träge als Wirtschaftsprüfungsgesellschaft nach diesem Gesetz beendet hat. 

7) Die Wirtschaftsprüfungsgesellschaft bzw. der Wirtschaftsprüfer hat sich 

ausschliesslich der Prüfungstätigkeit und den unmittelbar damit zusammenhän-

genden Geschäften zu widmen. Sie bzw. er darf weder Tätigkeiten nach der Ver-

ordnung (EU) 2023/1114, Zahlungsdienste, Bankgeschäfte, Wertpapierdienstleis-

tungen, Dienste eines Zentralverwahrers nach der Verordnung (EU) Nr. 909/20142, 

einer UCITS-Verwaltungsgesellschaft oder eines Verwalters alternativer Invest-

mentfonds erbringen noch E-Geld ausgeben. 

8) Die Regierung kann das Nähere mit Verordnung regeln, insbesondere: 

a) das Verfahren zur Anerkennung von Wirtschaftsprüfungsgesellschaften und 

Wirtschaftsprüfern nach Abs. 2 und 3; 

                                                      

2 Verordnung (EU) Nr. 909/2014 des Europäischen Parlaments und des Rates vom 23. Juli 2014 zur Verbes-
serung der Wertpapierlieferungen und -abrechnungen in der Europäischen Union und über Zentralver-
wahrer (ABl. 257 vom 28.8.2014, S. 1) 
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b) die Anforderungen für die besondere Qualifikation von Wirtschaftsprüfern 

nach Abs. 3. 

Art. 11 

Pflichten der Wirtschaftsprüfungsgesellschaft 

1) Vorbehaltlich abweichender Regelungen in diesem Gesetz prüft die Wirt-

schaftsprüfungsgesellschaft (Aufsichtsprüfung) insbesondere: 

a) die fortwährende Erfüllung der Zulassungsvoraussetzungen; 

b) die Einhaltung der Bestimmungen der Verordnung (EU) 2023/1114, dieses 

Gesetzes und der dazu erlassenen Verordnungen sowie der bestehenden 

Geschäftsreglemente (Satzungen, Weisungen und dergleichen); und 

c) den Jahresbericht des MiCAR-Instituts. 

2) Die Wirtschaftsprüfungsgesellschaft bzw. der Wirtschaftsprüfer hat aus-

ser gegenüber dem MiCAR-Institut und der FMA über alle ihr bei der Prüfung be-

kannt gewordenen Tatsachen das Geheimnis zu wahren. 

3) Die Wirtschaftsprüfungsgesellschaft übermittelt den Bericht über die Auf-

sichtsprüfung nach Abs. 1 spätestens sechs Monate nach dem Ende des Geschäfts-

jahrs gleichzeitig an: 

a) das Leitungsorgan des MiCAR-Instituts; und 

b) an die FMA. 

4) Die Pflicht nach Abs. 3 endet erst mit dem rechtskräftigen Verlust der Zu-

lassung des MiCAR-Instituts oder, wenn dieser Zeitpunkt später liegt, mit der Be-

endigung dessen Liquidation.  
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5) Der Wirtschaftsprüfer bzw. die Wirtschaftsprüfungsgesellschaft haftet für 

alle Pflichtverletzungen nach den Vorschriften des Personen- und Gesellschafts-

rechts über die Abschlussprüfung. 

6) Die Regierung kann das Nähere mit Verordnung regeln, insbesondere: 

a) den näheren Inhalt des Prüfungsberichts, insbesondere unter Berücksichti-

gung der EBA-Leitlinien bei der Prüfung von Emittenten vermögenswertere-

ferenzierter Token nach Art. 34 Abs. 12 der Verordnung (EU) 2023/1114; 

b) die Frist zur Erstellung und Einreichung des Prüfungsberichts bei der FMA. 

Art. 12 

Anzeigepflichten 

1) Die Wirtschaftsprüfungsgesellschaft muss der FMA unverzüglich alle Tat-

sachen oder Entscheidungen anzeigen, von denen sie bei der Wahrnehmung ihrer 

Aufgaben Kenntnis erhalten hat und die insbesondere: 

a) eine erhebliche Verletzung der Bestimmungen der Verordnung (EU) 

2023/1114, dieses Gesetzes und der dazu erlassenen Verordnungen und der 

bestehenden Geschäftsreglemente (Satzungen, Weisungen, etc.) darstellen 

könnten, welche für die Zulassung oder die Ausübung der Tätigkeit des Mi-

CAR-Instituts gelten; 

b) eine Behinderung der Tätigkeit des MiCAR-Instituts darstellen könnten; 

c) den Fortbestand des MiCAR-Instituts in Frage stellen könnten; 

d) dazu führen könnten, dass der Prüfungsvermerk verweigert oder unter ei-

nen Vorbehalt gestellt wird. 

2) Die Anzeigepflichten nach Abs. 1 bestehen auch in Bezug auf Unterneh-

men, die aus einem Kontrollverhältnis heraus enge Verbindungen zum MiCAR-
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Institut haben oder Unternehmen, die an seiner Geschäftstätigkeit mitwirken zur 

Vermögensverwaltungsgesellschaft oder den Unternehmen, die an seiner Ge-

schäftstätigkeit mitwirken, unterhalten.  

3) Zeigt die Wirtschaftsprüfungsgesellschaft der FMA in gutem Glauben die 

in Abs. 1 genannten Tatsachen oder Entscheidungen an, verletzt sie dabei keine 

vertragliche oder gesetzliche Geheimhaltungspflicht. Sie ist von jeglicher Haftung 

für die Anzeige ausgenommen.  

4) Beanstandungen müssen jedenfalls in den nach diesem Gesetz zu erstel-

lenden Prüfungsbericht aufgenommen werden. 

5) Die Regierung kann das Nähere mit Verordnung regeln. 

Art. 13 

Wechsel der Wirtschaftsprüfungsgesellschaft 

1) Der beabsichtige Wechsel der Wirtschaftsprüfungsgesellschaft bedarf ei-

ner Genehmigung der FMA. Der Genehmigungsantrag ist von dem MiCAR-Institut 

zu begründen. 

2) Der Antrag nach Abs. 1 ist von der bisherigen Wirtschaftsprüfungsgesell-

schaft grundsätzlich mit zu unterzeichnen. Können sich MiCAR-Institut und Wirt-

schaftsprüfungsgesellschaft über den Grund für den Wechsel nicht einigen, hat die 

bisherige Wirtschaftsprüfungsgesellschaft eine Anzeige nach Art. 12 zu machen. 

3) Entfällt die Qualifikation der Wirtschaftsprüfungsgesellschaft, hat das Mi-

CAR-Institut unverzüglich, spätestens binnen eines Monats, eine neue Wirt-

schaftsprüfungsgesellschaft zu bestellen. In Ausnahmefällen kann die FMA auf 
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Antrag diese Frist angemessen verlängern. Die Bestellung der neuen Wirtschafts-

prüfungsgesellschaft bedarf einer vorgängigen Genehmigung durch die FMA. 

4) Nimmt eine Wirtschaftsprüfungsgesellschaft die aufsichtsrechtliche Prü-

fung eines MiCAR-Instituts nicht ordnungsgemäss vor, so kann die FMA von dem 

MiCAR-Institut verlangen, dass sie für die folgende Prüfperiode eine andere Wirt-

schaftsprüfungsgesellschaft mit der Prüfung beauftragt. 

Art. 14 

Aufsicht über Wirtschaftsprüfungsgesellschaften 

1) Bei der Beaufsichtigung von Wirtschaftsprüfungsgesellschaften kann die 

FMA insbesondere Qualitätskontrollen durchführen und die Wirtschaftsprüfer bei 

ihrer Prüftätigkeit bei MiCAR-Instituten begleiten. 

2) Für die Zwecke der Aufsicht nach Abs. 1 stehen der FMA alle Befugnisse 

nach Art. 20 Abs. 3 unter sinngemässer Anwendung zur Verfügung. 

Art. 15 

Kosten der Wirtschaftsprüfung 

1) Das MiCAR-Institut trägt die Kosten der ordentlichen sowie der ausseror-

dentlichen Wirtschaftsprüfung. Die Kosten der Wirtschaftsprüfung richten sich 

nach einem allgemein anerkannten Tarif. 

2) Die Vereinbarung einer Pauschalentschädigung oder eines bestimmten 

Zeitaufwandes für die Wirtschaftsprüfung ist untersagt. 
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V. Aufsicht 

A. Allgemeines 

Art. 16 

Organe 

Mit der Durchführung dieses Gesetzes und der Verordnung (EU) 2023/1114 

werden betraut: 

a) die FMA; und 

b) das Landgericht. 

Art. 17 

Amtsgeheimnis 

Die FMA ist befugt, den Wirtschaftsprüfern bzw. Wirtschaftsprüfungsgesell-

schaften die für die Erfüllung ihrer Aufgaben erforderlichen Informationen zu 

übermitteln. Eine solche Übermittlung stellt keine Verletzung des Amtsgeheimnis-

ses nach Art. 100 der Verordnung (EU) 2023/1114 dar. 

Art. 18 

Aufsichtsabgaben und Gebühren 

Die Aufsichtsabgaben und Gebühren richten sich nach dem Finanzmarktauf-

sichtsgesetz. 
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B. Finanzmarktaufsicht (FMA) 

Art. 19 

Zuständige Behörde 

Die FMA ist die für Liechtenstein zuständige Behörde nach Art. 93 Abs. 1 der 

Verordnung (EU) 2023/1114 und nimmt die einer zuständigen Behörde zugewie-

senen Aufgaben und Befugnisse nach der genannten Verordnung und diesem Ge-

setz wahr.  

Art. 20 

Befugnisse der FMA 

1) Die FMA überwacht die Einhaltung der Bestimmungen der Verordnung 

(EU) 2023/1114 und dieses Gesetzes. Sie trifft die für den Vollzug notwendigen 

Massnahmen direkt, in Zusammenarbeit mit anderen Aufsichtsorganen oder 

durch Anzeige bei der bzw. Ersuchen an die Staatsanwaltschaft.  

2) Die FMA erteilt darüber hinaus Auskünfte über die Anwendbarkeit der 

Verordnung (EU) 2023/1114 oder eines anderen in Art. 5 Abs. 1 FMAG aufgeführ-

ten Gesetzes für genau bestimmte Sachverhalte in Zusammenhang mit der Distri-

buted-Ledger-Technologie. 

3) Die FMA besitzt alle erforderlichen Aufsichts- und Ermittlungsbefugnisse, 

um ihre Aufgaben zu erfüllen, und kann dabei insbesondere:  

a) von jeder Person die für den Vollzug der Verordnung (EU) 2023/1114 und 

dieses Gesetzes erforderlichen Informationen und Unterlagen verlangen; 

b) Entscheidungen und Verfügungen erlassen; 
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c) rechtskräftige Entscheidungen und Verfügungen veröffentlichen bzw. öf-

fentlich bekannt machen, dass ein Anbieter, eine Person, die die Zulassung 

eines Kryptowerts zum Handel beantragt, ein Emittent eines vermögenswer-

tereferenzierten Token oder E-Geld-Token oder ein Anbieter von Krypto-

werte-Dienstleistungen seinen bzw. ihren Verpflichtungen nach der Verord-

nung (EU) 2023/1114 oder dieses Gesetzes nicht nachkommt;  

d) im Hinblick auf Kryptowerte-Dienstleistungen im Sinne von Art. 3 Abs. 1 Ziff. 

16 der Verordnung (EU) 2023/1114:  

1. deren Erbringung für jeweils höchstens 30 aufeinanderfolgende Ar-

beitstage aussetzen oder von den betreffenden Anbietern der Krypto-

werte-Dienstleistungen die Aussetzung für jeweils höchstens 30 aufei-

nanderfolgende Arbeitstage verlangen, wenn ein hinreichend begrün-

deter Verdacht besteht, dass gegen die vorgenannte Verordnung 

verstossen wurde; 

2. deren Erbringung untersagen, wenn sie feststellt, dass gegen die vor-

genannte Verordnung verstossen wurde; 

3. zur Gewährleistung des Schutzes der Interessen der Kunden, insbeson-

dere der Kleinanleger, oder des reibungslosen Funktionierens des 

Marktes alle wesentlichen Informationen, die die Erbringung der be-

treffenden Kryptowerte-Dienstleistungen beeinflussen könnten, be-

kannt machen oder vom Anbieter der Kryptowerte-Dienstleistungen 

die Bekanntmachung dieser Informationen verlangen; 

4. deren Erbringung aussetzen oder von einem Anbieter von Krypto-

werte-Dienstleistungen deren Aussetzung verlangen, wenn die FMA 

der Auffassung ist, dass deren Erbringung angesichts der Lage des An-

bieters von Kryptowerte-Dienstleistungen den Interessen der Kunden, 

insbesondere der Kleinanleger, abträglich wäre; 
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5. für den Fall, dass die FMA einem zugelassenen Anbieter von Krypto-

werte-Dienstleistungen die Zulassung entzieht, die Übertragung von 

bestehenden Verträgen auf einen anderen Anbieter von Kryptowerte-

Dienstleistungen, der die Voraussetzungen für eine Zulassung erfüllt, 

verlangen, vorbehaltlich der Zustimmung der Kunden und des über-

nehmenden Anbieters von Kryptowerte-Dienstleistungen; 

e) von Anbietern, Personen, die die Zulassung von Kryptowerten zum Handel 

beantragen oder von Emittenten vermögenswertereferenzierter Token oder 

E-Geld-Token verlangen:  

1. ihr Kryptowerte-Whitepaper zu ändern oder ihr geändertes Krypto-

werte-Whitepaper weiter zu ändern, wenn sie feststellt, dass das Kryp-

towerte-Whitepaper oder das geänderte Kryptowerte-Whitepaper 

nicht die nach den Art. 6, 19 oder 51 der Verordnung (EU) 2023/1114 

erforderlichen Informationen enthält; 

2. ihre Marketingmitteilungen zu ändern, wenn sie feststellt, dass die 

Marketingmitteilungen nicht den Anforderungen der Art. 7, 29 oder 53 

der Verordnung (EU) 2023/1114 entsprechen; 

3. zusätzliche Informationen in ihre Kryptowerte-Whitepaper aufzuneh-

men, wenn die Finanzstabilität oder der Schutz der Interessen der In-

haber von Kryptowerten, insbesondere der Kleinanleger, dies erfor-

dert; 

4. zur Wahrung des Schutzes der Interessen der Inhaber von Kryptower-

ten, insbesondere der Kleinanleger, oder eines reibungslosen Funktio-

nierens des Marktes alle wesentlichen Informationen, die die Bewer-

tung der öffentlich angebotenen oder zum Handel zugelassenen Kryp-

towerte beeinflussen könnten, offenzulegen oder eine derartige Of-

fenlegung von einem Anbieter, einer Person, die die Zulassung eines 
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Kryptowerts zum Handel beantragt, oder einem Emittenten eines ver-

mögenswertereferenzierten Token oder E-Geld-Token zu verlangen; 

f) Anbieter, Personen, die eine Zulassung von Kryptowerten zum Handel bean-

tragen, Emittenten von vermögenswertereferenzierten Token oder E-Geld-

Token oder entsprechende Anbieter von Kryptowerte-Dienstleistungen auf-

fordern, Marketingmitteilungen für maximal 30 aufeinanderfolgende Ar-

beitstage einzustellen oder auszusetzen, wenn der begründete Verdacht be-

steht, dass ein Verstoss gegen die Verordnung (EU) 2023/1114 vorliegt; 

g) ein öffentliches Angebot oder eine Zulassung von Kryptowerten zum Handel 

für jeweils höchstens 30 aufeinanderfolgende Arbeitstage aussetzen, wenn 

ein hinreichend begründeter Verdacht besteht, dass gegen die Bestimmun-

gen der Verordnung (EU) 2023/1114 verstossen wurde; 

h) ein öffentliches Angebot oder eine Zulassung von Kryptowerten zum Handel 

untersagen, wenn sie feststellt, dass gegen die Verordnung (EU) 2023/1114 

verstossen wurde, oder ein hinreichend begründeter Verdacht besteht, dass 

gegen diese Rechtsvorschriften verstossen würde; 

i) den Handel mit Kryptowerten für jeweils höchstens 30 aufeinanderfolgende 

Arbeitstage aussetzen oder von einem Anbieter von Kryptowerte-Dienstleis-

tungen, der eine Handelsplattform für Kryptowerte betreibt, die Aussetzung 

des Handels mit Kryptowerten für jeweils höchstens 30 aufeinanderfolgende 

Arbeitstage verlangen, wenn ein hinreichend begründeter Verdacht besteht, 

dass gegen die Verordnung (EU) 2023/1114 verstossen wurde; 

k) den Handel mit Kryptowerten auf einer Handelsplattform für Kryptowerte 

untersagen, wenn sie feststellt, dass gegen die Verordnung (EU) 2023/1114 

verstossen wurde, oder ein hinreichend begründeter Verdacht besteht, dass 

gegen sie verstossen werden wird; 
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l) Marketingmitteilungen aussetzen oder verbieten, wenn ein hinreichend be-

gründeter Verdacht besteht, dass gegen die Verordnung (EU) 2023/1114 

verstossen wurde; 

m) den Handel mit Kryptowerten auf einer Handelsplattform für Kryptowerte 

aussetzen oder eine solche Aussetzung von dem betreffenden Anbieter von 

Kryptowerte-Dienstleistungen, der Kryptowerte-Dienstleistungen eine Han-

delsplattform für Kryptowerte betreibt, verlangen, wenn sie der Auffassung 

ist, dass der Handel angesichts der Lage des Anbieters, der Person, die die 

Zulassung eines Kryptowerts zum Handel beantragt, oder des Emittenten ei-

nes vermögenswertereferenzierten Token oder eines E-Geld Token den In-

teressen der Inhaber von Kryptowerten, insbesondere der Kleinanleger, ab-

träglich wäre;  

n) die sofortige Einstellung der Tätigkeit ohne vorherige Warnung oder Frist-

setzung anordnen, wenn Grund zu der Annahme besteht, dass unerlaubt Tä-

tigkeiten nach der Verordnung (EU) 2023/1114 erbracht werden;  

o) jede Art von Massnahmen ergreifen, um sicherzustellen, dass ein Anbieter, 

eine Person, die die Zulassung von Kryptowerten zum Handel beantragt, ein 

Emittent eines vermögenswertereferenzierten Token oder eines E-Geld-To-

ken oder ein Anbieter von Kryptowerte-Dienstleistungen die Verordnung 

(EU) 2023/1114 einhält, wozu auch die vorübergehende Einstellung von 

Handlungen und Verhaltensweisen verlangt werden kann, die nach Auffas-

sung der FMA gegen die Verordnung (EU) 2023/1114 oder dieses Gesetz 

verstossen; 

p) Überprüfungen oder Untersuchungen vor Ort an anderen Standorten als 

den privaten Wohnräumen natürlicher Personen durchführen und zu jenem 

Zweck Zugang zu Räumlichkeiten erhalten, um Unterlagen und Daten gleich 

welcher Form einzusehen; 
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r) Überprüfungen oder Ermittlungen durch Wirtschaftsprüfungsgesellschaften 

oder Sachverständige anordnen bzw. Überprüfungen  

oder Untersuchungen an diese auslagern; 

s) die Abberufung einer natürlichen Person aus dem Leitungsorgan bzw. der 

Geschäftsleitung eines Emittenten eines vermögenswertereferenzierten To-

ken oder eines Anbieters von Kryptowerte-Dienstleistungen verlangen;  

t) jede Person auffordern, Massnahmen zu ergreifen, um den Umfang ihrer 

Position oder ihrer Risikoposition in Bezug auf Kryptowerte zu verringern; 

u) wenn keine anderen wirksamen Mittel zur Verfügung stehen, um die Einstel-

lung des Verstosses gegen die Verordnung (EU) 2023/1114 zu bewirken, und 

um das Risiko einer schwerwiegenden Schädigung der Interessen von Kun-

den oder von Inhabern von Kryptowerten zu verhindern, alle erforderlichen 

Massnahmen, auch durch Aufforderung an Dritte oder Behörden, diese Mas-

snahmen durchzuführen, ergreifen, um: 

1. Inhalte zu entfernen oder den Zugang zu einer Online-Schnittstelle zu 

beschränken oder anzuordnen, dass beim Zugriff auf die Online-

Schnittstelle ein ausdrücklicher Warnhinweis angezeigt wird, der an 

die Kunden und Inhaber von Kryptowerten gerichtet ist; 

2. anzuordnen, dass Hostingdiensteanbieter den Zugang zu einer Online-

Schnittstelle entfernen, sperren oder beschränken; oder 

3. anzuordnen, dass Register oder Registrierungsstellen für Domänenna-

men einen vollständigen Domänennamen entfernen und der betref-

fenden zuständigen Behörde seine Registrierung zu gestatten; 

v) von einem Emittenten von vermögenswertereferenzierten Token oder E-

Geld-Token nach Art. 23 Abs. 1 in Verbindung mit Abs. 4, Art. 24 Abs. 3 oder 

Art. 58 Abs. 3 der Verordnung (EU) 2023/1114 verlangen, dass er eine Min-

deststückelung oder eine Obergrenze für das Ausgabevolumen einführt;  
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w) zur Wahrnehmung ihrer Aufgaben nach Titel VI der Verordnung (EU) 

2023/1114:  

1. sich Zugang zu den für die Wahrnehmung ihrer Aufgaben notwendigen 

Unterlagen und Daten in jeder Form verschaffen und Kopien davon er-

halten oder anfertigen; 

2. von jeder Person, auch von solchen, die nacheinander an der Über-

mittlung von Aufträgen oder an der Ausführung der betreffenden Tä-

tigkeiten beteiligt sind, sowie von deren Auftraggebern Auskünfte ver-

langen oder fordern und erforderlichenfalls zum Erhalt von Informati-

onen eine Person vorladen und befragen; 

3. eine Sache zwecks strafrechtlicher Verfolgung weiterverweisen; 

4. bestehende Aufzeichnungen von Telefongesprächen oder elektroni-

schen Mitteilungen oder Datenverkehrsaufzeichnungen im Besitz von 

Anbietern, Personen, die die Zulassung zum Handel beantragen, Emit-

tenten eines vermögenswertereferenzierten Token oder E-Geld-To-

ken, Anbietern von Kryptowerte-Dienstleistungen oder einer Telekom-

munikationsgesellschaft, die für die Wahrnehmung ihrer Aufgaben 

notwendig sind, anfordern;  

5. die Staatsanwaltschaft ersuchen, Massnahmen zur Sicherung des Ver-

falls von Vermögenswerten nach Massgabe der Strafprozessordnung 

zu beantragen;  

6. ein vorübergehendes Verbot der Ausübung der Berufstätigkeit verhän-

gen; 

7. alle erforderlichen Massnahmen ergreifen, damit die Öffentlichkeit 

ordnungsgemäss informiert wird, unter anderem durch die Richtigstel-

lung falscher oder irreführender offengelegter Informationen, ein-

schliesslich der Verpflichtung von Anbietern, Personen, die die 
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Zulassung zum Handel beantragt, oder von Emittenten oder anderen 

Personen, die falsche oder irreführende Informationen verbreitet ha-

ben, eine Berichtigung zu veröffentlichen; 

x) Stimmrechte im Zusammenhang mit den Aktien und Anteilen, die von den 

Anteilseignern oder Gesellschaftern direkt oder indirekt gehalten werden, 

die qualifizierte Beteiligungen halten, aussetzen;  

y) zusätzliche Melde- und Berichtspflichten oder kürzere Melde- und Berichts-

intervalle vorschreiben. 

4) Unbeschadet weiterer Befugnisse, kann die FMA in den Fällen des Art. 5 

Abs. 3 der Verordnung (EU) 2023/1114 die Befugnis nach Abs. 2 Bst. e auch gegen-

über Betreiber der Handelsplattform für Kryptowerte ausüben.  

5) Die Kosten, die beim Gebrauch der Befugnisse nach Abs. 3 und 4 durch 

die FMA entstehen, tragen die Betroffenen. 

6) Die FMA kann einen Sachverständigen als ihren Beobachter in ein MiCAR-

Institut abordnen, wenn dies zur Erfüllung der Aufgaben der FMA erforderlich er-

scheint. Mit dieser Aufgabe kann eine anerkannte Wirtschaftsprüfungsgesell-

schaft betraut werden. Die Kosten trägt das MiCAR-Institut. Der Beobachter über-

wacht die Tätigkeit der leitenden Organe, insbesondere die Durchführung allfällig 

angeordneter Massnahmen, und erstattet der FMA laufend Bericht. Der Beobach-

ter geniesst ein uneingeschränktes Recht zur Einsicht in die Geschäftstätigkeit und 

die Bücher, Aufzeichnungen und Akten des MiCAR-Instituts. Die FMA kann dem 

Beobachter alle zur Erfüllung seiner Aufgaben notwendigen Informationen über 

das MiCAR-Institut mitteilen. 

7) Besteht Grund zur Annahme, dass ohne Zulassung nach der Verordnung 

(EU) 2023/1114 eine diesem Gesetz unterstehende Tätigkeit ausgeübt wird, so 
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kann die FMA von den betreffenden Personen Auskünfte und Unterlagen verlan-

gen, wie wenn es sich um unterstellte Personen handelte. 

8) Die FMA kann im Einzelfall durch Kundmachung in den amtlichen Publika-

tionsorganen die Öffentlichkeit informieren, dass ein namentlich genanntes Un-

ternehmen nicht berechtigt ist, Dienstleistungen nach der Verordnung (EU) 

2023/1114 zu erbringen. Sie kann diese Mitteilung ebenfalls durch Abrufverfahren 

einsehbar machen. 

9) Die Regierung kann das Nähere mit Verordnung regeln, insbesondere 

über: 

a) die Aufgaben des Beobachters nach Abs. 6; 

b) die näheren Anforderungen zur Auswahl der Beobachter. 

C. Landgericht 

Art. 21 

Strafbehörde 

Das Landgericht ist Strafbehörde bei Vergehen und Verbrechen nach Art. 26 

bis 28. 
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D. Amtshilfe 

Zusammenarbeit mit anderen inländischen Behörden 

Art. 22 

Grundsatz 

1) Die FMA arbeitet im Rahmen ihrer Aufsicht mit anderen inländischen Be-

hörden zusammen, soweit es für die Erfüllung ihrer Aufgaben erforderlich ist. 

2) Die zuständigen inländischen Behörden dürfen einander personenbezo-

gene Daten, einschliesslich personenbezogener Daten über strafrechtliche Verur-

teilungen und Straftaten, übermitteln, soweit dies zur Erfüllung ihrer Aufsichtsauf-

gaben erforderlich ist. 

3) Das Amt für Justiz hat der FMA alle Änderungen von Einträgen im Han-

delsregister, die ein MiCAR-Institut betreffen, mitzuteilen. Es hat der FMA zudem 

elektronisch Zugriff auf die Daten des Handelsregisters zu gewähren. 

VI. Verfahren, Rechtsmittel und aussergerichtliche Schlichtungsstelle 

Art. 23 

Verfahren 

Soweit dieses Gesetz nichts anderes bestimmt, findet das Gesetz über die 

allgemeine Landesverwaltungspflege Anwendung. 
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Art. 24 

Rechtsmittel 

1) Gegen Entscheidungen der FMA kann binnen 14 Tagen ab Zustellung Be-

schwerde bei der FMA-Beschwerdekommission erhoben werden. 

2) Wird über einen vollständigen Antrag auf: 

a) Erteilung einer Zulassung nach Art. 16 der Verordnung (EU) 2023/1114 nicht 

binnen 60 Arbeitstagen nach seinem Eingang entschieden; oder 

b) Erteilung einer Zulassung als Anbieter von Kryptowerte-Dienstleistungen 

nach Art. 62 der Verordnung (EU) 2023/1114 nicht binnen 40 Arbeitstagen 

nach seinem Eingang entschieden; 

kann Beschwerde bei der FMA-Beschwerdekommission erhoben werden. 

3) Gegen Entscheidungen der FMA-Beschwerdekommission kann binnen 14 

Tagen ab Zustellung Beschwerde beim Verwaltungsgerichtshof erhoben werden. 

4) Im Interesse oder auf Initiative der Anleger stehen dem Amt für Volkswirt-

schaft sämtliche Rechtsmittel und -behelfe zur Verfügung, um dafür zu sorgen, 

dass die Vorschriften dieses Gesetzes angewandt werden. 

Art. 25 

Aussergerichtliche Streitbeilegung 

1) Die Schlichtungsstelle im Finanzdienstleistungsbereich ist als AS-Stelle 

nach Art. 4 Abs. 1 Bst. c des Alternative-Streitbeilegung-Gesetzes für die ausserge-

richtliche Beilegung von Streitfällen zwischen Kunden und MiCAR-Instituten über 

die erbrachte Tätigkeit zuständig.  
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2) Im Übrigen findet das Alternative-Streitbeilegung-Gesetz Anwendung.  

VII. Strafbestimmungen 

Art. 26 

Verletzung der Geheimhaltungspflicht und des Bezeichnungsschutzes, unerlaubte 

Tätigkeit 

Vom Landgericht wird wegen Vergehens mit Freiheitsstrafe bis zu drei Jah-

ren bestraft, wer: 

a) als Organmitglied oder Mitarbeiter oder sonst für ein MiCAR-Institut oder 

Wirtschaftsprüfungsgesellschaft tätige Person oder als Wirtschaftsprüfer die 

Pflicht zur Geheimhaltung verletzt oder wer hierzu verleitet oder zu verlei-

ten sucht; 

b) entgegen Art. 59 Abs. 5 der Verordnung (EU) 2023/1114 verbotswidrig Be-

zeichnungen verwendet, die eine Tätigkeit als Anbieter von Kryptowerte-

Dienstleistungen vermuten lassen; 

c) andere Kryptowerte als vermögenswertereferenzierte Token oder E-Geld-

Token öffentlich anbietet oder deren Zulassung zum Handel beantragt, ohne 

die Anforderungen nach Art. 4 Abs. 1 oder 5 Abs. 1 der Verordnung (EU 

2023/1114 zu erfüllen; 

d) vermögenswertereferenzierte Token öffentlich anbietet oder deren Zulas-

sung zum Handel beantragt, ohne die Anforderungen nach Art. 16 Abs. 1 

oder 17 Abs. 1 der Verordnung (EU 2023/1114 zu erfüllen; 

e) E-Geld-Token öffentlich anbietet oder deren Zulassung zum Handel bean-

tragt, ohne die Anforderungen nach Art. 48 Abs. 1 der Verordnung (EU 

2023/1114 zu erfüllen; 
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f) Kryptowerte-Dienstleistungen anbietet, ohne die Anforderungen nach Art. 

59 Abs. 1 bis 4 oder Art. 60 Abs. 1 bis 8 der Verordnung (EU 2023/1114 zu 

erfüllen. 

Art. 27 

Insidergeschäft und unrechtmässige Offenlegung von Insiderinformationen 

1) Vom Landgericht wird wegen Vergehens mit Freiheitsstrafe bis zu drei 

Jahren bestraft, wer als Insider, wenn auch nur grob fahrlässig, unter Nutzung der 

Insiderinformation für eigene oder fremde Rechnung direkt oder indirekt: 

a) Kryptowerte, auf die sich die Informationen beziehen, erwirbt oder veräus-

sert; 

b) vor Erlangen der Insiderinformationen erteilte Aufträge zum Erwerb oder 

zur Veräusserung von Kryptowerten, auf die sich die Informationen bezie-

hen, storniert oder ändert; 

c) Gebote, auf die sich die Informationen beziehen, einreicht, zurücknimmt o-

der ändert. 

2) Ebenso wird bestraft, wer als Insider, wenn auch nur grob fahrlässig, auf 

Grundlage von Insiderinformationen einem anderen empfiehlt oder einen ande-

ren dazu verleitet: 

a) Kryptowerte, auf die sich die Informationen beziehen, zu erwerben oder zu 

veräussern; oder 

b) Aufträge über Kryptowerte, auf die sich die Informationen beziehen, zu stor-

nieren oder zu ändern. 
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3) Ebenso wird bestraft, wer, wenn auch nur grob fahrlässig, eine Empfeh-

lung nach Abs. 2 nutzt und, wenn auch nur grob fahrlässig, nicht erkennt, dass 

diese auf Insiderinformationen beruht. 

4) Ebenso wird bestraft, wer: 

a) als Insider, wenn auch nur grob fahrlässig, Insiderinformationen einem an-

deren unrechtmässig offenlegt, es sei denn, diese Offenlegung erfolgt im 

Zuge der normalen Ausübung einer Beschäftigung oder eines Berufs oder 

der normalen Erfüllung von Aufgaben; 

b) wenn auch nur grob fahrlässig, eine Empfehlung nach Abs. 2 weitergibt und, 

wenn auch nur grob fahrlässig, nicht erkennt, dass diese auf Insiderinforma-

tionen beruht. 

5) In den Fällen nach Abs. 2 und 4 ist der Versuch nicht strafbar. 

6) Vom Landgericht wird wegen Verbrechens mit Freiheitsstrafe von sechs 

Monaten bis zu fünf Jahren bestraft, wenn die Tat nach Abs. 1 bis 4 vorsätzlich 

begangen und dadurch ein 75 000 Franken übersteigender Vermögensvorteil ver-

schafft wird. 

Art. 28 

Marktmanipulation 

1) Vom Landgericht wird wegen Vergehens mit Freiheitsstrafe bis zu drei 

Jahren bestraft, wer, wenn auch nur grob fahrlässig: 

a) ein Geschäft abschliesst, einen Handelsauftrag erteilt oder eine andere 

Handlung vornimmt und dadurch: 
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1. falsche oder irreführender Signale hinsichtlich des Angebots oder des 

Kurses von Kryptowerten oder der Nachfrage danach gibt; 

2. ein anormales oder künstliches Kursniveau eines oder mehrerer Kryp-

towerte herbeiführt; 

3. unter Vorspiegelung falscher Tatsachen oder unter Verwendung sons-

tiger Kunstgriffe oder Formen der Täuschung den Kurs eines oder meh-

rerer Kryptowerte beeinflusst oder hierzu geeignet ist; 

b) Informationen, unter Einschluss von Gerüchten, über die Medien ein-

schliesslich des Internets oder auf anderem Wege verbreitet, die: 

1. falsche oder irreführende Signale hinsichtlich des Angebots oder des 

Kurses eines oder mehrerer Kryptowerte oder der Nachfrage danach 

geben; 

2. ein anormales oder künstliches Kursniveau eines oder mehrerer Kryp-

towerte herbeiführen; 

c) sich in Bezug auf das Angebot eines Kryptowertes oder in Bezug auf die 

Nachfrage danach eine marktbeherrschende Stellung sichert, wenn diese zu 

einer unmittelbaren oder mittelbaren Festsetzung des Kaufs- oder Verkaufs-

preises oder anderen unlauteren Handelsbedingungen führt oder hierzu ge-

eignet ist; 

d) Aufträge an einen Handelsplattform für Kryptowerte mittels aller zur Verfü-

gung stehenden Handelsmethoden erteilt, storniert oder ändert, welche 

eine der in Bst. a genannten Auswirkungen haben, indem sie: 

1. das Funktionieren des Betriebs der Handelsplattform oder die Aus-

übung von Tätigkeiten tatsächlich oder wahrscheinlich stört oder ver-

zögert; 
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2. Dritten die Ermittlung echter Aufträge auf der Handelsplattform für 

Kryptowerte erschwert oder Tätigkeiten ausübt, die wahrscheinlich 

solche Wirkung haben, auch durch die Erteilung von Aufträgen, die zur 

Destabilisierung des normalen Betriebs der Handelsplattform für Kryp-

towerte führen; oder 

3. tatsächlich oder wahrscheinlich ein falsches oder irreführendes Signal 

hinsichtlich des Angebots eines Kryptowertes oder der Nachfrage da-

nach oder seines Preises setzt, insbesondere durch Erteilung von Auf-

trägen zur Einleitung oder Verschärfung eines Trends oder durch Aus-

übung von Tätigkeiten, die wahrscheinlich eine solche Wirkung haben; 

e) einen gelegentlichen oder regelmässigen Zugang zu den traditionellen oder 

elektronischen Medien durch Veröffentlichung einer Stellungnahme zu ei-

nem Kryptowert, nachdem zuvor Positionen bei diesem Kryptowert einge-

gangen wurden und anschliessend Nutzen aus den Auswirkungen der Stel-

lungnahme auf den Kurs dieses Kryptowertes gezogen wird, ohne dass der 

Öffentlichkeit gleichzeitig dieser Interessenkonflikt ordnungsgemäss und 

wirksam mitgeteilt wird; 

2) Vom Landgericht wird wegen Verbrechens mit Freiheitsstrafe von sechs 

Monaten bis zu fünf Jahren bestraft, wenn die Tat nach Abs. 1 vorsätzlich began-

gen und dadurch ein 75 000 Franken übersteigender Vermögensvorteil verschafft 

wird. 

Art. 29 

Verantwortlichkeit von juristischen Personen 

Die Verantwortlichkeit von juristischen Personen für Vergehen und Verbre-

chen nach Art. 26 bis 28 richtet sich nach Art. 74a ff. StGB. 
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Art. 30 

Zusammentreffen mehrerer strafbarer Handlungen, Verbindlichkeit des 

Schuldspruches, Verfall und Verfolgungsverjährung 

1) Beim Zusammentreffen mehrerer strafbarer Handlungen findet  

Art. V Abs. 5 des Strafrechtsanpassungsgesetzes mit der Massgabe Anwendung, 

dass: 

a) die besonderen Strafzumessungsgründe des Art. 33 für Verbrechen, Verge-

hen und Übertretungen nach den Art. 26 bis 28 und 31 Abs. 1 sowie die Buss-

geldkriterien nach Art. 31 Abs. 2 heranzuziehen sind; und 

b) die für den Fall der Uneinbringlichkeit an ihre Stelle tretende Freiheitsstrafe 

im Falle des Art. 31 Abs. 1 ein Jahr nicht überschreiten darf. 

2) Ein Schuldspruch nach Art. 26 bis 28 ist mit Bezug auf die Beurteilung der 

Schuld und der Widerrechtlichkeit sowie die Bestimmung des Schadens für den 

Zivilrichter nicht verbindlich. 

3) Der Verfall bei Vergehen und Verbrechen nach Art. 26 bis 28 richtet sich 

nach den §§ 20 ff. des Strafgesetzbuches. 

4) Die Verfolgungsverjährung beträgt drei Jahre. 

Art. 31 

Übertretungen 

1) Von der FMA wird, sofern die Tat nicht den Tatbestand einer in die Zuständigkeit 

der Gerichte fallenden strafbaren Handlung bildet, wegen Übertretung mit Busse 

nach Abs. 2 bestraft, wer:  
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a) gegen die Verordnung (EU) 2023/1114 verstösst, indem er: 

1. als Anbieter von anderen Kryptowerten als vermögenswertereferen-

zierte Token oder E-Geld-Token, als Person, die die Zulassung solcher 

Kryptowerte zum Handel beantragt, oder als Betreiber von Handels-

plattformen für solche Kryptowerte:  

a) die Pflichten nach Art. 6 Abs. 1 bis 10, Art. 8 Abs. 1 sowie 4 bis 6, Art. 

9, Art. 12 Abs. 1 bis 4, 6, 7 sowie 9 oder Art. 143 Abs. 2 Bst. b im Zu-

sammenhang mit dem Kryptowerte-Whitepaper verletzt; 

b) die Anforderungen in Bezug auf Marketingmitteilungen nach Art. 7 

Abs. 1 und 2, Art. 8 Abs. 2 und 5, Art. 9 oder Art. 12 Abs. 1 und 2, 4, 6, 

7 sowie 9 nicht einhält; 

2. als Anbieter von anderen Kryptowerten als vermögenswertereferen-

zierte Token oder E-Geld-Token gegen die Vorschriften über das Er-

gebnis des öffentlichen Angebots oder Sicherheitsvorkehrungen nach 

Art. 10 verstösst; 

3. als Anbieter von anderen Kryptowerten als vermögenswertereferen-

zierte Token oder E-Geld-Token oder als Anbieter von Kryptowerte-

Dienstleistungen, der Kryptowerte für diesen Anbieter platziert, gegen 

die Pflichten im Zusammenhang mit dem Widerrufsrecht nach Art. 13 

verstösst;  

4. als Anbieter von anderen Kryptowerten als vermögenswertereferen-

zierte Token oder E-Geld-Token oder als Person, die die Zulassung sol-

cher Kryptowerte zum Handel beantragen, die Wohlverhaltenspflich-

ten nach Art. 14 verletzt;  

5. als Emittent eines vermögenswertreferenzierten Token: 
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a) gegen die Pflichten nach Art. 19 Abs. 1 bis 9, Art. 25 Abs. 1, 2 und 4 

oder Art. 28 im Zusammenhang mit dem Kryptowerte-Whitepaper 

verstösst; 

b) die Berichterstattungs- oder Informationspflichten nach Art. 22 Abs. 1, 

2 oder 3 verletzt; 

c) gegen die Pflichten im Zusammenhang mit der Beschränkung der Aus-

gabe von Token nach Art. 23 Abs. 1 oder 4 verstösst; 

d) die Anforderungen in Bezug auf Marketingmitteilungen nach Art. 29 

Abs. 1 bis 3 oder 5 bis 6 nicht einhält; 

e) die Wohlverhaltenspflichten nach Art. 27 oder 32 Abs. 1 bis 4 nicht er-

füllt; 

f) die Pflichten im Zusammenhang mit der kontinuierlichen Unterrich-

tung der Inhaber vermögensreferenzierter Token nach Art. 30 nicht 

einhält; 

g) gegen die Anforderungen an die Beschwerdeverfahren nach Art. 31 

Abs. 1 bis 4 verstösst; 

h) der Mitteilungspflicht nach Art. 33 nicht nachkommt; 

i) gegen die Regelungen zur Unternehmensführung nach Art. 34 

verstösst; 

k) die Eigenmittelanforderungen nach Art. 35 verletzt; 

l) die Pflicht zum Halten einer Vermögenswertreserve oder die Regelun-

gen über deren Zusammensetzung, Verwaltung oder Trennung dieser 

Vermögenswertreserve nach Art. 36, zur Verwahrung des Reservever-

mögens nach Art. 37 oder zur Anlage der Vermögenswertreserve nach 

Art. 38 verletzt; 
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m) den Anforderungen auf das Recht auf Rücktausch nach Art. 39 nicht 

nachkommt; 

n) gegen das Verbot der Gewährung von Zinsen nach Art. 40 verstösst; 

6. als Verwahrstelle für das Reservevermögen gegen die Anforderungen an die 

Verwahrung des Reservevermögens nach Art. 37 Abs. 6 verstösst;  

7. entgegen Art. 41 den direkten oder indirekten Erwerb, die direkte oder indi-

rekte Erhöhung, die direkte oder indirekte Veräusserung oder die direkte o-

der indirekte Verringerung einer qualifizierten Beteiligung an einem Emit-

tent von vermögenswertereferenzierten Token nicht der FMA schriftlich an-

zeigt; 

8. entgegen Art. 41 während des Beurteilungszeitraums oder trotz Einspruchs 

der FMA den direkten oder indirekten Erwerb oder die direkte oder indirekte 

Veräusserung einer qualifizierten Beteiligung an einem Emittent von vermö-

genswertereferenzierten Token sowie die direkte oder indirekte Erhöhung 

oder die direkte oder indirekte Verringerung einer qualifizierten Beteiligung 

an einem Emittent von vermögenswertereferenzierten Token, wenn auf-

grund der Erhöhung oder der Verringerung die in Art. 41 Abs. 1 oder 2 ge-

nannten Schwellenwerte erreicht, unter- oder überschreiten würden oder 

der Emittent von vermögenswertereferenzierten Token zum Tochterunter-

nehmen würde oder nicht mehr Tochterunternehmen wäre, durchführt; 

9. als Emittent von vermögenswertereferenzierten Token oder E-Geld-Token 

die Anforderungen an die Erstellung und Aufrechterhaltung des Sanierungs-

plans nach Art. 46 bzw. 55 oder des Rücktauschplans nach Art. 47 bzw. 55 

nicht erfüllt;  

10. als Emittent von E-Geld-Token: 

a) die anzuwendenden Bestimmungen des Kapitel II und III des E-Geldge-

setzes nicht einhält; 
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b) der Mitteilungspflicht nach Art. 48 Abs. 6 nicht nachkommt;  

c) die Pflichten im Zusammenhang mit der Ausgabe oder Rücktauschbar-

keit von E-Geld-Token nach Art. 49 Abs. 3 bis 6 verletzt; 

d) gegen das Verbot der Gewährung von Zinsen nach Art. 50 verstösst; 

e) gegen die Pflichten nach Art. 51 Abs. 1 bis 9 im Zusammenhang mit 

dem Kryptowerte-Whitepaper verstösst; 

f) die Anforderungen in Bezug auf Marketingmitteilungen nach Art. 53 

Abs. 1 bis 3 sowie 5 und 6 nicht einhält; 

g) die Anforderungen nach Art. 54 an die Hinterlegung und Anlage von 

Geldbeträgen, die im Tausch gegen E-Geld-Token entgegengenommen 

wurden und nach Art. 11 E-Geldgesetz besichert sind, nicht einhält; 

11. als Anbieter von Kryptowerte-Dienstleistungen: 

a) keine geeigneten Verfahren nach Art. 64 Abs. 8 einrichtet, umsetzt  

oder aufrechterhält; 

b) gegen die Voraussetzungen für die Ausübung des freien Dienstleis-

tungsverkehrs nach Art. 65 verstösst; 

c) die Wohlverhaltenspflichten nach Art. 66, 72 sowie Art. 79 Abs. 2 ver-

letzt; 

d) die aufsichtsrechtlichen Anforderungen nach Art. 67 nicht einhält; 

e) die Regelungen zur Unternehmensführung nach Art. 68 nicht einhält;  

f) seiner Pflicht nach Art. 69, die FMA über jede Änderung im Leitungs-

organ zu unterrichten, nicht nachkommt oder ihr nicht alle für die Be-

wertung der Einhaltung des Art. 68 erforderlichen Informationen zu 

Verfügung stellt; 
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g) gegen die Anforderungen an eine sichere Aufbewahrung der Krypto-

werte und Geldbeträge von Kunden nach Art. 70 verstösst; 

h) die Vorschriften über die Führung von Beschwerdeverfahren nach Art. 

71 verletzt;  

i) die Pflichten im Zusammenhang mit der Auslagerung nach Art. 73 nicht 

einhält;  

k) entgegen Art. 74 keinen angemessenen Plan zur Unterstützung einer 

geordneten Abwicklung seiner Tätigkeiten erstellt; 

l) bei der Verwahrung und Verwaltung von Kryptowerten für Kunden die 

Pflichten nach Art. 75 verletzt;  

m) im Rahmen des Betriebs einer Handelsplattform für Kryptowerte ge-

gen die Vorschriften nach Art. 76 verstösst; 

n) beim Tausch von Kryptowerten gegen einen Geldbetrag oder gegen 

andere Kryptowerte die Regelungen nach Art. 77 nicht einhält; 

o) bei der Ausführung von Aufträgen über Kryptowerte für Kunden gegen 

die Pflichten nach Art. 78 verstösst; 

p) im Rahmen der Platzierung von Kryptowerten die Pflicht zur Übermitt-

lung der Informationen an Anbieter, Personen, die die Zulassung zum 

Handel beantragen oder in ihrem Namen handelnde Dritte oder zur 

Einholung der Zustimmung der Emittenten oder in ihrem Namen han-

delnde Dritte nach Art. 79 Abs. 1 verletzt; 

q) bei der Annahme und Übermittlung von Aufträgen über Kryptowerte 

für Kunden die Pflichten nach Art. 80 verletzt; 

r) bei der Beratung zu Kryptowerten oder beim Angebot einer Portfo-

lioverwaltung von Kryptowerten gegen die Vorschriften nach Art. 81 

verstösst;  
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s) im Rahmen der Erbringung von Transferdienstleistungen für Krypto-

werte für Kunden keine Vereinbarung nach Art. 82 schliesst; 

t) entgegen Art. 83 den direkten oder indirekten Erwerb, die direkte oder 

indirekte Erhöhung, die direkte oder indirekte Veräusserung oder die 

direkte oder indirekte Verringerung einer qualifizierten Beteiligung an 

einem Anbieter von Kryptowerte-Dienstleistungen nicht der FMA 

schriftlich anzeigt; 

u) entgegen Art. 83 während des Beurteilungszeitraums oder trotz Ein-

spruchs der FMA den direkten oder indirekten Erwerb oder die direkte 

oder indirekte Veräusserung einer qualifizierten Beteiligung an einem 

Anbieter von Kryptowerte-Dienstleistungen sowie die direkte oder in-

direkte Erhöhung oder die direkte oder indirekte Verringerung einer 

qualifizierten Beteiligung an einem Anbieter von Kryptowerte-Dienst-

leistungen, wenn aufgrund der Erhöhung oder der Verringerung die in 

Art. 83 Abs. 1 oder 2 genannten Schwellenwerte erreicht, unter- oder 

überschreiten würden oder der Anbieter von Kryptowerte-Dienstleis-

tungen zum Tochterunternehmen würde oder nicht mehr Tochterun-

ternehmen wäre, durchführt; 

12. wenn auch nur grob fahrlässig: 

a) als Emittent, Anbieter oder Person, die die Zulassung zum Handel be-

antragt, gegen die Vorschriften zur Veröffentlichung von Insiderinfor-

mationen nach Art. 88 Abs. 1 verstösst; 

b) als Emittent, Anbieter und Person, die die Zulassung zum Handel be-

antragt, gegen die Vorschriften zur Meldung des Aufschubs einer Of-

fenlegung nach Art. 88 Abs. 2 oder 3 verstösst; 

c) beruflich Geschäfte mit Kryptowerten vermittelt oder ausführt und da-

bei, entgegen Art. 92 Abs. 1, nicht über wirksame Vorkehrungen, 
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Systeme und Verfahren für die Vorbeugung und Aufdeckung von 

Marktmissbrauch verfügt; 

d) gegen die Meldepflicht nach Art. 92 Abs. 1 verstösst; 

b) gegen eine Beschränkung oder ein Verbot der EFTA-Überwachungsbehörde 

oder der FMA verstösst hinsichtlich:  

1. der Vermarktung, des Vertriebs oder des Verkaufs von bestimmten 

Kryptowerten oder Kryptowerten mit bestimmten Merkmalen; oder 

2. einer Art der Tätigkeit oder Praxis im Zusammenhang mit Kryptower-

ten;  

c) die mit einer Zulassung verbundenen Auflagen verletzt; 

d) die Zulassung aufgrund falscher Angaben oder auf andere rechtswidrige 

Weise erschlichen hat;  

e) Meldepflichten nach Art. 4 nicht richtig, nicht vollständig oder nicht recht-

zeitig nachkommt oder falsche Angaben macht;  

f) die ordentliche oder eine von der FMA vorgeschriebene Prüfung durch eine 

Wirtschaftsprüfungsgesellschaft im Ganzen oder bezogen auf einzelne Be-

reiche nach Art. 6 nicht durchführen lässt; 

g) die vorgeschriebenen Berichte nach Art. 7 an die FMA nicht oder nicht frist-

gerecht einreicht oder unvollständige oder falsche Angaben macht; 

h) der FMA oder dem Wirtschaftsprüfer bzw. der Wirtschaftsprüfungsgesell-

schaft falsche Auskünfte erteilt oder seine Pflichten gegenüber diesem bzw. 

dieser nicht erfüllt; 

i) einer Aufforderung der FMA zur Zusammenarbeit in einem Ermittlungs-  

oder Überprüfungsverfahren oder einem Ersuchen nach Art. 20 Abs. 3 nicht 

nachkommt; 
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k) als Wirtschaftsprüfer oder Wirtschaftsprüfungsgesellschaft seine bzw. ihre 

Pflichten nach Art. 10 bis 12, verletzt, insbesondere im Prüfungsbericht un-

wahre Angaben macht oder wesentliche Tatsachen verschweigt oder eine 

vorgeschriebene Aufforderung an das MiCAR-Institut unterlässt oder vorge-

schriebene Berichte und Anzeigen nicht erstattet;  

2) Die Busse nach Abs. 1 beträgt: 

a) bei natürlichen Personen:  

1. in den Fällen nach Abs. 1 Bst. a Ziff. 1 bis 11 sowie Bst. b bis k bis zu 

700 000 Franken oder bis zum Zweifachen des durch den Verstoss ge-

zogenen Nutzens einschliesslich eines vermiedenen Verlustes, soweit 

sich der Nutzen beziffern lässt, auch wenn dieser über den Betrag von 

700 000 Franken hinausgeht; 

2. in den Fällen nach Abs. 1 Bst. a Ziff. 12 Unterbst. a und b bis zu  

1 000 000 Franken oder bis zum Dreifachen des durch den Verstoss 

gezogenen Nutzens einschliesslich eines vermiedenen Verlustes, so-

weit sich der Nutzen beziffern lässt, auch wenn dieser über den Betrag 

von 1 000 000 Franken hinausgeht;  

3. in den Fällen nach Abs. 1 Bst. a Ziff. 12 Unterbst. c und d bis zu  

4 900 000 Franken oder bis zum Dreifachen des durch den Verstoss 

gezogenen Nutzens einschliesslich eines vermiedenen Verlustes, so-

weit sich der Nutzen beziffern lässt, auch wenn dieser über den Betrag 

von 4 900 000 Franken hinausgeht; 

b) bei juristischen Personen: 

1. in den Fällen nach Abs. 1 Bst. a Ziff. 1 bis 11 sowie Bst. b bis k bis zu 4 

900 000 Franken; 
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2. in den Fällen nach Abs. 1 Bst. a Ziff. 1 bis 4 bis zu 3 % des jährlichen 

Gesamtumsatzes eines Anbieters anderer Kryptowerte als vermögens-

wertereferenzierte Token oder E-Geld-Token oder einer Person, die 

solche Kryptowerte zum Handel zulassen, der im letzten verfügbaren 

vom Leitungsorgan gebilligten Abschluss ausgewiesen ist; 

3. in den Fällen nach Abs. 1 Bst. a Ziff. 5 bis 10 bis zu 12.5 % des jährlichen 

Gesamtumsatzes einer Person oder eines Kreditinstituts, die bzw. das 

vermögenswertereferenzierte Token öffentlich anbietet oder einer 

Person, eines Kreditinstituts oder eines E-Geld-Instituts, die bzw. das 

E-Geld-Token öffentlich anbietet oder zum Handel zulässt, der im letz-

ten verfügbaren vom Leitungsorgan gebilligten Abschluss ausgewiesen 

ist; 

4. in den Fällen nach Abs. 1 Bst. a Ziff. 11 bis zu 5 % des jährlichen Ge-

samtumsatzes eines Anbieters von Kryptowerte-Dienstleistungen, der 

im letzten verfügbaren vom Leitungsorgan gebilligten Abschluss aus-

gewiesen ist; oder 

5. in den Fällen nach Abs. 1 Bst. a Ziff. 12 Unterbst. a und b bis zu  

2 500 000 Franken oder 2 % des jährlichen Gesamtumsatzes der juris-

tischen Person, der im letzten verfügbaren vom Leitungsorgan gebil-

ligten Abschluss ausgewiesen ist;  

6. in den Fällen nach Abs. 1 Bst. a Ziff. 12 Unterbst. c und d bis zu  

4 900 000 Franken oder 15 % des jährlichen Gesamtumsatzes der ju-

ristischen Person, der im letzten verfügbaren vom Leitungsorgan ge-

billigten Abschluss ausgewiesen ist; 

7. in den Fällen nach Abs. 1 Bst. a Ziff. 1 bis 11 sowie Bst. b bis k bis zum 

Zweifachen, in den Fällen nach Abs. 1 Bst. a Ziff. 12 bis zum Dreifachen 

des durch den Verstoss gezogenen Nutzens einschliesslich eines 
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vermiedenen Verlustes, soweit sich der Nutzen beziffern lässt, auch 

wenn dieser den Maximalbetrag nach den Ziff. 1 bis 6 übersteigt. 

3) Wenn es sich bei der in Abs. 2 Bst. b Ziff. 2 bis 6 genannten juristischen 

Person um ein Mutterunternehmen oder ein Tochterunternehmen eines Mutter-

unternehmens handelt, das einen konsolidierten Abschluss vorzulegen hat, so ist 

der relevante jährliche Gesamtumsatz der jährliche Gesamtumsatz oder die ent-

sprechende Einkunftsart, der bzw. die im letzten verfügbaren konsolidierten Ab-

schluss ausgewiesen ist, der vom Leitungsorgan des Mutterunternehmens an der 

Spitze gebilligt wurde. 

4) Die FMA hat Bussen nach Abs. 2 Bst. b gegen juristische Personen zu ver-

hängen, wenn die Übertretungen nach Abs. 1 in Ausübung geschäftlicher Verrich-

tungen der juristischen Person (Anlasstaten) durch Personen begangen werden, 

die entweder allein oder als Mitglied des Verwaltungsrats, der Geschäftsleitung, 

des Vorstands oder Aufsichtsrats der juristischen Person oder aufgrund einer an-

deren Führungsposition innerhalb der juristischen Person gehandelt haben, auf-

grund derer sie: 

a) befugt sind, die juristische Person nach aussen zu vertreten; 

b) Kontrollbefugnisse in leitender Stellung ausüben; oder 

c) sonst massgeblichen Einfluss auf die Geschäftsführung der juristischen Per-

son ausüben. 

5) Für Übertretungen nach diesem Artikel, welche von Mitarbeitern der ju-

ristischen Person, wenngleich nicht schuldhaft, begangen werden, ist die juristi-

sche Person auch dann verantwortlich, wenn die Übertretung dadurch ermöglicht 

oder wesentlich erleichtert worden ist, dass die in Abs. 4 genannten Personen es 
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unterlassen haben, die erforderlichen und zumutbaren Massnahmen zur Verhin-

derung derartiger Anlasstaten zu ergreifen. 

6) Die Verantwortlichkeit der juristischen Person für die Anlasstat und die 

Strafbarkeit der in Abs. 4 genannten Personen oder von Mitarbeitern nach Abs. 5 

wegen derselben Tat schliessen einander nicht aus. Die FMA kann von der Bestra-

fung einer natürlichen Person absehen, wenn für denselben Verstoss bereits eine 

Busse gegen die juristische Person verhängt wird und keine besonderen Umstände 

vorliegen, die einem Absehen von der Bestrafung entgegenstehen. 

7) Bei fahrlässiger Begehung, in den Fällen des Abs. 1 Bst. a Ziff. 12 bei grob 

fahrlässiger Begehung, werden die Strafobergrenzen nach Abs. 2 auf die Hälfte 

herabgesetzt. 

8) Die Verfolgungsverjährung beträgt drei Jahre. 

Art. 32 

Verwaltungsmassnahmen 

1) Die FMA kann im Falle von Verstössen nach Art. 27, 28 oder 31 unbescha-

det sonstiger Befugnisse nach Art. 20 zusätzlich Folgendes anordnen: 

a) die öffentliche Bekanntmachung des Namens der natürlichen oder juristi-

schen Person, die für den Verstoss verantwortlich ist, und der Art des 

Verstosses; 

b) die Aufforderung an eine verantwortliche natürliche oder juristische Person 

die Verhaltensweise, die gegen dieses Gesetz oder die Verordnung (EU) 

2023/1114 verstösst, einzustellen und von einer Wiederholung abzusehen; 

c) die Verhängung eines vorübergehenden Verbots für das verantwortliche 

Mitglied des Leitungsorgans des Anbieters von Kryptowerte-
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Dienstleistungen oder eine andere verantwortliche natürliche Person, bei ei-

nem Anbieter von Kryptowerte-Dienstleistungen Leitungsaufgaben wahrzu-

nehmen;  

d) die Verhängung eines vorübergehenden Verbots für Mitglieder des Leitungs-

organs des Anbieters von Kryptowerte-Dienstleistungen oder für andere 

verantwortliche natürliche Personen, Eigengeschäfte zu tätigen; 

e) den Entzug oder die Aussetzung der Zulassung eines Anbieters von Krypto-

werte-Dienstleistungen; 

f) bei wiederholten Verstössen nach den Art. 27, 28 oder 31 Abs. 1 Bst. a Ziff. 

12 die Verhängung eines für mindestens zehn Jahre geltenden Verbots für 

ein Mitglied des Leitungsorgans des Anbieters von Kryptowerte-Dienstleis-

tungen oder eine andere natürliche Person, die für den Verstoss verantwort-

lich ist, bei einem Anbieter von Kryptowerte-Dienstleistungen Leitungsauf-

gaben wahrzunehmen;  

g) in Fällen nach Art. 31 Abs. 1 Bst. a Ziff. 12 eine Vorteilsabschöpfung der aus 

einem Verstoss erzielten Gewinne oder vermiedenen Verluste, sofern diese 

sich beziffern lassen. 

2) Das Verfahren für die Vorteilsabschöpfung nach Abs. 1 Bst. g richtet sich 

nach den Bestimmungen des Gesetzes über die allgemeine Landesverwaltungs-

pflege. Die Vorteilsabschöpfung verjährt nach einem Ablauf von fünf Jahren seit 

der Beendigung der Zuwiderhandlung. 

3) Die Massnahme nach Abs. 1 Bst. g findet keine Anwendung, wenn der 

wirtschaftliche Vorteil durch Schadenersatz oder sonstige Leistungen ausgegli-

chen ist. Soweit der Begünstigte solche Leistungen erst nach der Vorteilsabschöp-

fung erbringt, ist der bezahlte Geldbetrag in Höhe der nachgewiesenen Zahlungen 

zurückzuerstatten. Die Höhe des wirtschaftlichen Vorteils kann geschätzt werden. 
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Art. 33 

Verhältnismässigkeit und Effizienzgebot 

Bei der Verhängung von Strafen nach Art. 26 bis 28 und 31 sowie Verwal-

tungsmassnahmen nach Art. 32 berücksichtigen das Landgericht und die FMA: 

a) in Bezug auf den Verstoss insbesondere: 

1. dessen Schwere und Dauer; 

2. die erzielten Gewinne oder verhinderten Verluste, soweit bezifferbar; 

3. Dritten entstandene Verluste, soweit bezifferbar; 

4. Auswirkungen des Verstosses auf die Interessen der Inhaber von Kryp-

towerten und der Kunden von Anbietern von Kryptowerte-Dienstleis-

tungen, insbesondere Kleinanleger;  

b) in Bezug auf die für den Verstoss verantwortlichen natürlichen und juristi-

schen Personen insbesondere: 

1. den Grad an Verantwortung; 

2. die Finanzkraft der verantwortlichen natürlichen oder juristischen Per-

son, wie sie sich insbesondere aus dem Gesamtumsatz der verantwort-

lichen juristischen Person oder den Jahreseinkünften und dem Netto-

vermögen der verantwortlichen natürlichen Person ablesen lässt; 

3. die Kooperationsbereitschaft mit der FMA oder dem Landgericht, un-

beschadet der Notwendigkeit, die Herausgabe der von dieser Person 

erzielten Gewinne oder verhinderten Verluste sicherzustellen; 

4. frühere Verstösse; 

5. die Massnahmen, die ergriffen wurden, um zu verhindern, dass sich 

Verstösse wiederholen;  
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6. ob der Verstoss vorsätzlich oder fahrlässig begangen wurde. 

2) Im Übrigen findet der Allgemeine Teil des Strafgesetzbuches sinngemäss 

Anwendung. 

Art. 34 

Verantwortlichkeit 

Werden Widerhandlungen im Geschäftsbetrieb einer juristischen Person, ei-

ner Kollektiv- oder Kommanditgesellschaft oder einer Einzelfirma begangen, so 

finden die Strafbestimmungen auf die Personen Anwendung, die für sie gehandelt 

haben oder hätten handeln sollen, jedoch unter solidarischer Mithaftung der ju-

ristischen Person, der Gesellschaft oder der Einzelfirma für die Geldstrafen, Bus-

sen und Kosten. 

Art. 35 

Veröffentlichung von Strafen und Verwaltungsmassnahmen 

1) Die FMA veröffentlicht rechtskräftige Entscheidungen über verhängte 

Strafen und Verwaltungsmassnahmen wegen Verstössen nach Art. 26 Bst. c bis f, 

27, 28 oder 31 unverzüglich auf ihrer Internetseite, nachdem die von der Entschei-

dung betroffene Person darüber informiert wurde. Sie kann die Veröffentlichung 

von Entscheidungen aufschieben, diese Entscheidungen in anonymisierter Form 

bekanntmachen oder, soweit eine Aufschiebung oder Anonymisierung nicht aus-

reicht, auf eine Veröffentlichung verzichten, wenn die öffentliche Bekanntma-

chung der personenbezogenen Daten zufolge einer einzelfallbezogenen Verhält-

nismässigkeitsprüfung: 

a) laufende Ermittlungen oder die Stabilität der Finanzmärkte gefährden 

würde; oder 
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b) bei Verwaltungsmassnahmen, die als geringfügig angesehen werden, unver-

hältnismässig wäre. 

2) Die FMA hat die Veröffentlichung nach Abs. 1 mindestens fünf Jahre auf 

ihrer Internetseite zugänglich zu machen. Die in der Veröffentlichung enthaltenen 

personenbezogenen Daten werden nur so lange auf der Internetseite geführt, wie 

dies nach den Bestimmungen des Datenschutzgesetzes zulässig ist. 

VIII. Übergangs- und Schlussbestimmungen 

Art. 36 

Durchführungsverordnungen 

Die Regierung erlässt die zur Durchführung dieses Gesetzes notwendigen 

Verordnungen; dabei berücksichtigt sie die Vorgaben, Standards und Verfahren 

der Europäischen Aufsichtsbehörden. 

Art. 37 

Übergangsbestimmungen 

1) Zum Inkrafttreten dieses Gesetzes nach Art. 2 Abs. 1 Bst. k, n, q, w bis y 

des bisherigen Token- und VT-Dienstleister-Gesetzes registrierte VT-Dienstleister 

dürfen ihre bisherige Tätigkeit weiterhin ausüben, bis sie über eine Zulassung als 

Finanzunternehmen, dem es gestattet ist, nach Art. 60 der Verordnung (EU) 

2023/1114 Kryptowerte-Dienstleistungen zu erbringen oder eine Zulassung als 

Anbieter von Kryptowerte-Dienstleistungen nach Art. 63 der genannten Verord-

nung verfügen, längstens jedoch bis zum 31. Dezember 2025. Sie unterstehen in 

dieser Zeit weiterhin der Aufsicht der FMA nach dem Token- und VT-Dienstleister-
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Gesetz. Nach Ablauf des 31. Dezember 2025 erlischt die Registrierung nach Art. 2 

Abs. 1 Bst. k, n, q, w bis y des bisherigen Token- und VT-Dienstleister-Gesetzes in 

Bezug auf zulassungspflichtige Tätigkeiten nach der Verordnung (EU) 2023/1114. 

2) Lehnt die FMA den Antrag eines VT-Dienstleisters auf Zulassung als Anbie-

ter von Krytpowerte-Dienstleistungen nach Art. 63 der Verordnung (EU) 

2023/1114 vor Ablauf des 31. Dezember 2025 ab, erlischt seine Registrierung nach 

Art. 2 Abs. 1 Bst. k, n, q, w bis y des bisherigen Token- und VT-Dienstleister-Geset-

zes in Bezug auf zulassungspflichtige Tätigkeiten nach der Verordnung (EU) 

2023/1114 mit Rechtskraft der Verfügung, in jedem Fall jedoch spätestens am 31. 

Dezember 2025. 

Art. 38 

Inkrafttreten 

Dieses Gesetz tritt gleichzeitig mit dem Beschluss des Gemeinsamen EWR-

Ausschusses betreffend die Übernahme der Verordnung (EU) 2023/1114 in das 

EWR-Abkommen in Kraft. 
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7.2 Gesetz über die Abänderung des Token- und VT-Dienstleister-Gesetzes 

Gesetz 

vom … 

über die Abänderung des Gesetzes über Token- und VT-Dienstleister 

(Token- und VT-Dienstleister-Gesetz; TVTG)  

Dem nachstehenden vom Landtag gefassten Beschluss erteile Ich Meine Zu-

stimmung: 

I. 

Abänderung bisherigen Rechts 

Das Gesetz vom 3. Oktober 2019 über Token- und VT-Dienstleister (Token- 

und VT-Dienstleister-Gesetz; TVTG), LGBl. 2019 Nr. 301, in der geltenden Fassung, 

wird wie folgt abgeändert: 

Art. 1 Abs. 3 

3) Gegenstand dieses Gesetzes sind, vorbehaltlich der Art. 3 bis 10, nur To-

ken, die nicht unter den Anwendungsbereich der Verordnung (EU) 2023/11141 fal-

len. 

                                                      

1 Verordnung (EU) 2023/1114 des Europäischen Parlaments und des Rates vom 31. Mai 2023 über Märkte für 
Kryptowerte und zur Änderung der Verordnungen (EU) Nr. 1093/2010 und (EU) Nr. 1095/2010 sowie der 
Richtlinien 2013/36/EU und (EU) 2019/1937 (ABl. L 150 vom 9.6.2023, S. 40). 
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Art. 2 Abs. 1 Bst. g bis k, n, q sowie u bis z 

1) Im Sinne dieses Gesetzes gelten als: 

g) Aufgehoben 

h) Aufgehoben 

i) "VT-Dienstleister": eine Person, die eine oder mehrere Funktionen nach Bst. 

k, m und n, p, r bis t sowie v ausübt;  

k) Aufgehoben 

n) "VT-Verwahrer": eine Person, die VT-Schlüssel oder Token, die nicht unter 

den Anwendungsbereich der Verordnung (EU) 2023/1114 fallen, für Auftrag-

geber verwahrt; 

q)  Aufgehoben 

u)  Aufgehoben 

v) "Tokendarlehensunternehmen": eine Person, die Token mit der Verpflich-

tung übertragen erhält, dass sie nach einer gewissen Zeit ebensoviel von der-

selben Gattung und Güte zurückgeben soll, sofern der Kunde kein Ausson-

derungsrecht nach Art. 25 hat; 

w) Aufgehoben 

x)  Aufgehoben 

y)  Aufgehoben 

z)  Aufgehoben 

Art. 12 Abs. 1 und 3 

1) Personen mit Sitz oder Wohnsitz im Inland, die beabsichtigen, gewerbs-

mässig VT-Dienstleistungen im Inland zu erbringen, haben vor der erstmaligen 
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Erbringung der Dienstleistung bei der FMA schriftlich eine Eintragung ins VT-

Dienstleisterregister (Art. 23) zu beantragen. 

3) Aufgehoben 

Art. 13 Abs. 1a bis 1c 

1a) VT-Dienstleister, die über eine Bewilligung nach einem Gesetz, das unter 

Art. 5 FMAG genannt ist, verfügen, müssen keinen Nachweis gemäss Abs. 1 Bst. a, 

b und d vorlegen. 

1b) Auf VT-Dienstleister, die über eine Bewilligung nach einem Gesetz, das 

unter Art. 5 FMAG genannt ist, verfügen und aufgrund dessen ein höheres Min-

destkapital als in Art. 16 vorgeschrieben ist, vorsehen müssen, findet Abs. 1 Bst. e 

keine Anwendung. 

1c) VT-Verwahrer nach Art. 2 Abs. 1 Bst. n, die zur Verwahrung und Verwal-

tung von Kryptowerten für Kunden nach Art. 3 Abs. 1 Ziff. 17 der Verordnung (EU) 

2023/1114 zugelassen sind, müssen keinen Nachweis gemäss Abs. 1 Bst. h vorle-

gen. 

Art. 16 Abs. 1 Einleitungssatz, Bst. a, c, d und f bis h sowie Abs. 4 

1) Antragsteller, die beabsichtigen, als VT-Dienstleister nach Art. 2 Abs. 1 Bst. 

n, p und v tätig zu werden, müssen bei Aufnahme ihrer Tätigkeit über ein ange-

messenes Mindestkapital oder eine gleichwertige Garantie verfügen. Das Min-

destkapital beträgt: 

a) Aufgehoben 

c) Aufgehoben 
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d) Aufgehoben 

f) Aufgehoben 

g) Aufgehoben 

h) Aufgehoben 

4) Tokendarlehensunternehmen müssen mindestens 10 % des Gegenwerts 

der von Kunden übertragenen Token als Mindestkapital halten. Sie sind verpflich-

tet, ihre Risiken angemessen zu beurteilen und gegebenenfalls höhere Mindestka-

pital vorzuhalten. Zur Absorption von Verlusten aus dem Darlehensgeschäft dür-

fen sie dieses Mindestkapital für längstens sechs Monate, um höchstens 50 % un-

terschreiten, sofern die FMA über die Verluste und die Inanspruchnahme dieser 

Ausnahmeregel unverzüglich informiert wird. Der Registrierungsantrag hat eine 

Bestätigung eines Wirtschaftsprüfers zu beinhalten, dass das Tokendarlehensun-

ternehmen für die geplante Geschäftsentwicklung der folgenden drei Jahre und 

das geplante Risikoprofil über ausreichend Mindestkapital nach diesem Absatz 

verfügt. 

Art. 17 Abs. 1 Einleitungssatz, Bst. a, g, l bis n 

1) Antragsteller, die beabsichtigen, als VT-Dienstleister nach Art. 2 Abs. 1 Bst. 

l bis v tätig zu werden, müssen bei Aufnahme ihrer Tätigkeit über geeignete in-

terne Kontrollmechanismen verfügen, die Folgendes sicherstellen: 

a)  Aufgehoben 

g)  Aufgehoben 

l)  Aufgehoben 

m)  Aufgehoben 

n)  Aufgehoben 
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Art. 18 Abs. 1 Bst. c  

1) Der Registrierungsantrag nach Art. 12 hat folgende Angaben und Unterla-

gen zu enthalten: 

c)  Aufgehoben 

Überschrift vor Art. 19a 

Aufgehoben 

Art. 19a 

Aufgehoben 

Art. 19b 

Aufgehoben 

Art. 19c 

Aufgehoben 

Art. 20 Abs. 1 Bst. a, b und d bis f sowie Abs. 2 bis 3 

1) Eine Registrierung nach Art. 19 erlischt, wenn: 

a)  Aufgehoben 

b)  Aufgehoben 

d)  Aufgehoben 

e)  die Firma des VT-Dienstleisters im Handelsregister gelöscht wird; oder 

f) wenn es sich beim VT-Dienstleister um eine natürliche Person handelt, bei 

Verlust der Handlungsfähigkeit oder bei Tod des VT-Dienstleisters.  
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2) Aufgehoben 

2a) Aufgehoben 

3) Das Erlöschen der Registrierung ist von der FMA festzustellen, dem VT-

Dienstleister mitzuteilen, auf dessen Kosten im Amtsblatt zu veröffentlichen und 

im VT-Dienstleisterregister nach Art. 23 zu vermerken. 

Art. 21 Abs. 1 Bst. e bis g sowie Abs. 2 

1) Die FMA hat eine Registrierung nach Art. 19 zu entziehen, wenn: 

e) ein VT-Dienstleister den Aufforderungen der FMA zur Wiederherstellung des 

rechtmässigen Zustandes nicht Folge leistet; 

f) die Geschäftstätigkeit nicht innert Jahresfrist aufgenommen wird; oder 

g) die Geschäftstätigkeit während mindestens eines Jahres nicht mehr ausge-

übt wurde. 

2) Aufgehoben 

Art. 22 Abs. 3 

3) Falls die FMA erkennt, dass die Vorkehrungen nicht ausreichend sind, hat 

sie die Durchführung zu überwachen und gegebenenfalls eine anerkannte Wirt-

schaftsprüfungsgesellschaft mit der Überwachung zu beauftragen. Die Kosten ge-

hen zu Lasten des betroffenen VT-Dienstleisters. 
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Art. 23 Abs. 1 Bst. b und Abs. 2 

1) Die FMA hat ein öffentlich zugängliches Register zu führen, in das einzu-

tragen sind: 

b) die registrierten VT-Dienstleistungen nach Art. 12, mit dem Datum der Ein-

tragung der jeweiligen VT-Dienstleistung; 

2) Die FMA hat Eintragungen nach Abs. 1 aufgrund einer Meldung nach Art. 

18 Abs. 3 zu prüfen und erforderlichenfalls unverzüglich zu aktualisieren. 

Art. 28 Abs. 1, 1a und 3 

Genehmigungs- und Meldepflichten 

1) Alle Änderungen in Bezug auf die Registrierungsvoraussetzungen bedür-

fen der vorgängigen Genehmigung der FMA. 

1a) VT-Dienstleister haben der FMA unverzüglich zu melden: 

a) die Einstellung der Geschäftstätigkeit; 

b) die Löschung des VT-Dienstleisters aus dem Handelsregister; 

c) das Vorliegen eines sonstigen Erlöschensgrundes nach Art. 20; 

d) Änderungen der Angaben nach Art. 18 Abs. 1 Bst. a bis d. 

3) Die Regierung regelt das Nähere über die Meldepflichten, insbesondere 

die Häufigkeit, den Inhalt der Meldungen nach Abs. 2 sowie die Art des Nachwei-

ses, mit Verordnung. 
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Überschrift vor Art. 30 

Aufgehoben 

Art. 30 

Aufgehoben 

Art. 31 

Aufgehoben 

Art. 32 

Aufgehoben 

Art. 33 

Aufgehoben 

Art. 34 

Aufgehoben 

Art. 35 

Aufgehoben 

Art. 36 

Aufgehoben 

Art. 37 

Aufgehoben 

Art. 38 

Aufgehoben 
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Überschrift vor Art. 38a 

Aufgehoben 

Art. 38a 

Aufgehoben 

Art. 47 Abs. 1 Bst. a und b, Abs. 2 Bst. b, c, dbis und i 

1) Vom Landgericht wird wegen Vergehens mit Freiheitsstrafe bis zu einem 

Jahr oder mit Geldstrafe bis zu 360 Tagessätzen bestraft, wer: 

a) entgegen Art. 12 registrierungspflichtige VT-Dienstleistungen erbringt; 

b) Aufgehoben 

2) Von der FMA wird, wenn die Tat nicht den Tatbestand einer in die Zustän-

digkeit der Gerichte fallenden strafbaren Handlung bildet, wegen Übertretung mit 

Busse bis zu 100 000 Franken bestraft, wer als VT-Dienstleister: 

b) nicht über die in Art. 17 aufgeführten internen Kontrollmechanismen ver-

fügt; 

c) die Genehmigungs- und Meldepflichten nach Art. 18 Abs. 3 oder Art. 28 ver-

letzt; 

dbis) entgegen Art. 24 eine Bezeichnung verwendet, die eine Tätigkeit als VT-

Dienstleister vermuten lässt; 

i) Aufgehoben 
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II. 

Übergangsbestimmungen 

Zum Inkrafttreten dieses Gesetzes registrierte VT-Dienstleister nach Art. 2 

Abs. 1 Bst. k, n, q, w bis y des bis zum Zeitpunkt des Inkrafttretens dieses Gesetzes 

geltenden Rechts, dürfen ihre Tätigkeit solange weiterhin ausüben, bis eine Zulas-

sung nach Art. 63 der Verordnung (EU) 2023/1114 vorliegt, längstens jedoch bis 

31.12.2025. Sie unterstehen in dieser Zeit weiterhin der Aufsicht der FMA gemäss 

dem TVTG. 

III. 

Inkrafttreten 

Dieses Gesetz tritt gleichzeitig mit dem EWR-MiCAR-Durchführungsgesetz in 

Kraft.  
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7.3 Gesetz über die Abänderung des Finanzmarktaufsichtsgesetzes 

Gesetz 
vom … 

über die Abänderung des Finanzmarktaufsichtsgesetzes 

Dem nachstehenden vom Landtag gefassten Beschluss erteile Ich Meine Zu-

stimmung: 

I.  

Abänderung bisherigen Rechts 

Das Gesetz vom 18. Juni 2004 über die Finanzmarktaufsicht (Finanzmarkt-

aufsichtsgesetz; FMAG), LGBl. 2004 Nr. 175, in der geltenden Fassung, wird wie 

folgt abgeändert: 

Art. 5 Abs. 1 Bst. zquaterdecies 

1) Soweit gesetzlich nichts anderes bestimmt ist, obliegen der FMA die Auf-

sicht und der Vollzug dieses Gesetzes sowie der nachfolgenden Gesetze ein-

schliesslich der dazu erlassenen Durchführungsverordnungen: 
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zquaterdecies) Gesetz zur Durchführung der Verordnung (EU) 2023/11141 über 

Märkte für Kryptowerte und zur Änderung der Verordnungen (EU) Nr. 

1093/2010 und (EU) Nr. 1095/2010 sowie der Richtlinien 2013/36/EU und 

(EU) 2019/1937 (EWR-MiCAR-Durchführungsgesetz; EWR-MiCAR-DG).  

Anhang 1 Abschnitt Idecies 

I.decies Personen, die im Sinne der Verordnung (EU) 2023/1114 mit der Ausgabe, 

dem öffentlichen Angebot und der Zulassung zum Handel von Kryptower-

ten befasst sind oder die Dienstleistungen im Zusammenhang mit Krypto-

werten erbringen 

1. Die Gebühr für die Erteilung oder Verweigerung der Zulassung beträgt für:  

a) eine Zulassung nach Art. 21 der Verordnung (EU) 2023/1114: 30 000 

Franken. Weitere Kosten, die durch den Beizug von Experten entste-

hen, sind nach Art. 30 Abs. 6 dieses Gesetzes gesondert zu erstatten;  

b) eine Zulassung nach Art. 63 der Verordnung (EU) 2023/1114 für die 

Erbringung von Tätigkeiten nach Art. 3 Abs. 1 Ziff. 16 Bst. a bis d der 

genannten Verordnung: 30 000 Franken. Weitere Kosten, die durch 

den Beizug von Experten entstehen, sind nach Art. 30 Abs. 6 dieses 

Gesetzes gesondert zu erstatten; 

c) eine Zulassung nach Art. 63 der Verordnung (EU) 2023/1114 für die 

Erbringung von Tätigkeiten nach Art. 3 Abs. 1 Ziff. 16 Bst. e bis j der 

genannten Verordnung: 15 000 Franken. Weitere Kosten, die durch 

den Beizug von Experten entstehen, sind nach Art. 30 Abs. 6 dieses 

Gesetzes gesondert zu erstatten; 

                                                      

1  Verordnung (EU) 2023/1114 des Europäischen Parlaments und des Rates vom 31. Mai 2023 über Märkte 
für Kryptowerte und zur Änderung der Verordnungen (EU) Nr. 1093/2010 und (EU) Nr. 1095/2010 sowie 
der Richtlinien 2013/36/EU und (EU) 2019/1937 (ABl. L 150 vom 9.6.2023, S. 40) 
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2. Die Gebühr für die Erweiterung der Zulassung nach Art. 59 Abs. 8 der Ver-

ordnung (EU) 2023/1114 beträgt 2 000 Franken; zuzüglich 10 000 Franken, 

soweit die Erweiterung die Erbringung der Tätigkeiten nach Art. 3 Abs. 1 Ziff. 

16 Bst. a bis d der genannten Verordnung umfasst; 

3. Die Gebühr für den Entzug einer Zulassung nach Art. 9 EWR-MiCAR-Durch-

führungsgesetz, Art. 24 oder Art. 64 der Verordnung (EU) 2023/1114 beträgt 

15 000 Franken; 

4. Die Gebühr für die Übermittlung des Kryptowerte-Whitepapers nach Art. 8 

der Verordnung (EU) 2023/1114 beträgt 500 Franken; 

5. Die Gebühr für die Prüfung der Informationen nach Art. 60 Abs. 7 der Ver-

ordnung (EU) 2023/1114 beträgt 5 000 Franken;  

6. Die Gebühr für die Erteilung der Genehmigung oder Ablehnung eines Kryp-

towerte-Whitepapers oder eines geänderten Kryptowerte-Whitepapers 

nach der Verordnung (EU) 2023/1114 beträgt 5 000 Franken;  

7. Die Gebühr für die Genehmigung eines Plans zur Einstellung der Ausgabe 

eines vermögenswertereferenzierten Token nach Art. 34 Abs. 7 der Verord-

nung (EU) 2023/1114 beträgt 2 500 Franken; 

8. Die Gebühr für die Beurteilung der Änderung einer qualifizierten Beteiligung 

nach Art. 41 oder 83 der Verordnung (EU) 2023/1114 beträgt je nach Auf-

wand und Komplexität der zu erstellenden Verfügung 1 000 bis 10 000 Fran-

ken; 

9. Die Gebühr für die Prüfung von Anzeigen zur Aufnahme der Tätigkeit in ei-

nem anderen EWR-Mitgliedstaat im Rahmen der grenzüberschreitenden Er-

bringung von Kryptowerte-Dienstleistungen nach Art. 65 der Verordnung 

(EU) 2023/1114 beträgt 1 000 Franken. 
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10. Die Gebühr für die Anerkennung oder Nichtanerkennung eines Wirtschafts-

prüfers oder einer Wirtschaftsprüfungsgesellschaft oder der Widerruf der 

Anerkennung eines Wirtschaftsprüfers oder einer Wirtschaftsprüfungsge-

sellschaft nach Art. 10 des EWR-MiCAR-Durchführungsgesetzes beträgt 1 

000 Franken; 

11. Die Gebühr für die Erteilung einer Auskunft nach Art. 20 Abs. 2 des EWR-

MiCAR-Durchführungsgesetzes beträgt 2 000 Franken; 

12. Die Gebühr für den Erlass einer sonstigen Verfügung nach der Verordnung 

(EU) 2023/1114 oder dem EWR-MiCAR-Durchführungsgesetz beträgt, sofern 

kein Gebührentatbestand nach Ziff. 1 bis 11 vorliegt, je nach Aufwand und 

Komplexität der zu erstellenden Verfügung 1 000 bis 10 000 Franken.  

Anhang 2 Kapitel I Abschnitt A Ziff. 7, Abschnitt C Ziff. 7, Abschnitt G und H, Kapi-

tel II Abschnitt N sowie Kapitel IX Abschnitt A Überschrift und Ziff. 1 sowie Ab-

schnitt D 

I. Aufsichtsbereich Banken 

A. Banken 

7. Für Banken, die nach der Verordnung (EU) 2023/1114 öffentlich vermögens-

referenzierte Token oder E-Geld-Token anbieten beträgt die Zusatzabgabe 

0.1 % des Gegenwerts aller während der Emission eingenommenen Krypto-

werte und Gelder in Franken. Als Stichtag für die Berechnung des Wechsel-

kurses dient der Tag des erstmaligen Angebots. Massgebend für die Abgabe 

ist der Gegenwert zum 31. Dezember des dem Abgabejahr vorangehenden 

Jahres. Die Zusatzabgabe nach Ziff. 2 bleibt davon unberührt. 



153 

C. E-Geld-Institute 

7. Für E-Geld-Institute, die nach der Verordnung (EU) 2023/1114 öffentlich E-

Geld-Token anbieten beträgt die Zusatzabgabe 0.1 % des Gegenwerts aller 

während der Emission eingenommenen Kryptowerte und Gelder in Franken. 

Als Stichtag für die Berechnung des Wechselkurses dient der Tag des erst-

maligen Angebots. Massgebend für die Abgabe ist der Gegenwert zum 31. 

Dezember des dem Abgabejahr vorangehenden Jahres. Die Zusatzabgabe 

nach Ziff. 2 bleibt davon unberührt. 

G. Anbieter vermögenswertereferenzierter Token und Personen, die nach 

Art. 16 der Verordnung (EU) 2023/1114 deren Zulassung zum Handel be-

antragen  

1. Die Grundabgabe beträgt für zugelassene Personen, die nach Art. 16 der 

Verordnung (EU) 2023/1114 öffentlich vermögensreferenzierte Token an-

bieten oder deren Zulassung zum Handel beantragen: 20 000 Franken pro 

Jahr. 

2. Die Zusatzabgabe beträgt für zugelassene Personen, die nach der Verord-

nung (EU) 2023/1114 öffentlich vermögenswertreferenzierte Token anbie-

ten 0.1 % des Gegenwerts aller während der Emission eingenommenen 

Kryptowerte und Gelder in Franken. Als Stichtag für die Berechnung des 

Wechselkurses dient der Tag des erstmaligen Angebots. Massgebend für die 

Abgabe ist der Gegenwert zum 31. Dezember des dem Abgabejahr vorange-

henden Jahres. 

3. Bei im Abgabejahr neu zugelassenen Personen nach Ziff. 1 ist der Gegenwert 

aller per 31. Dezember des laufenden Jahres durchgeführten Emissionen für 

die Bemessung der Zusatzabgabe massgebend. Die Abgabe wird im Folge-

jahr erhoben.   
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4. Die gesamte jährliche Aufsichtsabgabe pro Beaufsichtigten beträgt für Per-

sonen nach Ziff. 1 höchstens 100 000 Franken. 

H. Sanierung von Emittenten vermögenswertreferenzierter Token und E-

Geld-Token sowie Rücktausch von vermögenswertereferenzierten Token 

und E-Geld-Token 

Die Grundabgabe für die Tätigkeit der FMA als Abwicklungsbehörde nach 

der Verordnung (EU) 2023/1114 beträgt für Emittenten von vermögenswerterefe-

renzierten Token und von E-Geld-Token 10 000 Franken pro Jahr. 

II. Aufsichtsbereich Asset Management und Märkte 

N. Anbieter von Kryptowerte-Dienstleistungen im Sinne der Verordnung (EU) 

2023/1114 

1. Die Grundabgabe beträgt für Anbieter von Kryptowerte- Dienstleistungen im 

Sinne der Verordnung (EU) 2023/1114: 

a) 50 000 Franken pro Jahr für die Erbringung von Tätigkeiten nach Art. 3 

Abs. 1 Ziff. 16 Bst. a bis d der genannten Verordnung, zuzüglich eines 

Zuschlags von: 

aa) 25 000 Franken je ausländische Zweigniederlassung eines liechtenstei-

nischen Anbieters von Kryptowerte-Dienstleistungen nach Bst. a, 

wenn diese als Anbieter von Kryptowerte-Dienstleistungen tätig ist 

und keiner Repräsentanz gleichzustellen ist; 

bb) 10 000 Franken je Repräsentanz eines liechtensteinischen Anbieters 

von Kryptowerte-Dienstleistungen nach Bst. a im Ausland oder einer 

dieser gleichzustellenden ausländischen Gesellschaft; 
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b) 8 000 Franken für die Erbringung von Tätigkeiten nach Art. 3 Abs. 1 

Ziff. 16 Bst. e bis j der genannten Verordnung, zuzüglich eines Zu-

schlags von: 

aa) 5 000 Franken je ausländische Zweigniederlassung eines liechtenstei-

nischen Anbieters von Kryptowerte-Dienstleistungen nach Bst. b, 

wenn diese als Anbieter von Kryptowerte-Dienstleistungen tätig ist 

und keiner Repräsentanz gleichzustellen ist; 

bb) 1 000 Franken je Repräsentanz eines liechtensteinischen Anbieters 

von Kryptowerte-Dienstleistungen nach Bst. b im Ausland oder einer 

dieser gleichzustellenden ausländischen Gesellschaft. 

2. Die Zusatzabgabe beträgt für Anbieter von Kryptowerte-Dienstleistungen 

0.1 % des Nettoumsatzerlöses. Massgebend ist der Nettoumsatzerlös des 

dem Abgabejahr vorangehenden Jahres. 

3. Bei im Abgabejahr neu zugelassenen Anbietern von Kryptowerte-Dienstleis-

tungen ist der Nettoumsatzerlös per Ende des laufenden Geschäftsjahres für 

die Bemessung der Zusatzabgabe massgebend. Die Abgabe wird im Folge-

jahr erhoben.  

4. Bei neu zugelassenen Anbietern von Kryptowerte-Dienstleistungen, deren 

erstes Geschäftsjahr mehr als zwölf Monate umfasst, wird die Zusatzabgabe 

für die den letzten zwölf Monaten vorangehenden Monate pro rata tempo-

ris erhoben. Falls sich der für die Bemessung der Zusatzabgabe relevante 

Nettoumsatzerlös nicht auf ein ganzes Jahr oder mehr als ein ganzes Jahr 

bezieht, wird dieser für die Bemessung annualisiert. 

5. Die gesamte jährliche Aufsichtsabgabe pro Beaufsichtigten beträgt für An-

bieter von Kryptowerte-Dienstleistungen höchstens 250 000 Franken;  
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6. Die jährliche Aufsichtsabgabe beträgt für Zweigniederlassungen von Anbie-

tern von Kryptowerte-Dienstleistungen mit Sitz im Europäischen Wirt-

schaftsraum 5 000 Franken. 

IX. VT-Dienstleister nach dem TVTG 

A. VT-Verwahrer, physische Validatoren und Tokendarlehensunternehmen 

1. Die Grundabgabe für VT-Verwahrer, physische Validatoren und Tokendarle-

hensunternehmen beträgt 500 Franken pro Jahr. VT-Dienstleister, die für 

mehrere VT-Dienstleistungen registriert sind, haben die Grundabgabe nur 

einmal zu entrichten. 

D. Token-Erzeuger, Tokenisierungsdienstleister, VT-Prüfstellen, VT-Identitäts-

dienstleister und VT-Preisdienstleister 

 Die jährliche Aufsichtsabgabe für Token-Erzeuger, Tokenisierungsdienstleis-

ter, VT-Prüfstellen, VT-Identitätsdienstleister und VT-Preisdienstleister be-

trägt 250 Franken. Die Abgabe entfällt für VT-Dienstleister, die bereits eine 

Aufsichtsabgabe nach Abschnitt A entrichten. 

II. 

Inkrafttreten 

Dieses Gesetz tritt gleichzeitig mit dem EWR-MiCAR-Durchführungsgesetz 

vom … in Kraft. 
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7.4 Gesetz über die Abänderung des Zahlungsdienstegesetzes 

Gesetz 

vom … 

über die Abänderung des Zahlungsdienstegesetzes 

Dem nachstehenden vom Landtag gefassten Beschluss erteile Ich Meine Zu-

stimmung: 

I. 

Abänderung bisherigen Rechts 

Das Zahlungsdienstegesetz (ZDG) vom 6. Juni 2019, LGBl. 2019 Nr. 213, in 

der geltenden Fassung, wird wie folgt abgeändert:  

Art. 2 Abs. 6 

6) Die Vorschriften des Sorgfaltspflichtgesetzes und der Verordnung (EU) 

2023/11131 bleiben vorbehalten.  

                                                      

1 Verordnung (EU) 2023/1113 des Europäischen Parlaments und des Rates vom 31. Mai 2023 über die Über-
mittlung von Angaben bei Geldtransfers und Transfers bestimmter Kryptowerte und zur Änderung der 
Richtlinie (EU) 2015/849 (ABl. L 150 vom 9.6.2023, S. 1) 
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Art. 8 Bst. l 

l) bei Antragstellern, die als Zahlungsinstitute den Pflichten der Richtlinie (EU) 

2015/849 und der Verordnung (EU) 2023/1113 im Zusammenhang mit Geld-

wäsche und Terrorismusfinanzierung unterliegen, eine Beschreibung der in-

ternen Kontrollmechanismen, die der Antragsteller eingeführt hat, um diese 

Pflichten zu erfüllen;  

II. 

Durchführung von EWR-Rechtsvorschriften 

Dieses Gesetz dient der Durchführung der Verordnung (EU) 2023/1113 des 

Europäischen Parlaments und des Rates vom 31. Mai 2023 über die Übermittlung 

von Angaben bei Geldtransfers und Transfers bestimmter Kryptowerte und zur Än-

derung der Richtlinie (EU) 2015/849 (ABl. L 150 vom 9.6.2023, S. 1). 

III. 

Inkrafttreten 

Dieses Gesetz tritt gleichzeitig mit dem EWR-MiCAR-Durchführungsgesetz 

vom … in Kraft 
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7.5 Gesetz über die Abänderung des Bankengesetzes 

Gesetz 

vom … 

über die Abänderung des Bankengesetzes 

Dem nachstehenden vom Landtag gefassten Beschluss erteile Ich Meine Zu-

stimmung: 

I. 

Abänderung bisherigen Rechts 

Das Bankengesetz (BankG) vom xx. xxxx 20xx, LGBl. 2024 Nr. xxx, in der gel-

tenden Fassung, wird wie folgt abgeändert:  

Art. 2 Abs. 6 Bst. s 

s) Anbieter von Kryptowerte-Dienstleistungen nach der Verordnung (EU) 

2023/11141, sofern deren Geschäftsmodell oder die Kryptowerte-Dienstleis-

tungen, die sie anbieten, das Halten von Geldbeträgen von Kunden erfor-

dert.  

                                                      

1 Verordnung (EU) 2023/1114 des Europäischen Parlaments und des Rates vom 31. Mai 2023 über Märkte 
für Kryptowerte und zur Änderung der Verordnungen (EU) Nr. 1093/2010 und (EU) Nr. 1095/2010 sowie 
der Richtlinien 2013/36/EU und (EU) 2019/1937 (ABl. L 150 vom 9.6.2023, S. 40) 
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Anhang 1 Bst. p bis r 

p) die Ausgabe von E-Geld, einschliesslich E-Geld-Token im Sinne des Art. 3 Abs. 

1 Ziff. 7 der Verordnung (EU) 2023/1114 des Europäischen Parlaments und 

des Rates; 

q) Ausgabe von vermögenswertereferenzierten Token nach Art. 3 Abs. 1 Ziff. 6 

der Verordnung (EU) 2023/1114; 

r) Kryptowerte-Dienstleistungen nach Art. 3 Abs. 1 Ziff. 16 der Verordnung (EU) 

2023/1114. 

II. 

Durchführung von EWR-Rechtsvorschriften 

Dieses Gesetz dient der Durchführung der Verordnung (EU) 2023/1114 des 

Europäischen Parlaments und des Rates vom 31. Mai 2023 über Märkte für Kryp-

towerte und zur Änderung der Verordnungen (EU) Nr. 1093/2010 und (EU) Nr. 

1095/2010 sowie der Richtlinien 2013/36/EU und (EU) 2019/1937 (ABl. L 150 vom 

9.6.2023, S. 40).  

III. 

Inkrafttreten 

Dieses Gesetz tritt gleichzeitig mit dem EWR-MiCAR-Durchführungsgesetz 

vom … in Kraft 
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7.6 Gesetz über die Abänderung des Sorgfaltspflichtgesetzes 

Gesetz  

vom… 

über die Abänderung des Sorgfaltspflichtgesetzes  

Dem nachstehenden vom Landtag gefassten Beschluss erteile Ich Meine Zu-

stimmung:  

I. 

Abänderung bisherigen Rechts 

Das Gesetz vom 11. Dezember 2008 über berufliche Sorgfaltspflichten zur 

Bekämpfung von Geldwäscherei, organisierter Kriminalität und Terrorismusfinan-

zierung (Sorgfaltspflichtgesetz; SPG), LGBl. 2009 Nr. 47, in der geltenden Fassung, 

wird wie folgt abgeändert: 

Art. 1 Abs. 3 Bst. b 

3) Es dient zudem der Umsetzung bzw. Durchführung folgender EWR-

Rechtsvorschriften:  
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b) Verordnung (EU) 2023/1113 über die Übermittlung von Angaben bei Geld-

transfers und Transfers bestimmter Kryptowerte und zur Änderung der 

Richtlinie (EU) 2015/8491. 

Art. 2 Abs. 1 Bst. a, abis, lbis, lquater und Bst. m Ziff. 2 

1) Im Sinne dieses Gesetzes gelten als: 

a) "Finanzinstitute": Sorgfaltspflichtige nach Art. 3 Abs. 1 Bst. abis bis i und r;  

abis) "Anbieter von Kryptowerte-Dienstleistungen": jede juristische Person oder 

jedes andere Unternehmen im Sinne von Art. 3 Abs. 1 Ziff. 15 der Verord-

nung (EU) 2023/1114, wenn sie eine oder mehrere Kryptowerte-Dienstleis-

tungen im Sinne von Art. 3 Absatz 1 Nummer 16 jener Verordnung erbringt, 

mit Ausnahme der Beratung zu Kryptowerten im Sinne von Nummer 16 

Buchstabe h jenes Artikels;  

lbis) "Kryptowert": eine digitale Darstellung eines Werts oder eines Rechts im 

Sinne von Art. 3 Abs. 1 Ziff. 5 der Verordnung (EU) 2023/1114, es sei denn, 

der Kryptowert fällt unter eine in Art. 2 Absätze 2, 3 und 4 jener Verordnung 

genannte Kategorie oder gilt anderweitig als Geldbetrag; 

lquater) "selbst gehostete Adresse": eine Distributed-Ledger-Adresse im Sinne von 

Art. 3 Nummer 20 der Verordnung (EU) 2023/1113  

m) "Korrespondenzbankbeziehung": 

2.  die Beziehungen zwischen Banken und Finanzinstituten im Sinne von Art. 3 

Ziff. 2 der Richtlinie (EU) 2015/849, sowohl mit- als auch untereinander, 

wenn ähnliche Leistungen durch ein Korrespondenzinstitut für ein 

                                                      

1  Verordnung (EU) 2023/1113 des Europäischen Parlaments und des Rates vom 31. Mai 2023 über die Über-
mittlung von Angaben bei Geldtransfers und Transfers bestimmter Kryptowerte und zur Änderung der 
Richtlinie (EU) 2015/8491  (ABl. L 150 vom 9.6.2023, S. 1). 

http://eur-lex.europa.eu/legal-content/DE/TXT/?uri=uriserv:OJ.L_.2015.141.01.0001.01.DEU
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Respondenzinstitut erbracht werden; dies umfasst unter Wertpapierge-

schäfte oder Geldtransfers oder für Transaktionen mit Kryptowerten und 

Kryptowertetransfers aufgenommene Beziehungen; 

Art. 3 Abs. 1 Bst. q und r  

1) Dieses Gesetz gilt für Sorgfaltspflichtige. Dies sind:  

q) Personen, die mit Gütern handeln, soweit die Bezahlung in bar oder mittels 

eines Kryptowerts erfolgt und sich der Betrag auf 10 000 Franken oder mehr 

beläuft, unabhängig davon, ob das Geschäft in einem einzigen Vorgang oder 

in mehreren Vorgängen, zwischen denen eine Verbindung zu bestehen 

scheint, getätigt wird; 

r)  Anbieter von Kryptowerte-Dienstleistungen;  

Art. 5 Abs. 2 Bst. b Ziff. 2, Bst. g und h 

2) Die Sorgfaltspflichten sind in folgenden Fällen wahrzunehmen: 

b) bei Abwicklung von gelegentlichen Transaktionen: 

2.  bei denen es sich um Geldtransfers oder Kryptowertetransfers im Sinne von 

Art. 3 Ziff. 9 und 10 der Verordnung (EU) 2023/1113 von mehr als 1 000 Euro 

handelt; 

g)  aufgehoben  

h) aufgehoben 

Art. 11 Abs. 5 Einleitungssatz und Bst. e und f 

5) Bei grenzüberschreitenden Korrespondenzbankbeziehungen, die die Aus-

führung von Zahlungen mit Respondenzinstituten umfassen sowie bei 
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Korrespondenzbankdienstleistungen für nicht im EWR ansässige Anbieter von 

Kryptowerte-Dienstleistungen müssen Banken und Finanzinstitute sicherstellen, 

dass sie bei Aufnahme einer Geschäftsbeziehung: 

e)  sich im Falle von Durchlaufkonten ("payable-through accounts") und Durch-

laufkonten für Kryptowerte ("payable-through crypto-asset accounts") ver-

gewissern, dass das Respondenzinstitut  

1. die Identität der Kunden, die direkten Zugang zu den Konten des Korrespon-

denzinstituts haben, überprüft hat; 

2. seine Sorgfaltspflichten gegenüber diesen Kunden kontinuierlich erfüllt hat; 

und  

3. in der Lage ist, auf Ersuchen des Sorgfaltspflichtigen entsprechende Daten 

in Bezug auf diese Sorgfaltspflichten vorzulegen; 

f)  feststellen, ob das Respondenzinstitut im Falle eines Anbieters von Krypto-

werte-Dienstleistungen zugelassen oder eingetragen ist; 

Sachüberschrift vor Art. 12 

aufgehoben  

Art. 12 

Angaben bei Geldtransfers und Transfers bestimmter Kryptowerte 

1) Auf die Übermittlung von Angaben zum Zahler und Zahlungsempfänger 

bei Geldtransfers sowie von Angaben zum Originator und Begünstigten bei Trans-

fers bestimmter Kryptowerte findet die Verordnung (EU) 2023/1113 vorbehaltlich 

der Ausführungen in Art. 2 Abs. 2 bis 4 Verordnung (EU) 2023/1113 Anwendung. 

2) Die Verordnung (EU) 2023/1113 ist nicht auf Inlandsgeldtransfers auf ein 

Zahlungskonto eines Zahlungsempfängers anzuwenden, auf das ausschliesslich 
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Zahlungen für die Lieferung von Gütern oder Dienstleistungen vorgenommen wer-

den können, wenn: 

a) der Zahlungsdienstleister des Zahlungsempfängers der Richtlinie (EU) 

2015/849 unterliegt; 

b) der Zahlungsdienstleister des Zahlungsempfängers in der Lage ist, anhand 

einer individuellen Transaktionskennziffer über den Zahlungsempfänger den 

Geldtransfer bis zu der Person zurückzuverfolgen, die mit dem Zahlungs-

empfänger eine Vereinbarung über die Lieferung von Gütern oder Dienst-

leistungen getroffen hat; und 

c) der überwiesene Betrag höchstens 1 000 Euro beträgt. 

3) Die FMA kann das Nähere zu den Pflichten gemäss Verordnung (EU) 

2023/1113 regeln. 

Art. 12a 

Risikomanagement bei selbst gehosteten Adressen 

1) Anbieter von Kryptowerte-Dienstleistungen müssen das Risiko von Geld-

wäscherei und Terrorismusfinanzierung ermitteln und bewerten, das mit an eine 

selbst gehostete Adresse gerichteten oder von dort stammenden Kryptowertetra-

nsfers verbunden ist. Die Anbieter von Kryptowerte-Dienstleistungen müssen 

diesbezüglich über wirksame interne Strategien, Verfahren und Kontrollmassnah-

men verfügen.  

2) Anbieter von Kryptowerte-Dienstleistungen haben Risikominderungs-

massnahmen anzuwenden, welche den ermittelten Risiken entsprechen. Die Risi-

kominderungsmassnahmen umfassen mindestens eine der folgenden Massnah-

men: 
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a) das Ergreifen risikobasierter Massnahmen zur Ermittlung und Überprüfung 

der Identität des Originators oder des Begünstigten eines an eine selbst ge-

hostete Adresse gerichteten oder von dort stammenden Transfers, oder der 

wirtschaftlich berechtigten Person des betreffenden Originators oder des 

Begünstigten, auch durch allfällige Heranziehung eines Delegationsnehmers 

im Sinne von Art. 14 SPG; 

b) die Einholung zusätzlicher Angaben zu Ursprung und Ziel der transferierten 

Kryptowerte; 

c) eine verstärkte dauerhafte Überwachung der betreffenden Transaktionen; 

d) andere Massnahmen zur Minderung und Beherrschung der Risiken von 

Geldwäscherei und Terrorismusfinanzierung sowie des Risikos der Nich-

tumsetzung und Umgehung von Zwangsmassnahmen im Finanzdienstleis-

tungsbereich aufgrund von Sanktionsverordnungen gemäss ISG. 

Art. 16 Abs. 1 und 2 

1) Banken und Finanzinstitute, die Teil einer Gruppe sind, müssen gruppen-

weit anwendbare Strategien und Verfahren, darunter Datenschutzstrategien und 

Verfahren für den Informationsaustausch innerhalb der Gruppe für die Zwecke der 

Bekämpfung von Geldwäscherei, organisierter Kriminalität und Terrorismusfinan-

zierung einrichten. Diese Strategien und Verfahren müssen auf Ebene der Zweig-

stellen, Agenten, Repräsentanzen sowie der mehrheitlich im Besitz der Sorgfalts-

pflichtigen befindlichen Tochterunternehmen in EWR-Mitgliedstaaten und Dritt-

staaten wirksam umgesetzt werden. Die Sorgfaltspflichtigen haben ihre gruppen-

weiten Strategien und Verfahren in Drittstaaten, in denen die Mindestanforderun-

gen an die Bekämpfung von Geldwäscherei, organisierter Kriminalität und Terro-

rismusfinanzierung weniger streng sind als jene nach diesem Gesetz, an die 
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Mindestanforderungen nach diesem Gesetz anzupassen, soweit das ausländische 

Recht dies zulässt. 

2) Banken und Finanzinstitute mit Zweigstellen, Agenten, Repräsentanzen 

sowie mehrheitlich im Besitz der Sorgfaltspflichtigen befindlichen Tochterunter-

nehmen in einem anderen EWR-Mitgliedstaat müssen sicherstellen, dass diese 

Niederlassungen den zur Umsetzung der Richtlinie (EU) 2015/849 und zur Durch-

führung der Verordnung (EU) 2023/1113 verabschiedeten nationalen Rechtsvor-

schriften des anderen EWR-Mitgliedstaates Folge leisten. 

Art. 23 Abs. 1 Einleitungssatz und Abs. 2 

1) Die Aufsicht und der Vollzug dieses Gesetzes sowie die Durchführung der 

Verordnung (EU) 2023/1113 obliegen: 

2) Die Aufsichtsbehörden treffen die erforderlichen Massnahmen, um die 

Einhaltung dieses Gesetzes sowie die Durchführung der Verordnung (EU) 

2023/1113 sicherzustellen. Vorbehalten bleibt die Zuständigkeit der Stabsstelle 

FIU. 

Art. 28 Abs. 1 Bst. d, g, h, i, k und Abs. 1a 

Aufsichtsmassnahmen 

1) Die Aufsichtsbehörde trifft im Rahmen ihrer Aufsicht über die Sorgfalts-

pflichtigen die erforderlichen Massnahmen. Sie kann insbesondere: 

d) bei wiederholten, systematischen oder schwerwiegenden Verstössen gegen 

die Bestimmungen dieses Gesetzes oder der Verordnung (EU) 2023/1113 

und zur Vermeidung weiterer Verstösse die Aufnahme neuer Geschäftsbe-

ziehungen befristet verbieten; 
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g) bei wiederholten, systematischen oder schwerwiegenden Verstössen gegen 

die Bestimmungen dieses Gesetzes oder der Verordnung (EU) 2023/1113 

Entscheidungen nach Art. 31b öffentlich bekannt machen; 

h) bei wiederholten, systematischen oder schwerwiegenden Verstössen gegen 

die Bestimmungen dieses Gesetzes oder der Verordnung (EU) 2023/1113 die 

von ihr spezialgesetzlich bewilligte Tätigkeitsausübung vorübergehend un-

tersagen; 

i) bei wiederholten, systematischen oder schwerwiegenden Verstössen gegen 

die Bestimmungen dieses Gesetzes oder der Verordnung (EU) 2023/1113 die 

von ihr erteilte spezialgesetzliche Bewilligung entziehen; 

k) bei wiederholten, systematischen oder schwerwiegenden Verstössen gegen 

die Bestimmungen dieses Gesetzes oder der Verordnung (EU) 2023/1113 

Mitgliedern der Leitungsebene und anderen natürlichen Personen, die nach 

Art. 33 Abs. 1 für den Verstoss verantwortlich gemacht werden, die von ihr 

bewilligte Wahrnehmung oder zu bewilligende Aufnahme von Leitungsauf-

gaben vorübergehend untersagen. 

1a) Erhält die Aufsichtsbehörde von Verletzungen dieses Gesetzes, der dazu 

erlassenen Verordnungen oder der Verordnung (EU) 2023/1113 Kenntnis, so er-

greift sie die zur Herstellung des rechtmässigen Zustandes notwendigen Massnah-

men. 

Art. 28a Abs. 1 

1) Die Aufsichtsbehörden haben ein wirksames und verlässliches Meldesys-

tem einzurichten, mittels welchem über einen allgemein zugänglichen, sicheren 

Berichtsweg potenzielle oder tatsächliche Verstösse gegen Bestimmungen dieses 

Gesetzes und der dazu erlassenen Verordnungen, der Verordnung (EU) 2023/1113 
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oder anderer Gesetze, die der Bekämpfung von Geldwäscherei, organisierter Kri-

minalität und Terrorismusfinanzierung dienen, gemeldet werden können. 

Art. 31 Abs. 1 Bst gbis, u, Abs. 3 Einleitungssatz und Abs. 4 Einleitungssatz  

1) Von der Aufsichtsbehörde wird wegen Verwaltungsübertretung mit Busse 

bis zu 200 000 Franken bestraft, wer vorsätzlich: 

gbis) das Risikomanagement bei selbst gehosteten Adressen nach Art. 12a nicht, 

nicht vorschriftsgemäss, unvollständig oder verspätet durchführt.  

u) gegen die Verordnung (EU) 2023/1113 verstösst, in dem er bei Geld- oder 

Kryptowertetransfers: 

1. entgegen Art. 4, 5 oder 6 die Angaben zum Zahler oder zum Zahlungsemp-

fänger nicht, nicht vorschriftsgemäss, unvollständig oder verspätet übermit-

telt oder überprüft; 

2. entgegen Art. 7 Abs. 1 und 2 keine wirksamen Verfahren zur Feststellung 

fehlender Angaben zum Zahler oder zum Zahlungsempfänger einrichtet oder 

diese nicht, nicht vorschriftsgemäss, unvollständig oder verspätet anwen-

det; 

3. entgegen Art. 7 Abs. 3 bis 5 die Richtigkeit der Angaben zum Zahlungsemp-

fänger nicht, nicht vorschriftsgemäss, unvollständig oder verspätet über-

prüft; 

4. entgegen Art. 8 Abs. 1 und 2 keine wirksamen risikobasierten Verfahren zum 

Umgang mit Geldtransfers mit fehlenden oder unvollständigen Angaben 

zum Zahler oder zum Zahlungsempfänger einrichtet oder diese nicht, nicht 

vorschriftsgemäss, nicht vollständig oder verspätet anwendet;  

5. entgegen Art. 10 nicht dafür sorgt, dass die Angaben zum Zahler oder zum 

Zahlungsempfänger, die bei einem Geldtransfer übermittelt werden, 
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vorschriftsgemäss und vollständig aufbewahrt werden und bei der Weiter-

leitung erhalten bleiben; 

6. entgegen Art. 11 Abs. 1 und 2 keine wirksamen Verfahren zur Feststellung 

fehlender Angaben zum Zahler oder zum Zahlungsempfänger einrichtet oder 

diese nicht, nicht vorschriftsgemäss, unvollständig oder verspätet anwen-

det; 

7. entgegen Art. 12 Abs. 1 und 2 keine wirksamen risikobasierten Verfahren 

zum Umgang mit Geldtransfers mit fehlenden oder unvollständigen Anga-

ben zum Zahler oder zum Zahlungsempfänger einrichtet oder diese nicht, 

nicht vorschriftsgemäss, unvollständig oder verspätet anwendet;  

8. entgegen Art. 14 Abs. 1 bis 4, 6, 7 und Art. 15 die Angaben zum Originator 

oder zum Begünstigten nicht, nicht vorschriftsgemäss, unvollständig oder 

verspätet übermittelt oder überprüft;  

9. entgegen Art. 14 Abs. 5 bei einem Kryptowertetransfer an eine selbst gehos-

tete Adresse die Angaben zum Originator oder zum Begünstigten nicht, nicht 

vorschriftsgemäss, unvollständig oder verspätet einholt, aufbewahrt oder 

die individuelle Identifizierbarkeit nicht vorschriftsgemäss sicherstellt; 

10. entgegen Art. 14 Abs. 5 zweiter Unterabsatz bei einem Kryptowertetransfer 

an eine selbst gehostete Adresse, dessen Betrag 1 000 Euro übersteigt, keine 

geeigneten Massnahmen ergreift, um festzustellen, ob diese Adresse im Ei-

gentum oder unter der Kontrolle des Originators steht oder diese Massnah-

men nicht vorschriftsgemäss, unvollständig oder nicht rechtzeitig ergreift. 

11. entgegen Art. 14 Abs. 8 die Einleitung oder Ausführung von Kryptowertetra-

nsfers gestattet, bevor die uneingeschränkte Einhaltung von Art. 14 sicher-

gestellt wurde; 

12. entgegen Art. 16 Abs. 1 und 2 keine wirksamen Verfahren zur Feststellung 

fehlender Angaben zum Originator oder zum Begünstigten einrichtet oder 
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diese nicht, nicht vorschriftsgemäss, unvollständig oder verspätet anwen-

det; 

13. entgegen Art. 16 Abs. 3 bis 4 die Richtigkeit der Angaben zum Begünstigten 

nicht, nicht vorschriftsgemäss, unvollständig oder verspätet überprüft; 

14. entgegen Art. 17 Abs. 1 und 2 keine wirksamen risikobasierten Verfahren 

zum Umgang mit Geldtransfers mit fehlenden oder unvollständigen Anga-

ben zum Originator oder zum Begünstigten einrichtet oder diese nicht, nicht 

vorschriftsgemäss, unvollständig oder verspätet anwendet;  

15. entgegen Art. 17 Abs. 2 zweiter Unterabsatz Versäumnisse sowie die ergrif-

fenen Massnahmen den SPG-Aufsichtsbehörden nicht, nicht vorschriftsge-

mäss, unvollständig oder verspätet meldet.  

16. entgegen Art. 19 nicht dafür sorgt, dass die Angaben zum Originator oder 

zum Begünstigten, die bei einem Kryptowertetransfer übermittelt werden, 

nicht vorschriftsgemäss und vollständig aufbewahrt werden und bei der 

Weiterleitung erhalten bleiben; 

17. entgegen Art. 20 keine wirksamen Verfahren zur Feststellung fehlender An-

gaben zum Originator oder zum Begünstigten einrichtet oder diese nicht, 

nicht vorschriftsgemäss, unvollständig oder verspätet anwendet; 

18. entgegen Art. 20 Aufzeichnungen zur Destination des Transfers oder zur 

Feststellung von Kryptowertetransfers von einer selbst gehosteten Adresse 

nicht, nicht vorschriftsgemäss, unvollständig oder verspätet führt; 

19. entgegen Art. 21 keine wirksamen risikobasierten Verfahren zum Umgang 

mit Kryptowertetransfers mit fehlenden oder unvollständigen Angaben zum 

Originator oder zum Begünstigten einrichtet oder diese nicht, nicht vor-

schriftsgemäss, unvollständig oder verspätet anwendet;  
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20. entgegen Art. 26 Abs. 1 die Aufzeichnungen der in den Art. 4 bis 7 genannten 

Angaben zum Zahler und zum Zahlungsempfänger oder Aufzeichnungen der 

in den Art. 14 bis 16 genannten Angaben zum Originator und zum Begüns-

tigten nicht, nicht vorschriftsgemäss, unvollständig oder nicht für zumindest 

fünf Jahre aufbewahrt.  

3) Wird eine Verwaltungsübertretung nach Abs. 1 Bst. c bis g, h bis n, 

ster, tbis oder u von einer Bank oder einem Finanzinstitut in schwerwiegender, wie-

derholter oder systematischer Weise begangen, so beträgt die Busse: 

4) Wird eine Verwaltungsübertretung nach Abs. 1 Bst. c bis gbis und i 

bis n von einem Sorgfaltspflichtigen nach Art. 3 Abs. 1 Bst. k bis q, t, u oder v in 

schwerwiegender, wiederholter oder systematischer Weise begangen, so beträgt 

die Busse:  

Art. 37a 

Zusammenarbeit mit den Europäischen Aufsichtsbehörden 

Die FMA stellt den Europäischen Aufsichtsbehörden alle Informationen zur 

Verfügung, die diese zur Durchführung ihrer Aufgaben nach der Richtlinie (EU) 

2015/849 oder nach der Verordnung (EU) 2023/1113 benötigen. 

Art. 38 Bst. m und mbis 

Durchführungsverordnungen  

Die Regierung erlässt die zur Durchführung dieses Gesetzes notwendigen 

Verordnungen, insbesondere über: 

m) aufgehoben; 

mbis) aufgehoben  
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II. 

Inkrafttreten 

Dieses Gesetz tritt gleichzeitig mit dem EWR-MiCAR-Durchführungsgesetz 

vom ... in Kraft. 
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7.7 Gesetz über die Abänderung des EWR-Schwarmfinanzierungs-Durchfüh-

rungsgesetzes 

Gesetz 

vom … 

über die Abänderung des EWR-Schwarmfinanzierungs-

Durchführungsgesetz 

Dem nachstehenden vom Landtag gefassten Beschluss erteile Ich Meine Zu-

stimmung: 

I. 

Abänderung bisherigen Rechts 

Das Gesetz vom 7. September 2023 zur Durchführung der Verordnung (EU) 

2020/1503 über Europäische Schwarmfinanzierungsdienstleister für Unterneh-

men (EWR-Schwarmfinanzierungs-Durchführungsgesetz; EWR-SFDG), LGBl. 2023 

Nr. 414, wird wie folgt abgeändert:  
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IIa. Zulassung und Ausübung der Geschäftstätigkeit 

Art. 6a 

Die Zulassung von Schwarmfinanzierungsdienstleistern kann mit Bedingun-

gen und Auflagen erteilt werden. 

Art. 6b 

Geheimhaltungspflicht 

1) Die Mitglieder der Organe von Schwarmfinanzierungsdienstleistern und 

deren Angestellte sowie sonst für solche Unternehmen tätige Personen sind zur 

Geheimhaltung von Tatsachen verpflichtet, die ihnen auf Grund der Geschäftsver-

bindungen mit Kunden anvertraut oder zugänglich gemacht worden sind. Die Ge-

heimhaltungspflicht gilt zeitlich unbegrenzt. 

2) Vorbehalten bleiben die gesetzlichen Vorschriften über die Zeugnis- oder 

Auskunftspflicht gegenüber den Strafgerichten, der Stabsstelle FIU und den Auf-

sichtsorganen. 

Art. 6c 

Verpflichtung zur externen Überprüfung durch eine 

Wirtschaftsprüfungsgesellschaft 

1) Schwarmfinanzierungsdienstleister, Wertpapierfirmen, Banken, E-Geld-

Institute sowie Zahlungsinstitute haben ihre Geschäftstätigkeit im Sinne der Ver-

ordnung (EU) 2020/1503 jedes Jahr durch eine von ihnen unabhängige und von 

der FMA anerkannte Wirtschaftsprüfungsgesellschaft nach Art. 6d prüfen zu las-

sen.  
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2) Personen nach Abs. 1 haben der Wirtschaftsprüfungsgesellschaft jeder-

zeit Einsicht in die Unterlagen der Gesellschaft, insbesondere in die Bücher, Be-

lege, Aufträge, Geschäftskorrespondenz und die Protokolle des Leitungsorgans 

und der Geschäftsleitung, zu gewähren sowie alle Auskünfte zu erteilen, die zur 

Erfüllung der Prüfungspflicht erforderlich sind. 

IIb. Wirtschaftsprüfungsgesellschaften 

Art. 6d 

Bestellung der Wirtschaftsprüfungsgesellschaft 

1) Jeder Schwarmfinanzierungsdienstleister hat eine von ihm unabhängige, 

von der FMA anerkannte Wirtschaftsprüfungsgesellschaft zu bestellen.  

2) Die Anerkennung einer Wirtschaftsprüfungsgesellschaft wird von der 

FMA erteilt, wenn sie: 

a) über eine Bewilligung nach Art. 12, 62 oder 70 des Wirtschaftsprüfergeset-

zes oder eine Registrierung nach Art. 69 des genannten Gesetzes verfügt;  

b) über verantwortliche nach Abs. 3 anerkannte Wirtschaftsprüfer (leitende 

Revisoren) verfügt; und  

c) aufgrund ihrer Betriebsorganisation eine sachgemässe und dauernde Erfül-

lung der Prüfungs- und Berichtstätigkeiten gewährleistet.  

3) Die Anerkennung eines Wirtschaftsprüfers wird von der FMA erteilt, wenn 

er:  

a) über eine Bewilligung nach Art. 4, 59 oder 67 des Wirtschaftsprüfergesetzes 

verfügt; und  
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b) über besondere Qualifikationen im Bereich der Schwarmfinanzierung ver-

fügt.  

4) Die Wirtschaftsprüfungsgesellschaften haben der FMA die verantwortli-

chen Wirtschaftsprüfer vor Prüfungsbeginn zu melden. 

5) Die FMA widerruft die Anerkennung der Wirtschaftsprüfungsgesellschaft 

bzw. des Wirtschaftsprüfers, wenn: 

a) die Voraussetzungen nach Abs. 2 bzw. 3 nicht mehr erfüllt sind; oder 

b) der Wirtschaftsprüfer bzw. die Wirtschaftsprüfungsgesellschaft seine bzw. 

ihre Pflichten nach diesem Gesetz schwerwiegend oder wiederholt verletzt. 

6) Eine Anerkennung erlischt, wenn eine Wirtschaftsprüfungsgesellschaft 

bzw. ein Wirtschaftsprüfer schriftlich darauf verzichtet. Ein schriftlicher Verzicht 

einer Wirtschaftsprüfungsgesellschaft ist erst zulässig, wenn sie sämtliche Auf-

träge als Wirtschaftsprüfungsgesellschaft nach diesem Gesetz beendet hat. 

7) Die Wirtschaftsprüfungsgesellschaft bzw. der Wirtschaftsprüfer hat sich 

ausschliesslich der Prüfungstätigkeit und den unmittelbar damit zusammenhän-

genden Geschäften zu widmen. Sie bzw. er darf weder Tätigkeiten nach der Ver-

ordnung (EU) 2020/1503, nach der Verordnung (EU) 2023/1114, Zahlungsdienste, 

Bankgeschäfte noch Wertpapierdienstleistungen erbringen. 

8) Die Regierung kann das Nähere mit Verordnung regeln, insbesondere: 

a) das Verfahren zur Anerkennung von Wirtschaftsprüfungsgesellschaften und 

Wirtschaftsprüfern nach Abs. 2 und 3; 

b) die Anforderungen für die besondere Qualifikation von Wirtschaftsprüfern 

nach Abs. 3. 
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Art. 6e 

Pflichten der Wirtschaftsprüfungsgesellschaft 

1) Vorbehaltlich abweichender Regelungen in diesem Gesetz prüft die Wirt-

schaftsprüfungsgesellschaft (Aufsichtsprüfung) insbesondere: 

a) die fortwährende Erfüllung der Zulassungsvoraussetzungen; und 

b) die Einhaltung der Bestimmungen der Verordnung (EU) 2020/1503 und der 

dazu erlassenen Verordnungen sowie der bestehenden Geschäftsregle-

mente (Satzungen, Weisungen und dergleichen). 

2) Die Wirtschaftsprüfungsgesellschaft bzw. der Wirtschaftsprüfer hat aus-

ser gegenüber dem Schwarmfinanzierungsdienstleister und der FMA über alle ihr 

bei der Prüfung bekannt gewordenen Tatsachen das Geheimnis zu wahren. 

3) Die Wirtschaftsprüfungsgesellschaft übermittelt den Bericht über die Auf-

sichtsprüfung nach Abs. 1 spätestens sechs Monate nach dem Ende des Geschäfts-

jahrs gleichzeitig an: 

a) das Leitungsorgan des Schwarmfinanzierungsdienstleisters; und 

b) an die FMA.  

4) Die Pflicht nach Abs. 3 endet erst mit dem rechtskräftigen Verlust der Zu-

lassung des Schwarmfinanzierungsdienstleisters oder, wenn dieser Zeitpunkt spä-

ter liegt, mit der Beendigung der Liquidation.  

5) Der Wirtschaftsprüfer bzw. die Wirtschaftsprüfungsgesellschaft haftet für 

alle Pflichtverletzungen nach den Vorschriften des Personen- und Gesellschafts-

rechts über die Abschlussprüfung. 
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6) Die Regierung kann das Nähere mit Verordnung regeln, insbesondere: 

a) den näheren Inhalt des Prüfungsberichts; 

b) die Frist zur Erstellung und Einreichung des Prüfungsberichts bei der FMA. 

Art. 6f 

Anzeigepflichten 

1) Die Wirtschaftsprüfungsgesellschaft muss der FMA unverzüglich alle Tat-

sachen oder Entscheidungen anzeigen, von denen sie bei der Wahrnehmung ihrer 

Aufgaben Kenntnis erhalten hat und die insbesondere: 

a) eine erhebliche Verletzung der Bestimmungen der Verordnung (EU) 

2020/1503 und der dazu erlassenen Verordnungen und der bestehenden 

Geschäftsreglemente (Satzungen, Weisungen, etc.) darstellen könnten, wel-

che für die Zulassung oder die Ausübung der Tätigkeit des Schwarmfinanzie-

rungsdienstleisters gelten; 

b) eine Behinderung der Tätigkeit des Schwarmfinanzierungsdienstleisters dar-

stellen könnten; 

c) den Fortbestand des Schwarmfinanzierungsdienstleisters in Frage stellen 

könnten;  

d) dazu führen könnten, dass der Prüfungsvermerk verweigert oder unter ei-

nen Vorbehalt gestellt wird. 

2) Die Anzeigepflichten nach Abs. 1 bestehen auch in Bezug auf Unterneh-

men, die aus einem Kontrollverhältnis heraus enge Verbindungen zum Schwarm-

finanzierungsdienstleister haben oder Unternehmen, die an seiner Geschäftstätig-

keit mitwirken, unterhalten.  
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3) Zeigt die Wirtschaftsprüfungsgesellschaft der FMA in gutem Glauben die 

in Abs. 1 genannten Tatsachen oder Entscheidungen an, verletzt sie dabei keine 

vertragliche oder gesetzliche Geheimhaltungspflicht. Sie ist von jeglicher Haftung 

für die Anzeige ausgenommen.  

4) Beanstandungen müssen jedenfalls in den nach diesem Gesetz zu erstel-

lenden Prüfungsbericht aufgenommen werden. 

5) Die Regierung kann das Nähere mit Verordnung regeln. 

Art. 6g 

Wechsel der Wirtschaftsprüfungsgesellschaft 

1) Der beabsichtige Wechsel der Wirtschaftsprüfungsgesellschaft bedarf ei-

ner Genehmigung der FMA. Der Genehmigungsantrag ist von dem Schwarmfinan-

zierungsdienstleister zu begründen. 

2) Der Antrag nach Abs. 1 ist von der bisherigen Wirtschaftsprüfungsgesell-

schaft mit zu unterzeichnen. Können sich Schwarmfinanzierungsdienstleister und 

Wirtschaftsprüfungsgesellschaft über den Grund für den Wechsel nicht einigen, 

hat die bisherige Wirtschaftsprüfungsgesellschaft eine Anzeige nach Art. 6f des 

Gesetzes zu machen. 

3) Entfällt die Qualifikation der Wirtschaftsprüfungsgesellschaft, hat der 

Schwarmfinanzierungsdienstleister unverzüglich, spätestens binnen eines Mo-

nats, eine neue Wirtschaftsprüfungsgesellschaft zu bestellen. In Ausnahmefällen 

kann die FMA auf Antrag diese Frist angemessen verlängern. Die Bestellung der 

neuen Wirtschaftsprüfungsgesellschaft bedarf einer vorgängigen Genehmigung 

durch die FMA. 
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4) Nimmt eine Wirtschaftsprüfungsgesellschaft die aufsichtsrechtliche Prü-

fung eines Schwarmfinanzierungsdienstleisters nicht ordnungsgemäss vor, so 

kann die FMA von dem Schwarmfinanzierungsdienstleister verlangen, dass sie für 

die folgende Prüfperiode eine andere Wirtschaftsprüfungsgesellschaft mit der 

Prüfung beauftragt. 

Art. 6h 

Aufsicht über Wirtschaftsprüfungsgesellschaften 

1) Bei der Beaufsichtigung von Wirtschaftsprüfungsgesellschaften kann die 

FMA insbesondere Qualitätskontrollen durchführen und die Wirtschaftsprüfer bei 

ihrer Prüftätigkeit bei Schwarmfinanzierungsdienstleister begleiten. 

2) Für die Zwecke der Aufsicht nach Abs. 1 stehen der FMA alle Befugnisse 

nach Art. 8 Abs. 2 unter sinngemässer Anwendung zur Verfügung. 

Art. 6i 

Kosten der Wirtschaftsprüfung 

1) Der Schwarmfinanzierungsdienstleisters trägt die Kosten der ordentlichen 

sowie der ausserordentlichen Wirtschaftsprüfung. Die Kosten der Wirtschaftsprü-

fung richten sich nach einem allgemein anerkannten Tarif. 

2) Die Vereinbarung einer Pauschalentschädigung oder eines bestimmten 

Zeitaufwandes für die Wirtschaftsprüfung ist untersagt. 
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Art. 8a 

Amtsgeheimnis 

Die FMA ist befugt, den Wirtschaftsprüfern bzw. Wirtschaftsprüfungsgesell-

schaften die für die Erfüllung ihrer Aufgaben erforderlichen Informationen zu 

übermitteln. Eine solche Übermittlung stellt keine Verletzung des Amtsgeheimnis-

ses nach Art. 35 der Verordnung (EU) 2020/1503 dar. 

Art. 11 Abs. 1 und Abs. 1a sowie Abs. 2 Bst. c bis f 

1) Vom Landgericht wird wegen Vergehens mit Freiheitsstrafe bis zu drei 

Jahren bestraft, wer als Organmitglied oder Mitarbeiter oder sonst für einen 

Schwarmfinanzierungsdienstleister oder Wirtschaftsprüfungsgesellschaft tätige 

Person oder als Wirtschaftsprüfer die Pflicht zur Geheimhaltung verletzt oder wer 

hierzu verleitet oder zu verleiten sucht. 

1a) Vom Landgericht wird wegen Vergehens mit Freiheitsstrafe bis zu einem 

Jahr oder mit Geldstrafe bis zu 360 Tagessätzen bestraft, wer: 

a) entgegen Art. 3 Abs. 1 oder Art. 13 Abs. 2 der Verordnung (EU) 2020/1503 

Schwarmfinanzierungsdienstleistungen erbringt; 

b) als Schwarmfinanzierungsdienstleister entgegen Art. 10 Abs. 2 der Verord-

nung (EU) 2020/1503 Geldbeträge nicht bei einer Zentralbank, einer Bank 

oder einem nach der Richtlinie 2013/36/EU3 zugelassenen ausländischen 

Kreditinstitut hinterlegt; 

c) gegen die Pflichten nach Art. 10 Abs. 3 der Verordnung (EU) 2020/1503 im 

Rahmen der Verwahrung von übertragbaren Wertpapieren oder für 

Schwarmfinanzierungszwecke zugelassene Instrumente verstösst; 
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d) eine Zulassung aufgrund falscher Angaben oder auf andere rechtswidrige 

Weise erschlichen hat. 

2) Von der FMA wird, sofern die Tat nicht den Tatbestand einer in die Zu-

ständigkeit der Gerichte fallenden strafbaren Handlung bildet, wegen Übertretung 

mit Busse nach Abs. 3 bestraft, wer: 

c) die mit einer Zulassung verbundenen Auflagen verletzt; 

d) die ordentliche oder eine von der FMA vorgeschriebene Prüfung durch eine 

Wirtschaftsprüfungsgesellschaft im Ganzen oder bezogen auf einzelne Be-

reiche nicht durchführen lässt; 

e) der FMA oder dem Wirtschaftsprüfer bzw. der Wirtschaftsprüfungsgesell-

schaft falsche Auskünfte erteilt oder seine Pflichten gegenüber diesem bzw. 

dieser nicht erfüllt; 

f) als Wirtschaftsprüfer oder Wirtschaftsprüfungsgesellschaft seine bzw. ihre 

Pflichten nach Art. 6d bis 6g verletzt, insbesondere im Prüfungsbericht un-

wahre Angaben macht oder wesentliche Tatsachen verschweigt oder eine 

vorgeschriebene Aufforderung an den Schwarmfinanzierungsdienstleister 

unterlässt oder vorgeschriebene Berichte und Meldungen nicht erstattet. 

II. 

Inkrafttreten 

Dieses Gesetz tritt gleichzeitig mit dem EWR-MiCAR-Durchführungsgesetz 

vom … in Kraft.  
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7.8 Gesetz über die Abänderung des Gewerbegesetzes 

Gesetz 

vom … 

über die Abänderung des Gewerbegesetzes 

Dem nachstehenden vom Landtag gefassten Beschluss erteile Ich Meine Zu-

stimmung: 

I. 

Abänderung bisherigen Rechts 

Das Gewerbegesetz (GewG) vom 30. September 2020, LGBl. 2020 Nr. 415, 

wird wie folgt abgeändert:  

Art. 3 Abs. 2 Bst. e 

2) Es findet keine Anwendung auf gewerbsmässige Tätigkeiten, deren Zulas-

sung durch andere Gesetze geregelt ist. Dies sind insbesondere: 

e) die Tätigkeiten der Banken und Wertpapierfirmen, der E-Geld-Institute, der 

Versicherungsunternehmungen, der Pfandleihanstalten, der Organismen für 

gemeinsame Anlagen in Wertpapieren und deren Verwaltungsgesellschaf-

ten, der Investmentunternehmen und deren Verwaltungsgesellschaften, der 

alternativen Investmentfonds und deren Verwalter (AIFM) sowie anderer 

unter dem AIFMG zugelassener Geschäftspartner, der 
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Vermögensverwaltungsgesellschaften, der Versicherungsvermittler, Rück-

versicherungsvermittler und Versicherungsvermittler in Nebentätigkeit, der 

Zahlungsdienstleister, der Dienstleister für Rechtsträger, der Vorsorgeein-

richtungen, der Einrichtungen der betrieblichen Altersversorgung, der 

Schwarmfinanzierungsdienstleister im Sinne der Verordnung (EU) 

2020/15031 und sowie Personen, die im Sinne der Verordnung (EU) 

2023/11142 mit der Ausgabe, dem öffentlichen Angebot und der Zulassung 

zum Handel von Kryptowerten befasst sind oder die Dienstleistungen im Zu-

sammenhang mit Kryptowerten erbringen; 

II. 

Inkrafttreten 

Dieses Gesetz tritt gleichzeitig mit dem EWR-MiCAR-Durchführungsgesetz 

vom … in Kraft.  

  

                                                      

1  Verordnung (EU) 2020/1503 des Europäischen Parlaments und des Rates vom 7. Oktober 2020 über Eu-
ropäische Schwarmfinanzierungsdienstleister für Unternehmen und zur Änderung der Verordnung (EU) 
2017/1129 und der Richtlinie (EU) 2019/1937 (ABl. 347 vom 20.10.2020, S. 1) 

2  Verordnung (EU) 2023/1114 des Europäischen Parlaments und des Rates vom 31. Mai 2023 über Märkte 
für Kryptowerte und zur Änderung der Verordnungen (EU) Nr. 1093/2010 und (EU) Nr. 1095/2010 sowie 
der Richtlinien 2013/36/EU und (EU) 2019/1937 (ABl. L 150 vom 9.6.2023, S. 40) 
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7.9 Gesetz über die Abänderung des Dienstleistungsgesetzes 

I. 

Abänderung bisherigen Rechts 

Das Gewerbegesetz (GewG) vom 20. Oktober 2010, LGBl. 2010 Nr. 385, in 

der geltenden Fassung, wird wie folgt abgeändert:  

Art. 3 Abs. 1 Bst. b und bbis 

1) Dieses Gesetz findet auf folgende Tätigkeiten keine Anwendung: 

b) Finanzdienstleistungen wie Bankdienstleistungen und Dienstleistungen im 

Zusammenhang mit einer Kreditgewährung, Versicherung und Rückversi-

cherung, betrieblicher oder individueller Altersversorgung, Wertpapieren, 

Geldanlagen, Zahlungen, Anlageberatung, einschliesslich der in Anhang I der 

Richtlinie 2013/36/EU1 aufgeführten Dienstleistungen, Schwarmfinanzie-

rung im Sinne der Verordnung (EU) 2020/15032, Kryptowerten im Sinne der 

Verordnung (EU) 2023/11143; 

bbis) VT-Dienstleistungen; 

                                                      

1 Richtlinie 2013/36/EU des Europäischen Parlaments und des Rates vom 26. Juni 2013 über den Zugang 
zur Tätigkeit von Kreditinstituten und die Beaufsichtigung von Kreditinstituten und Wertpapierfirmen, zur 
Änderung der Richtlinie 2002/87/EG und zur Aufhebung der Richtlinien 2006/48/EG und 2006/49/EG (ABl. 
176 vom 27.6.2013, S. 338) 

2 Verordnung (EU) 2020/1503 des Europäischen Parlaments und des Rates vom 7. Oktober 2020 über Eu-
ropäische Schwarmfinanzierungsdienstleister für Unternehmen und zur Änderung der Verordnung (EU) 
2017/1129 und der Richtlinie (EU) 2019/1937 (ABl. 347 vom 20.10.2020, S. 1) 

3 Verordnung (EU) 2023/1114 des Europäischen Parlaments und des Rates vom 31. Mai 2023 über Märkte 
für Kryptowerte und zur Änderung der Verordnungen (EU) Nr. 1093/2010 und (EU) Nr. 1095/2010 sowie 
der Richtlinien 2013/36/EU und (EU) 2019/1937 (ABl. L 150 vom 9.6.2023, S. 40) 
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II. 

Inkrafttreten 

Dieses Gesetz tritt gleichzeitig mit dem EWR-MiCAR-Durchführungsgesetz 

vom … in Kraft.  





 

VERORDNUNG (EU) 2023/1114 DES EUROPÄISCHEN PARLAMENTS UND DES RATES 

vom 31. Mai 2023 

über Märkte für Kryptowerte und zur Änderung der Verordnungen (EU) Nr. 1093/2010 und (EU) 
Nr. 1095/2010 sowie der Richtlinien 2013/36/EU und (EU) 2019/1937 

(Text von Bedeutung für den EWR) 

DAS EUROPÄISCHE PARLAMENT UND DER RAT DER EUROPÄISCHEN UNION — 

gestützt auf den Vertrag über die Arbeitsweise der Europäischen Union, insbesondere auf Artikel 114, 

auf Vorschlag der Europäischen Kommission, 

nach Zuleitung des Entwurfs des Gesetzgebungsakts an die nationalen Parlamente, 

nach Stellungnahme der Europäischen Zentralbank ( 1 ), 

nach Stellungnahme des Europäischen Wirtschafts- und Sozialausschusses ( 2 ), 

gemäß dem ordentlichen Gesetzgebungsverfahren ( 3 ), 

in Erwägung nachstehender Gründe: 

(1) Es muss sichergestellt werden, dass die Gesetzgebungsakte der Union im Bereich Finanzdienstleistungen dem 
digitalen Zeitalter angemessen sind und zu einer zukunftsfähigen Wirtschaft im Dienste der Menschen beitragen, 
indem sie beispielsweise den Einsatz innovativer Technologien ermöglichen. Die Union hat ein politisches Inte
resse an der Entwicklung und Förderung der Einführung transformativer Technologien im Finanzsektor wie etwa 
der Distributed-Ledger-Technologie (DLT). Voraussichtlich werden viele nach wie vor nicht vollständig erforschte 
Anwendungen der Distributed-Ledger-Technologie einschließlich der Blockchain-Technologie auch künftig neue 
Arten von Wirtschaftstätigkeiten und Geschäftsmodellen hervorbringen, die zusammen mit der Branche der 
Kryptowerte selbst zum Wirtschaftswachstum und zu neuen Beschäftigungsmöglichkeiten für die Bürgerinnen 
und Bürger der Union beitragen werden. 

(2) Kryptowerte gehören zu den wichtigsten Anwendungen der Distributed-Ledger-Technologie. Kryptowerte sind 
digitale Darstellungen von Werten oder Rechten, die Marktteilnehmern wie beispielsweise Kryptowerte-Klein
anlegern erheblichen Nutzen bringen könnten. Darstellungen von Werten umfassen den externen, nicht inhären
ten Wert, der einem Kryptowert von den betroffenen Parteien oder Marktteilnehmern zuerkannt wird; d. h, der 
Wert ist subjektiv und beruht nur auf dem Interesse des Käufers des Kryptowerts. Durch eine Straffung der 
Kapitalbeschaffung und eine Vergrößerung des Wettbewerbs könnten Angebote über Kryptowerte auch für kleine 
und mittlere Unternehmen (KMU) eine innovative und inklusive Finanzierungsalternative ermöglichen. Krypto
werte, die als Zahlungsmittel verwendet werden, können insbesondere im grenzüberschreitenden Kontext kos
tengünstigere, schnellere und effizientere Zahlungen ermöglichen, da die Zahl der Intermediäre begrenzt wird. 

(3) Manche Kryptowerte — insbesondere solche, die als Finanzinstrumente im Sinne der Begriffsbestimmung in der 
Richtlinie 2014/65/EU des Europäischen Parlaments und des Rates ( 4 ) gelten — fallen in den Anwendungsbereich 
bestehender Unionsrechtsakte über Finanzdienstleistungen. Daher gilt für Emittenten solcher Kryptowerte und für 
Unternehmen, die Tätigkeiten im Zusammenhang mit solchen Kryptowerten ausüben, bereits ein umfassendes 
Paket aus Unionsvorschriften.
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( 1 ) ABl. C 152 vom 29.4.2021, S. 1. 
( 2 ) ABl. C 155 vom 30.4.2021, S. 31. 
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16. Mai 2023. 
( 4 ) Richtlinie 2014/65/EU des Europäischen Parlaments und des Rates vom 15. Mai 2014 über Märkte für Finanzinstrumente sowie zur 

Änderung der Richtlinien 2002/92/EG und 2011/61/EU (ABl. L 173 vom 12.6.2014, S. 349).



 

(4) Andere Kryptowerte werden von den Gesetzgebungsakten der Union im Bereich Finanzdienstleistungen jedoch 
nicht erfasst. Derzeit gibt es außer den Bestimmungen über die Bekämpfung der Geldwäsche keine Vorschriften 
zur Regulierung der Bereitstellung von Dienstleistungen im Zusammenhang mit solchen unregulierten Krypto
werten wie etwa des Betriebs von Handelsplattformen für Kryptowerte, des Tauschs von Kryptowerten gegen 
einen Geldbetrag oder gegen andere Kryptowerte und der Verwahrung und Verwaltung von Kryptowerten für 
Kunden. Solange es an solchen Vorschriften fehlt, sind die Inhaber von Kryptowerten insbesondere in Bereichen, 
die nicht unter die Verbraucherschutzvorschriften fallen, Risiken ausgesetzt. Das Fehlen solcher Vorschriften kann 
außerdem erhebliche Risiken für die Marktintegrität — auch im Hinblick auf Marktmissbrauch und Finanzkrimi
nalität — nach sich ziehen. Um diese Risiken einzudämmen, haben einige Mitgliedstaaten spezifische Vorschriften 
für sämtliche — oder bestimmte — Kryptowerte eingeführt, die durch die Gesetzgebungsakte der Union im 
Bereich Finanzdienstleistungen nicht abgedeckt sind, und andere Mitgliedstaaten erwägen, im Bereich der Krypto
werte gesetzgeberisch tätig zu werden. 

(5) Das Fehlen eines allgemeinen Unionsrahmens für Märkte für Kryptowerte kann das Vertrauen der Nutzer in diese 
Werte beeinträchtigen, was wiederum die Entwicklung eines Marktes für diese Werte erheblich behindern und 
dazu führen könnte, dass Chancen durch innovative digitale Dienste, alternative Zahlungsinstrumente oder neue 
Finanzierungsquellen für Unternehmen in der Union ungenutzt bleiben. Hinzu kommt, dass Unternehmen, die 
Kryptowerte nutzen, keine Rechtssicherheit darüber haben würden, wie ihre Kryptowerte in den verschiedenen 
Mitgliedstaaten behandelt würden, was ihre Bestrebungen, Kryptowerte für digitale Innovationen zu nutzen, 
untergraben würde. Das Fehlen eines allgemeinen Unionsrahmens für Märkte für Kryptowerte könnte auch 
eine fragmentierte Regulierung zur Folge haben, die den Wettbewerb im Binnenmarkt verzerren, Anbietern 
von Kryptowerte-Dienstleistungen den Ausbau ihrer grenzüberschreitenden Tätigkeiten erschweren und zu Auf
sichtsarbitrage führen würde. Die Märkte für Kryptowerte sind noch von bescheidener Größe und stellen derzeit 
keine Bedrohung für die Finanzstabilität dar. Jedoch besteht die Möglichkeit, dass Kategorien von Kryptowerten, 
die auf Preisstabilisierung im Zusammenhang mit einem bestimmten Vermögenswert oder einem bestimmten 
Vermögenswertkorb angelegt sind, bei Kleinanlegern künftig großen Anklang finden könnte, und eine solche 
Entwicklung könnte zusätzliche Herausforderungen für die Finanzstabilität, das reibungslose Funktionieren der 
Zahlungssysteme, die geldpolitische Transmission oder die Währungshoheit mit sich bringen. 

(6) Es bedarf daher auf Unionsebene eines speziellen und harmonisierten Rahmens für Märkte für Kryptowerte, um 
spezifische Vorschriften für Kryptowerte und damit zusammenhängende Dienstleistungen und Tätigkeiten fest
zulegen, die von den Gesetzgebungsakten der Union im Bereich Finanzdienstleistungen noch nicht erfasst sind. 
Ein solcher Rahmen sollte Innovation und fairen Wettbewerb fördern und zugleich ein hohes Maß an Schutz von 
Kleinanlegern und an Integrität der Märkte für Kryptowerte gewährleisten. Ein klarer Rahmen dürfte es Anbietern 
von Kryptowerte-Dienstleistungen ermöglichen, ihre Geschäftstätigkeiten über Grenzen hinweg auszuweiten, und 
ihnen den Zugang zu Bankdienstleistungen erleichtern, sodass sie ihre Tätigkeiten reibungslos ausüben können. 
Ein Unionsrahmen für Märkte für Kryptowerte sollte die angemessene Behandlung von Emittenten von Krypto
werten und Anbietern von Kryptowerte-Dienstleistungen sicherstellen und somit Chancengleichheit mit Blick auf 
den Markteintritt sowie auf laufende und künftige Entwicklungen der Märkte für Kryptowerte bieten. Er sollte 
außerdem die Finanzstabilität und das reibungslose Funktionieren der Zahlungssysteme fördern und den etwaigen 
geldpolitischen Risiken aus Kryptowerten gerecht werden, die auf Preisstabilisierung im Zusammenhang mit 
einem bestimmten Vermögenswert oder einem bestimmten Vermögenswertkorb angelegt sind. Angemessene 
Regelungen erhalten die Wettbewerbsfähigkeit der Mitgliedstaaten auf den weltweiten Finanz- und Technologie
märkten und bieten den Kunden erhebliche Vorteile beim Zugang zu kostengünstigeren, schnelleren und siche
reren Finanzdienstleistungen und zu einer kostengünstigeren, schnelleren und sichereren Vermögensverwaltung. 
Der Unionsrahmen für Märkte für Kryptowerte sollte die zugrunde liegende Technologie nicht regulieren. Mit 
Gesetzgebungsakten der Union sollte kein unnötiger und unverhältnismäßiger Regelungsaufwand für den Rück
griff auf Technologie vorgeschrieben werden, da die Union und die Mitgliedstaaten bestrebt sind, die Wett
bewerbsfähigkeit auf dem Weltmarkt zu erhalten. 

(7) Die für die Validierung von Transaktionen mit Kryptowerten herangezogenen Konsensmechanismen könnten 
schwerwiegende nachteilige Auswirkungen auf das Klima und andere umweltbezogene nachteilige Auswirkungen 
nach sich ziehen. Diese Konsensmechanismen sollten daher umweltschonendere Lösungen vorsehen und sicher
stellen, dass ihre etwaigen schwerwiegenden nachteiligen Auswirkungen auf das Klima und etwaige andere 
umweltbezogene nachteilige Auswirkungen angemessen ermittelt und von den Emittenten von Kryptowerten 
und den Anbietern von Kryptowerte-Dienstleistungen offengelegt werden. Bei der Festlegung, ob nachteilige 
Auswirkungen schwerwiegend sind, sollte dem Grundsatz der Verhältnismäßigkeit und der Größe sowie dem 
Volumen des emittierten Kryptowerts Rechnung getragen werden. Die durch die Verordnung (EU) Nr. 1095/2010 
des Europäischen Parlaments und des Rates ( 5 ) errichtete Europäische Aufsichtsbehörde (Europäische Wertpapier- 
und Marktaufsichtsbehörde — ESMA) sollte daher gemeinsam mit der durch die Verordnung (EU) Nr. 1093/2010
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des Europäischen Parlaments und des Rates ( 6 ) errichteten Europäischen Aufsichtsbehörde (Europäische Banken
aufsichtsbehörde — EBA) beauftragt werden, Entwürfe für technische Regulierungsstandards auszuarbeiten, in 
denen der Inhalt, die Methoden und die Darstellung von Informationen über Nachhaltigkeitsindikatoren in Bezug 
auf nachteilige Auswirkungen auf das Klima oder andere umweltbezogene Aspekte genauer festgelegt und die 
wichtigsten Energieindikatoren beschrieben werden. Mit den Entwürfen für technische Regulierungsstandards 
sollte außerdem die Kohärenz der Offenlegungen von Emittenten von Kryptowerten und von Anbietern von 
Kryptowerte-Dienstleistungen sichergestellt werden. Die ESMA sollte bei der Ausarbeitung der Entwürfe für 
technische Regulierungsstandards den unterschiedlichen Arten der Konsensmechanismen, die bei der Validierung 
von Transaktionen mit Kryptowerten zum Einsatz kommen, ihren Merkmalen und den jeweiligen Unterschieden 
zwischen ihnen Rechnung tragen. Die ESMA sollte zudem bestehende Offenlegungspflichten berücksichtigen, für 
Komplementarität und Kohärenz Sorge tragen und verhindern, dass die Belastung von Unternehmen zunimmt. 

(8) Märkte für Kryptowerte sind global und somit von Natur aus grenzüberschreitend. Die Union sollte die interna
tionalen Bemühungen zur Förderung der Konvergenz bei der Behandlung von Kryptowerten und Kryptowerte- 
Dienstleistungen in internationalen Organisationen oder Gremien wie etwa dem Rat für Finanzstabilität, dem 
Basler Ausschuss für Bankenaufsicht und der Financial Action Task Force daher auch künftig unterstützen. 

(9) Die Gesetzgebungsakte der Union im Bereich Finanzdienstleistungen sollten auf dem Prinzip „Gleiches Geschäft, 
gleiche Risiken, gleiche Regeln“ beruhen und dem Grundsatz der Technologieneutralität folgen. Deshalb sollten 
Kryptowerte, die in den Anwendungsbereich bestehender Gesetzgebungsakte der Union zu Finanzdienstleistungen 
fallen, auch künftig nicht durch diese Verordnung, sondern durch den bestehenden Rechtsrahmen geregelt 
werden, und zwar unabhängig davon, welche Technologie für ihre Ausgabe oder ihre Übertragung verwendet 
wird. Dementsprechend sind Kryptowerte, die als Finanzinstrumente im Sinne der Richtlinie 2014/65/EU gelten, 
Kryptowerte, die als Einlagen im Sinne der Richtlinie 2014/49/EU des Europäischen Parlaments und des Rates ( 7 ) 
gelten, einschließlich strukturierter Einlagen im Sinne der Richtlinie 2014/65/EU, Kryptowerte, die als Geldbeträge 
im Sinne der Richtlinie (EU) 2015/2366 des Europäischen Parlaments und des Rates ( 8 ) gelten, außer sie gelten als 
elektronische Geld-Token (im Folgenden „E-Geld-Token“), Kryptowerte, die als Verbriefungspositionen im Sinne 
der Verordnung (EU) 2017/2402 des Europäischen Parlaments und des Rates ( 9 ) gelten, und Kryptowerte, die als 
Nichtlebens- oder Lebensversicherungsverträge, Altersvorsorgeprodukte oder Altersversorgungssysteme und Sozi
alversicherungssystems gelten, ausdrücklich aus dem Anwendungsbereich dieser Verordnung ausgenommen. In 
Anbetracht dessen, dass E-Geld und Geldbeträge, die im Tausch für E-Geld entgegengenommen werden, nicht als 
Einlagen im Sinne der Richtlinie 2009/110/EG des Europäischen Parlaments und des Rates ( 10 ) behandelt werden 
sollten, können E-Geld-Token nicht als vom Anwendungsbereich dieser Verordnung ausgenommene Einlagen 
behandelt werden. 

(10) Diese Verordnung sollte keine Anwendung auf Kryptowerte finden, die einmalig und nicht mit anderen Krypto
werten fungibel sind, einschließlich digitaler Kunst und Sammlerstücken. Der Wert dieser einzigartigen und nicht 
fungiblen Kryptowerte ist den einzigartigen Merkmalen des jeweiligen Kryptowerts und dem Nutzen, den er dem 
Inhaber des Token bietet, zuschreibbar. Desgleichen sollte diese Verordnung nicht auf Kryptowerte anwendbar 
sein, die einmalige und nicht fungible Dienstleistungen oder materielle Vermögenswerte darstellen, wie beispiels
weise Produktgarantien oder Immobilien. Einmalige und nicht fungible Kryptowerte können zwar auf Markt
plätzen gehandelt und spekulativ angesammelt werden, sie sind jedoch nicht ohne Weiteres austauschbar, und der 
relative Wert eines solchen Kryptowerts im Verhältnis zu einem anderen kann nicht durch den Vergleich mit 
einem bestehenden Markt oder einem gleichwertigen Vermögenswert bestimmt werden, da jeder dieser Krypto
werte einmalig ist. Solche Merkmale begrenzen das Maß, in dem diese Kryptowerte eine finanzielle Verwendung 
aufweisen können, und verringern so die Risiken für die Inhaber und das Finanzsystem, was ihren Ausschluss aus 
dem Anwendungsbereich dieser Verordnung rechtfertigt. 

(11) Die Teilanteile an einem einmaligen und nicht fungiblen Kryptowert sollten nicht als einmalig und nicht fungibel 
gelten. Die Ausgabe von Kryptowerten als nicht fungible Token in einer großen Serie oder Sammlung sollte als 
Indikator für ihre Fungibilität betrachtet werden. Die alleinige Zuweisung einer eindeutigen Kennung zu einem 
Kryptowert reicht nicht aus, um diesen als einmalig und nicht fungibel einzustufen. Damit der Kryptowert als
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einmalig und nicht fungibel gelten kann, sollten die dargestellten Werte oder Rechte ebenfalls einmalig und nicht 
fungibel sein. Der Ausschluss von einmaligen und nicht fungiblen Kryptowerten aus dem Anwendungsbereich 
dieser Verordnung verhindert nicht, dass solche Kryptowerte als Finanzinstrumente gelten können. Diese Ver
ordnung sollte auch auf Kryptowerte Anwendung finden, die zwar dem Anschein nach einmalig und nicht 
fungibel sind, deren De-facto-Merkmale oder deren Merkmale, die mit ihren De-facto-Verwendungszwecken zu
sammenhängen, sie aber fungibel oder nicht einmalig machen würden. In diesem Zusammenhang sollten die 
zuständigen Behörden bei der Bewertung und Einstufung von Kryptowerten die Wirtschaftliche Betrachtungsweise 
wählen, wonach die Merkmale des jeweiligen Kryptowerts und nicht die Ausweisung durch den Emittenten 
ausschlaggebend für seine Einstufung sind. 

(12) Es ist angezeigt, bestimmte gruppeninterne Transaktionen und einige öffentliche Stellen vom Anwendungsbereich 
dieser Verordnung auszunehmen, da sie keine Risiken für den Anlegerschutz, die Marktintegrität, die Finanz
stabilität, das reibungslose Funktionieren der Zahlungssysteme, die geldpolitische Transmission oder die Wäh
rungshoheit darstellen. Zu den ausgenommenen öffentlichen internationalen Organisationen gehören der Interna
tionale Währungsfonds und die Bank für Internationalen Zahlungsausgleich. 

(13) Digitale Vermögenswerte, die von Zentralbanken in deren Eigenschaft als Währungsbehörde ausgegeben werden, 
einschließlich Zentralbankgeld in digitaler Form, oder Kryptowerte, die von anderen Behörden einschließlich 
zentraler, regionaler und lokaler Verwaltungsbehörden ausgegeben werden, sollten dem Unionsrahmen für Märkte 
für Kryptowerte nicht unterliegen. Desgleichen sollten damit zusammenhängende Dienstleistungen, die von diesen 
Zentralbanken in ihrer Eigenschaft als Währungsbehörde oder von anderen Behörden erbracht werden, diesem 
Unionsrahmen nicht unterliegen. 

(14) Im Interesse einer klaren Abgrenzung zwischen Kryptowerten, die in den Anwendungsbereich dieser Verordnung 
fallen, einerseits und Finanzinstrumenten andererseits sollte die ESMA beauftragt werden, Leitlinien zu den 
Kriterien und Bedingungen für die Einstufung von Kryptowerten als Finanzinstrumente zu herauszugeben. Diese 
Leitlinien sollten außerdem ein besseres Verständnis der Fälle ermöglichen, in denen Kryptowerte, die ansonsten 
als einmalig und nicht fungibel mit anderen Kryptowerten gelten, als Finanzinstrumente eingestuft werden 
könnten. Im Interesse einer gemeinsamen Herangehensweise bei der Einstufung von Kryptowerten sollten die 
EBA, die ESMA und die durch die Verordnung (EU) Nr. 1094/2010 des Europäischen Parlaments und des Rates 
( 11 ) errichtete Europäische Aufsichtsbehörde (Europäische Aufsichtsbehörde für das Versicherungswesen und die 
betriebliche Altersversorgung — EIOPA) („Europäische Aufsichtsbehörden “ — ESA) die Debatten über diese Ein
stufung fördern. Die zuständigen Behörden sollten die Möglichkeit haben, bei den ESA Stellungnahmen zur 
Einstufung von Kryptowerten — unter anderem über Einstufungen, die von Anbietern von Kryptowerten oder 
Personen, die deren Zulassung zum Handel beantragen, vorgeschlagen wurden — anzufordern. In erster Linie sind 
Anbieter von Kryptowerten oder Personen, die deren Zulassung zum Handel beantragen, für die korrekte Ein
stufung von Kryptowerten verantwortlich, die sowohl vor dem Tag der Veröffentlichung des Angebots als auch 
zu jedem späteren Zeitpunkt von den zuständigen Behörden angefochten werden könnte. Stellt sich heraus, dass 
die Einstufung eines Kryptowerts nicht mit dieser Verordnung oder anderen einschlägigen Gesetzgebungsakten 
der Union zu Finanzdienstleistungen kohärent ist, sollten die ESA ihre Befugnisse gemäß den Verordnungen (EU) 
Nr. 1093/2010, (EU) Nr. 1094/2010 und (EU) Nr. 1095/2010 wahrnehmen, um für eine kohärente Herangehens
weise bei der Einstufung zu sorgen. 

(15) Gemäß Artikel 127 Absatz 2 vierter Gedankenstrich des Vertrags über die Arbeitsweise der Europäischen Union 
(AEUV) besteht eine der grundlegenden Aufgaben des Europäischen Systems der Zentralbanken (ESZB) darin, das 
reibungslose Funktionieren der Zahlungssysteme zu fördern. Gemäß Artikel 22 des den Verträgen beigefügten 
Protokolls Nr. 4 über die Satzung des Europäischen Systems der Zentralbanken und der Europäischen Zentral
bank kann die Europäische Zentralbank (EZB) Verordnungen erlassen, um effiziente und zuverlässige Verrech
nungs- und Zahlungssysteme innerhalb der Union und im Verkehr mit dritten Ländern zu gewährleisten. Zu 
diesem Zweck hat die EZB Verordnungen über Anforderungen für systemrelevante Zahlungssysteme erlassen. Die 
vorliegende Verordnung berührt nicht die Aufgabe der EZB und der nationalen Zentralbanken im Rahmen des 
ESZB, effiziente und zuverlässige Verrechnungs- und Zahlungssysteme innerhalb der Union und im Verkehr mit 
Drittländern zu gewährleisten. Folglich — und um zu vermeiden, dass möglicherweise parallele Regelwerke 
eingeführt werden — sollten die EBA, die ESMA und die EZB bei der Ausarbeitung der einschlägigen Entwürfe 
für technische Standards im Rahmen der vorliegenden Verordnung eng zusammenarbeiten. Darüber hinaus ist es 
von entscheidender Bedeutung, dass die EZB und die nationalen Zentralbanken bei der Wahrnehmung ihrer 
Aufgaben im Zusammenhang mit der Überwachung der Zahlungssysteme einschließlich der Verrechnung von 
Zahlungen Zugang zu Informationen haben. Außerdem sollte die vorliegende Verordnung die Verordnung (EU) 
Nr. 1024/2013 des Rates ( 12 ) unberührt lassen und so ausgelegt werden, dass sie nicht im Widerspruch zu jener 
Verordnung steht.
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( 11 ) Verordnung (EU) Nr. 1094/2010 des Europäischen Parlaments und des Rates vom 24. November 2010 zur Errichtung einer 
Europäischen Aufsichtsbehörde (Europäische Aufsichtsbehörde für das Versicherungswesen und die betriebliche Altersversorgung), 
zur Änderung des Beschlusses Nr. 716/2009/EG und zur Aufhebung des Beschlusses 2009/79/EG der Kommission (ABl. L 331 
vom 15.12.2010, S. 48). 

( 12 ) Verordnung (EU) Nr. 1024/2013 des Rates vom 15. Oktober 2013 zur Übertragung besonderer Aufgaben im Zusammenhang mit 
der Aufsicht über Kreditinstitute auf die Europäische Zentralbank (ABl. L 287 vom 29.10.2013, S. 63).



 

(16) Alle im Bereich der Kryptowerte erlassenen Gesetzgebungsakte sollten spezifisch und zukunftsfähig sein, mit 
Innovationen und technologischen Entwicklungen Schritt halten können und auf einem auf Konzept der Anreize 
beruhen. Die Begriffe „Kryptowerte“ und „Distributed-Ledger-Technologie “ sollten daher so breit wie möglich 
definiert werden, um alle Arten von Kryptowerten einzuschließen, die von den Gesetzgebungsakten der Union 
im Bereich Finanzdienstleistungen derzeit nicht erfasst werden. Jeder Gesetzgebungsakte, der im Bereich der 
Kryptowerte erlassen wird, sollte auch zum Ziel der Bekämpfung von Geldwäsche und Terrorismusfinanzierung 
beitragen. Aus diesem Grund sollten Rechtsträger, die Dienstleistungen anbieten, die in den Anwendungsbereich 
dieser Verordnung fallen, auch die anwendbaren Rechtsvorschriften der Union zur Bekämpfung von Geldwäsche 
und Terrorismusfinanzierung, die internationale Standards umfassen, einhalten. 

(17) Digitale Vermögenswerte, die nicht an andere Inhaber übertragen werden können, fallen nicht unter die Begriffs
bestimmung von Kryptowerten. Deshalb sollten digitale Vermögenswerte, die nur vom Emittenten oder vom 
Anbieter akzeptiert werden und bei denen es technisch unmöglich ist, sie unmittelbar an andere Inhaber zu 
übertragen, aus dem Anwendungsbereich dieser Verordnung ausgenommen werden. Ein Beispiel für solche 
digitalen Vermögenswerte umfasst Treueprogramme, bei denen die Treuepunkte nur beim Emittenten oder 
Anbieter dieser Punkte gegen eine Vergünstigung eingetauscht werden können. 

(18) Mit dieser Verordnung werden Kryptowerte in drei Arten unterteilt, die voneinander unterschieden werden sollten 
und die je nach den mit ihnen verbundenen Risiken unterschiedlichen Anforderungen unterliegen sollten. Die 
Einstufung beruht auf der Unterscheidung danach, ob die Kryptowerte auf eine Wertstabilisierung durch Bezug
nahme auf andere Vermögenswerte angelegt sind. Die erste Art umfasst Kryptowerte, die auf eine Wertstabili
sierung durch Bezugnahme auf nur eine amtliche Währung angelegt sind. Diese Kryptowerte haben eine ganz 
ähnliche Funktion wie E-Geld im Sinne der Richtlinie 2009/110/EG. Solche Kryptowerte sind ebenso wie E-Geld 
elektronische Surrogate für Münzen und Banknoten und könnten für Zahlungen verwendet werden. Diese Krypto
werte sollten in dieser Verordnung als „E-Geld-Token“ bezeichnet werden. Die zweite Art von Kryptowerten sind 
„vermögenswertereferenzierte Token“, die auf eine Wertstabilisierung durch Bezugnahme auf einen anderen Wert 
oder ein anderes Recht oder eine Kombination hieraus einschließlich einer oder mehrerer amtlicher Währungen 
angelegt sind. Die zweite Art umfasst alle anderen Kryptowerte außer E-Geld-Token, deren Wert durch Ver
mögenswerte gedeckt ist, sodass eine Umgehung verhindert wird und diese Verordnung zukunftssicher gemacht 
wird. Bei der dritten Art schließlich handelt es sich um andere Kryptowerte als vermögenswertereferenzierte 
Token und E-Geld-Token; sie umfasst eine große Bandbreite an Kryptowerten einschließlich Utility-Token. 

(19) Trotz ihrer Ähnlichkeiten unterscheiden sich E-Geld und auf eine amtliche Währung bezogene Kryptowerte 
derzeit in einigen wesentlichen Punkten. Inhaber von E-Geld im Sinne der Richtlinie 2009/110/EG haben stets 
einen Forderungsanspruch gegenüber dem E-Geld- Emittenten und das vertragliche Recht, dass ihnen der mone
täre Wert des gehaltenen E-Geldes jederzeit zum Nennwert erstattet wird. Hingegen begründen manche Krypto
werte, die auf eine amtliche Währung Bezug nehmen, keinen solchen Forderungsanspruch ihrer Inhaber gegen
über den Emittenten dieser Kryptowerte und fallen möglicherweise nicht in den Anwendungsbereich der Richt
linie 2009/110/EG. Andere Kryptowerte, die auf eine amtliche Währung Bezug nehmen, beinhalten keinen 
nennwertgleichen Forderungsanspruch auf die Referenzwährung oder beschränken die Rücktauschfrist. Dass die 
Inhaber solcher Kryptowerte gegenüber deren Emittenten keinen Forderungsanspruch besitzen oder die Forderung 
mit der als Bezugsgrundlage der Kryptowerte dienenden Währung nicht nennwertgleich ist, könnte das Vertrauen 
der Inhaber der betreffenden Kryptowerte beeinträchtigen. Damit die Vorschriften der Richtlinie 2009/110/EG 
nicht umgangen werden, sollte dementsprechend jede Bestimmung des Begriffs „E-Geld-Token“ so weit gefasst wie 
möglich sein, damit alle Arten von Kryptowerten, die auf eine einzige amtliche Währung Bezug nehmen, erfasst 
werden. Außerdem sollten strenge Bedingungen für die Ausgabe von E-Geld-Token festgelegt werden, einschließ
lich der Auflage, dass E-Geld-Token entweder von einem nach der Richtlinie 2013/36/EU des Europäischen 
Parlaments und des Rates ( 13 ) zugelassenen Kreditinstitut oder von einem nach der Richtlinie 2009/110/EG 
zugelassenen E-Geld-Institut ausgegeben werden müssen. Aus demselben Grund sollten die Emittenten von E- 
Geld-Token sicherstellen, dass die Inhaber dieser Token ihr Recht ausüben können, ihre Token jederzeit und zum 
Nennwert gegen die Bezugswährung der Token rückzutauschen. Da E-Geld-Token Kryptowerte sind und im 
Hinblick auf den Schutz von Kleinanlegern und die Marktintegrität neue kryptowertspezifische Herausforderungen 
mit sich bringen können, sollten sie auch den in dieser Verordnung niedergelegten Vorschriften unterliegen, um 
den genannten Herausforderungen gerecht zu werden.
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( 13 ) Richtlinie 2013/36/EU des Europäischen Parlaments und des Rates vom 26. Juni 2013 über den Zugang zur Tätigkeit von 
Kreditinstituten und die Beaufsichtigung von Kreditinstituten, zur Änderung der Richtlinie 2002/87/EG und zur Aufhebung der 
Richtlinien 2006/48/EG und 2006/49/EG (ABl. L 176 vom 27.6.2013, S. 338).



 

(20) Angesichts der verschiedenen mit Kryptowerten verbundenen Risiken und Chancen müssen Vorschriften für 
Anbieter von Kryptowerten mit Ausnahme von vermögenswertereferenzierten Token und E-Geld-Token und 
für Personen, die die Zulassung solcher Kryptowerte zum Handel beantragen, sowie für Emittenten von ver
mögenswertereferenzierten Token und E-Geld-Token festgelegt werden. Emittenten von Kryptowerten sind 
Rechtsträger, die die Kontrolle über die Schaffung von Kryptowerten ausüben. 

(21) Für Rechtsträger, die Kryptowerte-Dienstleistungen erbringen, sind besondere Vorschriften erforderlich. Eine erste 
Kategorie solcher Dienstleistungen umfasst die Gewährleistung des Betriebs einer Handelsplattform für Krypto
werte, den Tausch von Kryptowerten gegen einen Geldbetrag oder gegen andere Kryptowerte, die Verwahrung 
und Verwaltung von Kryptowerten für Kunden und die Erbringung von Transferdienstleistungen für Kryptowerte 
für Kunden. Eine zweite Kategorie solcher Dienstleistungen umfasst die Platzierung von Kryptowerten, die Ent
gegennahme oder Übermittlung von Aufträgen über Kryptowerte für Kunden, die Ausführung von Aufträgen über 
Kryptowerte für Kunden, die Beratung zu Kryptowerten und die Portfolioverwaltung von Kryptowerten. Wer 
gewerblich Kryptowerte-Dienstleistungen gemäß dieser Verordnung erbringt, sollte als „Anbieter von Kryptowerte- 
Dienstleistungen “ gelten. 

(22) Diese Verordnung sollte für natürliche und juristische Personen und bestimmte andere Unternehmen und für von 
ihnen direkt oder indirekt erbrachte, ausgeführte oder kontrollierte Dienstleistungen und Tätigkeiten im Zusam
menhang mit Kryptowerten gelten, und zwar auch dann, wenn ein Teil dieser Tätigkeiten oder Dienstleistungen in 
dezentralisierter Weise ausgeführt bzw. erbracht wird. Werden Kryptowerte-Dienstleistungen ohne eines Interme
diärs in ausschließlich dezentralisierter Weise erbracht, so sollten sie nicht in den Anwendungsbereich dieser 
Verordnung fallen. Diese Verordnung regelt die Rechte und Pflichten von Emittenten von Kryptowerten, Anbie
tern, Personen, die die Zulassung von Kryptowerten zum Handel beantragen, sowie von Anbietern von Krypto
werte-Dienstleistungen. Kryptowerte ohne identifizierbaren Emittenten sollten nicht in den Anwendungsbereich 
der Titel II, III oder IV dieser Verordnung fallen. Hingegen sollten Anbieter von Kryptowerte-Dienstleistungen, die 
Dienstleistungen für solche Kryptowerte anbieten, in den Anwendungsbereich dieser Verordnung fallen. 

(23) Um sicherzustellen, dass alle öffentlichen Angebote über andere Kryptowerte als vermögenswertereferenzierte 
Token oder E-Geld-Token, die möglicherweise finanziell verwendet werden können, und alle Zulassungen von 
Kryptowerten zum Handel auf einer Handelsplattform für Kryptowerte (in Folgenden: „Zulassung zum Handel“) in 
der Union von den zuständigen Behörden ordnungsgemäß überwacht und beaufsichtigt werden, sollten alle 
Anbieter oder alle Personen, die die Zulassung zum Handel beantragen, juristische Personen sein. 

(24) Im Interesse ihres Schutzes sollten potenzielle Kryptowerte-Kleinanleger über die Merkmale, Funktionen und 
Risiken der Kryptowerte, die sie zu kaufen beabsichtigen, informiert werden. Bei einem öffentlichen Angebot 
über Kryptowerte in der Union, mit Ausnahme von vermögenswertereferenzierten Token oder E-Geld-Token, 
oder bei der Beantragung der Zulassung solcher Kryptowerte zum Handel in der Union sollten Anbieter oder 
Personen, die die Zulassung zum Handel beantragen, ein Informationsdokument (ein „Kryptowerte-Whitepaper “) 
mit verbindlichen Angaben erstellen, es ihrer zuständigen Behörde übermitteln und es veröffentlichen. Ein Krypto
werte-Whitepaper sollte allgemeine Informationen über den Emittenten, den Anbieter oder die Person, die die 
Zulassung des Kryptowerts zum Handel beantragt, das mit dem aufgebrachten Kapital durchzuführende Projekt, 
das öffentliche Angebot über Kryptowerte oder ihre Zulassung zum Handel, die mit den Kryptowerten ver
bundenen Rechte und Pflichten, die für diese Kryptowerte verwendete zugrunde liegende Technologie und die 
damit verbundenen Risiken enthalten. Das Kryptowerte-Whitepaper sollte jedoch keine Beschreibung von Risiken 
enthalten, die unvorhersehbar sind und höchstwahrscheinlich nicht eintreten werden. Die im Kryptowerte-Whi
tepaper und in den einschlägigen Marketingmitteilungen — darunter Werbebotschaften und Marketingmaterialien, 
die auch über neue Kanäle wie Plattformen der sozialen Medien verbreitet werden — enthaltenen Informationen 
sollten redlich, eindeutig und nicht irreführend sein. Die Informationen in Werbebotschaften und Marketingma
terialien sollten mit den im Kryptowerte-Whitepaper erteilten Angaben übereinstimmen. 

(25) Kryptowerte-Whitepaper einschließlich ihrer Zusammenfassungen und die Betriebsvorschriften von Handelsplatt
formen für Kryptowerte sollten in mindestens einer Amtssprache des Herkunftsmitgliedstaats und jedes etwaigen 
Aufnahmemitgliedstaats oder alternativ in einer in der internationalen Finanzwelt gebräuchlichen Sprache abge
fasst werden. Zum Zeitpunkt des Erlasses dieser Verordnung ist die englische Sprache die in der internationalen 
Finanzwelt gebräuchliche Sprache, was sich jedoch in der Zukunft ändern könnte. 

(26) Im Interesse einer verhältnismäßigen Herangehensweise sollten keine Anforderungen dieser Verordnung auf 
öffentliche Angebote über andere Kryptowerte als vermögenswertereferenzierte Token oder E-Geld-Token An
wendung finden, die kostenlos angeboten werden oder die als Gegenleistung für die Wartung eines Distributed 
Ledger oder die Validierung von Transaktionen im Rahmen eines Konsensmechanismus automatisch geschaffen 
werden. Außerdem sollten keine Anforderungen auf Angebote über Utility-Token Anwendung finden, die den 
Zugang zu einer bestehenden Ware oder Dienstleistung bereitstellen, es dem Inhaber ermöglichen, die Ware 
abzuholen oder die Dienstleistung zu nutzen, oder wenn der Inhaber der Kryptowerte das Recht hat, sie lediglich 
im Tausch für Waren und Dienstleistungen in einem beschränkten Netz von Händlern mit vertraglichen Ver
einbarungen mit dem Anbieter zu verwenden. Diese Ausnahmen sollten sich nicht auf Kryptowerte erstrecken, die
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gelagerte Waren darstellen, die nach dem Kauf nicht vom Käufer abgeholt werden sollen. Außerdem sollte die 
Ausnahme für begrenzte Netze nicht auf Kryptowerte Anwendung finden, die üblicherweise für ein ständig 
wachsendes Netz von Dienstleistern konzipiert sind. Die Ausnahme für begrenzte Netze sollte von der zustän
digen Behörde jedes Mal, wenn ein Angebot oder der Gesamtwert von mehr als einem Angebot eine bestimmte 
Schwelle überschreitet, geprüft werden, sodass ein neues Angebot nicht automatisch in den Genuss einer Aus
nahme für ein vorheriges Angebot kommen sollte. Diese Ausnahmen sollten keine Anwendung mehr finden, 
wenn der Anbieter oder eine andere Person, die im Namen des Anbieters handelt, die Absicht des Anbieters 
bekannt gibt, die Zulassung zum Handel zu beantragen, oder wenn die ausgenommenen Kryptowerte zum 
Handel zugelassen werden. 

(27) Im Interesse einer verhältnismäßigen Vorgehensweise sollten die Anforderungen gemäß dieser Verordnung, ein 
Kryptowerte-Whitepaper zu erstellen und zu veröffentlichen, nicht für Angebote über andere Kryptowerte als 
vermögenswertereferenzierte Token oder E-Geld-Token gelten, die weniger als 150 Personen pro Mitgliedstaat 
unterbreitet werden oder die sich ausschließlich an qualifizierte Anleger richten, wenn die Kryptowerte ausschließ
lich von solchen qualifizierten Anlegern gehalten werden können. KMU sowie Start-up-Unternehmen sollten nicht 
übermäßig und unverhältnismäßig durch Bürokratie belastet werden. Dementsprechend sollten öffentliche An
gebote über andere Kryptowerte als vermögenswertereferenzierte Token oder E-Geld-Token in der Union, deren 
Gesamtgegenwert über einen Zeitraum von zwölf Monaten 1 000 000 EUR nicht überschreitet, ebenfalls von der 
Pflicht zur Erstellung eines Kryptowerte-Whitepapers freigestellt werden. 

(28) Die Zulassung zum Handel allein oder die Veröffentlichung von Geld- und Briefkursen sollte als solche nicht als 
öffentliches Angebot über Kryptowerte eingestuft werden. Eine solche Zulassung oder Veröffentlichung sollte 
lediglich als öffentliches Angebot über Kryptowerte eingestuft werden, wenn sie eine Mitteilung umfasst, bei der 
es sich um ein öffentliches Angebot im Sinne dieser Verordnung handelt. 

(29) Manche Angebote über andere Kryptowerte als vermögenswertereferenzierte Token oder E-Geld-Token sind zwar 
von mehreren Verpflichtungen dieser Verordnung befreit, jedoch behalten die Gesetzgebungsakte der Union, mit 
denen der Verbraucherschutz sichergestellt wird, wie etwa die Richtlinie 2005/29/EG des Europäischen Par
laments und des Rates ( 14 ) oder die Richtlinie 93/13/EWG des Rates ( 15 ), einschließlich der darin enthaltenen 
Informationspflichten, für öffentliche Angebote über Kryptowerte ihre Gültigkeit, sofern sie Beziehungen zwi
schen Unternehmen und Verbrauchern betreffen. 

(30) Betrifft ein öffentliches Angebot Utility-Token für Waren, die noch nicht vorhanden sind, oder für Dienstleis
tungen, die noch nicht in Anspruch genommen werden können, so sollte die Laufzeit des im Kryptowerte- 
Whitepaper beschriebenen öffentlichen Angebots zwölf Monate nicht überschreiten. Diese Begrenzung der Lauf
zeit des öffentlichen Angebots ist unabhängig vom Zeitpunkt, zu dem die Ware bzw. die Dienstleistung bereit
gestellt wird bzw. in Anspruch genommen und vom Inhaber eines Utility-Token nach Ablauf des öffentlichen 
Angebots genutzt werden kann. 

(31) Um eine Beaufsichtigung zu ermöglichen, sollten die Anbieter anderer Kryptowerte als vermögenswertereferen
zierter Token oder E-Geld-Token und die Personen, die die Zulassung solcher Kryptowerte zum Handel beantra
gen, vor jedem öffentlichen Angebot über Kryptowerte in der Union oder vor der Zulassung der betreffenden 
Kryptowerte zum Handel ihr Kryptowerte-Whitepaper und auf Aufforderung der zuständigen Behörde ihre 
Marketingmitteilungen der zuständigen Behörde des Mitgliedstaats, in dem sie ihren satzungsmäßigen Sitz haben, 
oder, sofern sie keinen satzungsmäßigen Sitz in der Union haben, des Mitgliedstaats, in dem sie eine Nieder
lassung unterhalten, übermitteln. In einem Drittland niedergelassene Anbieter sollten ihr Kryptowerte-Whitepaper 
und auf Aufforderung der zuständigen Behörde ihre Marketingmitteilungen der zuständigen Behörde des Mit
gliedstaats, in dem sie die Kryptowerte anbieten wollen, übermitteln. Marketingmitteilungen sollten dieser zu
ständigen Behörde auf Anfrage übermittelt werden. 

(32) Der Betreiber einer Handelsplattform sollte für die Einhaltung der Anforderungen des Titels II dieser Verordnung 
verantwortlich sein, wenn Kryptowerte auf sein Betreiben hin zum Handel zugelassen werden und das Krypto
werte-Whitepaper in den von dieser Verordnung vorgeschriebenen Fällen noch nicht veröffentlicht wurde. Der 
Betreiber einer Handelsplattform sollte für die Einhaltung dieser Anforderungen verantwortlich sein, wenn er eine 
diesbezügliche schriftliche Vereinbarung mit der Person, die die Zulassung zum Handel beantragt, abgeschlossen 
hat. Die Person, die die Zulassung zum Handel beantragt, sollte weiterhin verantwortlich sein, wenn sie dem 
Betreiber der Handelsplattform irreführende Informationen zur Verfügung stellt. Die Person, die die Zulassung 
zum Handel beantragt, sollte außerdem weiterhin für Angelegenheiten verantwortlich sein, die nicht an den 
Betreiber der Handelsplattform delegiert wurden.
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( 14 ) Richtlinie 2005/29/EG des Europäischen Parlaments und des Rates vom 11. Mai 2005 über unlautere Geschäftspraktiken von 
Unternehmen gegenüber Verbrauchern im Binnenmarkt und zur Änderung der Richtlinie 84/450/EWG des Rates, der Richtlinien 
97/7/EG, 98/27/EG und 2002/65/EG des Europäischen Parlaments und des Rates sowie der Verordnung (EG) Nr. 2006/2004 des 
Europäischen Parlaments und des Rates (Richtlinie über unlautere Geschäftspraktiken) (ABl. L 149 vom 11.6.2005, S. 22). 

( 15 ) Richtlinie 93/13/EWG des Rates vom 5. April 1993 über missbräuchliche Klauseln in Verbraucherverträgen (ABl. L 95 vom 
21.4.1993, S. 29).



 

(33) Um einen übermäßigen Verwaltungsaufwand zu verhindern, sollten die zuständigen Behörden ein Kryptowerte- 
Whitepaper nicht vor dessen Veröffentlichung genehmigen müssen. Die zuständigen Behörden sollten jedoch 
befugt sein, Änderungen am Kryptowerte-Whitepaper und etwaigen Marketingmitteilungen und erforderlichenfalls 
die Aufnahme von zusätzlichen Angaben in das Kryptowerte-Whitepaper zu verlangen. 

(34) Die zuständigen Behörden sollten die Möglichkeit haben, ein öffentliches Angebot über andere Kryptowerte als 
vermögenswertereferenzierte Token oder E-Geld-Token oder die Zulassung solcher Kryptowerte zum Handel 
auszusetzen oder zu untersagen, falls ein solches öffentliches Angebot oder eine solche Zulassung zum Handel 
nicht den geltenden Anforderungen dieser Verordnung entspricht, aber auch, wenn das Kryptowerte-Whitepaper 
oder die Marketingmitteilung unfair, nicht eindeutig oder irreführend ist. Die zuständigen Behörden sollten 
außerdem befugt sein, entweder auf ihrer Website oder in einer Pressemitteilung öffentlich davor zu warnen, 
dass der Anbieter oder die Person, die die Zulassung zum Handel beantragt, die entsprechenden Anforderungen 
nicht erfüllt hat. 

(35) Kryptowerte-Whitepaper, die einer zuständigen Behörde ordnungsgemäß übermittelt wurden, und Marketingmit
teilungen sollten veröffentlicht werden. Nach einer solchen Veröffentlichung sollte es Anbietern von anderen 
Kryptowerten als vermögenswertereferenzierten Token oder E-Geld-Token und Personen, die die Zulassung sol
cher Kryptowerte zum Handel in der Union beantragen, gestattet sein, diese Kryptowerte in der gesamten Union 
anzubieten und eine Zulassung dieser Kryptowerte zum Handel zu beantragen. 

(36) Anbieter von anderen Kryptowerten als vermögenswertereferenzierten Token oder E-Geld-Token sollten wirksame 
Vorkehrungen haben, um die im Zuge ihres öffentlichen Angebots entgegengenommenen Geldbeträge oder 
anderen Kryptowerte zu überwachen und zu verwahren. Mit diesen Vorkehrungen sollte auch sichergestellt 
werden, dass Geldbeträge oder andere Kryptowerte, die von Inhabern oder potenziellen Inhabern entgegengenom
men wurden, schnellstmöglich ordnungsgemäß zurückgegeben werden, wenn ein öffentliches Angebot aus einem 
beliebigen Grund storniert wird. Der Anbieter sollte dafür Sorge tragen, dass die während des öffentlichen 
Angebots entgegengenommenen Geldbeträge oder anderen Kryptowerte von einem Dritten verwahrt werden. 

(37) Um den Schutz von Kryptowerte-Kleinanlegern in noch höherem Maße sicherzustellen, sollten Kleinanleger, die 
andere Kryptowerte als vermögenswertereferenzierte Token oder E-Geld-Token direkt vom Anbieter oder einem 
die Kryptowerte für den Anbieter platzierenden Anbieter von Kryptowerte-Dienstleistungen kaufen, nach dem 
Kauf ein 14 Tage währendes Widerrufsrecht erhalten. Um zu gewährleisten, dass zeitlich begrenzte öffentliche 
Angebote über Kryptowerte reibungslos zum Abschluss gebracht werden können, sollte das Widerrufsrecht vom 
Kleinanleger nach Ablauf der Zeichnungsfrist nicht mehr ausgeübt werden. Außerdem sollte kein Widerrufsrecht 
gelten, wenn Kryptowerte, bei denen es sich nicht um vermögenswertereferenzierte Token oder E-Geld-Token 
handelt, vor dem Kauf durch den Kleinanleger zum Handel zugelassen wurden, da der Preis der betreffenden 
Kryptowerte in diesem Falle von den Schwankungen der Märkte für Kryptowerte abhängig wäre. Hat der Klein
anleger ein Widerrufsrecht gemäß dieser Verordnung, so sollte das Widerrufsrecht gemäß der Richtlinie 
2002/65/EG des Europäischen Parlaments und des Rates ( 16 ) nicht gelten. 

(38) Die Anbieter anderer Kryptowerte als vermögenswertereferenzierter Token oder E-Geld-Token und Personen, die 
die Zulassung solcher Kryptowerte zum Handel beantragen, sollten ehrlich, redlich und professionell handeln, mit 
den Inhabern und potenziellen Inhabern der Kryptowerte redlich, eindeutig und nicht irreführend kommunizie
ren, Interessenkonflikte ermitteln, verhindern, regeln und offenlegen und wirksame administrative Vorkehrungen 
treffen, um sicherzustellen, dass ihre Systeme und Sicherheitsprotokolle den Standards der Union genügen. Um 
die zuständigen Behörden bei ihren Aufsichtsaufgaben zu unterstützen, sollte die ESMA beauftragt werden, in 
enger Zusammenarbeit mit der EBA Leitlinien zu diesen Systemen und Sicherheitsprotokollen herauszugeben, um 
die betreffenden Standards der Union weiter zu präzisieren. 

(39) Zum weiteren Schutz der Inhaber von Kryptowerten sollten in Bezug auf die im Kryptowerte-Whitepaper ver
öffentlichten Informationen Vorschriften über die zivilrechtliche Haftung Anwendung auf die Anbieter und die 
Personen, die die Zulassung zum Handel beantragen, sowie auf die Mitglieder ihrer Leitungsorgane finden. 

(40) Vermögenswertereferenzierte Token könnten von den Inhabern in großem Umfang verwendet werden und bergen 
daher im Hinblick auf den Schutz der Inhaber von Kryptowerten, insbesondere Kleinanlegern, und im Hinblick 
auf die Marktintegrität höhere Risiken als andere Kryptowerte. Für Emittenten vermögenswertereferenzierter 
Token sollten daher strengere Anforderungen gelten als für Emittenten anderer Kryptowerte.
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(41) Wenn ein Kryptowert unter die Begriffsbestimmung eines vermögenswertereferenzierten Token oder eines E-Geld- 
Token fällt, sollte Titel III oder IV dieser Verordnung Anwendung finden, und zwar unabhängig davon, wie der 
Emittent den Kryptowert einschließlich des Mechanismus für die Wertstabilisierung des Kryptowerts anzulegen 
gedenkt. Dies gilt auch für sogenannte algorithmische „Stablecoins“ mit Wertstabilisierung durch Bezugnahme auf 
eine amtliche Währung oder auf einen oder mehrere Vermögenswerte über Protokolle, die das Angebot an den 
entsprechenden Kryptowerten auf Nachfrageveränderungen hin erhöhen oder vermindern. Anbieter von algorith
mischen Kryptowerten, die nicht auf die Wertstabilisierung der Kryptowerte durch Bezugnahme auf einen oder 
mehrere Vermögenswerte angelegt sind, oder Personen, die deren Zulassung zum Handel beantragen, sollten in 
jedem Fall die Bestimmungen von Titel II dieser Verordnung erfüllen. 

(42) Um eine ordnungsgemäße Beaufsichtigung und Überwachung der öffentlichen Angebote über vermögenswert
referenzierte Token sicherzustellen, sollten die Emittenten vermögenswertereferenzierter Token einen satzungs
mäßigen Sitz in der Union haben. 

(43) Öffentliche Angebote über vermögenswertereferenzierte Token in der Union oder die Beantragung der Zulassung 
derartiger Kryptowerte zum Handel sollten nur dann gestattet sein, wenn die zuständige Behörde den Emittenten 
der entsprechenden Kryptowerte dafür zugelassen und das Whitepaper für die betreffenden Kryptowerte geneh
migt hat. Die Zulassungspflicht sollte jedoch nicht gelten, wenn die vermögenswertereferenzierten Token aus
schließlich qualifizierten Anlegern angeboten werden oder wenn das öffentliche Angebot vermögenswertereferen
zierter Token unterhalb von 5 000 000 EUR liegt. In diesen Fällen sollte der Emittent der vermögenswerterefe
renzierten Token nach wie vor verpflichtet sein, ein Kryptowerte-Whitepaper zu erstellen, um die Käufer über die 
Merkmale und Risiken der vermögenswertereferenzierten Token zu informieren, und er sollte außerdem ver
pflichtet sein, das Kryptowerte-Whitepaper vor der Veröffentlichung der zuständigen Behörde zu übermitteln. 

(44) Gemäß der Richtlinie 2013/36/EU zugelassene Kreditinstitute sollten keine weitere Zulassung nach Maßgabe 
dieser Verordnung benötigen, um vermögenswertereferenzierte Token anzubieten oder deren Zulassung zum 
Handel zu beantragen. Die im Rahmen der genannten Richtlinie festgelegten nationalen Verfahren sollten zwar 
Anwendung finden, aber um eine Pflicht zur Notifikation der gemäß dieser Verordnung benannten zuständigen 
Behörde des Herkunftsmitgliedstaats ergänzt werden, die sich auf die Elemente erstreckt, die die Behörde in die 
Lage versetzen, zu prüfen, ob der Emittent vermögenswertereferenzierte Token anbieten oder deren Zulassung 
zum Handel beantragen kann. Kreditinstitute, die vermögenswertereferenzierte Token anbieten oder deren Zu
lassung zum Handel beantragen, sollten allen Anforderungen unterliegen, die für Emittenten vermögenswertere
ferenzierter Token gelten, mit Ausnahme der Zulassungsanforderungen, der Eigenmittelanforderungen und des 
Zulassungsverfahrens für qualifizierte Anteilseigner, da diese Aspekte in der Richtlinie 2013/36/EU und in der 
Verordnung (EU) Nr. 575/2013 des Europäischen Parlaments und des Rates ( 17 ) geregelt sind. Ein von einem 
solchen Kreditinstitut erstelltes Kryptowerte-Whitepaper sollte vor der Veröffentlichung von der zuständigen 
Behörde des Herkunftsmitgliedstaats genehmigt werden. Kreditinstitute, die gemäß den Bestimmungen des na
tionalen Rechts zur Umsetzung der Richtlinie 2013/36/EU zugelassen wurden und die vermögenswertereferen
zierte Token anbieten oder deren Zulassung zum Handel beantragen, sollten den Verwaltungsbefugnissen nach 
Maßgabe der genannten Richtlinie und nach Maßgabe dieser Verordnung unterliegen, wozu unter anderem eine 
Eingrenzung oder Beschränkung der Geschäftstätigkeit eines Kreditinstituts und eine Aussetzung oder ein Verbot 
eines öffentlichen Angebots über vermögenswertereferenzierte Token gehören. Wenn sich die für diese Kredit
institute gemäß dieser Verordnung geltenden Verpflichtungen mit denen der Richtlinie 2013/36/EU überschnei
den, sollten die Kreditinstitute die detaillierteren oder die strengeren Anforderungen erfüllen, damit sichergestellt 
ist, dass beide Regelwerke eingehalten werden. Das Notifikationsverfahren für Kreditinstitute, die beabsichtigen, 
gemäß dieser Verordnung vermögenswertereferenzierte Token anzubieten oder ihre Zulassung zum Handel zu 
beantragen, sollte die Bestimmungen des nationalen Rechts zur Umsetzung der Richtlinie 2013/36/EU, in denen 
die Verfahren für die Zulassung von Kreditinstituten für die Erbringung der in Anhang I der genannten Richtlinie 
aufgeführten Dienstleistungen festgelegt sind, nicht berühren. 

(45) Eine zuständige Behörde sollte die Zulassung aus objektiven und nachweisbaren Gründen verweigern, wenn 
beispielsweise das Geschäftsmodell des antragstellenden Emittenten vermögenswertereferenzierter Token eine 
ernsthafte Bedrohung für die Marktintegrität, die Finanzstabilität oder das reibungslose Funktionieren der Zah
lungssysteme darstellen könnte. Die zuständige Behörde sollte die EBA, die ESMA, die EZB und — sofern der 
Emittent in einem Mitgliedstaat niedergelassen ist, dessen amtliche Währung nicht der Euro ist, oder sofern der 
vermögenswertereferenzierte Token auf die amtliche Währung eines Mitgliedstaats Bezug nimmt, bei der es sich 
nicht um den Euro handelt — die Zentralbank des betreffenden Mitgliedstaats konsultieren, bevor sie eine 
Zulassung erteilt oder eine Zulassung verweigert. Unverbindliche Stellungnahmen der EBA und der ESMA sollten 
sich mit der Einstufung des Kryptowerts befassen, und die EZB und gegebenenfalls die Zentralbank des
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betreffenden Mitgliedstaats sollten der zuständigen Behörde eine Stellungnahme über die Risiken für die Finanz
stabilität, das reibungslose Funktionieren der Zahlungssysteme, die geldpolitische Transmission oder die Wäh
rungshoheit übermitteln. Die zuständigen Behörden sollten die Zulassung verweigern, wenn die EZB oder eine 
Zentralbank eines Mitgliedstaats eine ablehnende Stellungnahme aufgrund der Risiken für das reibungslose Funk
tionieren der Zahlungssysteme, die geldpolitische Transmission oder die Währungshoheit abgeben. Wird einem 
antragstellenden Emittenten vermögenswertereferenzierter Token die Zulassung erteilt, so sollte auch das von 
diesem Emittenten erstellte Kryptowerte-Whitepaper als genehmigt gelten. Die Zulassung durch die zuständige 
Behörde sollte in der gesamten Union Gültigkeit besitzen und es dem Emittenten vermögenswertereferenzierter 
Token ermöglichen, diese Kryptowerte im Binnenmarkt anzubieten und eine Zulassung zum Handel zu beantra
gen. Ebenso sollte auch das für die betreffenden Kryptowerte erstellte Whitepaper in der gesamten Union Gültig
keit besitzen, ohne dass die Mitgliedstaaten die Möglichkeit haben, zusätzliche Anforderungen festzulegen. 

(46) In mehreren Fällen, in denen die EZB gemäß dieser Verordnung konsultiert wird, sollte ihre Stellungnahme 
insofern bindend sein, als sie eine zuständige Behörde verpflichtet, eine Zulassung des Emittenten von vermögens
wertereferenzierten Token zu verweigern, zu entziehen oder zu begrenzen oder konkrete Maßnahmen gegen den 
Emittenten vermögenswertereferenzierter Token zu verhängen. Artikel 263 Absatz 1 AEUV sieht vor, dass der 
Gerichtshof der Europäischen Union (im Folgenden „Gerichtshof“) die Rechtmäßigkeit der Gesetzgebungsakte der 
EZB, soweit es sich nicht um Empfehlungen oder Stellungnahmen handelt, überwacht. Es sollte jedoch in 
Erinnerung gerufen werden, dass es Sache des Gerichtshofs ist, diese Bestimmung in Anbetracht des Inhalts 
und der Wirkung einer Stellungnahme der EZB auszulegen. 

(47) Um den Schutz von Kleinanlegern sicherzustellen, sollten die Emittenten vermögenswertereferenzierter Token 
deren Inhabern stets vollständige, redliche, verständliche, und nicht irreführende Informationen zur Verfügung 
stellen. Kryptowerte-Whitepaper für vermögenswertereferenzierte Token sollten Informationen über den Stabili
sierungsmechanismus, die Anlagepolitik für das Reservevermögen, die Verwahrungsvereinbarungen für das Re
servevermögen und die Rechte der Inhaber enthalten. 

(48) Zusätzlich zu den im Kryptowerte-Whitepaper enthaltenen Informationen sollten die Emittenten vermögenswer
tereferenzierter Token den Inhabern dieser Token auch fortlaufend Informationen zur Verfügung stellen. Ins
besondere sollten sie auf ihrer Website über den Umlaufbetrag der vermögenswertereferenzierten Token sowie 
den Wert und die Zusammensetzung des Reservevermögens informieren. Emittenten vermögenswertereferenzier
ter Token sollten auch über jedes Ereignis informieren, das erhebliche Auswirkungen auf den Wert der ver
mögenswertereferenzierten Token oder auf das Reservevermögen hat oder haben dürfte, und zwar unabhängig 
davon, ob die betreffenden Kryptowerte zum Handel zugelassen sind. 

(49) Um den Schutz von Kleinanlegern sicherzustellen, sollten Emittenten vermögenswertereferenzierter Token stets 
ehrlich, redlich und professionell und im besten Interesse der Inhaber der vermögenswertereferenzierten Token 
handeln. Die Emittenten vermögenswertereferenzierter Token sollten auch ein klares Verfahren für den Umgang 
mit Beschwerden der Inhaber vermögenswertereferenzierter Token einrichten. 

(50) Die Emittenten vermögenswertereferenzierter Token sollten eine Strategie für die Ermittlung, Verhinderung, 
Regelung und Offenlegung von Interessenkonflikten festlegen, die sich aus ihren Beziehungen zu ihren Anteils
eignern oder Gesellschaftern oder jedem Anteilseigner oder Gesellschafter, der direkt oder indirekt eine qualifi
zierte Beteiligungen an ihnen hält, oder zwischen ihnen und den Mitgliedern ihres Leitungsorgans, ihren Beschäf
tigten oder, Inhabern vermögenswertereferenzierter Token oder Drittdienstleistern ergeben könnten. 

(51) Die Emittenten vermögenswertereferenzierter Token sollten über solide Regelungen zur Unternehmensführung 
verfügen, einschließlich einer klaren Organisationsstruktur mit einer eindeutig definierten, transparenten und 
kohärenten Hierarchie, sowie über wirksame Verfahren zur Ermittlung, Steuerung, Überwachung und Meldung 
der Risiken, denen sie ausgesetzt sind oder ausgesetzt sein könnten. Die Mitglieder des Leitungsorgans solcher 
Emittenten sollten die Anforderungen an die fachliche Qualifikation und die persönliche Zuverlässigkeit erfüllen 
und insbesondere nicht für Straftaten im Zusammenhang mit Geldwäsche oder Terrorismusfinanzierung oder für 
andere Straftaten, die ihrem guten Leumund schaden würden, verurteilt worden sein. Die natürlichen oder 
juristischen Personen, die als Anteilseigner oder Gesellschafter direkt oder indirekt qualifizierte Beteiligungen 
halten, sollten gut beleumundet sein und insbesondere nicht für Straftaten im Zusammenhang mit Geldwäsche 
oder Terrorismusfinanzierung oder für andere Straftaten, die ihrem guten Leumund schaden würden, verurteilt 
worden sein. Die Emittenten vermögenswertereferenzierter Token sollten außerdem dem Umfang ihrer Tätigkeiten 
angemessene Ressourcen einsetzen und bei der Ausübung ihrer Tätigkeiten stets Kontinuität und Ordnungsmäßig
keit walten lassen. Hierzu sollten die Emittenten vermögenswertereferenzierter Token eine Strategie zur Fortfüh
rung des Geschäftsbetriebs festlegen, die darauf abzielt, im Falle einer Unterbrechung ihrer Systeme und Verfahren 
die Ausführung ihrer wesentlichen Tätigkeiten im Zusammenhang mit den vermögenswertereferenzierten Token 
sicherzustellen. Die Emittenten vermögenswertereferenzierter Token sollten auch über starke Mechanismen für die 
interne Kontrolle und wirksame Verfahren für das Risikomanagement und über ein System verfügen, das die 
Integrität und Vertraulichkeit der erhaltenen Informationen gewährleistet. Mit diesen Verpflichtungen soll der 
Schutz der Inhaber vermögenswertereferenzierter Token und insbesondere von Kleinanlagern sichergestellt wer
den, ohne dass unnötige Hindernisse geschaffen werden.
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(52) Die Emittenten vermögenswertereferenzierter Token stehen in aller Regel im Zentrum eines Netzwerks von 
Rechtsträgern, die die Ausgabe solcher Kryptowerte sowie deren Übertragung und deren Vertrieb an die Inhaber 
sicherstellen. Die Emittenten vermögenswertereferenzierter Token sollten daher verpflichtet werden, angemessene 
vertragliche Vereinbarungen mit Drittunternehmen zu schließen und aufrechtzuerhalten, sodass für den Stabili
sierungsmechanismus und die Anlage des Reservevermögens, mit dem der Wert der Token unterlegt ist, sowie für 
die Verwahrung dieses Reservevermögens und gegebenenfalls den Vertrieb der vermögenswertereferenzierten 
Token an die Öffentlichkeit Sorge getragen wird. 

(53) Um Risiken für die Finanzstabilität des Finanzsystems insgesamt einzudämmen, sollten die Emittenten vermögens
wertereferenzierter Token Eigenmittelanforderungen unterliegen. Diese Anforderungen sollten im Verhältnis zum 
Emissionsvolumen der vermögenswertereferenzierten Token stehen und mithin als Prozentsatz der Vermögens
wertreserve berechnet werden, mit der der Wert der vermögenswertereferenzierten Token unterlegt ist. Die 
zuständigen Behörden sollten jedoch die Möglichkeit haben, die Höhe der Eigenmittel heraufzusetzen, die benötigt 
werden, wobei sie unter anderem die Evaluierung des Risikomanagementverfahrens und der Mechanismen des 
Emittenten für die interne Kontrolle, die Qualität und Volatilität des Reservevermögens, mit dem die vermögens
wertereferenzierten Token unterlegt sind, oder den Gesamtwert und die Gesamtzahl der mit vermögenswertere
ferenzierten Token abgewickelten Transaktionen zugrunde legen sollten. 

(54) Um ihre Haftung gegenüber Inhabern vermögenswertereferenzierter Token zu decken, sollten die Emittenten 
vermögenswertereferenzierter Token eine Vermögenswertreserve bilden, die den mit dieser Haftung verbundenen 
Risiken entspricht, und diese Vermögenswertreserve aufrechterhalten. Die Vermögenswertreserve sollte zugunsten 
der Inhaber der vermögenswertereferenzierten Token verwendet werden, wenn der Emittent — beispielsweise im 
Falle einer Insolvenz — nicht in der Lage ist, seine Verpflichtungen gegenüber den Inhabern zu erfüllen. Die 
Vermögenswertreserve sollte so zusammengesetzt sein und verwaltet werden, dass Markt- und Währungsrisiken 
abgedeckt sind. Die Emittenten vermögenswertereferenzierter Token sollten eine umsichtige Verwaltung der 
Vermögenswertreserve sicherstellen und insbesondere dafür Sorge tragen, dass der Wert der Reserve mindestens 
dem entsprechenden Wert der in Umlauf befindlichen Token entspricht und dass Änderungen an der Reserve 
angemessen gesteuert werden, damit nachteilige Auswirkungen auf die Märkte des Reservevermögens verhindert 
werden. Die Emittenten vermögenswertereferenzierter Token sollten daher klare und detaillierte Strategien an
wenden, die unter anderem die Zusammensetzung der Vermögenswertreserve, die darin vorgesehene Vermögens
wertallokation, eine umfassende Bewertung der mit dem Reservevermögen verbundenen Risiken, das Verfahren 
für die Ausgabe und den Rücktausch der vermögenswertereferenzierten Token, das Verfahren für die Erhöhung 
und Verminderung des Reservevermögens und — sofern das Reservevermögen angelegt wird — die Anlagepolitik 
der Emittenten vorgeben. Emittenten von vermögenswertereferenzierten Token, die sowohl in der Union als auch 
in Drittländern vertrieben werden, sollten dafür Sorge tragen, dass ihre Vermögenswertreserve für die Deckung 
der Haftung der Emittenten gegenüber Inhabern in der Union zur Verfügung steht. Die Anforderung, die Ver
mögenswertreserve bei Unternehmen zu halten, die dem Unionsrecht unterliegen, sollte daher für den Anteil der 
vermögenswertereferenzierten Token zur Anwendung kommen, der voraussichtlich in der Union vertrieben wird. 

(55) Um das Verlustrisiko bei vermögenswertereferenzierten Token auszuräumen und den Wert der betreffenden 
Vermögenswerte zu erhalten, sollten die Emittenten vermögenswertereferenzierter Token über eine angemessene 
Verwahrpolitik für ihr Reservevermögen verfügen. Diese Verwahrpolitik sollte sicherstellen, dass das Reservever
mögen jederzeit gänzlich vom eigenen Vermögen des Emittenten getrennt ist, dass das Reservevermögen nicht als 
Sicherheit belastet oder verpfändet wird und dass der Emittent der vermögenswertereferenzierten Token umge
hend auf das Reservevermögen zugreifen kann. Je nach Art des Reservevermögens sollte dieses von einem 
Anbieter von Kryptowerte-Dienstleistungen, einem gemäß der Richtlinie 2013/36/EU zugelassenen Kreditinstitut 
oder einer gemäß der Richtlinie 2014/65/EU zugelassenen Wertpapierfirma verwahrt werden. Hierdurch sollte die 
Möglichkeit, die Verwahrung von Sachvermögen einem anderen Rechtsträger zu übertragen, nicht ausgeschlossen 
werden. Anbieter von Kryptowerte-Dienstleistungen, Kreditinstitute oder Wertpapierfirmen, die ein Reservever
mögen verwahren, sollten gegenüber dem Emittenten oder den Inhabern der vermögenswertereferenzierten Token 
für den Verlust dieses Reservevermögens haftbar sein, es sei denn, sie können nachweisen, dass ein solcher Verlust 
auf ein äußeres Ereignis zurückzuführen ist, das sich nach vernünftigem Ermessen ihrer Kontrolle entzieht. 
Konzentrationen hinsichtlich der Verwahrstellen des Reservevermögens sollten vermieden werden. In bestimmten 
Situationen dürfte dies jedoch aufgrund eines Mangels an geeigneten Alternativen nicht möglich sein. In diesen 
Fällen sollte eine vorübergehende Konzentration als annehmbar gelten. 

(56) Um die Inhaber der vermögenswertereferenzierten Token vor einer Wertminderung des Vermögens, mit dem der 
Wert der Token unterlegt ist, zu schützen, sollten die Emittenten der vermögenswertereferenzierten Token das 
Reservevermögen ausschließlich in sichere, risikoarme Vermögenswerte mit minimalem Markt-, Konzentrations- 
und Kreditrisiko investieren. Da die vermögenswertereferenzierten Token als Tauschmittel verwendet werden 
könnten, sollten alle aus der Anlage des Reservevermögens resultierenden Gewinne oder Verluste dem Emittenten 
der vermögenswertereferenzierten Token zufallen.
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(57) Die Inhaber vermögenswertereferenzierter Token sollten ein dauerhaftes Rücktauschrecht haben, sodass die Emit
tenten verpflichtet sind, die vermögenswertereferenzierten Token auf Ersuchen der Inhaber der vermögenswerte
referenzierten Token jederzeit rückzutauschen. Die Emittenten vermögenswertereferenzierter Token sollten den 
Rücktausch entweder im Wege der Zahlung eines dem Marktwert der Vermögenswerte, auf die die vermögens
wertereferenzierten Token Bezug nehmen, entsprechenden Geldbetrags, bei dem es sich nicht um elektronisches 
Geld handelt, oder im Wege der Bereitstellung der Vermögenswerte, auf die die Token Bezug nehmen, vor
nehmen. Die Emittenten vermögenswertereferenzierter Token sollten dem Inhaber stets die Möglichkeit einräu
men, die vermögenswertereferenzierten Token in einen Geldbetrag, bei dem es sich nicht um elektronisches Geld 
handelt, in derselben amtlichen Währung rückzutauschen, die die Emittenten beim Verkauf der Token akzeptiert 
haben. Die Emittenten sollten hinreichend detaillierte und leicht verständliche Informationen über die verschie
denen zur Verfügung stehenden Arten des Rücktauschs bereitstellen. 

(58) Um das Risiko zu verringern, dass vermögenswertereferenzierte Token als Wertaufbewahrungsmittel verwendet 
werden, sollten Emittenten vermögenswertereferenzierter Token und Anbieter von Kryptowerte-Dienstleistungen 
bei der Bereitstellung von Kryptowerte-Dienstleistungen im Zusammenhang mit vermögenswertereferenzierten 
Token den Inhabern der vermögenswertereferenzierten Token keine Zinsen für die Zeitspanne gewähren, während 
der diese Inhaber die jeweiligen vermögenswertereferenzierten Token halten. 

(59) Vermögenswertereferenzierte Token und E-Geld-Token sollten als signifikant gelten, wenn sie bestimmte Kriterien 
erfüllen oder wahrscheinlich erfüllen, zu denen beispielsweise ein großer Kundenstamm, eine hohe Marktkapita
lisierung oder eine hohe Zahl von Transaktionen gehören. Diese Token könnten von einer großen Zahl von 
Inhabern genutzt werden, und ihre Nutzung könnte in Bezug auf die Finanzstabilität, die geldpolitische Trans
mission oder die Währungshoheit besondere Herausforderungen mit sich bringen. Diese signifikanten vermögens
wertereferenzierten Token und signifikanten E-Geld-Token sollten deshalb strengeren Anforderungen unterliegen 
als vermögenswertereferenzierte Token oder E-Geld-Token, die nicht als signifikant gelten. Insbesondere die 
Emittenten von signifikanten vermögenswertereferenzierten Token sollten höheren Eigenkapitalanforderungen 
sowie Interoperabilitätsanforderungen unterliegen und eine Strategie für das Liquiditätsmanagement aufstellen. 
Die Angemessenheit der Schwellenwerte für die Einstufung eines vermögenswertereferenzierten Token oder E- 
Geld-Token als signifikant sollte von der Kommission im Zuge der Überprüfung der Anwendung dieser Ver
ordnung analysiert werden. Dieser Analyse sollte gegebenenfalls ein Gesetzgebungsvorschlag beigefügt werden. 

(60) Um die tatsächliche Größe und Wirkung vermögenswertereferenzierter Token zu bestimmen, bedarf es einer 
umfassenden Überwachung des gesamten Ökosystems der Emittenten solcher Token. Damit alle Transaktionen, 
die in Bezug auf bestimmte vermögenswertereferenzierte Token durchgeführt werden, erfasst werden, umfasst die 
Überwachung dieser Token die Überwachung aller abgewickelten Transaktionen, und zwar unabhängig davon, ob 
sie innerhalb des Distributed Ledger („on-chain“) oder außerhalb des Distributed Ledger („off-chain“) abgewickelt 
werden, einschließlich der Transaktionen zwischen Kunden desselben Anbieters von Kryptowerte-Dienstleistun
gen. 

(61) Es ist besonders wichtig, Transaktionen zu bewerten, die mit vermögenswertereferenzierten Token, die mit der 
Verwendung als Tauschmittel innerhalb eines einheitlichen Währungsraums verbunden sind, abgewickelt werden, 
insbesondere jene, die mit der Begleichung von Schulden verbunden sind, einschließlich jener im Zusammenhang 
mit Geschäften mit Händlern. Zu diesen Transaktionen sollten keine Transaktionen gehören, die mit Anlagetätig
keiten und -dienstleistungen verbunden sind, wie etwa bei einem Tausch gegen einen Geldbetrag oder andere 
Kryptowerte, es sei denn, der vermögenswertereferenzierte Token wird nachweislich für die Abwicklung von 
Transaktionen mit anderen Kryptowerten verwendet. Eine Verwendung für die Abwicklung von Transaktionen 
mit anderen Kryptowerten würde dann vorliegen, wenn eine Transaktion mit zwei Komponenten von Krypto
werten, bei denen es sich nicht um die vermögenswertereferenzierten Token handelt, mit den vermögenswerte
referenzierten Token abgewickelt wird. Außerdem sollten die Emittenten verpflichtet sein, das Ausmaß ihrer 
Aktivität zu verringern, wenn vermögenswertereferenzierte Token gemeinhin als Tauschmittel innerhalb eines 
einheitlichen Währungsraums verwendet werden. Der Umstand, dass ein vermögenswertereferenzierter Token 
gemeinhin als Tauschmittel verwendet wird, sollte als gegeben gelten, wenn die durchschnittliche Zahl bzw. 
der durchschnittliche aggregierte Wert der täglichen Transaktionen, die mit der Verwendung als Tauschmittel 
zusammenhängen, 1 Mio. Transaktionen bzw. 200 000 000 EUR in einem einheitlichen Währungsraum über
steigen. 

(62) Wenn vermögenswertereferenzierte Token eine ernsthafte Bedrohung für das reibungslose Funktionieren von 
Zahlungssystemen, die geldpolitischen Transmission oder die Währungshoheit darstellen, sollten die Zentralban
ken die zuständige Behörde auffordern können, dem Emittenten dieser vermögenswertereferenzierten Token die 
Zulassung zu entziehen. Stellen vermögenswertereferenzierte Token eine Bedrohung für das reibungslose Funk
tionieren von Zahlungssystemen, die geldpolitische Transmission oder die Währungshoheit dar, sollten die Zen
tralbanken die zuständige Behörde auffordern können, die Menge dieser auszugebenden vermögenswertereferen
zierten Token begrenzen oder einen Mindestbetrag für die Mindeststückelung festzulegen. 

(63) Diese Verordnung berührt nicht das nationale Recht, das die Nutzung inländischer und ausländischer Währungen 
bei Geschäften zwischen Gebietsansässigen regelt, die von nicht dem Euro-Währungsgebiet angehörenden Mit
gliedstaaten in Ausübung ihres Vorrechts der Währungshoheit erlassen wurden.
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(64) Die Emittenten vermögenswertereferenzierter Token sollten einen Sanierungsplan ausarbeiten, der Maßnahmen 
vorsieht, die der Emittent zu ergreifen hat, um die Einhaltung der für die Vermögenswertreserve geltenden 
Anforderungen wiederherzustellen, einschließlich der Fälle, in denen die Erfüllung von Rücktauschanträgen vo
rübergehende Ungleichgewichte in der Vermögenswertreserve verursacht. Die zuständige Behörde sollte befugt 
sein, den Rücktausch vermögenswertereferenzierter Token vorübergehend auszusetzen, um die Interessen der 
Inhaber vermögenswertereferenzierter Token und die Finanzstabilität zu schützen. 

(65) Die Emittenten vermögenswertereferenzierter Token sollten über einen Plan für den geordneten Rücktausch der 
Token verfügen, um sicherzustellen, dass die Rechte der Inhaber der vermögenswertereferenzierten Token ge
schützt sind, wenn Emittenten nicht in der Lage sind, ihren Verpflichtungen nachzukommen, etwa im Falle einer 
Unterbrechung der Ausgabe der vermögenswertereferenzierten Token. Wenn es sich bei dem Emittenten ver
mögenswertereferenzierter Token um ein Kreditinstitut oder einen Rechtsträger handelt, das bzw. der in den 
Anwendungsbereich der Richtlinie 2014/59/EU des Europäischen Parlaments und des Rates ( 18 ) fällt, sollte die 
zuständige Behörde die zuständige Abwicklungsbehörde konsultieren. Dieser Abwicklungsbehörde sollte es ge
stattet sein, den Rücktauschplan zu prüfen, um etwaige Aspekte darin zu ermitteln, die sich nachteilig auf die 
Abwicklungsfähigkeit des Emittenten, die Abwicklungsstrategie des Emittenten oder etwaige im Abwicklungsplan 
des Emittenten vorgesehene Maßnahmen auswirken könnten, und der zuständigen Behörde diesbezüglich Emp
fehlungen zu geben. Hierbei sollte es der Abwicklungsbehörde außerdem gestattet sein, zu prüfen, ob es Än
derungen an dem Abwicklungsplan oder der Abwicklungsstrategie gemäß den Bestimmungen der Richtlinie 
2014/59/EU oder der Verordnung (EU) Nr. 806/2014 des Europäischen Parlaments und des Rates ( 19 ) bedarf. 
Diese Prüfung durch die Abwicklungsbehörde sollte die Befugnisse der Aufsichtsbehörde oder der Abwicklungs
behörde, Maßnahmen zur Vorbeugung oder zur Bewältigung von Krisen zu ergreifen, nicht berühren. 

(66) Emittenten von E-Geld-Token sollten entweder als Kreditinstitut im Sinne der Richtlinie 2013/36/EU oder als E- 
Geld-Institut gemäß der Richtlinie 2009/110/EG zugelassen sein. E-Geld-Token sollten als „E-Geld“ gelten, da 
dieser Begriff in der Richtlinie 2009/110/EG bestimmt ist, und ihre Emittenten sollten, sofern in der vorliegenden 
Verordnung nichts anderes vorgesehen ist, die einschlägigen Anforderungen der Richtlinie 2009/110/EG mit Blick 
auf die Aufnahme, Ausübung und Beaufsichtigung der Tätigkeit von E-Geld-Instituten und die Anforderungen mit 
Blick auf die Ausgabe und Rücktauschbarkeit von E-Geld-Token erfüllen. Emittenten von E-Geld-Token sollten ein 
Kryptowerte-Whitepaper erstellen und es der für sie zuständigen Behörde übermitteln. Ausnahmeregelungen 
hinsichtlich begrenzter Netze, hinsichtlich bestimmter Transaktionen von Anbietern elektronischer Kommunika
tionsnetze und hinsichtlich E-Geld-Instituten, die auf der Grundlage der in der Richtlinie 2009/110/EG vorgese
henen Ausnahmemöglichkeiten nur einen begrenzten Höchstbetrag an E-Geld ausgeben, sollten auch für E-Geld- 
Token gelten. Emittenten von E-Geld-Token sollten jedoch nach wie vor verpflichtet sein, ein Kryptowerte- 
Whitepaper zu erstellen, um die Käufer über die Merkmale und Risiken der E-Geld-Token zu informieren, und 
das Kryptowerte-Whitepaper vor seiner Veröffentlichung der zuständigen Behörde zu übermitteln. 

(67) Den Inhabern von E-Geld-Token sollte gegenüber dem Emittenten der E-Geld-Token ein Forderungsanspruch 
zustehen. Die Inhaber von E-Geld-Token sollten stets das Recht haben, die E-Geld-Token zum Nennwert gegen 
einen Geldbetrag in der amtlichen Währung, die als Bezugsgrundlage für die E-Geld-Token dient, rückzutauschen. 
Die Bestimmungen der Richtlinie 2009/110/EG über die Möglichkeit, eine Gebühr im Zusammenhang mit dem 
Rücktausch zu erheben, sind im Zusammenhang mit E-Geld-Token nicht relevant. 

(68) Um das Risiko zu verringern, dass E-Geld-Token als Wertaufbewahrungsmittel verwendet werden, sollten Emit
tenten von E-Geld-Token und Anbieter von Kryptowerte-Dienstleistungen bei der Bereitstellung von Kryptowerte- 
Dienstleistungen im Zusammenhang mit E-Geld-Token den Inhabern der E-Geld-Token keine Zinsen gewähren; 
dies sollte Zinsen einschließen, die für die Zeitspanne gewährt werden, während der diese Inhaber die jeweiligen 
E-Geld-Token halten.
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( 18 ) Richtlinie 2014/59/EU des Europäischen Parlaments und des Rates vom 15. Mai 2014 zur Festlegung eines Rahmens für die 
Sanierung und Abwicklung von Kreditinstituten und Wertpapierfirmen und zur Änderung der Richtlinie 82/891/EWG des Rates, 
der Richtlinien 2001/24/EG, 2002/47/EG, 2004/25/EG, 2005/56/EG, 2007/36/EG, 2011/35/EU, 2012/30/EU und 2013/36/EU 
sowie der Verordnungen (EU) Nr. 1093/2010 und (EU) Nr. 648/2012 des Europäischen Parlaments und des Rates (ABl. L 173 vom 
12.6.2014, S. 190). 

( 19 ) Verordnung (EU) Nr. 806/2014 des Europäischen Parlaments und des Rates vom 15. Juli 2014 zur Festlegung einheitlicher Vor
schriften und eines einheitlichen Verfahrens für die Abwicklung von Kreditinstituten und bestimmten Wertpapierfirmen im 
Rahmen eines einheitlichen Abwicklungsmechanismus und eines einheitlichen Abwicklungsfonds sowie zur Änderung der Ver
ordnung (EU) Nr. 1093/2010 (ABl. L 225 vom 30.7.2014, S. 1).



 

(69) Das von einem Emittenten von E-Geld-Token erstellte Kryptowerte-Whitepaper sollte alle Informationen über den 
Emittenten und das Angebot über E-Geld-Token oder über deren Zulassung zum Handel enthalten, die erforder
lich sind, damit potenzielle Käufer eine fundierte Kaufentscheidung treffen und die mit dem Angebot über E-Geld- 
Token verbundenen Risiken verstehen können. Das Kryptowerte-Whitepaper sollte auch einen ausdrücklichen 
Hinweis darauf enthalten, dass den Inhabern der E-Geld-Token jederzeit das Recht auf den Rücktausch ihrer E- 
Geld-Token zum Nennwert gegen einen Geldbetrag in der amtlichen Währung, die als Bezugsgrundlage für die E- 
Geld-Token dient, zusteht. 

(70) Werden die durch die Ausgabe von E-Geld-Token eingenommenen Geldbeträge vom Emittenten angelegt, sollten 
diese Geldbeträge in Vermögenswerte investiert werden, die auf dieselbe amtliche Währung lauten wie die 
Bezugswährung der E-Geld-Token, um Währungsrisiken zu vermeiden. 

(71) Signifikante E-Geld-Token könnten größere Risiken für die Finanzstabilität bergen als E-Geld-Token, die nicht 
signifikant sind und traditionelles E-Geld. Für die Emittenten solcher signifikanten E-Geld-Token, bei denen es sich 
um E-Geld-Institute handelt, sollten daher zusätzliche Anforderungen gelten. Diese Emittenten von signifikanten 
E-Geld-Token sollten insbesondere höheren Eigenkapitalanforderungen als Emittenten anderer E-Geld-Token so
wie Interoperabilitätsanforderungen unterliegen und eine Strategie für das Liquiditätsmanagement aufstellen. Sie 
sollten außerdem einige der gleichen Anforderungen erfüllen, die für Emittenten vermögenswertereferenzierter 
Token mit Blick auf die Vermögenswertreserve gelten, etwa diejenigen zur Verwahrung und Anlage der Ver
mögenswertreserve. Diese Anforderungen für Emittenten signifikanter E-Geld-Token sollten anstelle der Artikel 5 
und 7 der Richtlinie 2009/110/EG gelten. Da die Bestimmungen der Richtlinie 2009/110/EG nicht für Kredit
institute bei der Ausgabe von E-Geld gelten, sollten auch die zusätzlichen Anforderungen für signifikante E-Geld- 
Token gemäß der vorliegenden Verordnung nicht für Kreditinstitute bei der Ausgabe von E-Geld-Token gelten. 

(72) Die Emittenten von E-Geld-Token sollten über Sanierungs- und Rücktauschpläne verfügen, um sicherzustellen, 
dass die Rechte der Inhaber der E-Geld-Token geschützt sind, wenn die Emittenten nicht in der Lage sind, ihren 
Verpflichtungen nachzukommen. 

(73) In den meisten Mitgliedstaaten ist die Bereitstellung von Kryptowerte-Dienstleistungen trotz der potenziellen 
Risiken, die diese für den Anlegerschutz, die Marktintegrität und die Finanzstabilität bergen, noch nicht reguliert. 
Um diese Risiken einzudämmen, sind in dieser Verordnung operationelle, organisatorische und aufsichtsrechtliche 
Anforderungen auf Unionsebene festgelegt, die für Anbieter von Kryptowerte-Dienstleistungen gelten. 

(74) Um eine wirksame Beaufsichtigung zu ermöglichen und die Möglichkeit einer Meidung oder Umgehung der 
Aufsicht auszuschließen, sollten Kryptowerte-Dienstleistungen nur von juristischen Personen erbracht werden, 
die einen satzungsmäßigen Sitz in einem Mitgliedstaat unterhalten, in dem sie wesentliche Geschäftstätigkeiten 
einschließlich der Erbringung von Kryptowerte-Dienstleistungen durchführen. Unternehmen, bei denen es sich 
nicht um juristische Personen handelt, wie etwa Personenhandelsgesellschaften, sollte es unter bestimmten Be
dingungen ebenfalls gestattet sein, Kryptowerte-Dienstleistungen zu erbringen. Die Anbieter von Kryptowerte- 
Dienstleistungen müssen ihre Aktivitäten in der Union unbedingt wirksam verwalten, damit die wirksame Be
aufsichtigung nicht unterlaufen wird und die Durchsetzung der Anforderungen nach dieser Verordnung sicher
gestellt ist, die den Anlegerschutz, die Marktintegrität und die Finanzstabilitätsicherstellen sollen. Regelmäßige 
enge direkte Kontakte zwischen den Aufsichtsbehörden und der zuständigen Geschäftsführung des Anbieters von 
Kryptowerte-Dienstleistungen sollten ein grundlegender Bestandteil dieser Beaufsichtigung sein. Anbieter von 
Kryptowerte-Dienstleistungen sollten ihren Ort der tatsächlichen Geschäftsführung deshalb in der Union haben, 
und mindestens einer der Geschäftsführer sollte in der Union ansässig sein. Der Ort der tatsächlichen Geschäfts
führung ist der Ort, an dem die wichtigsten Leitungs- und Geschäftsentscheidungen getroffen werden, die für den 
Ablauf der Geschäftstätigkeit von Bedeutung sind. 

(75) Diese Verordnung sollte die Möglichkeit in der Union niedergelassener Personen, auf eigenes Betreiben Krypto
werte-Dienstleistungen von einem Unternehmen aus einem Drittland in Anspruch zu nehmen, unberührt lassen. 
Erbringt ein Unternehmen aus einem Drittland auf eigenes Betreiben einer in der Union niedergelassenen Person 
Kryptowerte-Dienstleistungen, sollten diese Kryptowerte-Dienstleistungen nicht als in der Union erbracht gelten. 
Akquiriert ein Unternehmen aus einem Drittland Kunden oder potenzielle Kunden in der Union oder bewirbt 
oder inseriert es Kryptowerte-Dienstleistungen oder -Tätigkeiten in der Union, sollten seine Dienstleistungen nicht 
als auf eigenes Betreiben des Kunden erbrachte Kryptowerte-Dienstleistungen gelten. Das Unternehmen aus einem 
Drittland sollte in diesem Fall als Anbieter von Kryptowerte-Dienstleistungen zugelassen sein.
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(76) Angesichts der bislang relativ geringen Größenordnung der Anbieter von Kryptowerte-Dienstleistungen sollte die 
Befugnis zur Zulassung und Beaufsichtigung derartiger Dienstleister den zuständigen nationalen Behörden über
tragen werden. Die Zulassung als Anbieter von Kryptowerte-Dienstleistungen sollte von der zuständigen Behörde 
desjenigen Mitgliedstaats erteilt, verweigert oder entzogen werden, in dem der Rechtsträger seinen satzungs
mäßigen Sitz unterhält. Sofern eine solche Zulassung erteilt wird, sollte sie Angaben darüber enthalten, für 
welche Kryptowerte-Dienstleistungen der Anbieter von Kryptowerte-Dienstleistungen zugelassen ist, und in der 
gesamten Union Gültigkeit besitzen. 

(77) Um den kontinuierlichen Schutz des Finanzsystems der Union vor den Risiken der Geldwäsche und Terrorismus
finanzierung sicherzustellen, muss dafür gesorgt werden, dass Anbieter von Kryptowerte-Dienstleistungen bei 
Finanztransaktionen strengere Prüfungen vornehmen, an denen Kunden und Finanzinstitute aus Drittländern 
beteiligt sind, die als Drittländer mit hohem Risiko eingestuft sind, weil es sich dabei um Rechtsordnungen 
handelt, die strategische Mängel in ihren nationalen Regelungen zur Bekämpfung von Geldwäsche und Terroris
musfinanzierung aufweisen, die eine erhebliche Bedrohung für das Finanzsystem der Union gemäß der Richtlinie 
(EU) 2015/849 des Europäischen Parlaments und des Rates ( 20 ) darstellen.. 

(78) Bestimmten Unternehmen, die den Gesetzgebungsakten der Union über Finanzdienstleistungen unterliegen, sollte 
es gestattet sein, alle oder einige Kryptowerte-Dienstleistungen zu erbringen, ohne dazu verpflichtet zu sein, eine 
Zulassung als Anbieter von Kryptowerte-Dienstleistungen gemäß dieser Verordnung zu erlangen, wenn diese 
Unternehmen den für sie zuständigen Behörden bestimmte Informationen übermitteln, bevor sie diese Dienst
leistungen erstmalig erbringen. In diesen Fällen sollten diese Unternehmen als Anbieter von Kryptowerte-Dienst
leistungen gelten, und die in dieser Verordnung vorgesehenen einschlägigen Befugnisse der Verwaltungsstellen, 
einschließlich der Befugnis, bestimmte Kryptowerte-Dienstleistungen auszusetzen oder zu untersagen, sollten für 
sie gelten. Diese Unternehmen sollten mit Ausnahme der Zulassungsanforderungen, der Eigenmittelanforderungen 
und des Zulassungsverfahrens für Anteilseigner oder Gesellschafter, die qualifizierte Beteiligungen halten, sämt
lichen Anforderungen unterliegen, die gemäß dieser Verordnung für Anbieter von Kryptowerte-Dienstleistungen 
gelten, da die genannten Themenbereiche in den jeweiligen Gesetzgebungsakten der Union, nach denen sie 
zugelassen wurden, geregelt sind. Das Notifikationsverfahren für Kreditinstitute, die beabsichtigen, Kryptowerte- 
Dienstleistungen gemäß dieser Verordnung zu erbringen, sollte die Bestimmungen des nationalen Rechts zur 
Umsetzung der Richtlinie 2013/36/EU, in denen die Verfahren für die Zulassung von Kreditinstituten für die 
Erbringung der in Anhang I der genannten Richtlinie aufgeführten Dienstleistungen festgelegt sind, nicht berüh
ren. 

(79) Um Verbraucherschutz, Marktintegrität und Finanzstabilität zu gewährleisten, sollten Anbieter von Kryptowerte- 
Dienstleistungen stets ehrlich, redlich und professionell und im besten Interesse ihrer Kunden handeln. Krypto
werte-Dienstleistungen sollten als „Finanzdienstleistungen “ im Sinne der Richtlinie 2002/65/EG gelten, sofern die 
darin genannten Kriterien erfüllt sind. Werden sie im Fernabsatz vertrieben, sollten die Verträge zwischen An
bietern von Kryptowerte-Dienstleistungen und Verbrauchern auch der Richtlinie 2002/65/EG unterliegen, sofern 
in dieser Verordnung nicht ausdrücklich etwas anderes vorgesehen ist. Die Anbieter von Kryptowerte-Dienst
leistungen sollten ihren Kunden vollständige, redliche, verständliche und nicht irreführende Informationen zur 
Verfügung stellen und sie auf die mit Kryptowerten verbundenen Risiken hinweisen. Die Anbieter von Krypto
werte-Dienstleistungen sollten ihre Preispolitik offenlegen, ein Beschwerdeverfahren einrichten und über robuste 
Strategien für die Ermittlung, Vermeidung, Regelung und Offenlegung von Interessenkonflikten verfügen. 

(80) Im Interesse des Verbraucherschutzes sollten die gemäß dieser Verordnung zugelassenen Anbieter von Krypto
werte-Dienstleistungen bestimmte Aufsichtsanforderungen erfüllen. Diese Aufsichtsanforderungen sollten als fester 
Betrag oder anteilig zu den im Vorjahr angefallenen fixen Gemeinkosten der Anbieter von Kryptowerte-Dienst
leistungen festgelegt werden, je nachdem, welche Art von Dienstleistungen sie erbringen. 

(81) Anbieter von Kryptowerte-Dienstleistungen sollten strengen organisatorischen Anforderungen unterliegen. Die 
Mitglieder des Leitungsorgans von Anbietern von Kryptowerte-Dienstleistungen sollten ausreichende Kenntnisse, 
Fähigkeiten und Erfahrungen für die Wahrnehmung ihrer Aufgaben besitzen und zuverlässig sein, das heißt 
insbesondere nicht für Straftaten im Zusammenhang mit Geldwäsche oder Terrorismusfinanzierung oder für 
andere Straftaten, die ihrem guten Leumund schaden würden, verurteilt worden sein. Die direkten oder indirekten 
Anteilseigner oder Mitglieder — unabhängig davon, ob es sich um natürliche oder juristische Personen handelt —, 
die qualifizierte Beteiligungen an Anbietern von Kryptowerte-Dienstleistungen halten, sollten gut beleumundet 
sein und insbesondere nicht für Straftaten im Zusammenhang mit Geldwäsche oder Terrorismusfinanzierung oder 
für andere Straftaten, die ihrem guten Leumund schaden würden, verurteilt worden sein. Außerdem sollten in den
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Fällen, in denen der Einfluss, den Anteilseigner oder Gesellschafter, die qualifizierte Beteiligungen an Anbietern 
von Kryptowerte-Dienstleistungen halten, der soliden und umsichtigen Geschäftsführung des jeweiligen Anbieters 
von Kryptowerte-Dienstleistungen voraussichtlich abträglich ist — wobei beispielsweise ihre früheren Aktivitäten, 
das Risiko, dass sie an illegalen Tätigkeiten beteiligt sind, oder der Einfluss oder die Kontrolle durch die Regierung 
eines Drittlands berücksichtigt werden sollten —, die zuständigen Behörden befugt sein, diese Risiken einzudäm
men. Die Anbieter von Kryptowerte-Dienstleistungen sollten sicherstellen, dass ihre Geschäftsführung und ihr 
Personal über angemessene Kenntnisse, Fähigkeiten und Erfahrungen verfügen, und alle angemessenen Schritte 
unternehmen, um ihre Funktionen zu erfüllen, indem sie beispielsweise einen Plan zur Fortführung des Geschäfts
betriebs aufstellen. Sie sollten über solide Mechanismen für die interne Kontrolle und die Risikobewertung sowie 
über angemessene Systeme und Verfahren zur Gewährleistung der Integrität und Vertraulichkeit der erhaltenen 
Informationen verfügen. Die Anbieter von Kryptowerte-Dienstleistungen sollten angemessene Vorkehrungen ge
troffen haben, um über alle Transaktionen, Aufträge und Dienstleistungen im Zusammenhang mit den von ihnen 
erbrachten Kryptowerte-Dienstleistungen Aufzeichnungen zu führen. Sie sollten außerdem über Systeme verfügen, 
mit denen potenzieller Marktmissbrauch durch Kunden aufgedeckt werden kann. 

(82) Um den Schutz ihrer Kunden sicherzustellen, sollten die Anbieter von Kryptowerte-Dienstleistungen angemessene 
Vorkehrungen haben, um die Eigentumsrechte der Kunden an den von ihnen gehaltenen Kryptowerten zu 
wahren. Wenn sie aufgrund ihres Geschäftsmodells Geldbeträge im Sinne der Richtlinie (EU) 2015/2366 in 
Form von Banknoten, Münzen, Giralgeld oder E-Geld ihrer Kunden halten müssen, sollten die Anbieter von 
Kryptowerte-Dienstleistungen diese Geldbeträge bei einem Kreditinstitut oder einer Zentralbank hinterlegen, so
fern ein Konto bei der Zentralbank zur Verfügung steht. Die Durchführung von Zahlungstransaktionen im 
Zusammenhang mit den von ihnen angebotenen Kryptowerte-Dienstleistungen sollte den Anbietern von Krypto
werte-Dienstleistungen nur dann gestattet sein, wenn sie nach der genannten Richtlinie als Zahlungsinstitute 
zugelassen sind. 

(83) Je nachdem, welche Dienstleistungen sie erbringen, und da mit jeder Art von Dienstleistung spezifische Risiken 
verbunden sind, sollten Anbieter von Kryptowerte-Dienstleistungen Anforderungen unterliegen, die für die jewei
ligen Dienstleistungen spezifisch sind. Anbieter von Kryptowerte-Dienstleistungen, die die Verwahrung und Ver
waltung von Kryptowerten für Kunden anbieten, sollten eine Vereinbarung mit ihren Kunden mit bestimmten 
verbindlichen Vertragsbestimmungen schließen und eine Strategie für die Verwahrung festlegen und umsetzen, die 
sie ihren Kunden auf Anfrage in elektronischem Format zur Verfügung stellen sollten. In einer solchen Ver
einbarung sollte unter anderem die Art der erbrachten Dienstleistung festgehalten sein, wie etwa das Halten von 
Kryptowerten von Kunden oder der Mittel für den Zugang zu solchen Kryptowerten, wobei der Kunde in diesem 
Fall weiterhin die Kontrolle über die verwahrten Kryptowerte ausüben könnte. Alternativ dazu könnte die Kon
trolle über die Kryptowerte oder über die Mittel für den Zugang zu diesen Werten uneingeschränkt dem Anbieter 
von Kryptowerte-Dienstleistungen übertragen werden. Anbieter von Kryptowerte-Dienstleistungen, die Krypto
werte von Kunden oder die Mittel für den Zugang zu solchen Kryptowerten halten, sollten dafür Sorge tragen, 
dass diese Kryptowerte nicht für eigene Rechnung verwendet werden. Die Anbieter von Kryptowerte-Dienstleis
tungen sollten sicherstellen, dass sämtliche Kryptowerte stets unbelastet sind. Diese Anbieter von Kryptowerte- 
Dienstleistungen sollten außerdem für jegliche Verluste haftbar sein, die durch einen Vorfall im Zusammenhang 
mit Informations- und Kommunikationstechnologien („IKT“) verursacht werden, insbesondere auch durch einen 
Vorfall infolge eines Cyberangriffs, eines Diebstahls oder einer Funktionsstörung. Hardware- und Software-An
bieter von selbstverwalteten elektronischen Geldbörsen sollten nicht in den Anwendungsbereich dieser Verord
nung fallen. 

(84) Um ein ordnungsgemäßes Funktionieren der Märkte für Kryptowerte zu gewährleisten, sollten Anbieter von 
Kryptowerte-Dienstleistungen, die eine Handelsplattform für Kryptowerte betreiben, über detaillierte Betriebsvor
schriften verfügen, eine ausreichende Resilienz ihrer Systeme und Verfahren sicherstellen, an die Märkte für 
Kryptowerte angepassten Vor- und Nachhandelstransparenzanforderungen unterliegen und transparente und 
nichtdiskriminierende Vorschriften auf der Grundlage objektiver Kriterien zur Regelung des Zugangs zu ihren 
Plattformen festlegen. Anbieter von Kryptowerte-Dienstleistungen, die eine Handelsplattform für Kryptowerte 
betreiben, sollten außerdem über eine transparente Gebührenstruktur für die erbrachten Dienstleistungen ver
fügen, um das Platzieren von Aufträgen zu verhindern, die zu Marktmissbrauch oder ungeordneten Handels
bedingungen beitragen könnten. Anbieter von Kryptowerte-Dienstleistungen, die eine Handelsplattform für Kryp
towerte betreiben, sollten die Möglichkeit haben, auf Handelsplattformen ausgeführte Transaktionen on-chain und 
off-chain abzuwickeln, und sie sollten eine zügige Abwicklung sicherstellen. Die Abwicklung von Transaktionen 
sollte binnen 24 Stunden, nachdem eine Transaktion auf der Handelsplattform ausgeführt wurde, eingeleitet 
werden. Im Falle einer Off-Chain-Abwicklung sollte die Abwicklung am selben Geschäftstag eingeleitet werden, 
wohingegen die Abwicklung im Falle einer On-Chain-Abwicklung mehr Zeit in Anspruch nehmen könnte, da sie 
nicht der Kontrolle des Anbieters von Kryptowerte-Dienstleistungen, der die Handelsplattform betreibt, unterliegt. 

(85) Im Interesse des Verbraucherschutzes sollten Anbieter von Kryptowerte-Dienstleistungen, die Kryptowerte gegen 
einen Geldbetrag oder gegen andere Kryptowerte tauschen und dafür ihr Eigenkapital nutzen, eine nichtdiskri
minierende Geschäftspolitik festlegen. Sie sollten entweder verbindliche Kursofferten oder die Methode veröffent
lichen, nach der sie den Preis der Kryptowerte, die sie tauschen wollen, bestimmen, und sie sollten etwaige 
Obergrenzen veröffentlichen, die sie für den einzutauschenden Betrag festlegen möchten. Außerdem sollten sie 
Nachhandelstransparenzanforderungen unterliegen.
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(86) Anbieter von Kryptowerte-Dienstleistungen, die Aufträge über Kryptowerte für Kunden ausführen, sollten Grund
sätze der Auftragsausführung festlegen und auch dann, wenn sie als Gegenpartei des Kunden auftreten, stets das 
bestmögliche Ergebnis für ihre Kunden anstreben. Sie sollten alle notwendigen Schritte unternehmen, um den 
Missbrauch von Informationen über Kundenaufträge durch ihre Mitarbeiter zu verhindern. Anbieter von Krypto
werte-Dienstleistungen, die Aufträge entgegennehmen und an andere Anbieter von Kryptowerte-Dienstleistungen 
weiterleiten, sollten Verfahren für die umgehende und ordnungsgemäße Weiterleitung dieser Aufträge umsetzen. 
Anbieter von Kryptowerte-Dienstleistungen sollten keine monetären oder nicht-monetären Vorteile dafür erhalten, 
dass sie diese Aufträge an eine bestimmte Handelsplattform für Kryptowerte oder andere Anbieter von Krypto
werte-Dienstleistungen weiterleiten. Sie sollten die Wirksamkeit ihrer Vorkehrungen zur Auftragsausführung und 
ihrer Grundsätze der Auftragsausführung überwachen und dabei bewerten, ob die in den Grundsätzen der 
Auftragsausführung genannten Handelsplätze das bestmögliche Ergebnis für den Kunden erbringen oder ob die 
Vorkehrungen zur Auftragsausführung geändert werden müssen, und sie sollten die Kunden, mit denen sie eine 
laufende Kundenbeziehung unterhalten, über alle wesentlichen Änderungen ihrer Vorkehrungen zur Auftrags
ausführung oder ihrer Grundsätze der Auftragsausführung unterrichten. 

(87) Ist ein Anbieter von Kryptowerte-Dienstleistungen, der Aufträge über Kryptowerte für Kunden ausführt, die 
Gegenpartei des Kunden, so könnten Ähnlichkeiten mit den Dienstleistungen im Zusammenhang mit dem Tausch 
von Kryptowerten gegen einen Geldbetrag oder gegen andere Kryptowerte vorliegen. Beim Tausch von Krypto
werten gegen einen Geldbetrag oder gegen andere Kryptowerte wird der Preis dieses Tauschs jedoch vom Anbieter 
von Kryptowerte-Dienstleistungen als Währungsumtausch frei festgelegt. Dennoch sollte der Anbieter von Krypto
werte-Dienstleistungen bei der Ausführung von Aufträgen über Kryptowerte für Kunden im Einklang mit seiner 
Politik der bestmöglichen Ausführung stets sicherstellen, dass er auch dann, wenn er als Gegenpartei des Kunden 
auftritt, das bestmögliche Ergebnis für seinen Kunden erzielt. Der Tausch von Kryptowerten gegen einen Geld
betrag oder gegen andere Kryptowerte sollte keine Kryptowerte-Dienstleistung sein, wenn er vom Emittenten oder 
vom Anbieter vorgenommen wird. 

(88) Anbieter von Kryptowerte-Dienstleistungen, die Kryptowerte für potenzielle Inhaber platzieren, sollten die be
treffenden Personen vor Vertragsabschluss darüber informieren, wie sie ihre Dienstleistung zu erbringen gedenken. 
Um den Schutz ihrer Kunden sicherzustellen, sollten Anbieter von Kryptowerte-Dienstleistungen, die für die 
Platzierung von Kryptowerten zugelassen sind, über spezifische und angemessene Verfahren verfügen, um Interes
senkonflikte zu vermeiden, zu überwachen, zu regeln und offenzulegen, die auftreten, wenn sie die Kryptowerte 
bei ihren eigenen Kunden platzieren oder wenn der vorgeschlagene Preis für die Platzierung von Kryptowerten zu 
hoch oder zu niedrig angesetzt. Die Platzierung von Kryptowerten für einen Anbieter sollte nicht als getrenntes 
Angebot gelten. 

(89) Im Interesse des Verbraucherschutzes sollten Anbieter von Kryptowerte-Dienstleistungen, die entweder auf An
frage eines Kunden oder auf eigenes Betreiben Beratung zu Kryptowerten oder die Portfolioverwaltung von 
Kryptowerten anbieten, eine Beurteilung vornehmen, ob diese Kryptowerte-Dienstleistungen oder Kryptowerte 
in Anbetracht der Erfahrungen, Kenntnisse, Ziele und Verlustfähigkeit ihrer Kunden für die Kunden geeignet sind. 
Erteilen die Kunden den Anbietern von Kryptowerte-Dienstleistungen keine Informationen über ihre Erfahrungen, 
Kenntnisse, Ziele und Verlustfähigkeit oder ist offenkundig, dass die Kryptowerte nicht für die Kunden geeignet 
sind, sollten die Anbieter von Kryptowerte-Dienstleistungen weder diese Kryptowerte-Dienstleistungen oder Kryp
towerte den betreffenden Kunden empfehlen noch die Portfolioverwaltung von Kryptowerten einleiten. Wenn 
Anbieter von Kryptowerte-Dienstleistungen Beratung zu Kryptowerten anbieten, sollten sie den Kunden einen 
Bericht zur Verfügung stellen, der die Beurteilung der Eignung mit Angabe des erteilten Rates und Angaben dazu, 
wie die Kryptowerte den Präferenzen und Zielen der Kunden gerecht werden, enthält. Bei der Portfolioverwaltung 
von Kryptowerten sollten Anbieter von Kryptowerte-Dienstleistungen ihren Kunden regelmäßig Erklärungen 
bereitstellen, die einen Überblick über ihre Aktivitäten und über die Leistung des Portfolios sowie eine aktuali
sierte Erklärung zur Eignungsbeurteilung enthalten sollten. 

(90) Einige Kryptowerte-Dienstleistungen, insbesondere die Verwahrung und Verwaltung von Kryptowerten für Kun
den, die Platzierung von Kryptowerten und Transferdienste für Kryptowerte für Kunden, könnten sich mit 
Zahlungsdiensten im Sinne der Richtlinie (EU) 2015/2366 überschneiden. 

(91) Die Instrumente, die Emittenten von E-Geld ihren Kunden für die Verwaltung eines E-Geld-Token zur Verfügung 
stellen, sind möglicherweise nicht von den in dieser Verordnung geregelten Tätigkeit der Verwahrungs- und 
Verwaltungsdienstleistungen zu unterscheiden. E-Geld-Institute sollten deshalb die Möglichkeit haben, Verwahr
dienste ausschließlich für die von ihnen ausgegebenen E-Geld-Token zu erbringen, ohne dass sie dafür eine 
vorherige Zulassung für die Erbringung von Kryptowerte-Dienstleistungen nach dieser Verordnung benötigen.
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(92) Die Tätigkeit traditioneller E-Geld-Vertreiber — der Vertrieb von E-Geld für Emittenten — würde der Platzierung 
von Kryptowerten für die Zwecke dieser Verordnung gleichkommen. Jedoch sollte es auch natürlichen oder 
juristischen Personen, die E-Geld gemäß der Richtlinie 2009/110/EG vertreiben dürfen, gestattet sein, E-Geld- 
Token für Emittenten von E-Geld-Token zu vertreiben, ohne dass sie dafür vorab eine Zulassung für die Erbrin
gung von Kryptowerte-Dienstleistungen gemäß dieser Verordnung benötigen. Diese Vertreiber sollten daher von 
der Anforderung befreit sein, für die Platzierung von Kryptowerten die Zulassung als Anbieter von Kryptowerte- 
Dienstleistungen zu beantragen. 

(93) Bei einem Anbieter von Transferdienstleistungen für Kryptowerte sollte es sich um einen Rechtsträger handeln, 
der für einen Kunden Kryptowerte von einer Distributed-Ledger-Adresse oder einem Distributed-Ledger-Konto auf 
eine andere solche Adresse oder ein anderes solches Konto überträgt. Diese Transferdienstleistungen sollten nicht 
die Validierer, Knoten oder Miner umfassen, die Teil der Bestätigung einer Transaktion und der Aktualisierung des 
Status des Distributed-Ledger sein könnten. Zahlreiche Anbieter von Kryptowerte-Dienstleistungen bieten zusätz
lich bestimmte Arten von Transferdienstleistungen für Kryptowerte an, etwa im Rahmen der Verwahrung und 
Verwaltung von Kryptowerten für Kunden, den Tausch von Kryptowerten gegen einen Geldbetrag oder gegen 
andere Kryptowerte oder die Ausführung von Aufträgen über Kryptowerte für Kunden. Je nach den genauen 
Merkmalen der mit der Übertragung von E-Geld-Token verbundenen Dienstleistungen könnten diese Dienstleis
tungen unter die Begriffsbestimmung von Zahlungsdiensten gemäß der Richtlinie (EU) 2015/2366 fallen. In 
diesen Fällen sollten diese Übertragungen durch einen Rechtsträger vorgenommen werden, der zur Erbringung 
solcher Zahlungsdienste gemäß der genannten Richtlinie zugelassen ist. 

(94) Diese Verordnung sollte nicht die Kreditvergabe und Kreditaufnahme mit Kryptowerten, einschließlich E-Geld- 
Token, regeln und daher nicht die anwendbaren nationalen Rechtsvorschriften berühren. Die Durchführbarkeit 
und Notwendigkeit der Regulierung dieser Tätigkeiten sollte weiter geprüft werden. 

(95) Es ist wichtig, das Vertrauen in die Märkte für Kryptowerte und die Integrität dieser Märkte zu gewährleisten. 
Deshalb gilt es Vorschriften festzulegen, um von Marktmissbrauch bei Kryptowerten, die zum Handel zugelassen 
sind, abzuschrecken. Da es sich bei den Emittenten von Kryptowerten und den Anbietern von Kryptowerte- 
Dienstleistungen jedoch sehr häufig um KMU handelt, wäre es unverhältnismäßig, sämtliche Bestimmungen der 
Verordnung (EU) Nr. 596/2014 des Europäischen Parlaments und des Rates ( 21 ) auf sie anzuwenden. Deshalb ist 
es notwendig, spezifische Vorschriften festzulegen, die bestimmte Verhaltensweisen untersagen, welche das Ver
trauen der Nutzer in die Märkte für Kryptowerte und die Integrität dieser Märkte untergraben dürften, wie etwa 
Insidergeschäfte, die unrechtmäßige Offenlegung von Insiderinformationen sowie Marktmanipulation im Zusam
menhang mit Kryptowerten. Diese spezifischen Vorschriften über Marktmissbrauch im Zusammenhang mit 
Kryptowerten sollten auch dann greifen, wenn Kryptowerte zum Handel zugelassen werden. 

(96) Die Rechtssicherheit für die Teilnehmer an Märkten für Kryptowerte sollte durch eine Charakterisierung von zwei 
Merkmalen, die für die Definition von Insiderinformationen unabdingbar sind, verbessert werden, nämlich die 
genaue Art dieser Informationen und das Ausmaß ihrer potenziellen Wirkung auf die Preise der Kryptowerte. 
Diese Elemente sollten auch bei der Verhinderung von Marktmissbrauch im Zusammenhang mit Märkten für 
Kryptowerte und mit deren Funktionieren geprüft werden, wobei beispielsweise die Nutzung der sozialen Medien, 
der Rückgriff auf intelligente Verträge für die Ausführung von Aufträgen und die Konzentration von Mining-Pools 
zu berücksichtigen sind. 

(97) Derivate, die als Finanzinstrumente im Sinne der Richtlinie 2014/65/EU gelten und deren zugrunde liegender 
Vermögenswert ein Kryptowert ist, unterliegen der Verordnung (EU) Nr. 596/2014, wenn sie auf einem regulier
ten Markt, innerhalb eines multilateralen Handelssystems oder innerhalb eines organisierten Handelssystems 
gehandelt werden. In den Anwendungsbereich der vorliegenden Verordnung fallende Kryptowerte, die diesen 
Derivaten als Vermögenswerte zugrunde liegen, sollten den Marktmissbrauchsbestimmungen der vorliegenden 
Verordnung unterliegen. 

(98) Die zuständigen Behörden sollten mit ausreichenden Befugnissen ausgestattet sein, um die Ausgabe von, das 
öffentliche Angebot über und die Zulassung zum Handel von Kryptowerten, einschließlich vermögenswerterefe
renzierter Token oder E-Geld-Token, zu überwachen und Anbieter von Kryptowerte-Dienstleistungen zu beauf
sichtigen. Diese Befugnisse sollten die Befugnis umfassen, ein öffentliches Angebot über Kryptowerte oder die 
Zulassung von Kryptowerten zum Handel oder die Ausgabe von Kryptowerten oder die Erbringung einer Krypto
werte-Dienstleistung auszusetzen oder zu untersagen und Verstöße gegen die Vorschriften über Marktmissbrauch 
zu untersuchen. Emittenten anderer Kryptowerte als vermögenswertereferenzierter Token oder E-Geld-Token 
sollten nicht der Aufsicht im Rahmen dieser Verordnung unterliegen, wenn es sich bei dem Emittenten nicht 
um einen Anbieter bzw. eine Person handelt, die die Zulassung zum Handel beantragt.
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(99) Die zuständigen Behörden sollten außerdem befugt sein, gegen Emittenten oder Anbieter von Kryptowerten, 
einschließlich vermögenswertereferenzierter Token oder E-Geld-Token, oder gegen Personen, die deren Zulassung 
zum Handel beantragen, und gegen Anbieter von Kryptowerte-Dienstleistungen Sanktionen zu verhängen. Bei der 
Festlegung der Art und der Höhe einer verwaltungsrechtlichen Sanktion oder einer anderen verwaltungsrecht
lichen Maßnahme sollten die zuständigen Behörden alle relevanten Umstände, wie etwa die Schwere und die 
Dauer des Verstoßes und die Frage, ob dieser vorsätzlich begangen wurde, berücksichtigen. 

(100) Da die Märkte für Kryptowerte grenzüberschreitend sind, sollten die zuständigen Behörden zusammenarbeiten, 
um Verstöße gegen diese Verordnung aufzudecken und davon abzuschrecken. 

(101) Im Interesse der Transparenz mit Blick auf Kryptowerte und Anbieter von Kryptowerte-Dienstleistungen sollte die 
ESMA ein Register der Kryptowerte-Whitepaper, der Emittenten vermögenswertereferenzierter Token, der Emit
tenten von E-Geld-Token und der Anbieter von Kryptowerte-Dienstleistungen erstellen. 

(102) Signifikante vermögenswertereferenzierte Token können als Tauschmittel und für großvolumige Zahlungstrans
aktionen verwendet werden. Da solche großen Volumina spezifische Risiken für die geldpolitischen Transmis
sionskanäle und die Währungshoheit darstellen können, sollte der EBA die Aufgabe übertragen werden, die 
Emittenten vermögenswertereferenzierter Token zu beaufsichtigen, sobald die entsprechenden Token als signifi
kant eingestuft wurden. Bei dieser Aufgabenübertragung sollte der sehr speziellen Art der Risiken, die mit ver
mögenswertereferenzierten Token verbunden sind, Rechnung getragen werden, und es sollte kein Präzedenzfall 
für etwaige andere Gesetzgebungsakte der Union über Finanzdienstleistungen geschaffen werden. 

(103) Die Emittenten von E-Geld-Token sollten von den nach der Richtlinie 2009/110/EG zuständigen Behörden 
beaufsichtigt werden. Angesichts der potenziell weitverbreiteten Nutzung signifikanter E-Geld-Token als Zahlungs
mittel und der damit möglicherweise verbundenen Risiken für die Finanzstabilität ist jedoch eine doppelte 
Beaufsichtigung der Emittenten signifikanter E-Geld-Token sowohl durch die zuständigen Behörden als auch 
durch die EBA erforderlich. Die EBA sollte beaufsichtigen, ob die Emittenten signifikanter E-Geld-Token die in 
dieser Verordnung festgelegten spezifischen Zusatzanforderungen für solche-Token erfüllen. Da die spezifischen 
Zusatzanforderungen nur für E-Geld-Institute gelten sollten, die signifikante E-Geld-Token ausgeben, sollten 
Kreditinstitute, die signifikante E-Geld-Token ausgeben und für die diese Anforderungen nicht gelten, nach wie 
vor von den jeweils für sie zuständigen Behörden beaufsichtigt werden. Bei der doppelten Beaufsichtigung sollte 
der sehr speziellen Art der Risiken, die mit E-Geld-Token verbunden sind, Rechnung getragen werden, und es 
sollte kein Präzedenzfall für etwaige andere Gesetzgebungsakte der Union über Finanzdienstleistungen geschaffen 
werden. 

(104) Signifikante E-Geld-Token, die auf eine amtliche Währung eines Mitgliedstaats lauten, bei der es sich nicht um 
den Euro handelt, und die als Tauschmittel und zur Abwicklung großvolumiger Zahlungstransaktionen genutzt 
werden, können — auch wenn dies unwahrscheinlich ist — spezifische Risiken für die Währungshoheit des 
Mitgliedstaats bergen, auf dessen amtliche Währung sie lauten. Wenn mindestens 80 % der Zahl der Inhaber 
und des Volumens der Transaktionen mit diesen signifikanten E-Geld-Token im Herkunftsmitgliedstaat konzen
triert sind, sollten die Aufsichtsaufgaben nicht der EBA übertragen werden. 

(105) Die EBA sollte ein Aufsichtskollegium für jeden Emittenten signifikanter vermögenswertereferenzierter Token und 
signifikanter E-Geld-Token einrichten. Da die Emittenten signifikanter vermögenswertereferenzierter Token und 
signifikanter E-Geld-Token in aller Regel im Zentrum eines Netzwerks von Rechtsträgern stehen, die die Ausgabe 
solcher Kryptowerte sowie deren Übertragung und deren Vertrieb sicherstellen, sollten dem Aufsichtskollegium 
für jeden Emittenten unter anderem die für die wichtigsten Handelsplattformen für Kryptowerte zuständigen 
Behörden, sofern die signifikanten vermögenswertereferenzierten Token oder die signifikanten E-Geld-Token 
zum Handel zugelassen sind, und die Behörden angehören, die für die wichtigsten Rechtsträger und Anbieter 
von Kryptowerte-Dienstleistungen zuständig sind, die die Verwahrung und Verwaltung der signifikanten ver
mögenswertereferenzierten Token und der signifikanten E-Geld-Token für die Inhaber sicherstellen. Das Aufsichts
kollegium für Emittenten signifikanter vermögenswertereferenzierter Token und signifikanter E-Geld-Token sollte 
die Zusammenarbeit und den Informationsaustausch zwischen seinen Mitgliedern erleichtern und unverbindliche 
Stellungnahmen zu unter anderem Änderungen bei der Zulassung dieser Emittenten oder zu diese betreffenden 
Aufsichtsmaßnahmen abgeben. 

(106) Zur Beaufsichtigung der Emittenten signifikanter vermögenswertereferenzierter Token und signifikanter E-Geld- 
Token sollte die EBA unter anderem befugt sein, Prüfungen vor Ort durchzuführen, Aufsichtsmaßnahmen zu 
ergreifen und Geldbußen zu verhängen.

DE L 150/58 Amtsblatt der Europäischen Union 9.6.2023



 

(107) Die EBA sollte den Emittenten signifikanter vermögenswertereferenzierter Token und signifikanter E-Geld-Token 
Gebühren in Rechnung stellen, um ihre Kosten, einschließlich Gemeinkosten, zu decken. Bei Emittenten signifi
kanter vermögenswertereferenzierter Token sollte die Gebühr im Verhältnis zur Größe ihrer Vermögenswert
reserve stehen. Bei Emittenten signifikanter E-Geld-Token sollte die Gebühr im Verhältnis zu dem Geldbetrag 
stehen, der im Tausch gegen die signifikanten E-Geld-Token eingenommen wurde. 

(108) Um die Wirksamkeit dieser Verordnung sicherzustellen, sollte der Kommission die Befugnis übertragen werden, 
gemäß Artikel 290 des Vertrags über die Arbeitsweise der Europäischen Union (AEUV) Rechtsakte hinsichtlich der 
genaueren Spezifizierung der technischen Elemente der in dieser Verordnung enthaltenen Begriffsbestimmungen, 
um sie an die Marktentwicklungen und die technologischen Entwicklungen anzupassen, hinsichtlich der genaue
ren Spezifizierung bestimmter Kriterien für die Einstufung eines vermögenswertereferenzierten Token oder E- 
Geld-Token als signifikant, hinsichtlich der Festlegung, wann erhebliche Bedenken hinsichtlich des Anlegerschut
zes bestehen oder eine Gefahr für das ordnungsgemäße Funktionieren und die Integrität der Märkte für Krypto
werte oder für die Stabilität des gesamten Finanzsystems der Union oder von Teilen davon vorliegt, hinsichtlich 
der genaueren Festlegung der Verfahrensvorschriften für die Ausübung der Befugnis der EBA zur Verhängung von 
Geldbußen oder Zwangsgeldern, einschließlich Bestimmungen zu den Verteidigungsrechten, zu Zeitpunkten und 
Fristen, zur Einziehung der Geldbußen und Zwangsgelder und zur Verjährung bezüglich der Verhängung und 
Vollstreckung von Buß- und Zwangsgeldzahlungen, und hinsichtlich der weiteren Festlegung der Art und der 
Höhe der Aufsichtsgebühren, die die EBA bei den Emittenten signifikanter vermögenswertereferenzierter Token 
oder signifikanter E-Geld-Token erheben kann, zu erlassen. Es ist von besonderer Bedeutung, dass die Kommission 
im Zuge ihrer Vorbereitungsarbeit angemessene Konsultationen, auch auf der Ebene von Sachverständigen, 
durchführt, die mit den Grundsätzen in Einklang stehen, die in der Interinstitutionellen Vereinbarung vom 13. 
April 2016 über bessere Rechtsetzung ( 22 ) niedergelegt wurden. Um insbesondere für eine gleichberechtigte 
Beteiligung an der Vorbereitung delegierter Rechtsakte zu sorgen, erhalten das Europäische Parlament und der 
Rat alle Dokumente zur gleichen Zeit wie die Sachverständigen der Mitgliedstaaten, und ihre Sachverständigen 
haben systematisch Zugang zu den Sitzungen der Sachverständigengruppen der Kommission, die mit der Vor
bereitung der delegierten Rechtsakte befasst sind. 

(109) Um die einheitliche Anwendung dieser Verordnung in der gesamten Union, einschließlich eines angemessenen 
Schutzes der Inhaber von Kryptowerten und der Kunden von Anbietern von Kryptowerte-Dienstleistungen, ins
besondere wenn sie Verbraucher sind, zu fördern, sollten technische Standards ausgearbeitet werden. Da die EBA 
und die ESMA über hochspezialisiertes Fachwissen verfügen, ist es sinnvoll und angemessen, ihnen die Aufgabe 
zu übertragen, für technische Regulierungsstandards, die keine politischen Entscheidungen erfordern, Entwürfe zur 
Vorlage an die Kommission auszuarbeiten. 

(110) Der Kommission sollte die Befugnis übertragen werden, von der EBA und der ESMA ausgearbeitete technische 
Regulierungsstandards zu erlassen, um Folgendes zu regeln: den Inhalt, die Methoden und die Darstellung von 
Informationen in einem Kryptowerte-Whitepaper zu schwerwiegenden nachteiligen Auswirkungen auf das Klima 
und anderen umweltbezogenen nachteiligen Auswirkungen des für die Ausgabe des Kryptowerts verwendeten 
Konsensmechanismus, das Verfahren für die Genehmigung der von Kreditinstituten bei der Ausgabe vermögens
wertereferenzierter Token vorgelegten Kryptowerte-Whitepaper, die Informationen, die in einem Antrag auf 
Zulassung als Emittent vermögenswertereferenzierter Token enthalten sein sollten, die Methodik für die Schätzung 
der durchschnittlichen Zahl und des durchschnittlichen aggregierten Werts der Transaktionen vermögenswerte
referenzierter Token und E-Geld-Token, die auf eine Währung lauten, die keine amtliche Währung eines Mit
gliedstaats ist, pro Tag für ein Quartal im Zusammenhang mit der Verwendung als Tauschmittel in den einzelnen 
einheitlichen Währungsräumen, die Anforderungen, Muster und Verfahren für die Bearbeitung von Beschwerden 
von Inhabern vermögenswertereferenzierter Token und von Kunden von Anbietern von Kryptowerte-Dienstleis
tungen, die Anforderungen für die Strategien und Verfahren zur Ermittlung, Vorbeugung, Regelung und Offen
legung von Interessenkonflikten von Emittenten vermögenswertereferenzierter Token und die Details und die 
Methodik für den Inhalt dieser Offenlegung, das Verfahren und die Fristen für die Anpassung eines Emittenten 
vermögenswertereferenzierter Token und signifikanter E-Geld-Token an höhere Eigenmittelanforderungen, die 
Kriterien für die Forderung höherer Eigenmittel, die Mindestanforderungen an die Ausgestaltung von Stresstest
programmen, die Liquiditätsanforderungen an die Vermögenswertreserve, die Finanzinstrumente, in die die Ver
mögenswertreserve investiert werden kann, den detaillierten Inhalt der Informationen, die für die Beurteilung des 
geplanten Erwerbs der qualifizierten Beteiligung an einem Emittenten vermögenswertereferenzierter Token erfor
derlich sind, die Anforderungen mit Blick auf zusätzliche Pflichten von Emittenten signifikanter vermögenswer
tereferenzierter Token, die Informationen, die Kreditinstitute, Zentralverwahrer, Wertpapierfirmen, Marktteilneh
mer, E-Geld-Institute, OGAW-Verwaltungsgesellschaften und Verwalter alternativer Investmentfonds, die beabsich
tigen, Kryptowerte-Dienstleistungen zu erbringen, den zuständigen Behörden übermitteln müssen, die Angaben, 
die in einem Antrag auf die Zulassung als Anbieter von Kryptowerte-Dienstleistungen enthalten sein müssen, den 
Inhalt, die Methoden und die Darstellung von Informationen, die der Anbieter von Kryptowerte-Dienstleistungen 
veröffentlicht und die sich auf schwerwiegende nachteilige Auswirkungen auf das Klima und andere umwelt
bezogene nachteilige Auswirkungen des für die Ausgabe jedes Kryptowerts, für den er Dienstleistungen erbringt,
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verwendeten Konsensmechanismus beziehen, Maßnahmen zur Sicherstellung der Kontinuität und der Regelmäßig
keit bei der Erbringung der Kryptowerte-Dienstleistungen und bei den Aufzeichnungen über alle von ihnen 
erbrachten Kryptowerte-Dienstleistungen, Aufträge und Transaktionen, die Anforderungen an die Strategien zur 
Ermittlung, Vorbeugung, Regelung und Offenlegung von Interessenkonflikten von Anbietern von Kryptowerte- 
Dienstleistungen und die Details und die Methodik für den Inhalt dieser Offenlegung, die Art und Weise, in der 
Transparenzdaten des Betreibers einer Handelsplattform dargelegt werden, und Inhalt und Format der Einträge in 
dem Auftragsbuch der Handelsplattform, den detaillierten Inhalt der Informationen, die für die Beurteilung des 
geplanten Erwerbs der qualifizierten Beteiligung an einem Anbieter von Kryptowerte-Dienstleistungen erforderlich 
sind, die geeigneten Vorkehrungen, Systeme und Verfahren für die Überwachung und Aufdeckung von Markt
missbrauch; das Muster für die Meldung des Verdachts auf Marktmissbrauch und die Verfahren für die Abstim
mung zwischen den jeweils zuständigen Behörden bei der Aufdeckung von Marktmissbrauch, die zwischen den 
zuständigen Behörden auszutauschenden Informationen, ein Muster für Kooperationsvereinbarungen zwischen 
den zuständigen Behörden der Mitgliedstaaten und den Aufsichtsbehörden von Drittländern, die für die Einstu
fung der Kryptowerte-Whitepaper im Register der ESMA erforderlichen Daten und die praktischen Vorkehrungen, 
mit denen sichergestellt wird, dass diese Daten maschinenlesbar sind, die Bedingungen, unter denen bestimmte 
Mitglieder des Aufsichtskollegiums für Emittenten signifikanter vermögenswertereferenzierter Token und für 
Emittenten signifikanter E-Geld-Token als in ihrer Kategorie maßgeblich eingestuft werden; und die Bedingungen, 
unter denen davon ausgegangen wird, dass vermögenswertereferenzierte Token oder E-Geld-Token großvolumig 
für die Einstufung bestimmter Mitglieder des Kollegiums genutzt werden, und die Details der praktischen Vor
kehrungen für die Arbeit des Kollegiums. Die Kommission sollte diese technischen Regulierungsstandards im 
Wege delegierter Rechtsakte nach Artikel 290 AEUV und gemäß den Artikeln 10 bis 14 der Verordnungen (EU) 
Nr. 1093/2010 bzw. (EU) Nr. 1095/2010 erlassen. 

(111) Der Kommission sollte die Befugnis übertragen werden, von der EBA und der ESMA ausgearbeitete technische 
Durchführungsstandards in Bezug auf Folgendes zu erlassen: um Standardformulare, Standardformate und Muster
texte für Kryptowerte-Whitepaper festzulegen; um Standardformulare, Mustertexte und Verfahren für die Über
mittlung der in einem Antrag auf Zulassung als Emittent vermögenswertereferenzierter Token enthaltenen Infor
mationen festzulegen; um Standardformulare, Standardformate und Mustertexte für die Meldung von vermögens
wertereferenzierten Token und E-Geld-Token, die auf eine Währung lauten, die keine amtliche Währung eines 
Mitgliedstaats ist, mit einem Ausgabepreis von mehr als 100 000 000 EUR festzulegen; um Standardformulare, 
Mustertexte und Verfahren für die Übermittlung von Informationen von Kreditinstituten, Zentralverwahrern, 
Wertpapierfirmen, Marktteilnehmern, E-Geld-Instituten, OGAW-Verwaltungsgesellschaften und Verwaltern alter
nativer Investmentfonds, die beabsichtigen, Kryptowerte-Dienstleistungen zu erbringen, an die zuständigen Be
hörden festzulegen, um Standardformulare, Mustertexte und Verfahren für den Antrag auf Zulassung als Anbieter 
von Kryptowerte-Dienstleistungen festzulegen, um die technischen Mittel für die Offenlegung von Insiderinfor
mationen und für den Aufschub der Offenlegung von Insiderinformationen festzulegen und um die Standard
formulare, Mustertexte und Verfahren für die Zusammenarbeit und den Informationsaustausch zwischen den 
zuständigen Behörden und zwischen den zuständigen Behörden, der EBA und der ESMA festzulegen. Die Kom
mission sollte diese technischen Durchführungsstandards im Wege von Durchführungsrechtsakten nach Arti
kel 291 AEUV und gemäß Artikel 15 der Verordnung (EU) Nr. 1093/2010 und Artikel 15 der Verordnung 
(EU) Nr. 1095/2010 erlassen. 

(112) Da die Ziele dieser Verordnung, nämlich die Verringerung der Fragmentierung des für Anbieter oder Personen, die 
die Zulassung zum Handel mit anderen Kryptowerten als vermögenswertereferenzierten Token und E-Geld-Token 
beantragen, für Emittenten von vermögenswertereferenzierten Token und E-Geld-Token und für Anbieter von 
Kryptowerte-Dienstleistungen geltenden Rechtsrahmens und die Gewährleistung des reibungslosen Funktionierens 
der Märkte für Kryptowerte unter Wahrung des Schutzes der Inhaber von Kryptowerten und der Kunden von 
Anbietern von Kryptowerte-Dienstleistungen, insbesondere von Kleinanlegern, sowie der Schutz der Marktinte
grität und der Finanzstabilität, von den Mitgliedstaaten nicht ausreichend verwirklicht werden können, sondern 
vielmehr auf Unionsebene besser zu verwirklichen sind, indem ein Rahmen geschaffen wird, in dem sich ein 
größerer grenzübergreifender Markt für Kryptowerte und Anbieter von Kryptowerte-Dienstleistungen entwickeln 
könnte, kann die Union im Einklang mit dem in Artikel 5 des Vertrags über die Europäische Union verankerten 
Subsidiaritätsprinzip tätig werden. Entsprechend dem in demselben Artikel genannten Grundsatz der Verhält
nismäßigkeit geht diese Verordnung nicht über das für die Verwirklichung dieser Ziele erforderliche Maß hinaus. 

(113) Um Störungen für Marktteilnehmer zu verhindern, die Dienstleistungen und Tätigkeiten im Zusammenhang mit 
vor dem Geltungsbeginn dieser Verordnung ausgegebenen Kryptowerten, bei denen es sich weder um vermögens
wertereferenzierte Token noch um E-Geld-Token handelt, erbringen bzw. ausüben, sollten die Emittenten dieser 
Kryptowerte von der Pflicht zur Veröffentlichung eines Kryptowerte-Whitepapers und bestimmten anderen An
forderungen dieser Verordnung freigestellt werden. Es sollten jedoch bestimmte Pflichten gelten, wenn diese 
Kryptowerte vor dem Geltungsbeginn dieser Verordnung zum Handel zugelassen wurden. Um Störungen für 
bestehende Marktteilnehmer zu verhindern, sind Übergangsbestimmungen für Emittenten vermögenswertereferen
zierter Token erforderlich, die zum Zeitpunkt des Geltungsbeginns dieser Verordnung aktiv waren.
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(114) Da sich die nationalen Regulierungsrahmen der einzelnen Mitgliedstaaten, die vor dem Geltungsbeginn dieser 
Verordnung für Anbieter von Kryptowerte-Dienstleistungen gelten, voneinander unterscheiden, ist es von wesent
licher Bedeutung, dass die Mitgliedstaaten, in denen es derzeit keine strengen Aufsichtsanforderungen für Anbieter 
von Kryptowerte-Dienstleistungen gibt, die gegenwärtig gemäß den jeweiligen nationalen Regulierungsrahmen 
tätig sind, diese Anbieter von Kryptowerte-Dienstleistungen verpflichten können, sich strengeren Anforderungen 
als den in den nationalen Regulierungsrahmen festgelegten zu unterwerfen. In diesen Fällen sollte es den Mit
gliedstaaten gestattet sein, die 18-monatige Übergangsfrist, die es Anbietern von Kryptowerte-Dienstleistungen 
andernfalls ermöglichen würde, auf der Grundlage des jeweiligen bestehenden nationalen Regulierungsrahmens 
Dienstleistungen zu erbringen, nicht anzuwenden oder zu verkürzen. Eine solche Option für die Mitgliedstaaten 
sollte keinen Präzedenzfall für etwaige andere Gesetzgebungsakte der Union über Finanzdienstleistungen schaffen. 

(115) Hinweisgeber sollten den zuständigen Behörden neue Erkenntnisse liefern können und ihnen so bei der Auf
deckung von Verstößen gegen diese Verordnung und deren Belegung mit Sanktionen helfen. Deshalb sollte diese 
Verordnung sicherstellen, dass angemessene Vorkehrungen bestehen, um Hinweisgebern die Unterrichtung der 
zuständigen Behörden über tatsächliche oder etwaige Verstöße gegen diese Verordnung zu ermöglichen und sie 
vor Vergeltungsmaßnahmen zu schützen. Dafür sollte die Richtlinie (EU) 2019/1937 des Europäischen Parlaments 
und des Rates ( 23 ) geändert werden, damit sie auf Verstöße gegen diese Verordnung anwendbar ist. 

(116) Da die EBA mit der direkten Beaufsichtigung von Emittenten signifikanter vermögenswertereferenzierter Token 
und signifikanter E-Geld-Token und die ESMA mit der Wahrnehmung ihrer Befugnisse mit Blick auf signifikante 
Anbieter von Kryptowerte-Dienstleistungen beauftragt werden sollten, muss sichergestellt werden, dass sowohl die 
EBA als auch die ESMA in der Lage sind, alle ihre Befugnisse und Aufgaben wahrzunehmen, um ihre Ziele 
hinsichtlich des Schutzes des öffentlichen Interesses zu erfüllen, indem sie zugunsten der Wirtschaft der Union, 
ihrer Bürgerinnen und Bürger und ihrer Unternehmen zur kurz-, mittel- und langfristigen Stabilität und Wirk
samkeit des Finanzsystems beitragen, und es muss sichergestellt sein, dass Emittenten von Kryptowerten und 
Anbieter von Kryptowerte-Dienstleistungen in den Geltungsbereich der Verordnungen (EU) Nr. 1093/2010 und 
(EU) Nr. 1095/2010 fallen. Die genannten Verordnungen sollten daher entsprechend geändert werden. 

(117) Die Ausgabe und das Anbieten von Kryptowerten, die Beantragung ihrer Zulassung zum Handel und die 
Erbringung von Kryptowerte-Dienstleistungen könnten die Verarbeitung personenbezogener Daten umfassen. 
Jede Verarbeitung personenbezogener Daten im Rahmen dieser Verordnung sollte im Einklang mit den geltenden 
Rechtsvorschriften der Union über den Schutz personenbezogener Daten erfolgen. Diese Verordnung lässt die in 
der Verordnung (EU) 2016/679 des Europäischen Parlaments und des Rates ( 24 ) und in der Verordnung (EU) 
2018/1725 des Europäischen Parlaments und des Rates ( 25 ). festgelegten Rechte und Pflichten unberührt. 

(118) Der Europäische Datenschutzbeauftragte wurde gemäß Artikel 42 Absatz 1 der Verordnung (EU) 2018/1725 
konsultiert und hat am 24. Juni 2021 eine Stellungnahme ( 26 ) abgegeben. 

(119) Der Geltungsbeginn dieser Verordnung sollte verschoben werden, damit die zur genaueren Festlegung bestimmter 
Punkte dieser Verordnung notwendigen technischen Regulierungsstandards, technischen Durchführungsstandards 
und delegierten Rechtsakte erlassen werden können — 

HABEN FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN: 

TITEL I 

GEGENSTAND, ANWENDUNGSBEREICH UND BEGRIFFSBESTIMMUNGEN 

Artikel 1 

Gegenstand 

(1) Mit dieser Verordnung werden einheitliche Anforderungen für das öffentliche Angebot und die Zulassung zum 
Handel auf einer Handelsplattform von anderen Kryptowerten als vermögenswertereferenzierten Token und E-Geld- 
Token, von vermögenswertereferenzierten Token und E-Geld-Token sowie Anforderungen für Anbieter von Krypto
werte-Dienstleistungen festgelegt.
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(2) Insbesondere wird mit dieser Verordnung Folgendes festgelegt: 

a) Transparenz- und Offenlegungspflichten für die Ausgabe, das öffentliche Angebot und die Zulassung von Krypto
werten zum Handel auf einer Handelsplattform für Kryptowerte („Zulassung zum Handel“); 

b) Anforderungen für die Zulassung und Beaufsichtigung von Anbietern von Kryptowerte-Dienstleistungen, Emittenten 
vermögenswertereferenzierter Token und Emittenten von E-Geld-Token sowie für deren Betrieb, Organisation und 
Unternehmensführung; 

c) Anforderungen für den Schutz der Inhaber von Kryptowerten bei der Ausgabe, dem öffentlichen Angebot und der 
Zulassung zum Handel mit Kryptowerten; 

d) Anforderungen für den Schutz der Kunden von Anbietern von Kryptowerte-Dienstleistungen; 

e) Maßnahmen zur Verhinderung von Insidergeschäften, unrechtmäßiger Offenlegung von Insiderinformationen sowie 
Marktmanipulation im Zusammenhang mit Kryptowerten, um die Integrität der Märkte für Kryptowerte zu wahren. 

Artikel 2 

Anwendungsbereich 

(1) Diese Verordnung gilt für natürliche und juristische Personen und bestimmte andere Unternehmen, die in der 
Union mit der Ausgabe, dem öffentlichen Angebot und der Zulassung zum Handel von Kryptowerten befasst sind oder 
die Dienstleistungen im Zusammenhang mit Kryptowerten erbringen. 

(2) Diese Verordnung gilt nicht für 

a) Personen, die Kryptowerte-Dienstleistungen ausschließlich für ihre Mutterunternehmen, ihre eigenen Tochterunter
nehmen oder andere Tochterunternehmen ihrer Mutterunternehmen erbringen; 

b) Liquidatoren oder Verwalter, die im Laufe eines Insolvenzverfahrens handeln, außer für die Zwecke des Artikels 47; 

c) die EZB, die Zentralbanken der Mitgliedstaaten, wenn sie in ihrer Eigenschaft als Währungsbehörde handeln, oder 
andere Behörden der Mitgliedstaaten; 

d) die Europäische Investitionsbank und ihre Tochtergesellschaften; 

e) die Europäische Finanzstabilisierungsfazilität und den Europäischen Stabilitätsmechanismus; 

f) internationale Organisationen des öffentlichen Rechts. 

(3) Diese Verordnung gilt nicht für Kryptowerte, die einmalig und nicht mit anderen Kryptowerten fungibel sind. 

(4) Diese Verordnung gilt nicht für Kryptowerte, die einer oder mehreren der folgenden Kategorien angehören: 

a) Finanzinstrumente; 

b) Einlagen einschließlich strukturierter Einlagen; 

c) Geldbeträge, sofern diese nicht als E-Geld-Token einzustufen sind; 

d) Verbriefungspositionen im Zusammenhang mit einer Verbriefung im Sinne von Artikel 2 Nummer 1 der Verordnung 
(EU) 2017/2402; 

e) Nichtlebensversicherungs- oder Lebensversicherungsprodukte, die unter die in den Anhängen I und II der Richtlinie 
2009/138/EG des Europäischen Parlaments und des Rates ( 27 ) aufgeführten Versicherungszweige fallen, oder Rück
versicherungs- und Retrozessionsverträge im Sinne ebendieser Richtlinie; 

f) Altersvorsorgeprodukte, die nach nationalem Recht als Produkte anerkannt sind, deren Zweck in erster Linie darin 
besteht, dem Anleger im Ruhestand ein Einkommen zu gewähren, und mit denen dem Anleger ein Anspruch auf 
bestimmte Leistungen eingeräumt wird; 

g) amtlich anerkannte betriebliche Altersversorgungssysteme, die in den Anwendungsbereich der Richtlinie (EU) 
2016/2341 des Europäischen Parlaments und des Rates ( 28 ) oder der Richtlinie 2009/138/EG fallen;
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h) individuelle Altersvorsorgeprodukte, für die nach nationalem Recht ein finanzieller Beitrag des Arbeitgebers vor
geschrieben ist und die bzw. deren Anbieter weder der Arbeitgeber noch der Beschäftigte selbst wählen kann; 

i) ein Paneuropäisches Privates Pensionsprodukt im Sinne von Artikel 2 Nummer 2 der Verordnung (EU) 2019/1238 
des Europäischen Parlaments und des Rates ( 29 ); 

j) Systeme der sozialen Sicherheit, die in den Anwendungsbereich der Verordnungen (EG) Nr. 883/2004 ( 30 ) und (EG) 
Nr. 987/2009 des Europäischen Parlaments und des Rates ( 31 ) fallen. 

(5) Bis zum 30. Dezember 2024 gibt die ESMA für die Zwecke von Absatz 4 Buchstabe a des vorliegenden Artikels 
Leitlinien gemäß Artikel 16 der Verordnung (EU) Nr. 1095/2010 zu den Bedingungen und Kriterien für die Einstufung 
von Kryptowerten als Finanzinstrumente heraus. 

(6) Diese Verordnung lässt die Verordnung (EU) Nr. 1024/2013 unberührt. 

Artikel 3 

Begriffsbestimmungen 

(1) Für die Zwecke dieser Verordnung bezeichnet der Ausdruck 

1. „Distributed-Ledger-Technologie “ oder „DLT“ eine Technologie, die den Betrieb und die Nutzung von Distributed 
Ledgern ermöglicht; 

2. „Distributed Ledger“ einen Informationsspeicher, der Aufzeichnungen über Transaktionen enthält und der unter 
Verwendung eines Konsensmechanismus auf eine Reihe von DLT-Netzwerkknoten verteilt und zwischen ihnen 
synchronisiert wird; 

3. „Konsensmechanismus “ die Regeln und Verfahren, durch die eine Übereinstimmung unter DLT-Netzwerkknoten 
dahingehend erzielt wird, dass eine Transaktion validiert ist; 

4. „DLT-Netzwerkknoten “ ein Gerät oder Verfahren, das Teil eines Netzwerks ist und das eine vollständige oder 
partielle Kopie von Aufzeichnungen aller Transaktionen in einem Distributed Ledger enthält; 

5. „Kryptowert“ eine digitale Darstellung eines Werts oder eines Rechts, der bzw. das unter Verwendung der Dis
tributed-Ledger-Technologie oder einer ähnlichen Technologie elektronisch übertragen und gespeichert werden 
kann; 

6. „vermögenswertereferenzierter Token“ einen Kryptowert, der kein E-Geld-Token ist und dessen Wertstabilität durch 
Bezugnahme auf einen anderen Wert oder ein anderes Recht oder eine Kombination davon, einschließlich einer 
oder mehrerer amtlicher Währungen, gewahrt werden soll; 

7. „E-Geld-Token“ einen Kryptowert, dessen Wertstabilität unter Bezugnahme auf den Wert einer amtlichen Währung 
gewahrt werden soll; 

8. „amtliche Währung“ eine amtliche Währung eines Landes, die von einer Zentralbank oder einer anderen Währungs
behörde ausgegeben wird; 

9. „Utility-Token“ einen Kryptowert, der ausschließlich dazu bestimmt ist, Zugang zu einer Ware oder Dienstleistung 
zu verschaffen, die von seinem Emittenten bereitgestellt wird; 

10. „Emittent“ eine natürliche oder juristische Person oder ein anderes Unternehmen, die bzw. das Kryptowerte emit
tiert; 

11. „antragstellender Emittenten“ einen Emittenten von vermögenswertereferenzierten Token oder E-Geld-Token, der die 
Zulassung dieser Kryptowerte zum öffentlichen Anbieten oder zum Handel beantragt; 

12. „öffentliches Angebot“ eine Mitteilung an Personen in jedweder Form und auf jedwede Art und Weise, die aus
reichende Informationen über die Angebotsbedingungen und die anzubietenden Kryptowerte enthält, um potenzielle 
Inhaber in die Lage zu versetzen, über den Kauf dieser Kryptowerte zu entscheiden; 

13. „Anbieter“ eine natürliche oder juristische Person oder ein anderes Unternehmen, die bzw. das Kryptowerte öffent
lich anbietet, oder den Emittenten, der Kryptowerte öffentlich anbietet; 

14. „Geldbetrag“ einen Geldbetrag im Sinne von Artikel 4 Nummer 25 der Richtlinie (EU) 2015/2366;

DE 9.6.2023 Amtsblatt der Europäischen Union L 150/63 

( 29 ) Verordnung (EU) 2019/1238 des Europäischen Parlaments und des Rates vom 20. Juni 2019 über ein Paneuropäisches Privates 
Pensionsprodukt (PEPP) (ABl. L 198 vom 25.7.2019, S. 1). 

( 30 ) Verordnung (EG) Nr. 883/2004 des Europäischen Parlaments und des Rates vom 29. April 2004 zur Koordinierung der Systeme 
der sozialen Sicherheit (ABl. L 166 vom 30.4.2004, S. 1). 

( 31 ) Verordnung (EG) Nr. 987/2009 des Europäischen Parlaments und des Rates vom 16. September 2009 zur Festlegung der Moda
litäten für die Durchführung der Verordnung (EG) Nr. 883/2004 über die Koordinierung der Systeme der sozialen Sicherheit (ABl. 
L 284 vom 30.10.2009, S. 1).



 

15. „Anbieter von Kryptowerte-Dienstleistungen “ jede juristische Person oder jedes andere Unternehmen, deren bzw. 
dessen berufliche oder gewerbliche Tätigkeit darin besteht, eine oder mehrere Kryptowerte-Dienstleistungen gewerb
lich für Kunden zu erbringen, und der bzw. dem es gestattet ist, gemäß Artikel 59 Kryptowerte-Dienstleistungen zu 
erbringen; 

16. „Krypto-Dienstleistung “ eine der folgenden Dienstleistungen und Tätigkeiten im Zusammenhang mit Kryptowerten: 

a) Verwahrung und Verwaltung von Kryptowerten für Kunden; 

b) Betrieb einer Handelsplattform für Kryptowerte; 

c) Tausch von Kryptowerten gegen einen Geldbetrag; 

d) Tausch von Kryptowerten gegen andere Kryptowerte; 

e) Ausführung von Aufträgen über Kryptowerte für Kunden; 

f) Platzierung von Kryptowerten; 

g) Annahme und Übermittlung von Aufträgen über Kryptowerte für Kunden; 

h) Beratung zu Kryptowerten; 

i) Portfolioverwaltung von Kryptowerten; 

j) Erbringung von Transferdienstleistungen für Kryptowerte für Kunden; 

17. „Verwahrung und Verwaltung von Kryptowerten für Kunden“ die sichere Aufbewahrung oder Kontrolle von Krypto
werten oder der Mittel für den Zugang zu solchen Kryptowerten für Kunden, unter Umständen in Form privater 
kryptografischer Schlüssel; 

18. „Betrieb einer Handelsplattform für Kryptowerte“ die Verwaltung eines oder mehrerer multilateraler Systeme, die die 
Interessen einer Vielzahl Dritter am Kauf und Verkauf von Kryptowerten — im System und gemäß dessen Regeln — 
auf eine Weise zusammenführen oder deren Zusammenführung erleichtern, dass ein Vertrag über den Tausch von 
Kryptowerten entweder gegen einen Geldbetrag oder den Tausch von Kryptowerten gegen andere Kryptowerte 
zustande kommt; 

19. „Tausch von Kryptowerten gegen einen Geldbetrag“ den Abschluss von Verträgen mit Kunden über den Kauf oder 
Verkauf von Kryptowerten gegen einen Geldbetrag unter Einsatz eigenen Kapitals; 

20. „Tausch von Kryptowerten gegen andere Kryptowerte“ den Abschluss von Verträgen mit Kunden über den Kauf 
oder Verkauf von Kryptowerten gegen einen Geldbetrag unter Einsatz eigenen Kapitals; 

21. „Ausführung von Aufträgen über Kryptowerte für Kunden“ den Abschluss von Vereinbarungen für Kunden über den 
Kauf oder Verkauf eines oder mehrerer Kryptowerte oder die Zeichnung eines oder mehrerer Kryptowerte für 
Kunden, einschließlich des Abschlusses von Verträgen über den Verkauf von Kryptowerten zum Zeitpunkt ihres 
öffentlichen Angebots oder ihrer Zulassung zum Handel; 

22. „Platzierung von Kryptowerten“ die Vermarktung von Kryptowerten an Käufer im Namen oder für Rechnung des 
Anbieters oder einer mit dem Anbieter verbundenen Partei; 

23. „Annahme und Übermittlung von Aufträgen über Kryptowerte für Kunden“ die Annahme eines von einer Person 
erteilten Auftrags zum Kauf oder Verkauf eines oder mehrerer Kryptowerte oder zur Zeichnung eines oder mehrerer 
Kryptowerte und die Übermittlung dieses Auftrags an eine Drittpartei zur Ausführung 

24. „Beratung zu Kryptowerten“ das Angebot oder die Abgabe personalisierter Empfehlungen an Kunden oder die 
Vereinbarung der Abgabe solcher Empfehlungen auf Ersuchen des Kunden oder auf Initiative des die Beratung 
leistenden Anbieters von Kryptowerte-Dienstleistungen hinsichtlich eines oder mehrerer Geschäfte in Bezug auf 
Kryptowerte oder die Nutzung von Kryptowerte-Dienstleistungen; 

25. „Portfolioverwaltung von Kryptowerten“ die Verwaltung von Portfolios auf Einzelkundenbasis mit einem Ermessens
spielraum im Rahmen eines Mandats des Kunden, sofern diese Portfolios einen oder mehrere Kryptowerte enthalten; 

26. „Transferdienstleistungen für Kryptowerte für Kunden“ das Erbringen von Dienstleistungen zur Übertragung von 
Kryptowerten von einer Distributed Ledger-Adresse oder einem Distributed-Ledger-Konto auf eine andere solche 
Adresse oder ein anderes solches Konto für eine natürliche oder juristische Person;
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27. „Leitungsorgan“ das Organ — oder die Organe — eines Emittenten, eines Anbieters oder einer Person, die eine 
Zulassung zum Handel beantragt, oder eines Anbieters von Kryptowerte-Dienstleistungen, die nach nationalem 
Recht bestellt wurden, die befugt sind, Strategie, Ziele und Gesamtpolitik des Unternehmens festzulegen, und die 
die Entscheidungen der Geschäftsführung des Unternehmens kontrollieren und überwachen, und Personen umfasst, 
die die Geschäfte des Unternehmens tatsächlich führen; 

28. „Kreditinstitut“ ein Kreditinstitut im Sinne von Artikel 4 Absatz 1 Nummer 1 der Verordnung (EU) Nr. 575/2013 
und mit einer Zulassung gemäß der Richtlinie 2013/36/EU; 

29. „Wertpapierfirma “ eine Wertpapierfirma im Sinne von Artikel 4 Absatz 1 Nummer 2 der Verordnung (EU) 
Nr. 575/2013 und mit einer Zulassung gemäß der Richtlinie 2014/65/EU; 

30. „qualifizierte Anleger“ Personen oder Einrichtungen, die in Anhang II Abschnitt I Nummern 1 bis 4 der Richtlinie 
2014/65/EU aufgeführt sind; 

31. „enge Verbindungen“ enge Verbindungen im Sinne von Artikel 4 Absatz 1 Nummer 35 der Richtlinie 2014/65/EU; 

32. „Vermögenswertreserve “ den Korb mit Reservevermögen, mit dem die Forderung gegenüber dem Emittenten be
sichert wird; 

33. „Herkunftsmitgliedstaat “ 

a) bei Anbietern von anderen Kryptowerten als vermögenswertereferenzierten Token oder E-Geld-Token oder 
Personen, die die Zulassung solcher Kryptowerte zum Handel beantragen, die ihren Sitz in der Union haben, 
den Mitgliedstaat, in dem der Anbieter oder die Person seinen bzw. ihren Sitz hat; 

b) bei Anbietern von anderen Kryptowerten als vermögenswertereferenzierten Token oder E-Geld-Token oder 
Personen, die die Zulassung solcher Kryptowerte zum Handel beantragen, die zwar keinen Sitz, dafür aber 
eine oder mehrere Zweigniederlassungen in der Union haben, den Mitgliedstaat, den der Anbieter oder die 
Person aus den Mitgliedstaaten, in denen er bzw. sie Zweigniederlassungen hat, auswählt; 

c) bei Anbietern von anderen Kryptowerten als vermögenswertereferenzierten Token oder E-Geld-Token oder 
Personen, die die Zulassung solcher Kryptowerte zum Handel beantragen, die ihren Sitz in einem Drittland 
und keine Zweigniederlassung in der Union haben, entweder den Mitgliedstaat, in dem die Kryptowerte erstmals 
öffentlich angeboten werden sollen, oder je nach Wahl des Anbieters oder der Person, die eine Zulassung zum 
Handel beantragt, den Mitgliedstaat, in dem der erste Antrag auf Zulassung zum Handel mit diesen Kryptowerte 
gestellt wird; 

d) bei Emittenten vermögenswertereferenzierter Token den Mitgliedstaat, in dem der Emittent vermögenswertere
ferenzierter Token seinen Sitz hat; 

e) bei Emittenten von E-Geld-Token die Mitgliedstaaten, in denen der Emittent von E-Geld-Token als Kreditinstitut 
gemäß der Richtlinie 2013/36/EU oder als E-Geld-Institut gemäß der Richtlinie 2009/110/EG zugelassen ist; 

f) bei Anbietern von Kryptowerte-Dienstleistungen den Mitgliedstaat, in dem der Anbieter von Kryptowerte-Dienst
leistungen seinen Sitz hat; 

34. „Aufnahmemitgliedstaat “ den Mitgliedstaat, in dem ein Anbieter oder die Person, die eine Zulassung zum Handel 
beantragt, Kryptowerte öffentlich anbietet oder deren Zulassung zum Handel beantragt oder in dem ein Anbieter 
von Kryptowerte-Dienstleistungen erbringt, wenn dies nicht der Herkunftsmitgliedstaat ist; 

35. „zuständige Behörde“ eine oder mehrere Behörden, 

a) die von jedem Mitgliedstaat gemäß Artikel 93 bezüglich Anbietern von anderen Kryptowerten als vermögens
wertereferenzierten Token und E-Geld-Token und Personen, die eine Zulassung zum Handel beantragen, Emit
tenten vermögenswertereferenzierter Token oder Anbietern von Kryptowerte-Dienstleistungen benannt wird bzw. 
werden;
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b) die von jedem Mitgliedstaat für die Zwecke der Anwendung der Richtlinie 2009/110/EG bezüglich Emittenten 
von E-Geld-Token benannt wird bzw. werden; 

36. „qualifizierte Beteiligung“ das direkte oder indirekte Halten einer Beteiligung an einem Emittenten vermögenswer
tereferenzierter Token oder einem Anbieter von Kryptowerte-Dienstleistungen, die mindestens 10 % des Kapitals 
oder der Stimmrechte gemäß den Artikeln 9 bzw. 10 der Richtlinie 2004/109/EG des Europäischen Parlaments und 
des Rates ( 32 ) unter Berücksichtigung der Voraussetzungen für das Zusammenrechnen der Beteiligungen nach 
Artikel 12 Absätze 4 und 5 jener Richtlinie ausmacht oder die Ausübung eines maßgeblichen Einflusses auf die 
Geschäftsführung eines Emittenten vermögenswertereferenzierter Token oder die Geschäftsführung des Anbieters 
von Kryptowerte-Dienstleistungen, an der eine solche Beteiligung gehalten wird, ermöglicht; 

37. „Kleinanleger“ jede natürliche Person, die zu Zwecken handelt, die außerhalb ihrer gewerblichen, geschäftlichen, 
handwerklichen oder beruflichen Tätigkeit liegen; 

38. „Online-Schnittstelle “ eine Software, einschließlich einer Website, eines Teils einer Website oder einer Anwendung, 
die von einem Anbieter oder einem Anbieter von Kryptowerte-Dienstleistungen oder in seinem Namen betrieben 
wird und dazu dient, Inhabern von Kryptowerten Zugang zu ihren Kryptowerten und Kunden von Kryptowerte- 
Dienstleistungen Zugang zu ihren Kryptowerte-Dienstleistungen zu gewähren; 

39. „Kunde“ eine natürliche oder juristische Person, für die ein Anbieter von Kryptowerte-Dienstleistungen erbringt; 

40. „Zusammenführung sich deckender Kundenaufträge “ die Zusammenführung sich deckender Kundenaufträge im 
Sinne von Artikel 4 Absatz 1 Nummer 38 der Richtlinie 2014/65/EU; 

41. „Zahlungsdienst “ einen Zahlungsdienst im Sinne von Artikel 4 Nummer 3 der Richtlinie (EU) 2015/2366; 

42. „Zahlungsdienstleister “ einen Zahlungsdienstleiter im Sinne von Artikel 4 Nummer 11 der Richtlinie (EU) 
2015/2366; 

43. „E-Geld-Institut“ ein E-Geld-Institut im Sinne von Artikel 2 Nummer 1 der Richtlinie 2009/110/EG; 

44. „E-Geld“ E-Geld im Sinne von Artikel 2 Nummer 2 der Richtlinie 2009/110/EG; 

45. „personenbezogene Daten“ personenbezogene Daten im Sinne des Artikels 4 Nummer 1 der Verordnung (EU) 
2016/679; 

46. „Zahlungsinstitut “ ein Zahlungsinstitut im Sinne von Artikel 4 Nummer 4 der Richtlinie (EU) 2015/2366; 

47. „OGAW-Verwaltungsgesellschaft “ eine Verwaltungsgesellschaft im Sinne von Artikel 2 Nummer 1 Buchstabe b der 
Richtlinie 2009/65/EG des Europäischen Parlaments und des Rates ( 33 ); 

48. „Verwalter alternativer Investmentfonds “ einen Verwalter alternativer Investmentfonds (AIFM) im Sinne von Arti
kel 4 Absatz 1 Buchstabe b der Richtlinie 2011/61/EU des Europäischen Parlaments und des Rates ( 34 ); 

49. „Finanzinstrument “ Finanzinstrument im Sinne des Artikels 4 Absatz 1 Nummer 15 der Richtlinie 2014/65/EU; 

50. „Einlage“ eine Einlage im Sinne des Artikels 2 Absatz 1 Nummer 3 der Richtlinie 2014/49/EU; 

51. „strukturierte Einlage“ eine strukturierte Einlage im Sinne des Artikels 4 Absatz 1 Nummer 43 der Richtlinie 
2014/65/EU. 

(2) Die Kommission erlässt gemäß Artikel 139 delegierte Rechtsakte zur Ergänzung dieser Verordnung durch die 
genauere Festlegung der technischen Aspekte der Begriffsbestimmungen von Absatz 1 des vorliegenden Artikels und zur 
Anpassung dieser Begriffsbestimmungen an Marktentwicklungen und technologische Entwicklungen.
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( 32 ) Richtlinie 2004/109/EG des Europäischen Parlaments und des Rates vom 15. Dezember 2004 zur Harmonisierung der Trans
parenzanforderungen in Bezug auf Informationen über Emittenten, deren Wertpapiere zum Handel auf einem geregelten Markt 
zugelassen sind, und zur Änderung der Richtlinie 2001/34/EG (ABl. L 390 vom 31.12.2004, S. 38). 

( 33 ) Richtlinie 2009/65/EG des Europäischen Parlaments und des Rates vom 13. Juli 2009 zur Koordinierung der Rechts- und Ver
waltungsvorschriften betreffend bestimmte Organismen für gemeinsame Anlagen in Wertpapieren (OGAW) (ABl. L 302 vom 
17.11.2009, S. 32). 

( 34 ) Richtlinie 2011/61/EU des Europäischen Parlaments und des Rates vom 8. Juni 2011 über die Verwalter alternativer Investment
fonds und zur Änderung der Richtlinien 2003/41/EG und 2009/65/EG und der Verordnungen (EG) Nr. 1060/2009 und (EU) 
Nr. 1095/2010 (ABl. L 174 vom 1.7.2011, S. 1).



 

TITEL II 

ANDERE KRYPTOWERTE ALS VERMÖGENSWERTEREFERENZIERTE TOKEN ODER E-GELD-TOKEN 

Artikel 4 

Öffentliche Angebote von anderen Kryptowerten als vermögenswertereferenzierten Token oder E-Geld-Token 

(1) Eine Person, darf in der Union andere Kryptowerte als vermögenswertereferenzierte Token oder E-Geld-Token 
nicht öffentlich anbieten, es sei denn, diese Person 

a) ist eine juristische Person, 

b) hat in Bezug auf diese Kryptowerte ein Kryptowerte-Whitepaper gemäß Artikel 6 erstellt, 

c) hat das Kryptowerte-Whitepaper gemäß Artikel 8 übermittelt, 

d) hat das Kryptowerte-Whitepaper gemäß Artikel 9 veröffentlicht, 

e) hat in Bezug auf diesen Kryptowert die Marketingmitteilungen, sofern vorhanden, gemäß Artikel 7 erstellt, 

f) hat in Bezug auf diesen Kryptowert die Marketingmitteilungen, sofern vorhanden, gemäß Artikel 9 veröffentlicht, 

g) erfüllt die in Artikel 14 festgelegten Anforderungen für Anbieter. 

(2) Absatz 1 Buchstaben b, c, d und f gilt nicht für folgende öffentliche Angebote von anderen Kryptowerten als 
vermögenswertereferenzierten Token oder E-Geld-Token: 

a) Ein Angebot an weniger als 150 natürliche oder juristische Personen je Mitgliedstaat, wenn diese Personen für eigene 
Rechnung handeln; 

b) ein öffentliches Angebot eines Kryptowerts in der Union, dessen Gesamtgegenwert über einen Zeitraum von zwölf 
Monaten ab dem Beginn des Angebots 1 000 000 EUR oder den Gegenwert in einer anderen amtlichen Währung 
oder in Kryptowerten nicht übersteigt; 

c) ein Angebot eines Kryptowerts, das sich ausschließlich an qualifizierte Anleger richtet, sofern der Kryptowert nur von 
diesen qualifizierten Anlegern gehalten werden kann. 

(3) Dieser Titel findet keine Anwendung auf öffentliche Angebote von anderen Kryptowerten als vermögenswertere
ferenzierten Token oder E-Geld-Token, wenn einer oder mehrere der folgenden Fälle zutreffen: 

a) der Kryptowert wird kostenlos angeboten; 

b) der Kryptowert wird als Gegenleistung für die Pflege des Distributed Ledgers oder die Validierung von Transaktionen 
automatisch geschürft; 

c) das Angebot betrifft einen Utility-Token, der Zugang zu einer Ware oder Dienstleistung bietet, die bereits besteht 
oder bereits erbracht wird; 

d) der Inhaber des Kryptowerts ist berechtigt, diesen Kryptowert nur für den Tausch gegen Waren und Dienstleistungen 
in einem begrenzten Netz von Händlern mit vertraglichen Vereinbarungen mit dem Anbieter zu nutzen. 

Für die Zwecke von Unterabsatz 1 Buchstabe a gilt ein Angebot eines Kryptowerts nicht als kostenlos, wenn der Käufer 
verpflichtet ist oder sich bereit erklären muss, dem Anbieter im Tausch gegen diesen Kryptowert personenbezogene 
Daten zur Verfügung zu stellen, oder wenn der Anbieter eines Kryptowerts von den potenziellen Inhabern dieses 
Kryptowerts im Tausch gegen diesen Kryptowert Gebühren, Provisionen, monetäre oder nicht monetäre Vorteile erhält. 

Übersteigt der Gesamtgegenwert eines öffentlichen Angebots eines Kryptowerts unter den in Unterabsatz 1 Buchstabe d 
genannten Umständen in der Union in jedem Zwölfmonatszeitraum ab Beginn des ersten öffentlichen Angebots 
1 000 000 EUR, so übermittelt der Anbieter der zuständigen Behörde eine Mitteilung mit einer Beschreibung des 
Angebots und einer Erläuterung, warum das Angebot gemäß Unterabsatz 1 Buchstabe d von diesem Titel ausgenommen 
ist. 

Auf der Grundlage der in Unterabsatz 3 genannten Mitteilung trifft die zuständige Behörde eine ordnungsgemäß 
begründete Entscheidung, wenn sie der Auffassung ist, dass die Tätigkeit nicht für eine Ausnahme als begrenztes 
Netz gemäß Unterabsatz 1 Buchstabe d in Betracht kommt, und unterrichtet den Anbieter entsprechend.
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(4) Die in den Absätzen 2 und 3 genannten Ausnahmen gelten nicht, wenn der Anbieter oder eine andere im Namen 
des Anbieters handelnde Person in einer Mitteilung seine bzw. ihre Absicht bekundet, die Zulassung zum Handel mit 
einem anderen Kryptowert als einem vermögenswertereferenzierten Token oder E-Geld-Token zu beantragen. 

(5) Für die Verwahrung und Verwaltung von Kryptowerten für Kunden oder für Transferdienstleistungen für Krypto
werte im Zusammenhang mit Kryptowerten, für die in Bezug auf das öffentliche Angebot eine Ausnahme gemäß 
Absatz 3 des vorliegenden Artikels besteht, ist eine Zulassung als Anbieter von Kryptowerte-Dienstleistungen gemäß 
Artikel 59 nicht erforderlich, es sei denn, 

a) es besteht ein anderes öffentliches Angebot für denselben Kryptowert und dieses Angebot fällt nicht unter die 
Ausnahme, oder 

b) der angebotene Kryptowert ist zum Handel auf einer Handelsplattform zugelassen. 

(6) Betrifft das öffentliche Angebot eines anderen Kryptowerts als einen vermögenswertereferenzierten Token oder E- 
Geld-Token einen Utility-Token für einen Dienst, der Zugang zu Waren und Dienstleistungen bietet, die es noch nicht 
gibt bzw. die noch nicht erbracht werden, so darf die Laufzeit des im Kryptowerte-Whitepaper beschriebenen öffent
lichen Angebots zwölf Monate ab dem Tag der Veröffentlichung des Kryptowerte-Whitepapers nicht überschreiten. 

(7) Jedes spätere öffentliche Angebot eines anderen Kryptowerts als eines vermögenswertereferenzierten Token oder 
E-Geld-Token gilt als gesondertes öffentliches Angebot, für das die Anforderungen des Absatzes 1 gelten, unbeschadet 
der möglichen Anwendung der Absätze 2 und 3 auf das spätere öffentliche Angebot. 

Für ein späteres öffentliches Angebot eines anderen Kryptowerts als eines vermögenswertereferenzierten Token oder 
eines E-Geld-Token ist kein zusätzliches Kryptowerte-Whitepaper erforderlich, sofern ein Kryptowerte-Whitepaper ge
mäß den Artikeln 9 und 12 veröffentlicht wurde und die für die Erstellung dieses Whitepapers verantwortliche Person 
seiner Verwendung schriftlich zustimmt. 

(8) Ist ein öffentliches Angebot eines anderen Kryptowerts als eines vermögenswertereferenzierten Token oder eines 
E-Geld-Token von der Verpflichtung zur Veröffentlichung eines Kryptowerte-Whitepapers gemäß Absatz 2 oder 3 aus
genommen, wird aber dennoch freiwillig ein Whitepaper erstellt, so gilt dieser Titel. 

Artikel 5 

Zulassung von anderen Kryptowerten als vermögenswertereferenzierten Token oder E-Geld-Token zum 
Handel 

(1) Eine Person, darf die Zulassung eines anderen Kryptowerts als eines vermögenswertereferenzierten Token oder 
eines E-Geld-Token zum Handel in der Union nicht beantragen, sofern diese Person nicht 

a) eine juristische Person ist, 

b) für diesen Kryptowert ein Kryptowerte-Whitepaper gemäß Artikel 6 erstellt hat, 

c) das Kryptowerte-Whitepaper gemäß Artikel 8 übermittelt hat, 

d) das Kryptowerte-Whitepaper gemäß Artikel 9 veröffentlicht hat, 

e) die Marketingmitteilungen, sofern vorhanden, zu diesem Kryptowert gemäß Artikel 7 erstellt hat, 

f) die Marketingmitteilungen, sofern vorhanden, zu diesem Kryptowert gemäß Artikel 9 veröffentlicht hat, 

g) die Anforderungen an Personen, die die Zulassung zum Handel beantragen, gemäß Artikel 14 erfüllt. 

(2) Wird ein Kryptowert auf Initiative des Betreibers der Handelsplattform zugelassen und wurde in den in dieser 
Verordnung vorgeschriebenen Fällen kein Kryptowerte-Whitepaper gemäß Artikel 9 veröffentlicht, so trägt der Betreiber 
der jeweiligen Handelsplattform den in Absatz 1 des vorliegenden Artikels festgelegten Anforderungen Rechnung. 

(3) Abweichend von Absatz 1 können eine Person, die die Zulassung eines anderen Kryptowerts als eines vermögens
wertereferenzierten Token oder eines E-Geld-Token zum Handel beantragt, und der jeweilige Betreiber der Handelsplatt
form schriftlich vereinbaren, dass der Betreiber der Handelsplattform alle oder einen Teil der in Absatz 1 Buchstaben b 
bis g genannten Anforderungen erfüllen muss.
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In der in Unterabsatz 1 des vorliegenden Absatzes genannten schriftlichen Vereinbarung wird eindeutig festgelegt, dass 
die Person, die die Zulassung zum Handel beantragt, verpflichtet ist, dem Betreiber der Handelsplattform alle erforder
lichen Informationen zur Verfügung zu stellen, damit dieser Betreiber die Anforderungen gemäß Absatz 1 Buchstaben b 
bis g erfüllen kann. 

(4) Absatz 1 Buchstaben b, c und d finden keine Anwendung, wenn 

a) der Kryptowert bereits zum Handel auf einer anderen Handelsplattform für Kryptowerte in der Union zugelassen ist 
und 

b) das Kryptowerte-Whitepaper gemäß Artikel 6 erstellt wird, gemäß Artikel 12 aktualisiert wird, und die für die 
Erstellung des Whitepapers verantwortliche Person seiner Verwendung schriftlich zustimmt. 

Artikel 6 

Inhalt und Form des Kryptowerte-Whitepapers 

(1) Ein Kryptowerte-Whitepaper muss alle folgenden Informationen, wie in Anhang I näher festgelegt, enthalten: 

a) Informationen über den Anbieter oder die Person, die die Zulassung zum Handel beantragt; 

b) Informationen über den Emittenten, wenn es sich hierbei nicht um den Anbieter oder die Person handelt, die die 
Zulassung zum Handel beantragt; 

c) Informationen über den Betreiber der Handelsplattform in den Fällen, in denen er das Kryptowerte-Whitepaper 
erstellt; 

d) Informationen über das Kryptowert-Projekt; 

e) Informationen über das öffentliche Angebot des Kryptowerts oder dessen Zulassung zum Handel; 

f) Informationen über den Kryptowert; 

g) Informationen über die mit dem Kryptowert verknüpften Rechte und Pflichten; 

h) Informationen über die zugrunde liegenden Technologien; 

i) Informationen über die Risiken; 

j) Informationen über die wichtigsten nachteiligen Auswirkungen des für die Ausgabe des Kryptowerts verwendeten 
Konsensmechanismus auf das Klima sowie sonstige entsprechende umweltbezogene nachteilige Auswirkungen. 

Wird das Kryptowerte-Whitepaper nicht von den in Unterabsatz 1 Buchstaben a, b und c genannten Personen erstellt, so 
muss das Kryptowerte-Whitepaper auch die Identität der Person enthalten, die das Kryptowerte-Whitepaper erstellt hat, 
sowie den Grund, warum diese Person Kryptowerte-Whitepaper erstellt hat. 

(2) Alle in Absatz 1 aufgeführten Informationen müssen redlich und eindeutig und dürfen nicht irreführend sein. Das 
Kryptowerte-Whitepaper darf keine wesentlichen Auslassungen enthalten und ist in knapper und verständlicher Form 
vorzulegen. 

(3) Das Kryptowerte-Whitepaper muss auf der ersten Seite die folgende eindeutige und deutlich erkennbare Erklärung 
enthalten: 

„Dieses Kryptowerte-Whitepaper wurde von keiner zuständigen Behörde eines Mitgliedstaats der Europäischen Union 
genehmigt. Der Anbieter des Kryptowerts trägt die alleinige Verantwortung für den Inhalt dieses Kryptowerte-White
papers.“ 

Wird das Kryptowerte-Whitepaper von der Person, die die Zulassung zum Handel beantragt, oder von einem Betreiber 
einer Handelsplattform erstellt, so wird in die Erklärung gemäß Unterabsatz 1 anstelle von „Anbieter“ auf die „Person, die 
die Zulassung zum Handel beantragt“ oder den „Betreiber der Handelsplattform “ Bezug genommen. 

(4) Das Kryptowerte-Whitepaper darf außer der in Absatz 5 genannten Erklärung keine Aussagen über den künftigen 
Wert des Kryptowerts enthalten.
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(5) Das Kryptowerte-Whitepaper muss eine klare und eindeutige Erklärung enthalten, dass 

a) der Kryptowert seinen Wert ganz oder teilweise verlieren können, 

b) der Kryptowert möglicherweise nicht immer übertragbar ist, 

c) der Kryptowert möglicherweise nicht liquide ist, 

d) beim öffentlichen Angebot eines Utility-Token dieser Utility-Token, insbesondere im Fall eines Ausfalls oder der 
Einstellung des Kryptowert-Projekts, möglicherweise nicht gegen die im Kryptowerte-Whitepaper zugesagte Ware 
oder Dienstleistung getauscht werden kann, 

e) der Kryptowert je nach Sachlage nicht unter die Systeme für die Entschädigung der Anleger gemäß der Richtlinie 
97/9/EG des Europäischen Parlaments und des Rates fällt ( 35 ), 

f) der Kryptowert nicht unter die Einlagensicherungssysteme gemäß der Richtlinie 2014/49/EU fällt. 

(6) Das Kryptowerte-Whitepaper muss eine Erklärung des Leitungsorgans des Anbieters der Kryptowerte, der Person, 
die die Zulassung zum Handel beantragt, oder des Betreibers der Handelsplattform enthalten. In dieser Erklärung, die 
nach der in Absatz 3 genannten Erklärung einzufügen ist, wird bestätigt, dass das Kryptowerte-Whitepaper diesem Titel 
Rechnung trägt, dass die in ihm enthaltenen Informationen nach bestem Wissen des Leitungsorgans redlich, eindeutig 
und nicht irreführend sind und das Kryptowerte-Whitepaper keine Auslassungen aufweist, die seine Aussagekraft beein
trächtigen könnten. 

(7) Das Kryptowerte-Whitepaper muss eine Zusammenfassung enthalten, die nach der in Absatz 6 genannten Erklä
rung eingefügt wird und in knapper und nicht fachsprachlicher Ausdrucksweise wesentliche Informationen über das 
öffentliche Angebot des Kryptowerts oder über die beabsichtigte Zulassung zum Handel liefert. Die Zusammenfassung 
muss leicht verständlich und in Darstellung und Gestaltung verständlich und vollständig sein; es ist eine leserliche 
Schriftgröße zu verwenden. Die Zusammenfassung des Kryptowerte-Whitepapers muss geeignete Informationen über 
die Merkmale des betreffenden Kryptowerts bieten, um den potenziellen Inhabern des Kryptowerts dabei zu helfen, eine 
fundierte Entscheidung zu treffen. 

Die Zusammenfassung muss einen Warnhinweis enthalten, dass 

a) sie als Einführung in das Kryptowerte-Whitepaper zu lesen ist, 

b) potenzielle Inhaber jede Entscheidung über den Kauf des Kryptowerts auf der Grundlage des Inhalts des gesamten 
Kryptowerte-Whitepapers und nicht allein auf der Grundlage der Zusammenfassung treffen sollten, 

c) das öffentliche Angebot des Kryptowerts kein Angebot und keine Aufforderung zum Kauf von Finanzinstrumenten 
darstellt und dass ein solches Angebot oder eine solche Aufforderung nur mittels eines Prospekts oder anderer im 
geltenden nationalen Recht vorgesehener Angebotsunterlagen erfolgen kann, 

d) dass das Kryptowerte-Whitepaper keinen Prospekt im Sinne der Verordnung (EU) 2017/1129 des Europäischen 
Parlaments und des Rates ( 36 ) und kein anderes Angebotsdokument im Sinne von Unionsrecht oder nationalem 
Recht darstellt. 

(8) Das Kryptowerte-Whitepaper muss das Datum seiner Übermittlung und ein Inhaltsverzeichnis enthalten. 

(9) Das Kryptowerte-Whitepaper ist in einer Amtssprache des Herkunftsmitgliedstaats oder in einer in der interna
tionalen Finanzwelt gebräuchlichen Sprache abzufassen. 

Werden die Kryptowerte auch in einem anderen Mitgliedstaat als dem Herkunftsmitgliedstaat angeboten, so ist das 
Kryptowerte-Whitepaper auch in einer Amtssprache des Aufnahmemitgliedstaats oder in einer in der internationalen 
Finanzwelt gebräuchlichen Sprache abzufassen. 

(10) Das Kryptowerte-Whitepaper ist in einem maschinenlesbaren Format zur Verfügung zu stellen. 

(11) Die ESMA arbeitet in Zusammenarbeit mit der EBA Entwürfe technischer Durchführungsstandards zur Fest
legung von Standardformularen, Standardformaten und Mustertexten für die Zwecke des Absatzes 10 aus.
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Die ESMA übermittelt der Kommission die in Unterabsatz 1 genannten Entwürfe technischer Durchführungsstandards 
spätestens am 30. Juni 2024. 

Der Kommission wird die Befugnis übertragen, die in Unterabsatz 1 genannten technischen Durchführungsstandards 
nach Artikel 15 der Verordnung (EU) Nr. 1095/2010 zu erlassen. 

(12) Die ESMA arbeitet in Zusammenarbeit mit der EBA Entwürfe technischer Regulierungsstandards für den Inhalt, 
die Methoden und die Darstellung der in Absatz 1 Unterabsatz 1 Buchstabe j genannten Informationen über die Nach
haltigkeitsindikatoren in Bezug auf nachteilige Auswirkungen auf das Klima und sonstige umweltbezogene nachteilige 
Auswirkungen aus. 

Bei der Ausarbeitung der in Unterabsatz 1 genannten Entwürfe technischer Regulierungsstandards berücksichtigt die 
ESMA die verschiedenen Arten von Konsensmechanismen, die bei der Validierung von Transaktionen mit Kryptowerten 
zum Einsatz kommen, deren Anreizstrukturen und die Nutzung von Energie, Energie aus erneuerbaren Quellen und 
natürlichen Ressourcen, die Erzeugung von Abfällen und Treibhausgasemissionen. Die ESMA aktualisiert diese tech
nischen Regulierungsstandards unter Berücksichtigung rechtlicher und technischer Entwicklungen. 

Die ESMA übermittelt der Kommission die in Unterabsatz 1 genannten Entwürfe technischer Regulierungsstandards 
spätestens am 30. Juni 2024. 

Der Kommission wird die Befugnis übertragen, diese Verordnung durch den Erlass der in Unterabsatz 1 genannten 
technischen Regulierungsstandards gemäß den Artikeln 10 bis 14 der Verordnung (EU) Nr. 1095/2010 zu ergänzen. 

Artikel 7 

Marketingmitteilungen 

(1) Marketingmitteilungen zu einem öffentlichen Angebot eines anderen Kryptowerts als vermögenswertereferenzier
ten Token oder E-Geld-Token oder zur Zulassung eines solchen Kryptowerts zum Handel müssen alle folgenden 
Anforderungen erfüllen: 

a) Die Marketingmitteilungen sind eindeutig als solche erkennbar; 

b) die Informationen in den Marketingmitteilungen sind redlich und eindeutig und nicht irreführend; 

c) die Informationen in den Marketingmitteilungen stimmen mit den Informationen im Kryptowerte-Whitepaper über
ein, sofern ein solches Kryptowerte-Whitepaper gemäß Artikel 4 oder 5 erforderlich ist; 

d) in den Marketingmitteilungen wird eindeutig darauf hingewiesen, dass ein Kryptowerte-Whitepaper veröffentlicht 
wurde, und sie enthalten die Adresse der Website des Anbieters der betreffenden Kryptowerte, der Person, die die 
Zulassung solcher Kryptowerte zum Handel beantragt oder des Betreibers der Handelsplattform für den betreffenden 
Kryptowert sowie eine Telefonnummer und eine E-Mail-Adresse, über die diese Person kontaktiert werden kann; 

e) die Marketingmitteilungen enthalten die folgende eindeutige und deutlich erkennbare Erklärung: 

„Diese Kryptowert-Marketingmitteilung wurde von keiner zuständigen Behörde eines Mitgliedstaats der Europäischen 
Union geprüft oder genehmigt. Der Anbieter des Kryptowerts trägt die alleinige Verantwortung für den Inhalt dieser 
Kryptowert-Marketingmitteilung. “ 

Wird die Marketingmitteilung von der Person, die die Zulassung zum Handel beantragt, oder von dem Betreiber einer 
Handelsplattform erstellt, so wird in die Erklärung gemäß Unterabsatz 1 Buchstabe e anstelle von „Anbieter“ auf die 
„Person, die die Zulassung zum Handel beantragt“ oder den „Betreiber der Handelsplattform “ Bezug genommen. 

(2) Ist ein Kryptowerte-Whitepaper gemäß Artikel 4 oder 5 erforderlich, so dürfen vor der Veröffentlichung des 
Kryptowerte-Whitepapers keine Marketingmitteilungen verbreitet werden. Die Möglichkeit des Anbieters, der Person, 
die die Zulassung zum Handel beantragt, oder des Betreibers einer Handelsplattform, Marktsondierungen durchzuführen, 
bleibt hiervon unberührt. 

(3) Die zuständige Behörde des Mitgliedstaats, in dem die Marketingmitteilungen verbreitet werden, ist befugt, die 
Einhaltung von Absatz 1 in Bezug auf diese Marketingmitteilungen zu prüfen.
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Erforderlichenfalls unterstützt die zuständige Behörde des Herkunftsmitgliedstaats die zuständige Behörde des Mitglied
staats, in dem die Marketingmitteilungen verbreitet werden, bei der Beurteilung der Frage, ob die Marketingmitteilungen 
mit den Informationen im Kryptowerte-Whitepaper übereinstimmen. 

(4) Nutzt die zuständige Behörde eines Aufnahmemitgliedstaats zur Durchsetzung dieses Artikels eine der Aufsichts- 
und Ermittlungsbefugnisse gemäß Artikel 94, so ist dies unverzüglich der zuständigen Behörde des Herkunftsmitglied
staats des Anbieters, der Person, die die Zulassung zum Handel beantragt, oder dem Betreiber der Handelsplattform für 
die Kryptowerte mitzuteilen. 

Artikel 8 

Übermittlung des Kryptowerte-Whitepapers und der Marketingmitteilungen 

(1) Anbieter von anderen Kryptowerten als vermögenswertereferenzierten Token oder E-Geld-Token, Personen, die 
die Zulassung solcher Kryptowerte zum Handel beantragen, oder Betreiber von Handelsplattformen für solche Krypto
werte müssen der zuständigen Behörde ihres Herkunftsmitgliedstaats ihr Kryptowerte-Whitepaper übermitteln. 

(2) Marketingmitteilungen werden auf Verlangen der zuständigen Behörde des Herkunftsmitgliedstaats und der zu
ständigen Behörde des Aufnahmemitgliedstaats übermittelt, wenn sie sich an potenzielle Inhaber von anderen Krypto
werten als vermögenswertereferenzierten Token oder E-Geld-Token in diesen Mitgliedstaaten richten. 

(3) Die zuständigen Behörden verlangen vor der Veröffentlichung weder eine vorherige Genehmigung eines Krypto
werte-Whitepapers noch eine vorherige Genehmigung damit im Zusammenhang stehender Marketingmitteilungen. 

(4) Dem gemäß Absatz 1 übermittelten Kryptowerte-Whitepaper ist eine Erläuterung beizufügen, aus der hervorgeht, 
weshalb der im Kryptowerte-Whitepaper beschriebene Kryptowert nicht als Folgendes betrachtet werden sollte: 

a) als ein Kryptowert, der gemäß Artikel 2 Absatz 4 vom Anwendungsbereich dieser Verordnung ausgenommen ist; 

b) als ein E-Geld-Token oder 

c) als ein vermögenswertereferenzierter Token. 

(5) Die in den Absätzen 1 und 4 genannten Elemente müssen der zuständigen Behörde des Herkunftsmitgliedstaats 
spätestens 20 Arbeitstage vor dem Tag der Veröffentlichung des Kryptowerte-Whitepapers übermittelt werden. 

(6) Anbieter von anderen Kryptowerten als vermögenswertereferenzierten Token oder E-Geld-Token und Personen, 
die die Zulassung solcher Kryptowerte zum Handel beantragen, müssen der zuständigen Behörde ihres Herkunftsmit
gliedstaats zusammen mit der in Absatz 1 genannten Übermittlung eine Liste der etwaigen Aufnahmemitgliedstaaten, in 
denen sie beabsichtigen, ihre Kryptowerte öffentlich anzubieten oder deren Zulassung zum Handel zu beantragen, 
übermitteln. Sie müssen die zuständige Behörde ihres Herkunftsmitgliedstaats ferner über das Startdatum des geplanten 
öffentlichen Angebots oder das Startdatum der geplanten Zulassung zum Handel und jede etwaige Änderung dieses 
Datums unterrichten. 

Die zuständige Behörde des Herkunftsmitgliedstaats unterrichtet die zentrale Kontaktstelle der Aufnahmemitgliedstaaten 
über das geplante öffentliche Angebot oder die geplante Zulassung zum Handel und übermittelt das entsprechende 
Kryptowerte-Whitepaper innerhalb von fünf Arbeitstagen nach Erhalt der in Unterabsatz 1 genannten Liste der Auf
nahmemitgliedstaaten. 

(7) Die zuständige Behörde des Herkunftsmitgliedstaats übermittelt der ESMA die in den Absätzen 1, 2 und 4 
genannten Informationen sowie das Startdatum des geplanten öffentlichen Angebots oder der geplanten Zulassung 
zum Handel und jede etwaige Änderung dieses Datums. Sie übermittelt diese Informationen innerhalb von fünf Arbeits
tagen nach Erhalt der Informationen vom Anbieter oder von der Person, die die Zulassung zum Handel beantragt. 

Die ESMA stellt das Kryptowerte-Whitepaper gemäß Artikel 109 Absatz 2 ab dem Startdatum des öffentlichen Angebots 
oder der Zulassung zum Handel im Register zur Verfügung. 

Artikel 9 

Veröffentlichung des Kryptowerte-Whitepapers und der Marketingmitteilungen 

(1) Anbieter von anderen Kryptowerten als vermögenswertereferenzierten Token oder E-Geld-Token und Personen, 
die die Zulassung solcher Kryptowerte zum Handel beantragen, müssen ihre Kryptowerte-Whitepaper und ihre etwaigen 
Marketingmitteilungen auf ihrer öffentlich zugänglichen Website rechtzeitig und in jedem Fall vor dem Startdatum des 
öffentlichen Angebots dieser Kryptowerte bzw. zum Startdatum der Zulassung veröffentlichen. Die Kryptowerte-Whi
tepaper und die etwaigen Marketingmitteilungen müssen auf der Website der Anbieter oder der Personen, die die 
Zulassung zum Handel beantragen, so lange verfügbar bleiben, wie die Kryptowerte vom Publikum gehalten werden.
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(2) Die veröffentlichten Kryptowerte-Whitepaper und die etwaigen Marketingmitteilungen müssen mit der Fassung, 
die der zuständigen Behörde gemäß Artikel 8 übermittelt wurde, und mit der etwaigen gemäß Artikel 12 geänderten 
Fassung übereinstimmen. 

Artikel 10 

Ergebnis des öffentlichen Angebots und Sicherheitsvorkehrungen 

(1) Anbieter von anderen Kryptowerten als vermögenswertereferenzierten Token oder E-Geld-Token, die für ihr 
öffentliches Angebot dieser Kryptowerte eine Frist setzen, müssen auf ihrer Website innerhalb von 20 Arbeitstagen 
nach Ablauf der Zeichnungsfrist das Ergebnis des öffentlichen Angebots veröffentlichen. 

(2) Anbieter von anderen Kryptowerten als vermögenswertereferenzierten Token oder E-Geld-Token, die für ihr 
öffentliches Angebot dieser Kryptowerte keine Frist setzen, müssen auf ihrer Website fortlaufend, mindestens monatlich, 
die Zahl der im Umlauf befindlichen Anteile der Kryptowerte veröffentlichen. 

(3) Anbieter von anderen Kryptowerten als vermögenswertereferenzierten Token oder E-Geld-Token, die für ihr 
öffentliches Angebot dieser Kryptowerte eine Frist setzen, müssen wirksame Vorkehrungen treffen, um die während 
des Angebots eingesammelten Geldbeträge oder anderen Kryptowerte zu überwachen und sicher aufzubewahren. Zu 
diesem Zweck müssen diese Anbieter sicherstellen, dass die während des öffentlichen Angebots gesammelten Geld
beträge oder Kryptowerte von einer oder beiden der folgenden Stellen verwahrt werden: 

a) einem Kreditinstitut, wenn während des öffentlichen Angebots Geldbeträge eingesammelt werden; 

b) einem Anbieter von Kryptowerte-Dienstleistungen, der Kryptowerte für Kunden verwahrt und verwaltet. 

(4) Ist für das öffentliche Angebot keine Frist vorgesehen, so erfüllt der Anbieter die Anforderungen nach Absatz 3 
des vorliegenden Artikels, bis das in Artikel 13 festgelegte Widerrufsrecht des Kleinanlegers erloschen ist. 

Artikel 11 

Rechte von Anbietern anderer Kryptowerte als vermögenswertereferenzierter Token oder E-Geld-Token und 
von Personen, die die Zulassung solcher Kryptowerte zum Handel beantragen 

(1) Nach der Veröffentlichung des Kryptowerte-Whitepapers gemäß Artikel 9 und des etwaigen geänderten Krypto
werte-Whitepapers gemäß Artikel 12 können Anbieter Kryptowerte, die keine vermögenswertereferenzierten Token oder 
E-Geld-Token sind, in der gesamten Union anbieten, und solche Kryptowerte können zum Handel auf einer Handels
plattform für Kryptowerte in der Union zugelassen werden. 

(2) Anbieter von anderen Kryptowerten als vermögenswertereferenzierten Token oder E-Geld-Token und Personen, 
die die Zulassung solcher Kryptowerte zum Handel beantragen, die ein Kryptowerte-Whitepaper gemäß Artikel 9 und 
ein etwaiges geändertes Kryptowerte-Whitepaper gemäß Artikel 12 veröffentlicht haben, unterliegen in Bezug auf das 
öffentliche Angebot oder die Zulassung dieses Kryptowert zum Handel keinen weiteren Informationspflichten. 

Artikel 12 

Änderung veröffentlichter Kryptowerte-Whitepaper und veröffentlichter Marketingmitteilungen 

(1) Anbieter von anderen Kryptowerten als vermögenswertereferenzierten Token oder E-Geld-Token, Personen, die 
die Zulassung solcher Kryptowerte zum Handel beantragen, oder Betreiber einer Handelsplattform für Kryptowerte 
müssen ihre veröffentlichten Kryptowerte-Whitepaper und etwaige veröffentlichte Marketingmitteilungen immer dann 
ändern, wenn ein wesentlicher neuer Faktor, ein wesentlicher Fehler oder eine wesentliche Ungenauigkeit aufgetreten ist, 
der bzw. die die Bewertung der Kryptowerte beeinflussen kann. Diese Anforderung gilt für die Dauer des öffentlichen 
Angebots oder für die Dauer der Zulassung des Kryptowerts zum Handel. 

(2) Anbieter von anderen Kryptowerten als vermögenswertereferenzierten Token oder E-Geld-Token, Personen, die 
die Zulassung solcher Kryptowerte zum Handel beantragen, oder Betreiber einer Handelsplattform für Kryptowerte 
müssen der zuständigen Behörde ihres Herkunftsmitgliedstaats ihre geänderten Kryptowerte-Whitepaper und ihre etwai
gen geänderten Marketingmitteilungen, einschließlich der Gründe für diese Änderung, und den geplanten Veröffent
lichungsdatum spätestens sieben Arbeitstage vor ihrer Veröffentlichung übermitteln.
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(3) Am Tag der Veröffentlichung — oder früher, falls die zuständige Behörde dies verlangt — muss der Anbieter, die 
Person, die die Zulassung zum Handel beantragt, oder der Betreiber der Handelsplattform die Öffentlichkeit auf seiner 
bzw. ihrer Website umgehend über die Übermittlung eines geänderten Kryptowerte-Whitepapers an die zuständige 
Behörde seines bzw. ihres Herkunftsmitgliedstaats informieren und eine Zusammenfassung der Gründe liefern, aus 
denen er bzw. sie ein geändertes Kryptowerte-Whitepaper übermittelt hat. 

(4) Die Reihenfolge der Informationen in einem geänderten Kryptowerte-Whitepaper und in etwaigen geänderten 
Marketingmitteilungen muss mit der Reihenfolge der Informationen in dem gemäß Artikel 9 veröffentlichten Krypto
werte-Whitepaper bzw. in den Marketingmitteilungen übereinstimmen. 

(5) Innerhalb von fünf Arbeitstagen nach Eingang des geänderten Kryptowerte-Whitepapers und etwaiger geänderter 
Marketingmitteilungen übermittelt die zuständige Behörde des Herkunftsmitgliedstaats der in Artikel 8 Absatz 6 genann
ten zuständigen Behörde der Aufnahmemitgliedstaaten das geänderte Kryptowerte-Whitepaper und die etwaigen geän
derten Marketingmitteilungen und unterrichtet die ESMA über die Übermittlung und den Tag der Veröffentlichung. 

Die ESMA stellt das geänderte Kryptowerte-Whitepaper bei der Veröffentlichung gemäß Artikel 109 Absatz 2 im 
Register zur Verfügung. 

(6) Anbieter von anderen Kryptowerten als vermögenswertereferenzierten Token oder E-Geld-Token, Personen, die 
die Zulassung solcher Kryptowerte zum Handel beantragen, oder Betreiber von Handelsplattformen für solche Krypto
werte müssen das geänderte Kryptowerte-Whitepaper und die etwaigen geänderten Marketingmitteilungen, einschließlich 
der Gründe für diese Änderung, gemäß Artikel 9 auf ihrer Website veröffentlichen. 

(7) Das geänderte Kryptowerte-Whitepaper und die etwaigen geänderten Marketingmitteilungen sind mit einem 
Zeitstempel zu versehen. Das zuletzt geänderte Kryptowerte-Whitepaper und die etwaigen zuletzt geänderten Marketing
mitteilungen sind als gültige Fassung zu kennzeichnen. Alle geänderten Kryptowerte-Whitepaper und die etwaigen 
geänderten Marketingmitteilungen müssen so lange verfügbar bleiben, wie die Kryptowerte vom Publikum gehalten 
werden. 

(8) Betrifft das öffentliche Angebot Utility-Token für einen Dienst, der Zugang zu Waren und Dienstleistungen bietet, 
die es noch nicht gibt bzw. die noch nicht erbracht werden, so bewirken Änderungen im geänderten Kryptowerte- 
Whitepaper und in den etwaigen geänderten Marketingmitteilungen keine Verlängerung der in Artikel 4 Absatz 6 
genannten Frist von zwölf Monaten. 

(9) Ältere Versionen des Kryptowerte-Whitepapers und der Marketingmitteilungen müssen nach dem Tag der Ver
öffentlichung dieser älteren Versionen mindestens zehn Jahre lang auf der Website der Anbieter, der Personen, die die 
Zulassung zum Handel beantragen, oder der Betreiber von Handelsplattformen öffentlich zugänglich bleiben, wobei ein 
deutlich erkennbarer Hinweis darauf anzubringen ist, dass sie nicht mehr gültig sind, dem ein Hyperlink zu dem 
gesonderten Bereich der Website, in dem die neueste Fassung dieser Dokumente veröffentlicht wird, beizufügen ist. 

Artikel 13 

Widerrufsrecht 

(1) Kleinanleger, die andere Kryptowerte als vermögenswertereferenzierte Token und E-Geld-Token entweder direkt 
von einem Anbieter oder von einem Anbieter von Kryptowerte-Dienstleistungen, der Kryptowerte für diesen Anbieter 
platziert, erwirbt, genießen ein Widerrufsrecht. 

Kleinanleger haben eine Frist von 14 Kalendertagen, um ihre Zustimmung zum Kauf von anderen Kryptowerten als 
vermögenswertereferenzierten Token und E-Geld-Token gebührenfrei und kostenlos sowie ohne Angabe von Gründen 
zu widerrufen. Die Widerrufsfrist läuft ab dem Tag der Zustimmung des Kleinanlegers zum Kauf dieser Kryptowerte. 

(2) Sämtliche von einem Kleinanleger erhaltene Zahlungen, einschließlich etwaiger Gebühren, werden unverzüglich 
und in jedem Fall spätestens 14 Tage nach dem Tag erstattet, an dem der Anbieter oder der Anbieter von Kryptowerte- 
Dienstleistungen, der Kryptowerte für diesen Anbieter platziert, über die Entscheidung des Kleinanlegers, von der 
Zustimmung zum Kauf dieser Kryptowerte zurückzutreten, unterrichtet wird. 

Solche Rückzahlungen erfolgen mittels desselben Zahlungsmittels, das der Kleinanleger beim ursprünglichen Geschäft 
verwendet hat, es sei denn, mit dem Kleinanleger wird ausdrücklich etwas anderes vereinbart, und vorausgesetzt, für den 
Kleinanleger fallen infolge einer solchen Rückzahlung keine Gebühren oder Kosten an. 

(3) Die Anbieter von Kryptowerten informieren in ihrem Kryptowerte-Whitepaper über das in Absatz 1 genannte 
Widerrufsrecht.
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(4) Das in Absatz 1 genannte Widerrufsrecht gilt nicht, wenn die Kryptowerte bereits vor ihrem Kauf durch den 
Kleinanleger zum Handel zugelassen waren. 

(5) Haben Anbieter für ihr öffentliches Angebot dieser Kryptowerte gemäß Artikel 10 eine Frist gesetzt, so kann das 
Widerrufsrecht nach Ablauf der Zeichnungsfrist nicht mehr ausgeübt werden. 

Artikel 14 

Pflichten von Anbietern anderer Kryptowerte als vermögenswertereferenzierter Token oder E-Geld-Token und 
von Personen, die die Zulassung solcher Kryptowerte zum Handel beantragen 

(1) Anbieter von anderen Kryptowerten als vermögenswertereferenzierten Token oder E-Geld-Token und Personen, 
die die Zulassung solcher Kryptowerte zum Handel beantragen, müssen 

a) ehrlich, redlich und professionell handeln, 

b) mit den Inhabern und potenziellen Inhabern von Kryptowerten auf redliche, eindeutige und nicht irreführende Weise 
kommunizieren, 

c) mögliche Interessenkonflikte ermitteln, vermeiden, handhaben und offenlegen, 

d) ihre Systeme und Protokolle zur Gewährleistung der Zugriffssicherheit entsprechend den einschlägigen Standards der 
Union pflegen. 

Für die Zwecke von Unterabsatz 1 Buchstabe d gibt die ESMA in Zusammenarbeit mit der EBA bis zum 30. Dezember 
2024 Leitlinien gemäß Artikel 16 der Verordnung (EU) Nr. 1095/2010 heraus, in denen diese Standards der Union 
spezifiziert werden. 

(2) Anbieter von anderen Kryptowerten als vermögenswertereferenzierten Token oder E-Geld-Token und Personen, 
die die Zulassung solcher Kryptowerte zum Handel beantragen, handeln im besten Interesse der Inhaber solcher Krypto
werte und behandeln sie gleich, es sei denn, im Kryptowerte-Whitepaper und in den etwaigen Marketingmitteilungen 
sind eine Vorzugsbehandlung bestimmter Inhaber und die Gründe für diese Vorzugsbehandlung ausgewiesen. 

(3) Wird ein öffentliches Angebot eines anderen Kryptowerts als eines vermögenswertereferenzierten Token oder 
eines E-Geld-Token annulliert, so stellen die Anbieter solcher Kryptowerte sicher, dass alle von Inhabern oder poten
ziellen Inhabern gesammelten Geldbeträge diesen spätestens 25 Kalendertage nach dem Tag der Annullierung ordnungs
gemäß zurückerstattet werden. 

Artikel 15 

Haftung für die in einem Kryptowerte-Whitepaper enthaltenen Informationen 

(1) Hat ein Anbieter, eine Person, die die Zulassung zum Handel beantragt, oder der Betreiber einer Handelsplattform 
in einem Kryptowerte-Whitepaper oder einem geänderten Kryptowerte-Whitepaper unvollständige, unredliche, unver
ständliche oder irreführende Informationen zur Verfügung gestellt und damit gegen Artikel 6 verstoßen, so sind der 
Anbieter, die Person, die die Zulassung zum Handel beantragt, oder der Betreiber einer Handelsplattform und die 
Mitglieder ihres Verwaltungs-, Leitungs- oder Aufsichtsorgans gegenüber dem Inhaber des Kryptowerts für aufgrund 
dieses Verstoßes erlittene Schäden haftbar. 

(2) Ein vertraglicher Ausschluss oder eine vertragliche Beschränkung der zivilrechtlichen Haftung gemäß Absatz 1 hat 
keine Rechtswirkung. 

(3) Werden das Kryptowerte-Whitepaper und die Marketingmitteilungen vom Betreiber der Handelsplattform gemäß 
Artikel 5 Absatz 3 erstellt, so ist die Person, die die Zulassung zum Handel beantragt, auch verantwortlich, wenn sie dem 
Betreiber der Handelsplattform unvollständige, unredliche, unverständliche oder irreführende Informationen zur Ver
fügung stellt. 

(4) Es obliegt dem Inhaber des Kryptowerts, den Nachweis dafür zu erbringen, dass der Anbieter von anderen 
Kryptowerten als vermögenswertereferenzierten Token oder E-Geld-Token, die Person, die die Zulassung zum Handel 
von Kryptowerten beantragt, oder der Betreiber der Handelsplattform für solche Kryptowerte gegen Artikel 6 verstoßen 
hat, indem er bzw. sie unvollständige, unredliche, unverständliche oder irreführende Informationen zur Verfügung 
gestellt hat und dass sich das Verlassen auf diese Informationen auf die Entscheidung des Inhabers, diesen Kryptowert 
zu kaufen, zu verkaufen oder zu tauschen, ausgewirkt hat.
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(5) Der Anbieter, die Person, die die Zulassung zum Handel beantragt, oder der Betreiber der Handelsplattform und 
die Mitglieder ihres Verwaltungs-, Leitungs- oder Aufsichtsorgans haften einem Inhaber eines Kryptowerts nicht für 
Verluste, die durch den Verlass auf Informationen entstehen, die in einer Zusammenfassung gemäß Artikel 6 Absatz 7, 
einschließlich deren Übersetzung, zur Verfügung gestellt werden, es sei denn, die Zusammenfassung 

a) ist, wenn sie zusammen mit den anderen Teilen des Kryptowerte-Whitepapers gelesen wird, irreführend, unrichtig 
oder widersprüchlich oder 

b) enthält, wenn sie zusammen mit den anderen Teilen des Kryptowerte-Whitepapers gelesen wird, nicht die wesent
lichen Informationen, die potenziellen Inhabern von des Kryptowerts bei der Entscheidung über den Kauf solcher 
Kryptowerte helfen sollen. 

(6) Dieser Artikel lässt jede sonstige zivilrechtliche Haftung gemäß dem nationalen Recht unberührt. 

TITEL III 

VERMÖGENSWERTEREFERENZIERTE TOKEN 

KAPITEL 1 

Zulassungspflicht für ein öffentliches Angebot vermögenswertereferenzierter Token und für die Beantragung von 
deren Zulassung zum Handel 

Artikel 16 

Zulassung 

(1) Eine Person, darf einen vermögenswertereferenzierten Token in der Union nicht öffentlich anbieten oder die 
Zulassung vermögenswertereferenzierter Token zum Handel beantragen, sofern sie nicht Emittent dieses vermögens
wertereferenzierten Token ist und 

a) eine juristische Person oder ein anderes Unternehmen ist, die bzw. das in der Union niedergelassen ist und von der 
zuständigen Behörde ihres bzw. seines Herkunftsmitgliedstaats gemäß Artikel 21 hierzu eine Zulassung erhalten hat, 
oder 

b) ein Kreditinstitut ist, das Artikel 17 einhält. 

Ungeachtet des Unterabsatzes 1 können mit schriftlicher Zustimmung des Emittenten eines vermögenswertereferenzier
ten Token andere Personen diesen vermögenswertereferenzierten Token öffentlich anbieten oder dessen Zulassung zum 
Handel beantragen. Diese Personen müssen die Artikel 27, 29 und 40 einhalten. 

Für die Zwecke von Unterabsatz 1 Buchstabe a dürfen andere Unternehmen vermögenswertereferenzierte Token nur 
dann ausgeben, wenn ihre Rechtsform ein Schutzniveau in Bezug auf die Interessen Dritter sicherstellt, das dem durch 
juristische Personen gewährten Schutzniveau gleichwertig ist, und wenn sie einer gleichwertigen, ihrer Rechtsform 
entsprechenden Aufsicht unterliegen. 

(2) Absatz 1 findet keine Anwendung, wenn 

a) über einen Zeitraum von zwölf Monaten, berechnet am Ende jedes Kalendertags, der durchschnittliche ausstehende 
Wert des vermögenswertereferenzierten Token, der von einem Emittenten ausgegeben wurde, 5 000 000 EUR oder 
den Gegenwert in einer anderen amtlichen Währung niemals überstiegen hat und der Emittent nicht mit einem 
Netzwerk anderer ausgenommener Emittenten in Verbindung steht oder 

b) sich das öffentliche Angebot des vermögenswertereferenzierten Token ausschließlich an qualifizierte Anleger richtet, 
und der vermögenswertereferenzierten Token nur von solchen qualifizierten Anlegern gehalten werden kann. 

Findet dieser Absatz Anwendung, so erstellen die Emittenten vermögenswertereferenzierter Token ein Kryptowerte- 
Whitepaper gemäß Artikel 19 und übermitteln dieses Kryptowerte-Whitepaper und, auf Antrag, sämtliche Marketing
mitteilungen der zuständigen Behörde ihres Herkunftsmitgliedstaats. 

(3) Die einer in Absatz 1 Unterabsatz 1 Buchstabe a genannten Person von der zuständigen Behörde erteilte Zulas
sung gilt für die gesamte Union und erlaubt es einem Emittenten eines vermögenswertreferenzierten Token, den ver
mögenswertereferenzierten Token, für den er die Zulassung erhalten hat, in der gesamten Union öffentlich anzubieten 
oder eine Zulassung des vermögenswertereferenzierten Token zum Handel zu beantragen. 

(4) Die von der zuständigen Behörde gemäß Artikel 17 Absatz 1 oder Artikel 21 Absatz 1 erteilte Genehmigung des 
Kryptowerte-Whitepapers eines Emittenten oder gemäß Artikel 25 erteilte Genehmigung eines geänderten Kryptowerte- 
Whitepapers gilt für die gesamte Union.
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Artikel 17 

Anforderungen an Kreditinstitute 

(1) Ein von einem Kreditinstitut ausgegebener vermögenswertereferenzierter Token kann öffentlich angeboten oder 
zum Handel zugelassen werden, wenn das Kreditinstitut 

a) für den vermögenswertreferenzierten Token ein Kryptowerte-Whitepaper gemäß Artikel 19 erstellt und dieses Krypto
werte-Whitepaper der zuständigen Behörde seines Herkunftsmitgliedstaats gemäß dem Verfahren, das in den nach 
Absatz 8 des vorliegenden Artikels angenommenen technischen Regulierungsstandards festgelegt ist, zur Genehmi
gung vorlegen und das Kryptowerte-Whitepaper von der zuständigen Behörde genehmigt wird; 

b) die jeweils zuständige Behörde mindestens 90 Arbeitstage vor der erstmaligen Ausgabe des vermögenswertereferen
zierten Token benachrichtigt, indem es folgende Informationen übermittelt: 

i) einen Geschäftsplan mit Angabe des Geschäftsmodells, das das Kreditinstitut zu befolgen beabsichtigt; 

ii) ein Rechtsgutachten, dem zufolge der vermögenswertereferenzierte Token nicht als eines der Folgenden ein
zustufen ist: 

— ein Kryptowert, der gemäß Artikel 2 Absatz 4 vom Anwendungsbereich dieser Verordnung ausgenommen 
ist; 

— ein E-Geld-Token; 

iii) eine detaillierte Beschreibung der Regelungen zur Unternehmensführung nach Artikel 34 Absatz 1; 

iv) die in Artikel 34 Absatz 5 Unterabsatz 1 aufgeführten Strategien und Verfahren; 

v) eine Beschreibung der in Artikel 34 Absatz 5 Unterabsatz 2 genannten vertraglichen Vereinbarungen mit Dritt
unternehmen; 

vi) eine Beschreibung der in Artikel 34 Absatz 9 genannten Strategie zur Fortführung des Geschäftsbetriebs; 

vii) eine Beschreibung der in Artikel 34 Absatz 10 genannten Mechanismen für die interne Kontrolle und Risiko
managementverfahren; 

viii) eine Beschreibung der in Artikel 34 Absatz 11 genannten Systeme und Verfahren zum Schutz der Verfügbarkeit, 
Authentizität, Integrität und Vertraulichkeit von Daten. 

(2) Ein Kreditinstitut, das die zuständigen Behörden im Einklang mit Absatz 1 Buchstabe b zuvor bei der Ausgabe 
anderer vermögenswertereferenzierter Token benachrichtigt hat, ist nicht verpflichtet, der zuständigen Behörde die zuvor 
von ihr übermittelten Informationen erneut zu übermitteln, wenn diese Informationen identisch wären. Bei der Über
mittlung der in Absatz 1 Buchstabe b aufgeführten Informationen bestätigt das Kreditinstitut ausdrücklich, dass alle nicht 
erneut übermittelten Informationen noch aktuell sind. 

(3) Die zuständige Behörde, bei der eine Übermittlung nach Absatz 1 Buchstabe b eingeht, prüft innerhalb von 20 
Arbeitstagen nach Eingang der darin aufgeführten Informationen, ob alle gemäß diesem Buchstaben erforderlichen 
Informationen bereitgestellt wurden. Gelangt die zuständige Behörde zu dem Schluss, dass eine Mitteilung aufgrund 
fehlender Informationen nicht vollständig ist, so teilt sie dies dem übermittelnden Kreditinstitut sofort mit und legt eine 
Frist fest, innerhalb deren das Kreditinstitut die fehlenden Informationen bereitstellen muss. 

Die Frist für die Bereitstellung der fehlenden Informationen darf 20 Arbeitstage ab dem Tag des Antrags nicht über
schreiten. Bis zum Ablauf dieser Frist wird der in Absatz 1 Buchstabe b festgelegte Zeitraum ausgesetzt. Die Anforderung 
weiterer Ergänzungen oder Klarstellungen zu den Informationen liegt im Ermessen der zuständigen Behörde, führt 
jedoch nicht zu einer Aussetzung des in Absatz 1 Buchstabe b festgelegten Zeitraums. 

Das Kreditinstitut darf der vermögenswertereferenzierte Token nicht öffentlich anbieten oder die Zulassung zum Handel 
beantragen, solange die Übermittlung unvollständig ist. 

(4) Ein Kreditinstitut, das vermögenswertereferenzierte Token, einschließlich signifikanter vermögenswertereferenzier
ter Token, ausgibt, unterliegt nicht den Artikeln 16, 18, 20, 21, 24, 35, 41 und 42. 

(5) Die zuständige Behörde übermittelt die vollständigen erhaltenen Informationen nach Absatz 1 unverzüglich der 
EZB und, wenn das Kreditinstitut in einem Mitgliedstaat niedergelassen ist, dessen amtliche Währung nicht der Euro ist, 
oder wenn eine amtliche Währung eines Mitgliedstaats, die nicht der Euro ist, als Bezugsgröße für den vermögens
wertereferenzierte Token gilt, auch der Zentralbank des betreffenden Mitgliedstaats.
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Die EZB und gegebenenfalls die Zentralbank des Mitgliedstaats gemäß Unterabsatz 1 geben innerhalb von 20 Arbeits
tagen nach Erhalt der vollständigen Informationen eine Stellungnahme zu diesen Informationen ab und übermitteln 
diese Stellungnahme der zuständigen Behörde. 

Die zuständige Behörde verpflichtet das Kreditinstitut, den vermögenswertereferenzierten Token nicht öffentlich an
zubieten oder die Zulassung zum Handel nicht zu beantragen, wenn die EZB oder gegebenenfalls die Zentralbank des 
Mitgliedstaats gemäß Unterabsatz 1 aus Gründen eines Risikos für das reibungslose Funktionieren der Zahlungssysteme, 
der geldpolitischen Transmission oder der Währungshoheit eine ablehnende Stellungnahme abgibt. 

(6) Die zuständige Behörde teilt der ESMA die in Artikel 109 Absatz 3 genannten Informationen mit, nachdem sie die 
Vollständigkeit der gemäß Absatz 1 des vorliegenden Artikels eingegangenen Informationen überprüft hat. 

Die ESMA stellt diese Informationen ab dem Startdatum des öffentlichen Angebots oder der Zulassung zum Handel 
gemäß Artikel 109 Absatz 3 in dem Register zur Verfügung. 

(7) Die jeweils zuständige Behörde unterrichtet die ESMA innerhalb von zwei Arbeitstagen ab dem Entzug der 
Zulassung über den Entzug der Zulassung eines Kreditinstituts, der vermögenswertereferenzierte Token ausgibt. Die 
ESMA stellt die Informationen über den Entzug gemäß Artikel 109 Absatz 3 unverzüglich in dem Register zur Ver
fügung. 

(8) Die EBA arbeitet in enger Zusammenarbeit mit der ESMA und der EZB Entwürfe technischer Regulierungsstan
dards zur näheren Spezifizierung des Verfahrens für die Genehmigung eines Kryptowerte-Whitepapers nach Absatz 1 
Buchstabe a aus. 

Die EBA übermittelt der Kommission die in Unterabsatz 1 genannten Entwürfe technischer Regulierungsstandards 
spätestens am 30. Juni 2024. 

Der Kommission wird die Befugnis übertragen, diese Verordnung durch die Annahme der in Unterabsatz 1 dieses 
Absatzes genannten technischen Regulierungsstandards gemäß den Artikeln 10 bis 14 der Verordnung (EU) 
Nr. 1093/2010 zu ergänzen. 

Artikel 18 

Beantragung der Zulassung 

(1) Juristische Personen oder andere Unternehmen, die beabsichtigen, vermögenswertereferenzierte Token öffentlich 
anzubieten oder deren Zulassung zum Handel zu beantragen, stellen ihren Antrag auf Zulassung nach Artikel 16 bei der 
zuständigen Behörde ihres Herkunftsmitgliedstaats. 

(2) Der in Absatz 1 genannte Antrag muss alle folgenden Informationen enthalten: 

a) Anschrift des antragstellenden Emittenten; 

b) Rechtsträgerkennung des antragstellenden Emittenten; 

c) Satzung des antragstellenden Emittenten, sofern zutreffend; 

d) Geschäftsplan mit Angabe des Geschäftsmodells, das der antragstellende Emittent zu befolgen beabsichtigt; 

e) Rechtsgutachten, dem zufolge der vermögenswertereferenzierte Token nicht als eines der Folgenden einzustufen ist: 

i) ein Kryptowert, der gemäß Artikel 2 Absatz 4 vom Anwendungsbereich dieser Verordnung ausgenommen ist, 
oder 

ii) ein E-Geld-Token; 

f) detaillierte Beschreibung der Regelungen des antragstellenden Emittenten zur Unternehmensführung nach Artikel 34 
Absatz 1; 

g) wenn Kooperationsvereinbarungen mit konkreten Anbietern von Kryptowerte-Dienstleistungen bestehen, eine Be
schreibung der Mechanismen und Verfahren für die interne Kontrolle, mit denen die Einhaltung der Verpflichtungen 
im Zusammenhang mit der Verhinderung von Geldwäsche und Terrorismusfinanzierung gemäß der Richtlinie (EU) 
2015/849 sichergestellt wird; 

h) Identität der Mitglieder des Leitungsorgans des antragstellenden Emittenten; 

i) Nachweis, dass die unter Buchstabe h genannten Personen ausreichend gut beleumundet sind und über die an
gemessenen Kenntnisse, Fähigkeiten und Erfahrungen verfügen, um den antragstellenden Emittenten zu führen;
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j) Nachweis, dass Anteilseigner oder Gesellschafter, die direkt oder indirekt qualifizierte Beteiligungen an dem antrag
stellenden Emittenten halten, ausreichend gut beleumundet sind; 

k) das in Artikel 19 genannte Kryptowerte-Whitepaper; 

l) die in Artikel 34 Absatz 5 Unterabsatz 1 genannten Strategien und Verfahren; 

m) Beschreibung der in Artikel 34 Absatz 5 Unterabsatz 2 genannten vertraglichen Vereinbarungen mit Drittunterneh
men; 

n) Beschreibung der in Artikel 34 Absatz 9 genannten Strategie zur Fortführung des Geschäftsbetriebs des antrag
stellenden Emittenten; 

o) Beschreibung der in Artikel 34 Absatz 10 genannten Mechanismen für die interne Kontrolle und Risikomanagement
verfahren; 

p) Beschreibung der in Artikel 34 Absatz 11 genannten Systeme und Verfahren zum Schutz der Verfügbarkeit, Au
thentizität, Integrität und Vertraulichkeit von Daten; 

q) Beschreibung der in Artikel 31 genannten Beschwerdeverfahren des antragstellenden Emittenten; 

r) gegebenenfalls eine Liste der Aufnahmemitgliedstaaten, in denen der antragstellende Emittent beabsichtigt, den 
vermögenswertereferenzierten Token öffentlich anzubieten oder die Zulassung des vermögenswertereferenzierten 
Token zum Handel zu beantragen. 

(3) Emittenten, die bereits eine Zulassung zur Ausgabe eines vermögenswertreferenzierten Token erhalten haben, sind 
nicht verpflichtet, der zuständigen Behörde bereits von ihnen übermittelte Informationen zur Zulassung eines anderen 
vermögenswertreferenzierten Token erneut zu übermitteln, wenn diese Informationen identisch wären. Bei der Über
mittlung der in Absatz 2 aufgeführten Informationen bestätigt der Emittent ausdrücklich, dass alle nicht erneut über
mittelten Informationen noch aktuell sind. 

(4) Die zuständige Behörde bestätigt dem antragstellenden Emittenten den Eingang des Antrags gemäß Absatz 1 
umgehend, in jedem Fall aber innerhalb von zwei Arbeitstagen schriftlich. 

(5) Für die Zwecke von Absatz 2 Buchstaben i und j liefert der antragstellende Emittent des vermögenswertreferen
zierten Token Nachweise dafür, 

a) dass es für Mitglieder des Leitungsorgans keine Einträge im Strafregister in Bezug auf Verurteilungen oder Strafen 
nach dem geltenden Handelsrecht, Insolvenzrecht und Finanzdienstleistungsrecht, oder im Zusammenhang mit der 
Bekämpfung von Geldwäsche und Terrorismusfinanzierung, Betrug oder Berufshaftpflicht gibt; 

b) dass die Mitglieder des Leitungsorgans des antragstellenden Emittenten vermögenswertereferenzierter Token kollektiv 
über die angemessene Kenntnisse, Fähigkeiten und Erfahrungen verfügen, um den Emittenten des vermögenswert
referenzierten Token zu verwalten, und dass diese Personen verpflichtet sind, ausreichend Zeit für die Wahrnehmung 
ihrer Aufgaben aufzuwenden. 

c) dass es für keine Anteilseigner oder Gesellschafter, die direkt oder indirekt qualifizierte Beteiligungen an dem antrag
stellenden Emittenten halten, Einträge im Strafregister in Bezug auf Verurteilungen oder Strafen nach dem geltenden 
Handelsrecht, dem Insolvenzrecht und dem Finanzdienstleistungsrecht, oder im Zusammenhang mit der Bekämpfung 
von Geldwäsche und Terrorismusfinanzierung, Betrug oder Berufshaftpflicht gibt. 

(6) Die EBA arbeitet in enger Zusammenarbeit mit der ESMA und der EZB Entwürfe technischer Regulierungsstan
dards aus, um die in Absatz 2 genannten Informationen näher zu präzisieren. 

Die EBA übermittelt der Kommission die in Unterabsatz 1 genannten Entwürfe technischer Regulierungsstandards 
spätestens am 30. Juni 2024. 

Der Kommission wird die Befugnis übertragen, diese Verordnung durch die Annahme der in Unterabsatz 1 dieses 
Absatzes genannten technischen Regulierungsstandards gemäß den Artikeln 10 bis 14 der Verordnung (EU) 
Nr. 1093/2010 zu ergänzen. 

(7) Die EBA arbeitet in enger Zusammenarbeit mit der ESMA Entwürfe technischer Durchführungsstandards zur 
Festlegung von Standardformularen, Mustertexten und Verfahren für die in den Antrag aufzunehmenden Informationen 
aus, um im Gebiet der Union für Einheitlichkeit zu sorgen.
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Die EBA übermittelt der Kommission die in Unterabsatz 1 genannten Entwürfe technischer Durchführungsstandards 
spätestens am 30. Juni 2024. 

Der Kommission wird die Befugnis übertragen, die in Unterabsatz 1 genannten technischen Durchführungsstandards 
gemäß Artikel 15 der Verordnung (EU) Nr. 1093/2010 zu erlassen. 

Artikel 19 

Inhalt und Form des Kryptowerte-Whitepapers für vermögenswertereferenzierte Token 

(1) Ein Kryptowerte-Whitepaper für einen vermögenswertereferenzierten Token muss alle folgenden Informationen 
enthalten, die in Anhang II näher präzisiert sind: 

a) Informationen über den Emittenten des vermögenswertreferenzierten Token, 

b) Informationen über den vermögenswertereferenzierten Token, 

c) Informationen über das öffentliche Angebot des vermögenswertreferenzierten Token oder dessen Zulassung zum 
Handel, 

d) Informationen über die mit dem vermögenswertereferenzierten Token verbundenen Rechte und Pflichten, 

e) Informationen über die zugrunde liegende Technologie, 

f) Informationen über die Risiken, 

g) Informationen über die Vermögenswertreserve, 

h) Informationen über die wichtigsten nachteiligen Auswirkungen des für die Ausgabe des vermögenswertereferenzier
ten Token verwendeten Konsensmechanismus auf das Klima sowie andere umweltbezogene nachteilige Auswirkun
gen. 

Das Kryptowerte-Whitepaper enthält auch die Identität der Person, bei der es sich nicht um den Emittenten handelt und 
die gemäß Artikel 16 Absatz 1 Unterabsatz 2 vermögenswertereferenzierte Token öffentlich anbietet oder deren Zu
lassung zum Handel beantragt, sowie den Grund, warum diese bestimmte Person diesen vermögenswertereferenzierten 
Token anbietet oder dessen Zulassung zum Handel beantragt. Wird das Kryptowerte-Whitepaper nicht vom Emittenten 
erstellt, enthält das Kryptowerte-Whitepaper auch die Identität der Person, die das Kryptowerte-Whitepaper erstellt hat, 
und den Grund, warum diese Person dieses erstellt hat. 

(2) Die in Absatz 1 aufgeführten Informationen müssen redlich und eindeutig sein und dürfen nicht irreführend sein. 
Das Kryptowerte-Whitepaper darf keine wesentlichen Auslassungen enthalten und ist in knapper und verständlicher 
Form vorzulegen. 

(3) Das Kryptowerte-Whitepaper darf außer der in Absatz 4 genannten Erklärung keine Aussagen über den künftigen 
Wert der Kryptowerte enthalten. 

(4) Das Kryptowerte-Whitepaper muss eine klare und eindeutige Erklärung enthalten, dass 

a) der vermögenswertereferenzierte Token seinen Wert ganz oder teilweise verlieren kann; 

b) der vermögenswertereferenzierte Token möglicherweise nicht immer übertragbar ist; 

c) der vermögenswertereferenzierte Token möglicherweise nicht liquide ist; 

d) der vermögenswertereferenzierte Token nicht unter die Systeme für die Entschädigung der Anleger gemäß der 
Richtlinie 97/9/EG fällt; 

e) dass der vermögenswertereferenzierte Token nicht unter die Einlagensicherungssysteme gemäß der Richtlinie 
2014/49/EU fällt. 

(5) Das Kryptowerte-Whitepaper enthält eine Erklärung des Leitungsorgans des Emittenten des vermögenswerterefe
renzierten Token. In dieser Erklärung wird bestätigt, dass das Kryptowerte-Whitepaper diesem Titel entspricht, dass die 
in ihm enthaltenen Informationen nach bestem Wissen des Leitungsorgans redlich, eindeutig und nicht irreführend sind 
und dass das Kryptowerte-Whitepaper keine Auslassungen aufweist, die seine Aussagekraft beeinträchtigen könnten.
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(6) Das Kryptowerte-Whitepaper enthält eine Zusammenfassung, die nach der Erklärung gemäß Absatz 5 eingefügt 
wird und in knapper und nicht fachsprachlicher Ausdrucksweise wesentliche Informationen über das öffentliche An
gebot des vermögenswertereferenzierten Token oder über die beabsichtigte Zulassung des vermögenswertreferenzierten 
Token zum Handel liefert. Die Zusammenfassung muss in leicht verständlicher Sprache und in klarer und verständlicher 
Form dargestellt und gestaltet sein, wobei eine leserliche Schriftgröße zu verwenden ist. Die Zusammenfassung des 
Kryptowerte-Whitepapers bietet geeignete Informationen über die Merkmale des betreffenden vermögenswertereferen
zierten Token, um potenziellen Inhabern des vermögenswertereferenzierten Token beim Treffen einer fundierten Ent
scheidung zu helfen. 

Die Zusammenfassung muss einen Warnhinweis darauf enthalten, dass 

a) sie als Einführung in das Kryptowerte-Whitepaper zu lesen ist; 

b) potenzielle Inhaber ihre Entscheidung zum Kauf des vermögenswertereferenzierten Token auf der Grundlage des 
Inhalts des gesamten Kryptowerte-Whitepapers und nicht allein auf der Grundlage der Zusammenfassung treffen 
sollten; 

c) das öffentliche Angebot des vermögenswertreferenzierten Token kein Angebot und keine Aufforderung zum Kauf 
von Finanzinstrumenten darstellt und dass ein solches Angebot oder eine solche Aufforderung nur mittels eines 
Prospekts oder anderer Angebotsunterlagen gemäß den nationalen Rechtsvorschriften erfolgen kann; 

d) das Kryptowerte-Whitepaper keinen Prospekt im Sinne der Verordnung (EU) 2017/1129 und kein anderes Angebots
dokument im Sinne von Unionsrecht oder nationalem Recht darstellt. 

In der Zusammenfassung wird darauf hingewiesen, dass die Inhaber vermögenswertereferenzierter Token jederzeit ein 
Recht auf Rücktausch haben, und die Bedingungen für einen solchen Rücktausch werden dargelegt. 

(7) Das Kryptowerte-Whitepaper enthält das Datum seiner Übermittlung und ein Inhaltsverzeichnis. 

(8) Das Kryptowerte-Whitepaper ist in einer Amtssprache des Herkunftsmitgliedstaats oder in einer in der interna
tionalen Finanzwelt gebräuchlichen Sprache abzufassen. 

Wird der vermögenswertereferenzierte Token auch in einem anderen Mitgliedstaat als dem Herkunftsmitgliedstaat 
angeboten, ist das Kryptowerte-Whitepaper auch in einer Amtssprache des Aufnahmemitgliedstaats des Emittenten 
oder in einer in der internationalen Finanzwelt gebräuchlichen Sprache abzufassen. 

(9) Das Kryptowerte-Whitepaper wird in einem maschinenlesbaren Format zur Verfügung gestellt. 

(10) Die ESMA arbeitet in Zusammenarbeit mit der EBA Entwürfe technischer Durchführungsstandards zur Fest
legung von Standardformularen, Standardformaten und Mustertexten für die Zwecke des Absatzes 9 aus. 

Die ESMA übermittelt der Kommission die in Unterabsatz 1 genannten Entwürfe technischer Durchführungsstandards 
spätestens am 30. Juni 2024. 

Der Kommission wird die Befugnis übertragen, die in Unterabsatz 1 genannten technischen Durchführungsstandards 
gemäß Artikel 15 der Verordnung (EU) Nr. 1095/2010 zu erlassen. 

(11) Die ESMA arbeitet in Zusammenarbeit mit der EBA Entwürfe technischer Regulierungsstandards für den Inhalt, 
die Methoden und die Darstellung der in Absatz 1 Unterabsatz 1 Buchstabe h genannten Informationen über die Nach
haltigkeitsindikatoren in Bezug auf nachteilige Auswirkungen auf das Klima und andere umweltbezogene nachteilige 
Auswirkungen aus. 

Bei der Ausarbeitung der in Unterabsatz 1 genannten Entwürfe technischer Regulierungsstandards berücksichtigt die 
ESMA die verschiedenen Arten von Konsensmechanismen, die bei der Validierung von Transaktionen mit Kryptowerten 
zum Einsatz kommen, deren Anreizstrukturen und die Nutzung von Energie, Energie aus erneuerbaren Quellen und 
natürlichen Ressourcen, die Erzeugung von Abfällen und Treibhausgasemissionen. Die ESMA aktualisiert diese tech
nischen Regulierungsstandards unter Berücksichtigung rechtlicher und technischer Entwicklungen. 

Die ESMA übermittelt der Kommission die in Unterabsatz 1 genannten Entwürfe technischer Regulierungsstandards 
spätestens am 30. Juni 2024. 

Der Kommission wird die Befugnis übertragen, diese Verordnung durch Annahme der in Unterabsatz 1 dieses Absatzes 
genannten technischen Regulierungsstandards gemäß den Artikeln 10 bis 14 der Verordnung (EU) Nr. 1095/2010 zu 
ergänzen.
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Artikel 20 

Prüfung des Zulassungsantrags 

(1) Zuständige Behörden, bei denen gemäß Artikel 18 eine Zulassung beantragt wird, prüfen innerhalb von 25 
Arbeitstagen nach Eingang des Antrags, ob dieser, einschließlich des in Artikel 19 genannten Kryptowerte-Whitepapers, 
alle erforderlichen Informationen enthält. Sie teilen dem antragstellenden Emittenten umgehend mit, ob im Antrag, 
einschließlich des Kryptowerte-Whitepapers, erforderliche Informationen fehlen. Ist der Antrag, einschließlich des Kryp
towerte-Whitepapers, nicht vollständig, setzen die zuständigen Behörden dem antragstellenden Emittenten eine Frist, bis 
zu der er etwaige fehlende Informationen vorlegen muss. 

(2) Die zuständigen Behörden prüfen innerhalb von 60 Arbeitstagen nach Eingang eines vollständigen Antrags, ob 
der antragstellende Emittent die Anforderungen dieses Titels erfüllt, und erstellen einen umfassend begründeten Entwurf 
einer Entscheidung über die Erteilung oder Ablehnung der Zulassung. Innerhalb dieser 60 Arbeitstage kann die zu
ständige Behörde vom antragstellenden Emittenten weitere Informationen über den Antrag anfordern, einschließlich 
Informationen über das in Artikel 19 genannte Kryptowerte-Whitepaper. 

Während des Prüfungsverfahrens können die zuständigen Behörden mit den für die Bekämpfung von Geldwäsche und 
Terrorismusfinanzierung zuständigen Behörden, den Zentralstellen für Geldwäsche-Verdachtsanzeigen oder anderen 
öffentlichen Stellen zusammenarbeiten. 

(3) Die Prüfungsfrist gemäß den Absätzen 1 und 2 ist für den Zeitraum zwischen dem Tag der Anforderung der 
fehlenden Information durch die zuständigen Behörden und dem Eingang einer Antwort des antragstellenden Emittenten 
bei diesen ausgesetzt. Die Aussetzung darf 20 Arbeitstage nicht überschreiten. Es liegt im Ermessen der zuständigen 
Behörden, weitere Ergänzungen oder Klarstellungen zu den Informationen anzufordern, doch dies führt Die Anforderung 
weiterer Ergänzungen oder Klarstellungen zu den Informationen liegt im Ermessen der zuständigen Behörde, führt 
jedoch nicht zu einer Aussetzung der Prüfungsfrist gemäß den Absätzen 1 und 2. 

(4) Die zuständigen Behörden übermitteln nach Ablauf des in Absatz 2 genannten Zeitraums von 60 Arbeitstagen 
ihren Entwurf einer Entscheidung zusammen mit dem Antrag an die EBA, ESMA und EZB. Ist der antragstellende 
Emittent in einem Mitgliedstaat niedergelassen, dessen amtliche Währung nicht der Euro ist, oder wenn eine amtliche 
Währung eines Mitgliedstaats, die nicht der Euro ist, als Bezugsgröße für die vermögenswertereferenzierten Token, so 
übermitteln die zuständigen Behörden ihren Entwurf einer Entscheidung und den Antrag auch der Zentralbank des 
betreffenden Mitgliedstaats. 

(5) Die EBA und die ESMA geben auf Ersuchen der zuständigen Behörde innerhalb von 20 Arbeitstagen nach Eingang 
des Entwurfs der Entscheidung und des Antrags eine Stellungnahme zu ihrer Bewertung des in Artikel 18 Absatz 2 
Buchstabe e genannten Rechtsgutachtens ab und übermitteln ihre jeweiligen Stellungnahmen der betroffenen zuständi
gen Behörde. 

Die EZB oder gegebenenfalls die in Absatz 4 genannte Zentralbank gibt innerhalb von 20 Arbeitstagen nach Eingang des 
Entwurfs einer Entscheidung und des Antrags eine Stellungnahme zu ihrer Bewertung der Risiken, die die Ausgabe dieses 
vermögenswertereferenzierten Token für die Finanzstabilität, das reibungslose Funktionieren der Zahlungssysteme, die 
geldpolitische Transmission und die Währungshoheit mit sich bringen könnte, ab und übermittelt ihre Stellungnahme 
der betroffenen zuständigen Behörde. 

Unbeschadet von Artikel 21 Absatz 4 sind die in den Unterabsätzen 1 und 2 des vorliegenden Absatzes genannten 
Stellungnahmen nicht verbindlich. 

Die in den Unterabsätzen 1 und 2 des vorliegenden Absatzes genannten Stellungnahmen müssen von der zuständigen 
Behörde jedoch gebührend berücksichtigt werden. 

Artikel 21 

Erteilung oder Verweigerung der Zulassung 

(1) Die zuständigen Behörden treffen innerhalb von 25 Arbeitstagen nach Eingang der in Artikel 20 Absatz 5 
genannten Stellungnahmen eine umfassend begründete Entscheidung über die Erteilung oder Verweigerung der Zulas
sung an den antragstellenden Emittenten und teilen sie dem antragstellenden Emittenten innerhalb von fünf Arbeits
tagen, nachdem die Entscheidung getroffen wurde, mit. Wird ein antragstellender Emittent zugelassen, so gilt sein 
Kryptowerte-Whitepaper als genehmigt. 

(2) Die zuständigen Behörden verweigern die Zulassung, wenn objektive und Anhaltspunkte dafür vorliegen, dass 

a) das Leitungsorgan des antragstellenden Emittenten eine Gefahr für die wirksame, solide und umsichtige Führung und 
Fortführung des Geschäftsbetriebs sowie die angemessene Berücksichtigung der Interessen seiner Kunden und die 
Integrität des Marktes darstellen könnte;
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b) die Mitglieder des Leitungsorgans die in Artikel 34 Absatz 2 festgelegten Kriterien nicht erfüllen; 

c) Anteilseigner oder Gesellschafter, die qualifizierte Beteiligungen halten, die Kriterien des ausreichend guten Leumunds 
nach Artikel 34 Absatz 4 nicht erfüllen; 

d) der antragstellende Emittent eine der Anforderungen dieses Titels nicht erfüllt oder wahrscheinlich nicht erfüllt; 

e) das Geschäftsmodell des antragstellenden Emittenten eine ernsthafte Bedrohung für die Marktintegrität, die Finanz
stabilität und das reibungslose Funktionieren der Zahlungssysteme darstellen könnte oder den Emittenten oder den 
Sektor ernsten Risiken der Geldwäsche und Terrorismusfinanzierung aussetzt. 

(3) Die EBA und die ESMA geben bis zum 30. Juni 2024 gemäß Artikel 16 der Verordnung (EU) Nr. 1093/2010 
beziehungsweise Artikel 16 der Verordnung (EU) Nr. 1095/2010 gemeinsam Leitlinien heraus für die Bewertung der 
Eignung der Mitglieder des Leitungsorgans von Emittenten vermögenswertereferenzierter Token und der Anteilseigner 
oder Gesellschafter, die direkt oder indirekt qualifizierte Beteiligungen an Emittenten vermögenswertereferenzierter 
Token halten. 

(4) Die zuständigen Behörden lehnen die Zulassung ab, wenn die EZB oder gegebenenfalls die Zentralbank im 
Einklang mit Artikel 20 Absatz 5 eine ablehnende Stellungnahme aufgrund eines Risikos für das reibungslose Funk
tionieren der Zahlungssysteme, der geldpolitischen Transmission oder der Währungshoheit abgibt. 

(5) Die zuständigen Behörden übermitteln der zentralen Kontaktstelle der Aufnahmemitgliedstaaten, der ESMA, der 
EBA, der EZB und gegebenenfalls den in Artikel 20 Absatz 4 genannten Zentralbanken innerhalb von zwei Arbeitstagen 
nach Erteilung der Zulassung die in Artikel 109 Absatz 3 genannten Informationen. 

Die ESMA stellt diese Informationen ab dem Startdatum des öffentlichen Angebots oder der Zulassung zum Handel 
gemäß Artikel 109 Absatz 3 in dem genannten Register zur Verfügung. 

(6) Die zuständigen Behörden unterrichten die EBA, die ESMA und die EZB sowie gegebenenfalls die in Artikel 20 
Absatz 4 genannte Zentralbank über alle abgelehnten Anträge auf Zulassung und legen die Gründe für die Entscheidung 
und gegebenenfalls eine Begründung für Abweichungen von den in Artikel 20 Absatz 5 genannten Stellungnahmen vor. 

Artikel 22 

Berichterstattung über vermögenswertereferenzierte Token 

(1) Bei jedem vermögenswertereferenzierten Token mit einem Ausgabewert von mehr als 100 000 000 EUR berichtet 
der Emittent der zuständigen Behörde vierteljährlich folgende Informationen: 

a) die Zahl der Inhaber; 

b) den Wert des ausgegebenen vermögenswertereferenzierten Token und den Umfang der Vermögenswertreserve; 

c) die durchschnittliche Zahl und den durchschnittlichen aggregierten Wert der Transaktionen pro Tag im entsprechen
den Quartal; 

d) eine Schätzung der durchschnittlichen Zahl und des durchschnittlichen aggregierten Werts der Transaktionen pro Tag 
im entsprechenden Quartal, die mit ihrer Verwendung als Tauschmittel innerhalb eines einheitlichen Währungsraums 
zusammenhängen. 

Für die Zwecke von Unterabsatz 1 Buchstaben c und d ist unter „Transaktion“ eine Änderung der natürlichen oder 
juristischen Person zu verstehen, die infolge der Übertragung des vermögenswertereferenzierten Token von einer Dis
tributed-Ledger-Adresse auf eine andere oder von einem Distributed-Ledger-Konto auf ein anderes Anspruch auf der 
vermögenswertereferenzierte Token hat. 

Transaktionen, die mit dem Tausch gegen einen Geldbetrag oder andere Kryptowerte bei dem Emittenten oder bei einem 
Anbieter von Kryptowerte-Dienstleistungen zusammenhängen, gelten nicht als mit der Verwendung des vermögens
wertereferenzierten Token als Tauschmittel in Zusammenhang stehend, es sei denn, es gibt Belege dafür, dass der 
vermögenswertereferenzierte Token für die Abwicklung von Transaktionen mit anderen Kryptowerten verwendet wird. 

(2) Die zuständige Behörde kann von Emittenten vermögenswertereferenzierter Token verlangen, der Berichterstat
tungspflicht nach Absatz 1 in Bezug auf vermögenswertereferenzierte Token nachzukommen, die mit einem Wert von 
weniger als 100 000 000 EUR ausgegeben wurden.
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(3) Anbieter von Kryptowerte-Dienstleistungen, die Dienstleistungen im Zusammenhang mit vermögenswertereferen
zierten Token anbieten, stellen dem Emittenten des vermögenswertreferenzierten Token die für die Vorbereitung der 
Meldung gemäß Absatz 1 erforderlichen Informationen zur Verfügung, unter anderem durch die Meldung von Trans
aktionen außerhalb des Distributed Ledgers. 

(4) Die zuständige Behörde leitet die erhaltenen Informationen an die EZB und gegebenenfalls an die Zentralbank 
nach Artikel 20 Absatz 4 sowie an die zuständigen Behörden der Aufnahmemitgliedstaaten weiter. 

(5) Die EZB und gegebenenfalls die Zentralbank nach Artikel 20 Absatz 4 können der zuständigen Behörde für ein 
Quartal ihre eigenen Schätzungen der durchschnittlichen Zahl und des durchschnittlichen aggregierten Wertes der 
Transaktionen pro Tag im Zusammenhang mit der Verwendung vermögenswertereferenzierter Token als Tauschmittel 
in ihrem jeweiligen Währungsraum vorlegen. 

(6) Die EBA erarbeitet in enger Zusammenarbeit mit der EZB Entwürfe technischer Regulierungsstandards zur 
Spezifizierung der Methodik für die Schätzung für ein Quartal der durchschnittlichen Zahl und des durchschnittlichen 
aggregierten Werts der Transaktionen pro Tag im Zusammenhang mit der Verwendung des wertereferenzierten Token 
als Tauschmittel in einem einzelnen einheitlichen Währungsraum. 

Die EBA übermittelt der Kommission die in Unterabsatz 1 genannten Entwürfe technischer Regulierungsstandards 
spätestens am 30. Juni 2024. 

Der Kommission wird die Befugnis übertragen, diese Verordnung durch die Annahme der in Unterabsatz 1 dieses 
Absatzes genannten technischen Regulierungsstandards gemäß den Artikeln 10 bis 14 der Verordnung (EU) 
Nr. 1093/2010 zu ergänzen. 

(7) Die EBA arbeitet Entwürfe technischer Durchführungsstandards aus, um Standardformulare, Standardformate und 
Mustertexte für die Zwecke der Berichterstattung gemäß Absatz 1 und das Zurverfügungstellen der Information gemäß 
Absatz 3 festzulegen. 

Die EBA übermittelt der Kommission die in Unterabsatz 1 genannten Entwürfe technischer Durchführungsstandards 
spätestens am 30. Juni 2024. 

Der Kommission wird die Befugnis übertragen, die in Unterabsatz 1 dieses Absatzes genannten technischen Durch
führungsstandards gemäß Artikel 15 der Verordnung (EU) Nr. 1093/2010 zu erlassen. 

Artikel 23 

Beschränkungen der Ausgabe vermögenswertereferenzierter Token, die gemeinhin als Tauschmittel verwendet 
werden 

(1) Übersteigen bei einem bestimmten vermögenswertereferenzierten Token die geschätzte durchschnittliche Zahl und 
der geschätzte durchschnittliche aggregierte Wert der Transaktionen pro Tag im Zusammenhang mit der Verwendung 
als Tauschmittel für ein Quartal innerhalb eines einheitlichen Währungsraums eine Million Transaktionen bzw. 
200 000 000 EUR, so muss der Emittent 

a) die Ausgabe dieses vermögenswertereferenzierten Token einstellen und 

b) der zuständigen Behörde innerhalb von 40 Arbeitstagen nach Erreichen dieses Schwellenwerts einen Plan vorlegen, 
um sicherzustellen, dass die geschätzte durchschnittliche Zahl und der durchschnittliche aggregierte Wert dieser 
Transaktionen pro Tag unter einer Million Transaktionen bzw. 200 000 000 EUR gehalten werden. 

(2) Um zu beurteilen, ob der in Absatz 1 genannte Schwellenwert erreicht wird, verwendet die zuständige Behörde 
die vom Emittenten bereitgestellten Informationen, ihre eigenen Schätzungen oder die Schätzungen der EZB oder 
gegebenenfalls der in Artikel 20 Absatz 4 genannten Zentralbank, je nachdem, welcher Wert höher ist. 

(3) Geben mehrere Emittenten denselben vermögenswertereferenzierten Token aus, so werden die in Absatz 1 ge
nannten Kriterien nach Aggregation der Daten aller Emittenten von der zuständigen Behörde bewertet. 

(4) Der Emittent legt der zuständigen Behörde den in Absatz 1 Buchstabe b genannten Plan zur Genehmigung vor. 
Die zuständige Behörde verlangt erforderlichenfalls Änderungen, etwa die Festlegung einer Mindeststückelung, um einen 
zügigen Rückgang der Verwendung des vermögenswertereferenzierten Token als Tauschmittel sicherzustellen.

DE L 150/84 Amtsblatt der Europäischen Union 9.6.2023



 

(5) Die zuständige Behörde darf es dem Emittenten nur dann gestatten, den vermögenswertereferenzierten Token 
erneut auszugeben, wenn sie über Belege verfügt, dass die geschätzte durchschnittliche Zahl und der durchschnittliche 
aggregierte Wert der Transaktionen pro Tag im Zusammenhang mit seiner Verwendung als Tauschmittel innerhalb eines 
einheitlichen Währungsraums weniger als eine Million Transaktionen bzw. 200 000 000 EUR betragen. 

Artikel 24 

Entzug der Zulassung 

(1) In folgenden Situationen entziehen die zuständigen Behörden dem Emittenten eines vermögenswertreferenzierten 
Token die Zulassung: 

a) der Emittent hat seine Geschäftstätigkeit sechs aufeinanderfolgende Monate lang eingestellt oder von seiner Zulassung 
binnen zwölf aufeinanderfolgenden Monaten keinen Gebrauch gemacht; 

b) der Emittent hat seine Zulassung auf unrechtmäßige Weise erhalten, z. B. durch Falschangaben in dem in Artikel 18 
genannten Zulassungsantrag oder in einem gemäß Artikel 25 geänderten Kryptowerte-Whitepaper; 

c) der Emittent erfüllt nicht mehr die Voraussetzungen, unter denen die Zulassung erteilt wurde; 

d) der Emittent hat in schwerwiegender Weise gegen die Bestimmungen dieses Titels verstoßen; 

e) der Emittent befand sich in einem Insolvenzverfahren; 

f) der Emittent hat ausdrücklich auf seine Zulassung verzichtet oder beschlossen, seine Tätigkeit einzustellen; 

g) die Tätigkeit des Emittenten stellt eine ernsthafte Bedrohung für die Marktintegrität, die Finanzstabilität und das 
reibungslose Funktionieren der Zahlungssysteme dar oder setzt den Emittenten oder den Sektor ernsten Risiken der 
Geldwäsche und Terrorismusfinanzierung aus. 

Der Emittent des vermögenswertreferenzierten Token melden der für ihn zuständigen Behörde jede der in Unterabsatz 1 
Buchstaben e und f genannten Situationen. 

(2) Die zuständigen Behörden entziehen einem Emittenten eines vermögenswertreferenzierten Token ebenfalls die 
Zulassung, wenn die EZB oder gegebenenfalls die Zentralbank nach Artikel 20 Absatz 4 eine Stellungnahme abgibt, 
wonach der vermögenswertereferenzierte Token eine ernsthafte Bedrohung für das reibungslose Funktionieren der 
Zahlungssysteme, die geldpolitische Transmission oder die Währungshoheit darstellt. 

(3) Die zuständigen Behörden begrenzen die Menge eines auszugebenden vermögenswertereferenzierten Token oder 
schreiben eine Mindeststückelung des vermögenswertereferenzierten Token vor, wenn die EZB oder gegebenenfalls die 
Zentralbank nach Artikel 20 Absatz 4 eine Stellungnahme abgibt, wonach der vermögenswertereferenzierte Token eine 
Bedrohung für das reibungslose Funktionieren der Zahlungssysteme, die geldpolitische Transmission oder die Währungs
hoheit darstellt, und legen die anzuwendende Obergrenze oder Mindeststückelung fest. 

(4) Die jeweils zuständigen Behörden informieren die zuständige Behörde eines Emittenten eines vermögenswert
referenzierten Token unverzüglich über folgende Situationen: 

a) ein in Artikel 34 Absatz 5 Unterabsatz 1 Buchstabe h dieser Verordnung. genanntes Drittunternehmen hat seine 
Zulassung als Kreditinstitut gemäß Artikel 8 der Richtlinie 2013/36/EU, als Anbieter von Kryptowerte-Dienstleis
tungen gemäß Artikel 59 dieser Verordnung, als Zahlungsinstitut oder als E-Geld-Institut verloren; 

b) die Mitglieder des Leitungsorgans des Emittenten oder Anteilseigner oder Gesellschafter, die qualifizierte Beteiligungen 
an dem Emittenten halten, haben gegen nationale Vorschriften zur Umsetzung der Richtlinie (EU) 2015/849 ver
stoßen. 

(5) Die zuständigen Behörden entziehen einem Emittenten eines vermögenswertreferenzierten Token die Zulassung, 
wenn sie der Auffassung sind, dass die in Absatz 4 genannten Situationen den guten Leumund der Mitglieder des 
Leitungsorgans dieses Emittenten oder eines Anteilseigners oder Gesellschafters, der eine qualifizierte Beteiligung an 
dem Emittenten hält beeinträchtigen oder auf ein Versagen der in Artikel 34 genannten Regelungen zur Unternehmens
führung oder Mechanismen für die interne Kontrolle hindeuten. 

Wird die Zulassung entzogen, führt der Emittent des vermögenswertreferenzierten Token das Verfahren nach Artikel 47 
durch. 

(6) Die zuständigen Behörden unterrichten die ESMA innerhalb von zwei Arbeitstagen nach dem Entzug der Zu
lassung über den Entzug der Zulassung des Emittenten des vermögenswertreferenzierten Token. Die ESMA stellt die 
Informationen über den Entzug gemäß Artikel 109 unverzüglich in dem Register zur Verfügung.
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Artikel 25 

Änderung veröffentlichter Kryptowerte-Whitepaper für vermögenswertereferenzierte Token 

(1) Emittenten vermögenswertereferenzierter Token unterrichten die zuständige Behörde ihres Herkunftsmitgliedstaats 
über jede beabsichtigte Änderung ihres Geschäftsmodells, die nach der Erteilung der in Artikel 21 genannten Zulassung 
oder nach der Genehmigung des Kryptowerte-Whitepapers gemäß Artikel 17 sowie im Zusammenhang mit Artikel 23 
erfolgt und geeignet ist, die Kaufentscheidung eines Inhabers oder eines potenziellen Inhabers vermögenswertereferen
zierter Token signifikant zu beeinflussen. Zu solchen Änderungen gehören unter anderem alle wesentlichen Änderungen 
in Bezug auf 

a) die Regelungen zur Unternehmensführung, einschließlich der Berichterstattungspflichten gegenüber dem Leitungs
organ und des Rahmens für das Risikomanagement; 

b) das Reservevermögen und die Verwahrung des Reservevermögens; 

c) die Rechte, die den Inhabern vermögenswertereferenzierter Token gewährt werden; 

d) den Mechanismus für die Ausgabe und den Rücktausch eines vermögenswertreferenzierten Token; 

e) die Protokolle für die Validierung der Transaktionen mit vermögenswertereferenzierten Token; 

f) die Funktionsweise der unternehmenseigenen Distributed-Ledger-Technologie der Emittenten, wenn die vermögens
wertereferenzierten Token mittels einer solchen Distributed-Ledger-Technologie ausgegeben, übertragen und gespei
chert werden; 

g) die Mechanismen zur Gewährleistung der Liquidität vermögenswertereferenzierter Token, einschließlich der in Ar
tikel 45 genannten Strategien und Verfahren für das Liquiditätsmanagement für Emittenten signifikanter vermögens
wertereferenzierter Token; 

h) die Vereinbarungen mit Drittunternehmen, einschließlich Vereinbarungen über Verwaltung und Anlage des Reser
vevermögens, Verwahrung des Reservevermögens und gegebenenfalls den Vertrieb der vermögenswertereferenzierten 
Token an die Öffentlichkeit; 

i) die Beschwerdeverfahren; 

j) die Risikobewertung in Bezug auf Geldwäsche und Terrorismusfinanzierung sowie die damit verbundenen allgemei
nen Strategien und Verfahren. 

Die Emittenten vermögenswertereferenzierter Token unterrichten die zuständige Behörde ihres Herkunftsmitgliedstaats 
mindestens 30 Arbeitstage vor dem Wirksamwerden der beabsichtigten Änderungen entsprechend. 

(2) Wurde der zuständigen Behörde eine beabsichtigte Änderung nach Absatz 1 mitgeteilt, so erstellt der Emittent 
eines vermögenswertreferenzierten Token den Entwurf eines geänderten Kryptowerte-Whitepapers und stellt dabei 
sicher, dass die Reihenfolge der dort erscheinenden Informationen mit der des ursprünglichen Kryptowerte-Whitepapers 
übereinstimmt. 

Der Emittent des vermögenswertereferenzierten Token übermittelt den Entwurf des geänderten Kryptowerte-Whitepapers 
der zuständigen Behörde des Herkunftsmitgliedstaats. 

Die zuständige Behörde bestätigt den Eingang des Entwurfs eines geänderten Kryptowerte-Whitepapers umgehend, 
spätestens jedoch innerhalb von fünf Arbeitstagen nach Erhalt, auf elektronischem Weg. 

Die zuständige Behörde erteilt innerhalb von 30 Arbeitstagen nach der Bestätigung des Eingangs die Genehmigung des 
Entwurfs des geänderten Kryptowerte-Whitepapers oder lehnt die Genehmigung ab. Die zuständige Behörde kann im 
Laufe der Prüfung des Entwurfs des geänderten Kryptowerte-Whitepapers zusätzliche Informationen, Erläuterungen oder 
Begründungen zum Entwurf des geänderten Kryptowerte-Whitepapers anfordern. Stellt die zuständige Behörde einen 
solchen Antrag, so läuft die Frist von 30 Arbeitstagen erst, wenn die zuständige Behörde die angeforderten zusätzlichen 
Informationen erhalten hat. 

(3) Ist die zuständige Behörde der Auffassung, dass die Änderungen an einem Kryptowerte-Whitepaper möglicher
weise für das reibungslose Funktionieren der Zahlungssysteme, die geldpolitische Transmission oder die Währungshoheit 
relevant sind, konsultiert sie die EZB und gegebenenfalls die Zentralbank gemäß Artikel 20 Absatz 4. Die zuständige 
Behörde kann in solchen Fällen auch die EBA und die ESMA konsultieren.
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Die EZB oder die betreffende Zentralbank und gegebenenfalls die EBA und die ESMA geben innerhalb von 20 Arbeits
tagen nach Eingang der in Unterabsatz 1 genannten Konsultation eine Stellungnahme ab. 

(4) Genehmigt die zuständige Behörde das geänderte Kryptowerte-Whitepaper, so kann sie den Emittenten des ver
mögenswertreferenzierten Token auffordern, 

a) Mechanismen einzuführen, die den Schutz der Inhaber des vermögenswertreferenzierten Token sicherstellen, wenn 
eine potenzielle Änderung der Geschäftstätigkeit des Emittenten signifikante Auswirkungen auf Wert, Stabilität oder 
Risiken des vermögenswertereferenzierten Token oder des Reservevermögens haben kann; 

b) geeignete Korrekturmaßnahmen zu ergreifen, um Bedenken hinsichtlich der Marktintegrität, der Finanzstabilität oder 
des reibungslosen Funktionierens der Zahlungssysteme auszuräumen. 

Die zuständige Behörde fordert den Emittenten des vermögenswertreferenzierten Token auf, geeignete Korrekturmaß
nahmen zu ergreifen, um Bedenken hinsichtlich des reibungslosen Funktionierens der Zahlungssysteme, der geldpoliti
schen Transmission oder der Währungshoheit auszuräumen, wenn solche Korrekturmaßnahmen von der EZB oder 
gegebenenfalls von der in Artikel 20 Absatz 4 genannten Zentralbank im Rahmen von Konsultationen nach Absatz 3 
dieses Artikels vorgeschlagen werden. 

Haben die EZB oder die in Artikel 20 Absatz 4 in Bezug genommene Zentralbank andere Maßnahmen als die von der 
zuständigen Behörde geforderten vorgeschlagen, so werden die vorgeschlagenen Maßnahmen kombiniert oder, falls dies 
nicht möglich ist, wird die strengste Maßnahme vorgeschrieben. 

(5) Die zuständige Behörde übermittelt das geänderte Kryptowerte-Whitepaper innerhalb von zwei Arbeitstagen nach 
Erteilung der Genehmigung an die ESMA, die zentralen Kontaktstellen des Aufnahmemitgliedstaats, die EBA, die EZB 
und gegebenenfalls die Zentralbank des betreffenden Mitgliedstaats. 

Die ESMA stellt das geänderte Kryptowerte-Whitepaper in dem in Artikel 109 genannten Register unverzüglich zur 
Verfügung. 

Artikel 26 

Haftung von Emittenten vermögenswertereferenzierter Token für die in einem Kryptowerte-Whitepaper 
enthaltenen Informationen 

(1) Hat ein Emittent in einem Kryptowerte-Whitepaper oder in einem geänderten Kryptowerte-Whitepaper unvoll
ständige, unredliche, nicht eindeutige oder irreführende Informationen zur Verfügung gestellt und damit gegen Arti
kel 19 verstoßen, so sind der Emittent und die Mitglieder von dessen Verwaltungs-, Leitungs- oder Aufsichtsorgan 
gegenüber einem Inhaber eines solchen vermögenswertreferenzierten Token für aufgrund dieses Verstoßes erlittene 
Verluste haftbar. 

(2) Ein vertraglicher Ausschluss oder eine vertragliche Beschränkung der zivilrechtlichen Haftung gemäß Absatz 1 hat 
keine Rechtswirkung. 

(3) Es obliegt dem Inhaber des vermögenswertreferenzierten Token, den Nachweis dafür zu erbringen, dass der 
Emittent dieses vermögenswertereferenzierten Token gegen Artikel 19 verstoßen hat, indem er in seinem Kryptower
te-Whitepaper oder in einem geänderten Kryptowerte-Whitepaper unvollständige, unredliche, nicht eindeutige oder 
irreführende Informationen zur Verfügung gestellt hat, und sich das Verlassen auf diese Informationen auf die Ent
scheidung des Inhabers, diesen vermögenswertereferenzierten Token zu kaufen, zu verkaufen oder zu tauschen, aus
gewirkt hat. 

(4) Der Emittent und die Mitglieder seines Verwaltungs-, Leitungs- oder Aufsichtsorgans haften nicht für Verluste, die 
durch den Verlass auf Informationen entstehen, die in einer Zusammenfassung gemäß Artikel 19, einschließlich deren 
Übersetzung, zur Verfügung gestellt werden, es sei denn, die Zusammenfassung 

a) ist, wenn sie zusammen mit den anderen Teilen des Kryptowerte-Whitepapers gelesen wird, irreführend, unrichtig 
oder widersprüchlich oder 

b) enthält, wenn sie zusammen mit den anderen Teilen des Kryptowerte-Whitepapers gelesen wird, nicht die wesent
lichen Informationen, die potenziellen Inhabern bei der Entscheidung über den Kauf des vermögenswertereferenzier
ten Token helfen sollen. 

(5) Dieser Artikel lässt jede sonstige zivilrechtliche Haftung gemäß dem nationalen Recht unberührt.
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KAPITEL 2 

Pflichten von Emittenten vermögenswertereferenzierter Token 

Artikel 27 

Pflicht zu ehrlichem, redlichem und professionellem Handeln im besten Interesse der Inhaber 
vermögenswertereferenzierter Token 

(1) Die Emittenten vermögenswertereferenzierter Token handeln ehrlich, redlich und professionell und kommunizie
ren mit den Inhabern und potenziellen Inhabern vermögenswertereferenzierter Token auf redliche, eindeutige und nicht 
irreführende Weise. 

(2) Emittenten vermögenswertereferenzierter Token handeln im besten Interesse der Inhaber solcher Token und 
behandeln sie gleich, es sei denn, im Kryptowerte-Whitepaper und, falls relevant, in den Marketingmitteilungen ist 
eine Vorzugsbehandlung vorgesehen. 

Artikel 28 

Veröffentlichung des Kryptowerte-Whitepapers 

Ein Emittent eines vermögenswertreferenzierten Token veröffentlicht auf seiner Website das in Artikel 17 Absatz 1 oder 
Artikel 21 Absatz 1 genannte, genehmigte Kryptowerte-Whitepaper und, falls vorhanden, das in Artikel 25 genannte, 
geänderte Kryptowerte-Whitepaper. Das genehmigte Kryptowerte-Whitepaper wird bis zum Startdatum des öffentlichen 
Angebots des vermögenswertereferenzierten Token bzw. zum Startdatum der Zulassung dieser Token zum Handel 
öffentlich zugänglich gemacht. Das genehmigte Kryptowerte-Whitepaper und, falls vorhanden, das geänderte Krypto
werte-Whitepaper bleibt auf der Website des Emittenten solange verfügbar, wie die vermögenswertereferenzierten Token 
vom Publikum gehalten werden. 

Artikel 29 

Marketingmitteilungen 

(1) Marketingmitteilungen zu einem öffentlichen Angebot eines vermögenswertereferenzierten Token oder zur Zu
lassung eines solchen vermögenswertereferenzierter Token zum Handel müssen jede der folgenden Anforderungen 
erfüllen: 

a) Die Marketingmitteilungen sind eindeutig als solche erkennbar; 

b) die Informationen in den Marketingmitteilungen sind redlich, eindeutig und nicht irreführend; 

c) die Informationen in den Marketingmitteilungen stimmen mit den Angaben im Kryptowerte-Whitepaper überein; 

d) in den Marketingmitteilungen wird eindeutig darauf hingewiesen, dass ein Kryptowerte-Whitepaper veröffentlicht 
wurde, und es wird eindeutig die Adresse der Website des Emittenten des vermögenswertereferenzierten Token 
angegeben, sowie eine Telefonnummer und E-Mail-Adresse des Emittenten für die Kontaktaufnahme. 

(2) In den Marketingmitteilungen wird klar und eindeutig angegeben, dass Inhaber des vermögenswertreferenzierten 
Token beim Emittenten jederzeit ein Recht auf Rücktausch haben. 

(3) Marketingmitteilungen und jegliche sie betreffende Änderungen werden auf der Website des Emittenten veröffent
licht. 

(4) Die zuständigen Behörden verlangen keine Vorabgenehmigung von Marketingmitteilungen vor ihrer Veröffent
lichung. 

(5) Marketingmitteilungen werden den zuständigen Behörden auf Anfrage übermittelt. 

(6) Vor der Veröffentlichung des Kryptowerte-Whitepapers dürfen keine Marketingmitteilungen verbreitet werden. 
Diese Beschränkung hindert den Emittenten des vermögenswertreferenzierten Token nicht daran, Marktsondierungen 
durchzuführen.
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Artikel 30 

Kontinuierliche Unterrichtung der Inhaber vermögenswertereferenzierter Token 

(1) Emittenten vermögenswertereferenzierter Token legen auf ihrer Website an einer öffentlich und leicht zugäng
lichen Stelle auf klare, präzise und transparente Weise den Betrag der in Umlauf befindlichen vermögenswertereferen
zierten Token sowie den Wert und die Zusammensetzung der in Artikel 36 genannten Vermögenswertreserve offen. 
Diese Informationen müssen mindestens monatlich aktualisiert werden. 

(2) Emittenten vermögenswertereferenzierter Token veröffentlichen auf ihrer Website an einer öffentlich und leicht 
zugänglichen Stelle schnellstmöglich eine kurze, klare, präzise und transparente Zusammenfassung des Prüfberichts und 
den vollständigen und unbearbeiteten Prüfbericht in Bezug auf die in Artikel 36 genannte Vermögenswertreserve. 

(3) Unbeschadet des Artikels 88 legen Emittenten vermögenswertereferenzierter Token auf ihrer Website an einer 
öffentlich und leicht zugänglichen Stelle so schnell wie möglich und in klarer, präziser und transparenter Weise alle 
Ereignisse offen, die signifikante Auswirkungen auf den Wert der vermögenswertereferenzierten Token oder auf die in 
Artikel 36 genannte Vermögenswertreserve haben oder wahrscheinlich haben werden. 

Artikel 31 

Beschwerdeverfahren 

(1) Emittenten vermögenswertereferenzierter Token führen wirksame und transparente Verfahren für eine umgehen
de, redliche und einheitliche Bearbeitung von Beschwerden von Inhabern vermögenswertereferenzierter Token und von 
anderen interessierten Parteien, einschließlich Verbraucherverbänden, die Inhaber von vermögenswertereferenzierten 
Token vertreten, ein und erhalten sie aufrecht; außerdem veröffentlichen sie Erläuterungen dieser Verfahren. Werden 
die vermögenswertereferenzierten Token ganz oder teilweise von in Artikel 34 Absatz 5 Unterabsatz 1 Buchstabe h 
genannten Drittunternehmen vertrieben, so legen die Emittenten des vermögenswertereferenzierten Token Verfahren 
fest, um auch die Bearbeitung von Beschwerden zwischen Inhabern des vermögenswertereferenzierten Token und 
solchen Drittunternehmen zu erleichtern. 

(2) Die Inhaber vermögenswertereferenzierter Token haben die Möglichkeit, bei den Emittenten ihrer vermögens
wertereferenzierten Token oder gegebenenfalls bei den in Absatz 1 genannten Drittunternehmen unentgeltlich Be
schwerde einzureichen. 

(3) Emittenten vermögenswertereferenzierter Token und gegebenenfalls die in Absatz 1 genannten Drittunternehmen 
erstellen ein Muster für die Einreichung von Beschwerden, das sie den Inhabern vermögenswertereferenzierter Token zur 
Verfügung stellen, und führen Aufzeichnungen über alle eingegangenen Beschwerden und daraufhin getroffene Maß
nahmen. 

(4) Emittenten vermögenswertereferenzierter Token sorgen für eine zeitnahe und redliche Behandlung sämtlicher 
Beschwerden und teilen den Inhabern ihrer vermögenswertereferenzierten Token die Ergebnisse ihrer Untersuchungen 
innerhalb eines angemessenen Zeitraums mit. 

(5) Die EBA arbeitet in enger Abstimmung mit der ESMA Entwürfe technischer Regulierungsstandards zur Präzisie
rung der Anforderungen, Standardformate und Beschwerdeverfahren aus. 

Die EBA übermittelt der Kommission die in Unterabsatz 1 genannten Entwürfe technischer Regulierungsstandards 
spätestens am 30. Juni 2024. 

Der Kommission wird die Befugnis übertragen, diese Verordnung durch die Annahme der in Unterabsatz 1 genannten 
technischen Regulierungsstandards gemäß den Artikeln 10 bis 14 der Verordnung (EU) Nr. 1093/2010 zu ergänzen. 

Artikel 32 

Ermittlung, Vermeidung, Regelung und Offenlegung von Interessenkonflikten 

(1) Emittenten vermögenswertereferenzierter Token führen wirksame Strategien und Verfahren zur Ermittlung, Ver
meidung, Regelung und Offenlegung von Interessenkonflikten ein und erhalten diese aufrecht, und zwar in Bezug auf 
Interessenkonflikte zwischen ihnen und 

a) ihren Anteilseignern oder Gesellschaftern; 

b) jedem Anteilseigner oder Gesellschafter, der direkt oder indirekt eine qualifizierte Beteiligung an ihnen hält; 

c) den Mitgliedern ihres Leitungsorgans;
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d) ihren Beschäftigten; 

e) den Inhabern vermögenswertereferenzierter Token, oder 

f) Dritten, die eine der in Artikel 34 Absatz 5 Unterabsatz 1 Buchstabe h genannten Aufgaben wahrnehmen. 

(2) Die Emittenten vermögenswertereferenzierter Token ergreifen insbesondere alle geeigneten Maßnahmen zur Er
mittlung, Vermeidung, Regelung und Offenlegung von Interessenkonflikten, die sich aus der Verwaltung und Anlage des 
in Artikel 36 genannten Reservevermögens ergeben. 

(3) Die Emittenten vermögenswertereferenzierter Token legen den Inhabern ihrer vermögenswertereferenzierten To
ken an gut sichtbarer Stelle auf ihrer Website die allgemeine Art und die Quellen von den in Absatz 1 genannten 
Interessenkonflikten sowie die zur Begrenzung dieser Risiken getroffenen Vorkehrungen offen. 

(4) Die Offenlegung nach Absatz 3 muss so präzise sein, dass die potenziellen Inhaber der vermögenswertereferen
zierten Token eine fundierte Entscheidung über den Kauf vermögenswertereferenzierter Token treffen können. 

(5) Die EBA arbeitet Entwürfe technischer Regulierungsstandards aus, in denen Folgendes präzisiert wird: 

a) die Anforderungen bezüglich der in Absatz 1 genannten Strategien und Verfahren; 

b) die Einzelheiten und das Verfahren betreffend den Inhalt der Offenlegung nach Absatz 3. 

Die EBA übermittelt der Kommission die in Unterabsatz 1 genannten Entwürfe technischer Regulierungsstandards 
spätestens am 30. Juni 2024. 

Der Kommission wird die Befugnis übertragen, diese Verordnung durch die Annahme der in Unterabsatz 1 des vor
liegenden Absatzes genannten technischen Regulierungsstandards gemäß den Artikeln 10 bis 14 der Verordnung (EU) 
Nr. 1093/2010 zu ergänzen. 

Artikel 33 

Mitteilung von Änderungen im Leitungsorgan 

Die Emittenten vermögenswertereferenzierter Token unterrichten ihre zuständige Behörde sofort über jede Änderung in 
ihrem Leitungsorgan und stellen ihr alle Informationen zur Verfügung, die erforderlich sind, um die Einhaltung von 
Artikel 34 Absatz 2 zu bewerten. 

Artikel 34 

Regelungen zur Unternehmensführung 

(1) Die Emittenten vermögenswertereferenzierter Token legen solide Regelungen zur Unternehmensführung fest, 
einschließlich einer klaren Organisationsstruktur mit genau abgegrenzten, transparenten und kohärenten Verantwor
tungsbereichen, wirksamer Verfahren für die Ermittlung, Regelung, Überwachung und Meldung der Risiken, denen sie 
ausgesetzt sind oder ausgesetzt sein könnten, sowie angemessener Mechanismen interner Kontrollen mit soliden Ver
waltungs- und Rechnungslegungsverfahren. 

(2) Die Mitglieder des Leitungsorgans von Emittenten vermögenswertereferenzierter Token müssen hinreichend gut 
beleumundet sein und sowohl einzeln als auch gemeinsam über die angemessenen Kenntnisse, Fähigkeiten und Erfah
rung verfügen, um ihre Aufgaben wahrnehmen zu können. Insbesondere dürfen sie nicht wegen Straftaten im Zu
sammenhang mit Geldwäsche oder Terrorismusfinanzierung oder anderen Straftaten verurteilt worden sein, die ihren 
guten Leumund beeinträchtigen würden. Sie müssen ferner nachweisen, dass sie in der Lage sind, ausreichend Zeit für 
die wirksame Wahrnehmung ihrer Aufgaben aufzuwenden. 

(3) Das Leitungsorgan der Emittenten vermögenswertereferenzierter Token bewertet und überprüft regelmäßig die 
Wirksamkeit der Strategien und Verfahren, die zur Erfüllung der Kapitel 2, 3, 5 und 6 dieses Titels eingeführt wurden, 
und ergreift geeignete Maßnahmen zur Behebung etwaiger diesbezüglicher Mängel. 

(4) Anteilseigner oder Gesellschafter, die direkt oder indirekt qualifizierte Beteiligungen an Emittenten vermögens
wertereferenzierter Token halten, müssen hinreichend gut beleumundet sein und dürfen insbesondere nicht für Straftaten 
im Zusammenhang mit Geldwäsche oder Terrorismusfinanzierung oder für andere Straftaten, die ihrem guten Leumund 
schaden würden, verurteilt worden sein.
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(5) Die Emittenten vermögenswertereferenzierter Token legen Strategien und Verfahren fest, die hinreichend wirksam 
sind, um die Einhaltung dieser Verordnung sicherzustellen. Die Emittenten vermögenswertereferenzierter Token müssen 
insbesondere Strategien und Verfahren festlegen, aufrechterhalten und umsetzen in Bezug auf: 

a) die in Artikel 36 genannte Vermögenswertreserve; 

b) die Verwahrung des Reservevermögens, einschließlich der Trennung der Vermögenswerte, gemäß Artikel 37; 

c) die Rechte, die Inhabern vermögenswertereferenzierter Token gemäß Artikel 39 gewährt werden; 

d) den Mechanismus für die Ausgabe und den Rücktausch vermögenswertereferenzierter Token; 

e) die Protokolle für die Validierung von Geschäften mit vermögenswertereferenzierten Token; 

f) die Funktionsweise der unternehmenseigenen Distributed-Ledger-Technologie des Emittenten, wenn die vermögens
wertereferenzierten Token mittels einer solchen von Emittenten oder von einem für sie handelnden Dritten betrie
bene Distributed-Ledger-Technologie oder vergleichbare Technologie ausgegeben, übertragen und gespeichert werden; 

g) die Mechanismen zur Gewährleistung der Liquidität vermögenswertereferenzierter Token, einschließlich der in Ar
tikel 45 genannten Strategien und Verfahren für das Liquiditätsmanagement für Emittenten signifikanter vermögens
wertereferenzierter Token; 

h) Vereinbarungen mit Drittunternehmen über die Verwaltung der Vermögenswertreserve, die Anlage und Verwahrung 
des Reservevermögens und, falls vorhanden, den öffentlichen Vertrieb der vermögenswertereferenzierten Token; 

i) die schriftliche Zustimmung, die Emittenten vermögenswertereferenzierter Token anderen Personen erteilt haben, die 
die vermögenswertereferenzierten Token öffentlich anbieten oder deren Zulassung zum Handel beantragen; 

j) die Bearbeitung von Beschwerden gemäß Artikel 31; 

k) Interessenkonflikte gemäß Artikel 32. 

Schließen Emittenten vermögenswertereferenzierter Token Vereinbarungen gemäß Unterabsatz 1 Buchstabe h ab, so 
werden diese Vereinbarungen in einem Vertrag mit den Drittunternehmen festgelegt. In diesen vertraglichen Verein
barungen werden die Aufgaben, Zuständigkeiten, Rechte und Pflichten sowohl der Emittenten vermögenswertereferen
zierter Token als auch der Drittunternehmen festgelegt. Bei vertraglichen Vereinbarungen mit rechtsordnungsübergrei
fenden Auswirkungen ist eine eindeutige Auswahl des anzuwendenden Rechts zu treffen. 

(6) Sofern die Emittenten vermögenswertereferenzierter Token keinen Rücktauschplan gemäß Artikel 47 aufgestellt 
haben, wenden sie geeignete und verhältnismäßige Systeme, Ressourcen und Verfahren zur Sicherstellung einer kon
tinuierlichen und regelmäßigen Erbringung ihrer Dienstleistungen und Tätigkeiten an. Zu diesem Zweck führen die 
Emittenten vermögenswertereferenzierter Token all ihre Systeme und Protokolle zur Wahrung der Zugriffssicherheit im 
Einklang mit den einschlägigen Standards der Union. 

(7) Beschließt der Emittent eines vermögenswertreferenzierten Token, die Erbringung seiner verbundener Dienstleis
tungen und Tätigkeiten einzustellen, auch indem er die Ausgabe dieses vermögenswertereferenzierten Token einstellt, so 
legt er der zuständigen Behörde einen Plan zur Genehmigung dieser Einstellung vor. 

(8) Die Emittenten vermögenswertereferenzierter Token ermitteln Quellen operationeller Risiken und minimieren 
diese Risiken durch Entwicklung geeigneter Systeme, Kontrollen und Verfahren. 

(9) Die Emittenten vermögenswertereferenzierter Token legen eine Strategie zur Fortführung des Geschäftsbetriebs 
und Pläne fest, mit denen im Falle der Unterbrechung ihrer IKT-Systeme und Verfahren die Bewahrung wesentlicher 
Daten und Funktionen und die Aufrechterhaltung ihrer Tätigkeiten oder, wenn dies nicht möglich ist, zeitnah die 
Wiederherstellung dieser Daten und Funktionen und die Wiederaufnahme ihrer Tätigkeiten sichergestellt werden.

DE 9.6.2023 Amtsblatt der Europäischen Union L 150/91



 

(10) Die Emittenten vermögenswertereferenzierter Token müssen über interne Kontrollmechanismen und wirksame 
Verfahren für Risikomanagement, einschließlich wirksamer Kontroll- und Schutzvorkehrungen für das Management von 
IKT-Systemen gemäß der Verordnung (EU) 2022/2554 des Europäischen Parlaments und des Rates ( 37 ) verfügen. In 
diesen Verfahren ist eine umfassende Bewertung der Inanspruchnahme von Drittunternehmen gemäß Absatz 5 Unter
absatz 1 Buchstabe h des vorliegenden Artikels vorzusehen. Emittenten vermögenswertereferenzierter Token überwachen 
und bewerten regelmäßig die Angemessenheit und Wirksamkeit der Mechanismen der internen Kontrolle und der 
Verfahren für die Risikobewertung und ergreifen geeignete Maßnahmen zur Behebung etwaiger diesbezüglicher Mängel. 

(11) Die Emittenten vermögenswertereferenzierter Token richten angemessene Systeme und Verfahren ein, um die 
Verfügbarkeit, Authentizität, Integrität und Vertraulichkeit der Daten gemäß der Verordnung (EU) 2022/2554 und der 
Verordnung (EU) 2016/679 zu schützen. Über diese Systeme werden relevante Daten und Informationen, die im 
Rahmen der Tätigkeiten der Emittenten erhoben und generiert werden, erfasst und gesichert. 

(12) Die Emittenten vermögenswertereferenzierter Token stellen sicher, dass sie regelmäßig von unabhängigen Prüfern 
geprüft werden. Die Ergebnisse dieser Prüfungen werden dem Leitungsorgan des betreffenden Emittenten mitgeteilt und 
der zuständigen Behörde zur Verfügung gestellt. 

(13) Bis zum 30. Juni 2024 gibt die EBA in enger Zusammenarbeit mit der ESMA und der EZB Leitlinien gemäß 
Artikel 16 der Verordnung (EU) Nr. 1093/2010 heraus, in denen die inhaltlichen Mindestanforderungen an die Rege
lungen zur Unternehmensführung im Hinblick auf folgende Elemente spezifiziert werden: 

a) die Instrumente zur Überwachung der Risiken nach Absatz 8; 

b) den in Absatz 9 genannten Plan zur Fortführung des Geschäftsbetriebs; 

c) den in Absatz 10 genannten internen Kontrollmechanismus; 

d) die in Absatz 12 genannten Prüfungen, einschließlich der Unterlagen, die mindestens bei der Prüfung zu verwenden 
sind. 

Beim Herausgeben der in Unterabsatz 1 genannten Leitlinien berücksichtigt die EBA die Bestimmungen über die An
forderungen an die Unternehmensführung aus anderen Gesetzgebungsakten der Union über Finanzdienstleistungen, 
einschließlich der Richtlinie 2014/65/EU. 

Artikel 35 

Eigenmittelanforderungen 

(1) Die Emittenten vermögenswertereferenzierter Token verfügen jederzeit über Eigenmittel in Höhe eines Betrags, der 
mindestens dem höchsten der folgenden Beträge entspricht: 

a) EUR 350 000; 

b) 2 % des Durchschnittsbetrags des in Artikel 36 genannten Reservevermögens; 

c) einem Viertel der fixen Gemeinkosten des Vorjahres. 

Für die Zwecke von Unterabsatz 1 Buchstabe b gilt als Durchschnittsbetrag des Reservevermögens der über die voran
gegangenen sechs Monate berechnete Durchschnittsbetrag des Reservevermögens am Ende jeden Kalendertages. 

Bietet ein Emittent mehr als einen vermögenswertreferenzierten Token an, so entspricht der unter Unterabsatz 1 Buch
stabe b genannte Betrag der Summe des Durchschnittsbetrags des Reservevermögens für jeden vermögenswertreferen
zierten Token. 

Der in Unterabsatz 1 Buchstabe c genannte Betrag wird jährlich überprüft und gemäß Artikel 67 Absatz 3 berechnet. 

(2) Die in Absatz 1 dieses Artikels genannten Eigenmittel bestehen aus den in den Artikeln 26 bis 30 der Verordnung 
(EU) Nr. 575/2013 genannten Posten und Instrumenten des harten Kernkapitals nach den vollständig erfolgten Abzügen 
gemäß Artikel 36 der genannten Verordnung und ohne Anwendung der Schwellenwerte für Ausnahmen nach Artikel 46 
Absatz 4 und Artikel 48 der genannten Verordnung.
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(3) Die zuständige Behörde des Herkunftsmitgliedstaats kann einem Emittenten eines vermögenswertreferenzierten 
Token vorschreiben, Eigenmittel in einer Höhe vorzuhalten, die um bis zu 20 % über dem Betrag liegen, der sich aus der 
Anwendung von Absatz 1 Unterabsatz 1 Buchstabe b ergibt, wenn aufgrund einer Bewertung eines der folgenden 
Faktoren auf ein höheres Risiko zu schließen ist: 

a) Evaluierung der in Artikel 34 Absätze 1, 8 und 10 genannten Verfahren des Risikomanagements und der Mecha
nismen der internen Kontrolle des Emittenten des vermögenswertreferenzierten Token; 

b) Qualität und Volatilität des in Artikel 36 genannten Reservevermögens; 

c) Arten von Rechten, die der Emittent des vermögenswertreferenzierten Token Inhabern vermögenswertereferenzierter 
Token gemäß Artikel 39 gewährt; 

d) falls die Vermögenswertreserve Anlagen umfasst, Risiken, die sich aus der Anlagepolitik für die Vermögenswert
reserve ergeben; 

e) Gesamtwert und Gesamtzahl der Transaktionen, die mit dem vermögenswertereferenzierten Token getätigt wurden; 

f) Bedeutung der Märkte, auf denen der vermögenswertereferenzierten Token angeboten und vertrieben werden; 

g) falls vorhanden, Marktkapitalisierung des vermögenswertereferenzierten Token. 

(4) Die zuständige Behörde des Herkunftsmitgliedstaats kann einem Emittenten eines nicht signifikanten vermögens
wertereferenzierten Token verpflichten, die in Artikel 45 festgelegten Anforderungen zu erfüllen, wenn dies zur Bewäl
tigung des gemäß Absatz 3 des vorliegenden Artikels ermittelten höheren Risikos oder anderer gemäß Artikel 45 
berücksichtigter Risiken — etwa Liquiditätsrisiken — erforderlich ist. 

(5) Unbeschadet Absatz 3 führen Emittenten vermögenswertereferenzierter Token regelmäßig Stresstests durch, bei 
denen schwere, aber plausible finanzielle Stressszenarien wie Zinsschocks und nichtfinanzielle Stressszenarien wie 
operationelle Risiken berücksichtigt werden. Auf der Grundlage der Ergebnisse solcher Stresstests schreibt die zuständige 
Behörde des Herkunftsmitgliedstaats den Emittenten vermögenswertereferenzierter Token vor, dass sie unter bestimmten 
Umständen hinsichtlich der Risikoprognose und der Stresstestergebnisse einen Betrag an Eigenmitteln halten, der 
zwischen 20 % und 40 % höher ist als der Betrag, der sich aus der Anwendung von Absatz 1 Unterabsatz 1 Buchstabe b 
ergibt. 

(6) Die EBA arbeitet in enger Zusammenarbeit mit der ESMA und der EZB Entwürfe technischer Regulierungsstan
dards aus, in denen Folgendes präzisiert wird: 

a) das Verfahren und die Fristen für die Anpassung eines Emittenten eines signifikanten vermögenswertreferenzierten 
Token an höhere Eigenmittelanforderungen gemäß Absatz 3; 

b) die Kriterien für die Forderung eines höheren Eigenmittelbetrags gemäß Absatz 3; 

c) die Mindestanforderungen an die Gestaltung von Stresstests unter Berücksichtigung des Volumens, der Komplexität 
und Art des vermögenswertereferenzierten Token, einschließlich, aber nicht beschränkt auf: 

i) die Arten von Stresstests und ihre wichtigsten Ziele und Anwendungen; 

ii) die Häufigkeit der verschiedenen Stresstests; 

iii) die internen Regelungen zur Unternehmensführung; 

iv) die entsprechende Dateninfrastruktur; 

v) die Methodik und Plausibilität der Annahmen; 

vi) die Anwendung des Grundsatzes der Verhältnismäßigkeit auf alle quantitativen oder qualitativen Mindestanfor
derungen und 

vii) die Mindesthäufigkeit der Stresstests und die gemeinsamen Referenzparameter der Stresstestszenarien.
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Die EBA übermittelt der Kommission die in Unterabsatz 1 genannten Entwürfe technischer Regulierungsstandards 
spätestens am 30. Juni 2024. 

Der Kommission wird die Befugnis übertragen, diese Verordnung durch die Annahme der in Unterabsatz 1 des vor
liegenden Absatzes genannten technischen Regulierungsstandards gemäß den Artikeln 10 bis 14 der Verordnung (EU) 
Nr. 1093/2010 zu ergänzen. 

KAPITEL 3 

Vermögenswertreserve 

Artikel 36 

Pflicht zum Halten einer Vermögenswertreserve sowie Zusammensetzung und Verwaltung dieser 
Vermögenswertreserve 

(1) Die Emittenten vermögenswertereferenzierter Token bilden und halten jederzeit eine Vermögenswertreserve. 

Die Vermögenswertreserve sollte so zusammengesetzt sein und verwaltet werden, dass 

a) die Risiken im Zusammenhang mit den Vermögenswerten, auf die sich die vermögenswertereferenzierten Token 
beziehen, abgedeckt sind und 

b) die Liquiditätsrisiken, die mit den dauerhaften Rücktauschrechten der Inhaber verbunden sind, beachtet werden. 

(2) Die Vermögenswertreserve wird im Interesse der Inhaber vermögenswertereferenzierter Token nach geltendem 
Recht vom Vermögen des Emittenten und von der Vermögenswertreserve anderer vermögenswertereferenzierter Token 
in einer Weise rechtlich getrennt, dass die Gläubiger des Emittenten — insbesondere bei Insolvenz — keinen Zugriff auf 
die Vermögenswertreserve haben. 

(3) Die Emittenten vermögenswertereferenzierter Token stellen sicher, dass die Vermögenswertreserve operativ von 
ihrem Vermögen und von der Vermögenswertreserve anderer Token getrennt ist. 

(4) Die EBA arbeitet in enger Zusammenarbeit mit der ESMA und der EZB Entwürfe technischer Regulierungsstan
dards aus, in denen die Liquiditätsanforderungen unter Berücksichtigung des Umfangs, der Komplexität und der Art der 
Vermögenswertreserve und des vermögenswertereferenzierten Token weiter präzisiert werden. 

In dem technischen Regulierungsstandard wird insbesondere Folgendes festgelegt: 

a) der jeweilige Prozentsatz der Vermögenswertreserve aus täglich fällig werdenden Vermögenswerten, einschließlich 
umgekehrten Rückkaufsvereinbarungen, die mit einer Frist von einem Arbeitstag gekündigt werden können, oder der 
Prozentsatz der Barmittel, der unter Einhaltung einer Frist von einem Arbeitstag abgehoben werden kann; 

b) der jeweilige Prozentsatz der Vermögenswertreserve aus wöchentlich fällig werdenden Vermögenswerten, einschließ
lich umgekehrten Rückkaufsvereinbarungen, die mit einer Frist von fünf Arbeitstagen gekündigt werden können, oder 
der Prozentsatz der Barmittel, der unter Einhaltung einer Frist von fünf Arbeitstagen abgehoben werden kann; 

c) sonstige relevante Fälligkeiten und allgemeine Techniken für das Liquiditätsmanagement; 

d) die Mindestbeträge in jeder referenzierten amtlichen Währung, die als Einlagen bei Kreditinstituten gehalten werden 
sollen, die nicht unter 30 % des in den einzelnen amtlichen Währungen referenzierten Betrags liegen dürfen. 

Für die Zwecke von Unterabsatz 2 Buchstaben a, b und c berücksichtigt die EBA unter anderem die in Artikel 52 der 
Richtlinie 2009/65/EG festgelegten einschlägigen Schwellenwerte. 

Die EBA übermittelt der Kommission die in Unterabsatz 1 genannten Entwürfe technischer Regulierungsstandards 
spätestens am 30. Juni 2024. 

Der Kommission wird die Befugnis übertragen, diese Verordnung durch die Annahme der in Unterabsatz 1 des vor
liegenden Absatzes genannten technischen Regulierungsstandards gemäß den Artikeln 10 bis 14 der Verordnung (EU) 
Nr. 1093/2010 zu ergänzen. 

(5) Emittenten, die zwei oder mehr vermögenswertereferenzierter Token öffentlich anbieten, bilden und halten 
getrennt für jeden vermögenswertreferenzierten Token Vermögenswertreserven. Jede dieser Vermögenswertreserven 
wird getrennt verwaltet. 

Bieten verschiedene Emittenten vermögenswertereferenzierter Token denselben vermögenswertreferenzierten Token öf
fentlich an, so bilden und halten diese Emittenten nur eine Vermögenswertreserve für diesen vermögenswertreferenzier
ten Token.
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(6) Die Leitungsorgane von Emittenten vermögenswertereferenzierter Token gewährleisten die wirksame und umsich
tige Verwaltung der Vermögenswertreserve. Die Emittenten stellen sicher, dass der Ausgabe und dem Rücktausch 
vermögenswertereferenzierter Token stets eine entsprechende Erhöhung oder Verminderung der Vermögenswertreserve 
gegenübersteht. 

(7) Der Emittent eines vermögenswertreferenzierten Token ermittelt den aggregierten Wert der Vermögenswertreserve 
anhand von Marktpreisen. Ihr aggregierter Wert entspricht mindestens dem aggregierten Wert der Ansprüche der 
Inhaber des im Umlauf befindlichen vermögenswertereferenzierten Tokens gegen den Emittenten. 

(8) Die Emittenten vermögenswertereferenzierter Token verfügen über eine klare und detaillierte Strategie und be
schreiben darin den Stabilisierungsmechanismus für diese Token. Diese Strategie umfasst insbesondere Folgendes: 

a) eine Liste der Vermögenswerte, auf die sich die vermögenswertereferenzierten Token beziehen, und die Zusammen
setzung dieser Vermögenswerte; 

b) eine Beschreibung der Art der Vermögenswerte und die genaue Zuordnung der Vermögenswerte, die Teil der Ver
mögenswertreserve sind; 

c) eine detaillierte Bewertung der Risiken, einschließlich des Kreditrisikos, Marktrisikos, Konzentrationsrisikos und 
Liquiditätsrisikos, die sich aus dem Reservevermögen ergeben; 

d) eine Beschreibung des Verfahrens für die Emission und den Rücktausch der vermögenswertereferenzierten Token 
sowie des Verfahrens, nach dem eine solche Emission oder ein solcher Rücktausch zu einer entsprechenden Erhö
hung oder Verminderung der Vermögenswertreserve führt; 

e) die Angabe, ob ein Teil der Vermögenswertreserve gemäß Artikel 38 angelegt ist; 

f) wenn Emittenten vermögenswertereferenzierter Token einen Teil der Vermögenswertreserve gemäß Artikel 38 an
legen, eine ausführliche Beschreibung der Anlagepolitik und eine Bewertung möglicher Auswirkungen dieser Anlage
politik auf den Wert der Vermögenswertreserve; 

g) eine Beschreibung des Verfahrens für den Kauf vermögenswertereferenzierter Token und den Rücktausch dieser 
Token gegen die Vermögenswertreserve und eine Liste der dazu berechtigten Personen oder Kategorien von Personen. 

(9) Unbeschadet des Artikels 34 Absatz 12, müssen Emittenten vermögenswertereferenzierter Token ab dem Tag ihrer 
Zulassung gemäß Artikel 21 oder ab dem Tag der Genehmigung des Kryptowerte-Whitepapers gemäß Artikel 17 alle 
sechs Monate eine unabhängige Prüfung der Vermögenswertreserve in Auftrag geben, in der die Einhaltung dieses 
Kapitels geprüft wird. 

(10) Der Emittent teilt der zuständigen Behörde das Ergebnis der in Absatz 9 genannten Prüfung der zuständigen 
Behörde unverzüglich, spätestens jedoch sechs Wochen nach dem Referenzdatum der Bewertung mit. Der Emittent 
veröffentlicht das Ergebnis der Prüfung binnen zweier Wochen nach der Benachrichtigung der zuständigen Behörde. Die 
zuständige Behörde kann den Emittenten anweisen, die Veröffentlichung der Ergebnisse der Prüfung aufzuschieben, 
wenn 

a) der Emittent aufgefordert wurde, eine oder mehrere Sanierungsmaßnahmen gemäß Artikel 46 Absatz 3 umzusetzen; 

b) der Emittent aufgefordert wurde, einen Rücktauschplan gemäß Artikel 47 umzusetzen; 

c) es für notwendig erachtet wird, um die wirtschaftlichen Interessen der Inhaber der vermögenswertereferenzierten 
Token zu schützen; 

d) es für notwendig erachtet wird, um erhebliche nachteilige Auswirkungen auf das Finanzsystem des Herkunftsmitglied
staats oder eines anderen Mitgliedstaats zu verhindern. 

(11) Die Bewertung zu Marktpreisen gemäß Absatz 7 des vorliegenden Artikels erfolgt nach Möglichkeit im Sinne 
von Artikel 2 Nummer 8 der Verordnung (EU) 2017/1131 des Europäischen Parlaments und des Rates ( 38 ).
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Bei der Bewertung zu Marktpreisen wird das Reservevermögen auf der vorsichtigen Seite des Geld-/Briefkurses bewertet, 
es sei denn, das Reservevermögen kann zum Mittelkurs glattgestellt werden. Für die Bewertung zu Marktpreisen werden 
nur Marktdaten von guter Qualität verwendet, und diese Daten werden auf der Grundlage aller folgenden Faktoren 
bewertet: 

a) Anzahl und Qualität der Gegenparteien; 

b) Marktvolumen des Reservevermögenswerts und damit erzielter Marktumsatz; 

c) Umfang der Vermögenswertreserve. 

(12) Ist die Bewertung zu Marktpreisen gemäß Absatz 11 des vorliegenden Artikels nicht möglich oder sind die 
Marktdaten nicht von ausreichender Qualität, so wird das Reservevermögen konservativ zu Modellpreisen im Sinne von 
Artikel 2 Nummer 9 der Verordnung (EU) 2017/1131 bewertet. 

Das Modell muss eine präzise Schätzung des dem Reservevermögen inhärenten Wertes liefern und sich auf alle 
folgenden aktuellen Schlüsselfaktoren stützen: 

a) Marktvolumen des Reservevermögens und damit erzielter Marktumsatz; 

b) Umfang der Vermögenswertreserve; 

c) Marktrisiko, Zinsrisiko und mit dem Reservevermögen verbundenes Kreditrisiko. 

Bei der Bewertung zu Modellpreisen wird nicht die Methode der Bewertung zu fortgeführten Anschaffungskosten gemäß 
Artikel 2 Nummer 10 der Verordnung (EU) 2017/1131 angewandt. 

Artikel 37 

Verwahrung des Reservevermögens 

(1) Die Emittenten vermögenswertereferenzierter Token müssen Strategien und Verfahren sowie vertragliche Verein
barungen für die Verwahrung festlegen, aufrechterhalten und umsetzen, um jederzeit sicherzustellen, dass 

a) das Reservevermögen weder belastet noch als „Finanzsicherheit “ im Sinne von Artikel 2 Absatz 1 Buchstabe a der 
Richtlinie 2002/47/EG des Europäischen Parlaments und des Rates ( 39 ) verpfändet wird; 

b) das Reservevermögen gemäß Absatz 6 des vorliegenden Artikels verwahrt wird; 

c) die Emittenten vermögenswertereferenzierter Token umgehend Zugang zum Reservevermögen haben, um etwaige 
Rücktauschforderungen der Inhaber vermögenswertereferenzierter Token bedienen zu können; 

d) Konzentrationen hinsichtlich der Verwahrstellen des Reservevermögens vermieden werden; 

e) das Risiko einer Konzentration des Reservevermögens vermieden wird. 

(2) Emittenten vermögenswertereferenzierter Token, die in der Union zwei oder mehr vermögenswertereferenzierter 
Token ausgeben, legen für jede Vermögenswertreserve eine eigene Strategie für deren Verwahrung fest. Verschiedene 
Emittenten vermögenswertereferenzierter Token, die den gleichen vermögenswertereferenzierten Token ausgeben, legen 
nur eine Verwahrstrategie fest und erhalten diese aufrecht. 

(3) Das Reservevermögen wird bis höchstens fünf Arbeitstage nach Emission des vermögenswertereferenzierten 
Token von einer oder mehreren der folgenden Stellen verwahrt: 

a) einem Anbieter von Kryptowerte-Dienstleistungen, der Kryptowerte für Kunden verwahrt oder verwaltet, sofern es 
sich bei dem Reservevermögen um Kryptowerte handelt; 

b) einem Kreditinstitut bei allen Arten von Reservevermögen;
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c) einer Wertpapierfirma, die die Nebendienstleistung der Verwahrung und Verwaltung von Finanzinstrumenten für 
Rechnung von Kunden gemäß Anhang I Abschnitt B Nummer 1 der Richtlinie 2014/65/EU erbringt, wenn das 
Reservevermögen die Form von Finanzinstrumenten hat. 

(4) Die Emittenten vermögenswertereferenzierter Token gehen bei der Auswahl, Bestellung und Überprüfung der 
gemäß Absatz 3 als Verwahrstelle für das Reservevermögen bestellten Anbieter von Kryptowerte-Dienstleistungen, 
Kreditinstitute und Wertpapierfirmen mit der erforderlichen Sachkenntnis, Sorgfalt und Gewissenhaftigkeit vor. Die 
Verwahrstelle muss eine vom Emittenten verschiedene juristische Person sein. 

Die Emittenten vermögenswertereferenzierter Token stellen sicher, dass die als Verwahrstelle für das Reservevermögen 
gemäß Absatz 3 bestellten Anbieter von Kryptowerte-Dienstleistungen, Kreditinstitute und Wertpapierfirmen über die 
erforderliche Sachkenntnis und Marktreputation verfügen, um als Verwahrstelle für ein solches Reservevermögen zu 
fungieren, wobei die Rechnungslegungsverfahren, die Verfahren für die sichere Aufbewahrung und die internen Kontroll
mechanismen dieser Anbieter von Kryptowerte-Dienstleistungen, Kreditinstitute und Wertpapierfirmen zu berücksichti
gen sind. Durch die vertraglichen Vereinbarungen zwischen den Emittenten vermögenswertereferenzierter Token und 
den Verwahrstellen wird sichergestellt, dass das verwahrte Reservevermögen gegen Forderungen der Gläubiger der 
Verwahrstellen geschützt ist. 

(5) In den Strategien und Verfahren für die Verwahrung nach Absatz 1 werden die Auswahlkriterien für die Bestel
lung von Anbietern von Kryptowerte-Dienstleistungen, Kreditinstituten oder Wertpapierfirmen als Verwahrstellen für das 
Reservevermögen und das Verfahren zur Überprüfung einer solcher Bestellung festgelegt. 

Die Emittenten vermögenswertereferenzierter Token überprüfen regelmäßig die Bestellung von Anbietern von Krypto
werte-Dienstleistungen, Kreditinstituten oder Wertpapierfirmen als Verwahrstellen für das Reservevermögen. für die 
Zwecke dieser Bewertung bewerten die Emittenten vermögenswertereferenzierter Token ihre Risikopositionen gegenüber 
solchen Verwahrstellen unter Berücksichtigung ihrer gesamten Beziehungen zu ihnen und überwachen fortlaufend die 
finanzielle Lage dieser Verwahrstellen. 

(6) Die Verwahrstellen für das Reservevermögen gemäß Absatz 4 stellen sicher, dass die Verwahrung dieses Reser
vevermögens folgendermaßen erfolgt: 

a) Kreditinstitute verwahren Geldbeträge auf einem Konto, das in den Büchern des Kreditinstituts eröffnet wurde; 

b) im Falle verwahrbarer Finanzinstrumente nehmen die Kreditinstitute oder Wertpapierfirmen alle Finanzinstrumente, 
die auf einem in den Büchern der Kreditinstitute oder Wertpapierfirmen eröffneten Konto für Finanzinstrumente 
verbucht werden können, sowie alle Finanzinstrumente, die physisch an diese Kreditinstitute oder Wertpapierfirmen 
geliefert werden können, in Verwahrung; 

c) im Fall verwahrbarer Kryptowerte nehmen die Anbieter von Kryptowerte-Dienstleistungen die Kryptowerte, die Teil 
des Reservevermögens sind, oder die Mittel für den Zugang zu solchen Kryptowerten, gegebenenfalls in Form privater 
kryptografischer Schlüssel, in Verwahrung; 

d) im Fall anderer Vermögenswerte überprüfen die Kreditinstitute die Eigentumsverhältnisse der Emittenten der ver
mögenswertereferenzierten Token und führen Aufzeichnungen über das Reservevermögen, bei dem sie sich davon 
überzeugt haben, dass sein Eigentümer die Emittenten der vermögenswertereferenzierten Token sind. 

Für die Zwecke von Unterabsatz 1 Buchstabe a stellen die Kreditinstitute sicher, dass Geldbeträge in den Büchern der 
Kreditinstitute gemäß den nationalen Rechtsvorschriften zur Umsetzung des Artikels 16 der Richtlinie 2006/73/EG der 
Kommission ( 40 ) auf getrennten Konten verbucht werden. Dieses Konto wird für die Zwecke der Verwaltung des 
Reservevermögens jeden vermögenswertereferenzierten Token auf den Namen des Emittenten der vermögenswerterefe
renzierten Token eröffnet, sodass die verwahrten Geldbeträge eindeutig als Teil jeder Vermögenswertreserve identifiziert 
werden können. 

Für die Zwecke von Unterabsatz 1 Buchstabe b stellen die Kreditinstitute und Wertpapierfirmen sicher, dass alle Finanz
instrumente, die auf einem in den Büchern des Kreditinstituts und Wertpapierfirmen eröffneten Konto für Finanzinstru
mente verbucht werden können, in den Büchern der Kreditinstitute und Wertpapierfirmen gemäß den nationalen 
Rechtsvorschriften zur Umsetzung des Artikels 16 der Richtlinie 2006/73/EG auf getrennten Konten verbucht werden. 
Die Konten für Finanzinstrumente werden für die Zwecke der Verwaltung des Reservevermögens jedes vermögens
wertereferenzierten Token auf den Namen der Emittenten der vermögenswertereferenzierten Token eröffnet, sodass die 
verwahrten Finanzinstrumente eindeutig als Teil jeder Vermögenswertreserve identifiziert werden können.
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Für die Zwecke von Unterabsatz 1 Buchstabe c öffnen die Anbieter von Kryptowerte-Dienstleistungen zur Verwaltung 
des Reservevermögens jedes vermögenswertereferenzierten Token ein Register der Risikopositionen auf den Namen der 
Emittenten der vermögenswertereferenzierten Token, sodass die verwahrten Kryptowerte eindeutig als Teil jeder Ver
mögenswertreserve identifiziert werden können 

Für die Zwecke von Unterabsatz 1 Buchstabe d stützt sich die Bewertung, ob Emittenten vermögenswertereferenzierter 
Token Eigentümer des Reservevermögens sind, auf Informationen oder Unterlagen, die die Emittenten der vermögens
wertereferenzierten Token zur Verfügung stellen, und, soweit verfügbar, auf externe Nachweise. 

(7) Die Bestellung von Anbietern von Kryptowerte-Dienstleistungen, Kreditinstituten oder Wertpapierfirmen als Ver
wahrstellen für das Reservevermögen gemäß Absatz 4 des vorliegenden Artikels wird durch den in Artikel 34 Absatz 5 
Unterabsatz 2 genannten schriftlichen Vertrag belegt. In diesen vertraglichen Vereinbarungen wird unter anderem ge
regelt, welcher Informationsfluss als notwendig erachtet wird, damit die Emittenten vermögenswertereferenzierter Token 
sowie die Anbieter von Kryptowerte-Dienstleistungen, die Kreditinstitute und die Wertpapierfirmen ihre Aufgaben als 
Verwahrstellen erfüllen können. 

(8) Anbieter von Kryptowerte-Dienstleistungen, Kreditinstitute und Wertpapierfirmen, die gemäß Absatz 4 als Ver
wahrstellen bestellt werden, handeln ehrlich, redlich, professionell, unabhängig und im Interesse der Emittenten und der 
Inhaber der vermögenswertereferenzierten Token. 

(9) Anbieter von Kryptowerte-Dienstleistungen, Kreditinstitute und Wertpapierfirmen, die gemäß Absatz 4 als Ver
wahrstellen bestellt werden, unterlassen im Umgang mit Emittenten vermögenswertereferenzierter Token jede Tätigkeit, 
die zu Interessenkonflikten zwischen diesen Emittenten, den Inhabern der vermögenswertereferenzierten Token und 
ihnen selbst führen könnte, es sei denn, alle folgenden Bedingungen sind erfüllt: 

a) Die Anbieter von Kryptowerte-Dienstleistungen, Kreditinstitute oder Wertpapierfirmen haben die Wahrnehmung 
ihrer Verwahraufgaben in funktionaler und hierarchischer Hinsicht von potenziell kollidierenden Aufgaben getrennt; 

b) die potenziellen Interessenkonflikte werden von den Emittenten der vermögenswertereferenzierten Token gemäß 
Artikel 32 ordnungsgemäß ermittelt, überwacht, geregelt und den Inhabern der vermögenswertereferenzierten Token 
offengelegt. 

(10) Im Falle des Verlusts eines nach Absatz 6 verwahrten Finanzinstruments oder Kryptowerts sorgen der Anbieter 
von Kryptowerte-Dienstleistungen, das Kreditinstitut oder die Wertpapierfirma, die das Finanzinstrument oder den 
Kryptowert verloren haben, unverzüglich für die Entschädigung oder Rückerstattung durch ein Finanzinstrument oder 
einen Kryptowert derselben Art oder des entsprechenden Wertes an den Emittenten des vermögenswertereferenzierten 
Token. Die betreffenden Anbieter von Kryptowerte-Dienstleistungen, Kreditinstitute oder Wertpapierfirmen müssen 
keine Entschädigung oder Rückerstattung leisten, wenn sie nachweisen können, dass der Verlust auf ein äußeres Ereignis 
zurückzuführen ist, das sich nach vernünftigem Ermessen ihrer Kontrolle entzieht und dessen Folgen trotz aller zumut
baren Anstrengungen nicht vermieden werden konnten. 

Artikel 38 

Anlage der Vermögenswertreserve 

(1) Emittenten vermögenswertereferenzierter Token, die einen Teil der Vermögenswertreserve anlegen, investieren 
diese Vermögenswerte nur in hochliquide Finanzinstrumente mit minimalem Marktrisiko, Kreditrisiko und Konzentra
tionsrisiko. Die Anlagen müssen schnell und mit minimalem negativem Preiseffekt liquidierbar sein. 

(2) Anteile an einem Organismus für gemeinsame Anlagen in Wertpapieren (OGAW) gelten für die Zwecke des 
Absatzes 1 als Vermögenswerte mit minimalem Markt-, Kredit- und Konzentrationsrisiko, wenn dieser OGAW aus
schließlich in von der EBA gemäß Absatz 5 näher spezifizierte Vermögenswerte investiert und wenn der Emittent des 
vermögenswertereferenzierten Token sicherstellt, dass die Vermögenswertreserve so angelegt wird, dass das Konzen
trationsrisiko minimiert wird. 

(3) Die Finanzinstrumente, in die die Vermögenswertreserve investiert wird, werden gemäß Artikel 37 verwahrt.
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(4) Alle Gewinne oder Verluste, einschließlich der Wertschwankungen der in Absatz 1 genannten Finanzinstrumente, 
sowie etwaige Gegenparteirisiken oder operationelle Risiken, die sich aus der Anlage der Vermögenswertreserve ergeben, 
werden vom Emittenten des vermögenswertereferenzierten Token getragen. 

(5) Die EBA arbeitet gemeinsam mit der ESMA und der EZB Entwürfe technischer Regulierungsstandards zur Spe
zifizierung der Finanzinstrumente aus, die als hochliquide betrachtet werden können und mit minimalem Markt-, Kredit- 
und Konzentrationsrisiko nach Absatz 1 verbunden sind. Bei Spezifizierung dieser Finanzinstrumente berücksichtigt die 
EBA: 

a) die verschiedenen Arten von Vermögenswerten, auf die sich ein vermögenswertereferenzierter Token beziehen kann; 

b) die Korrelation zwischen den Vermögenswerten, auf die sich der vermögenswertereferenzierte Token bezieht, und 
den hochliquiden Finanzinstrumenten, in die der Emittent investieren könnte; 

c) die Liquiditätsdeckungsanforderung gemäß Artikel 412 der Verordnung (EU) Nr. 575/2013 und nach Maßgabe der 
Delegierten Verordnung (EU) 2015/61 der Kommission ( 41 ); 

d) Konzentrationsbeschränkungen, die den Emittenten daran hindern, 

i) mehr als einen bestimmten Prozentsatz des Reservevermögens in hochliquide Finanzinstrumente mit minimalem 
Marktrisiko, Kreditrisiko und Konzentrationsrisiko, die von einem einzigen Unternehmen begeben werden, an
zulegen; 

ii) mehr als einen bestimmten Prozentsatz von Kryptowerten oder Vermögenswerten befindlich bei Anbietern von 
Kryptowerte-Dienstleistungen oder Kreditinstituten, die derselben Gruppe im Sinne von Artikel 2 Absatz 11 der 
Richtlinie 2013/34/EU des Europäischen Parlaments und des Rates ( 42 ) angehören, oder Wertpapierfirmen zu 
verwahren. 

Für die Zwecke von Unterabsatz 1 Buchstabe d Ziffer i legt die EBA geeignete Grenzwerte zur Festlegung der Konzen
trationsanforderungen fest. Diese Grenzwerte tragen unter anderem den in Artikel 52 der Richtlinie 2009/65/EG fest
gelegten einschlägigen Schwellenwerten Rechnung. 

Die EBA übermittelt der Kommission die in Unterabsatz 1 des vorliegenden Absatzes genannten Entwürfe technischer 
Regulierungsstandards bis zum 30. Juni 2024. 

Der Kommission wird die Befugnis übertragen, diese Verordnung durch die Annahme der in Unterabsatz 1 des vor
liegenden Absatzes genannten technischen Regulierungsstandards gemäß den Artikeln 10 bis 14 der Verordnung (EU) 
Nr. 1093/2010 zu ergänzen. 

Artikel 39 

Recht auf Rücktausch 

(1) Die Inhaber vermögenswertereferenzierter Token haben jederzeit das Recht auf Rücktausch gegenüber den Emit
tenten der vermögenswertereferenzierten Token und in Bezug auf das Reservevermögen, wenn die Emittenten ihren in 
Kapitel 6 dieses Titels genannten Verpflichtungen nicht nachkommen können. Die Emittenten legen klare und detaillierte 
Strategien und Verfahren in Bezug auf solche dauerhaften Rücktauschrechte fest, halten diese aufrecht und setzen sie 
um. 

(2) Auf Wunsch eines Inhabers eines vermögenswertreferenzierten Token muss ein Emittent eines solchen Token den 
Rücktausch entweder im Wege der Zahlung eines dem Marktwert der Vermögenswerte, auf die die vermögenswertere
ferenzierten Token Bezug nehmen, entsprechenden Geldbetrags, wobei es sich nicht um elektronisches Geld handelt, 
oder im Wege der Bereitstellung der Vermögenswerte, auf die den Token Bezug nehmen, vornehmen. Emittenten legen 
eine Strategie für ein solches dauerhaftes Recht auf Rücktausch fest, in der Folgendes geregelt ist: 

a) die Modalitäten, einschließlich einschlägiger Schwellenwerte, Fristen und Zeitrahmen, nach denen Inhaber vermögens
wertereferenzierter Token ein solches Recht auf Rücktausch ausüben können; 

b) die Mechanismen und Verfahren, durch die der Rücktausch der vermögenswertereferenzierten Token gewährleistet 
wird, auch unter angespannten Marktbedingungen sowie im Zusammenhang mit der Durchführung des Sanierungs
plans gemäß Artikel 46 oder im Falle eines geordneten Rücktausches vermögenswertereferenzierter Token gemäß 
Artikel 47;

DE 9.6.2023 Amtsblatt der Europäischen Union L 150/99 

( 41 ) Delegierte Verordnung (EU) 2015/61 der Kommission vom 10. Oktober 2014 zur Ergänzung der Verordnung (EU) Nr. 575/2013 
des Europäischen Parlaments und des Rates in Bezug auf die Liquiditätsdeckungsanforderung an Kreditinstitute (ABl. L 11 vom 
17.1.2015, S. 1). 

( 42 ) Richtlinie 2013/34/EU des Europäischen Parlaments und des Rates vom 26. Juni 2013 über den Jahresabschluss, den konsolidierten 
Abschluss und damit verbundene Berichte von Unternehmen bestimmter Rechtsformen und zur Änderung der Richtlinie 
2006/43/EG des Europäischen Parlaments und des Rates und zur Aufhebung der Richtlinien 78/660/EWG und 83/349/EWG 
des Rates (ABl. L 182 vom 29.6.2013, S. 19).



 

c) die Bewertung oder die Grundsätze für die Bewertung der vermögenswertereferenzierten Token und des Reservever
mögens bei Ausübung des Rechts auf Rücktausch durch den Inhaber vermögenswertereferenzierter Token, auch unter 
Anwendung der Bewertungsmethode gemäß Artikel 36 Absatz 11; 

d) die Bedingungen für die Abwicklung des Rücktausches und 

e) Maßnahmen, die die Emittenten ergreifen, um Erhöhungen oder Rückgänge der Reserve angemessen zu verwalten, 
damit nachteilige Auswirkungen der in der Reserve enthaltenen Vermögenswerte auf den Markt der Reservevermögen 
vermieden werden. 

Akzeptieren Emittenten beim Verkauf eines vermögenswertereferenzierten Token eine Zahlung eines Geldbetrags, bei 
dem es sich nicht um elektronisches Geld handelt und der auf eine bestimmte amtliche Währung eines Landes lautet, so 
müssen sie stets die Möglichkeit einräumen, den Token in einen Geldbetrag, bei dem es sich nicht um elektronisches 
Geld handelt und der auf dieselbe amtliche Währung lautet, zurückzutauschen. 

(3) Unbeschadet des Artikels 46 ist der Rücktausch von vermögenswertereferenzierten Token nicht gebührenpflichtig. 

Artikel 40 

Verbot der Gewährung von Zinsen 

(1) Emittenten vermögenswertereferenzierter Token gewähren keine Zinsen im Zusammenhang mit vermögenswer
tereferenzierten Token. 

(2) Bei der Erbringung von Kryptowerte-Dienstleistungen im Zusammenhang mit vermögenswertereferenzierten To
ken gewähren die Anbieter von Kryptowerte-Dienstleistungen keine Zinsen. 

(3) Für die Zwecke der Absätze 1 und 2 gelten alle Vergütungen oder sonstigen Vorteile, die mit der Zeitspanne 
zusammenhängen, in der ein Inhaber vermögenswertereferenzierter Token diese vermögenswertereferenzierten Token 
hält, als Zinsen. Dazu gehören Nettovergütungen oder -abschläge, die einer vom Inhaber vermögenswertereferenzierter 
Token erhaltenen Verzinsung gleichkommen, unabhängig davon, ob sie unmittelbar vom Emittenten stammen oder 
durch Dritte gewährt werden, und unabhängig davon, ob sie unmittelbar im Zusammenhang mit den vermögens
wertereferenzierten Token stehen oder durch die Vergütung oder Preisgestaltung anderer Produkte gewährt werden. 

KAPITEL 4 

Übernahme von Emittenten vermögenswertereferenzierter Token 

Artikel 41 

Prüfung der geplanten Übernahme eines Emittenten vermögenswertereferenzierter Token 

(1) Natürliche oder juristische Personen oder gemeinsam handelnde natürliche oder juristische Personen, die direkt 
oder indirekt eine qualifizierte Beteiligung an einem Emittenten eines vermögenswertreferenzierten Token zu erwerben 
oder eine solche qualifizierte Beteiligung direkt oder indirekt weiter zu erhöhen beabsichtigen (im Folgenden „interes
sierter Erwerber“), sodass ihr Anteil an den Stimmrechten oder dem Kapital 20 %, 30 % oder 50 % erreichen oder 
überschreiten oder der Emittent des vermögenswertreferenzierten Token ihr Tochterunternehmen würde, teilen dies der 
für den betreffenden Emittenten zuständigen Behörde schriftlich unter Angabe des Umfangs der geplanten Beteiligung 
und zusammen mit den Informationen, die nach den von der Kommission gemäß Artikel 42 Absatz 4 verabschiedeten 
technischen Regulierungsstandards erforderlich sind, mit. 

(2) Eine natürliche oder juristische Person, die entschieden hat, ihre an einem Emittenten eines vermögenswert
referenzierten Token gehaltene qualifizierte Beteiligung direkt oder indirekt zu veräußern, übermittelt vor der Veräuße
rung dieser Beteiligung unter Angabe des Umfangs der betreffenden Beteiligung der zuständigen Behörde ihre Ent
scheidung schriftlich. Die betreffende natürliche oder juristische Person übermittelt der zuständigen Behörde auch ihre 
Entscheidung, ihre an einem Emittenten vermögenswertereferenzierter Token gehaltene qualifizierte Beteiligung so zu 
verringern, dass ihr Anteil an den Stimmrechten oder am Kapital 10 %, 20 %, 30 % oder 50 % unterschreiten würde 
oder der Emittent des vermögenswertreferenzierten Token nicht mehr ihr Tochterunternehmen wäre. 

(3) Die zuständige Behörde bestätigt umgehend, in jedem Fall aber innerhalb von zwei Arbeitstagen nach Eingang 
einer Mitteilung gemäß Absatz 1, schriftlich deren Eingang. 

(4) Die zuständige Behörde prüfen die in Absatz 1 des vorliegenden Artikels genannte geplante Übernahme und die 
Informationen, die nach den von der Kommission gemäß Artikel 42 Absatz 4 verabschiedeten technischen Regulierungs
standards erforderlich sind, innerhalb von 60 Arbeitstagen ab dem Tag der schriftlichen Empfangsbestätigung nach 
Absatz 3 des vorliegenden Artikels. Bei Bestätigung des Eingangs der Mitteilung teilt die zuständige Behörde dem 
interessierten Erwerber mit, an welchem Tag die Prüfungsfrist abläuft. 

(5) Bei der Prüfung nach Absatz 4 kann die zuständige Behörde den interessierten Erwerber um zusätzliche Infor
mationen ersuchen, die für den Abschluss dieser Prüfung erforderlich sind. Ein solches Ersuchen muss vor Abschluss der 
Prüfung, spätestens jedoch am 50. Arbeitstag nach dem Tag der schriftlichen Empfangsbestätigung nach Absatz 3 
ergehen. Diese Ersuchen ergehen schriftlich unter Angabe der zusätzlich benötigten Informationen.
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Die zuständige Behörde setzt die in Absatz 4 genannte Prüfungsfrist aus, bis sie die in Unterabsatz 1 des vorliegenden 
Absatzes genannten zusätzlichen Informationen erhalten hat. Die Aussetzung darf 20 Arbeitstage nicht überschreiten. 
Weitere Ersuchen der zuständigen Behörde um zusätzliche Informationen oder um Klarstellung der erhaltenen Infor
mationen bewirken keine erneute Aussetzung der Prüfungsfrist. 

Die zuständige Behörde kann die Aussetzung nach Unterabsatz 2 des vorliegenden Absatzes auf bis zu 30 Arbeitstage 
ausdehnen, wenn der interessierte Erwerber außerhalb der Union ansässig ist oder nach dem Recht eines Drittstaats 
reguliert wird. 

(6) Eine zuständige Behörde, die nach Abschluss der Prüfung gemäß Absatz 4 entscheidet, Einspruch gegen die 
geplante Übernahme nach Absatz 1 zu erheben, teilt dies dem interessierten Erwerber innerhalb von zwei Arbeitstagen, 
und in jedem Fall vor dem in Absatz 4 genannten Tag, mit, wobei etwaige Fristverlängerungen gemäß Absatz 5 
Unterabsätze 2 und 3 zu berücksichtigen sind. In dieser Mitteilung sind die Gründe für die getroffene Entscheidung 
anzugeben. 

(7) Erhebt die zuständige Behörde bis zu dem in Absatz 4 genannten Tag unter Berücksichtigung etwaiger Frist
verlängerungen gemäß Absatz 5 Unterabsätze 2 und 3 keine Einwände gegen die geplante Übernahme nach Absatz 1, so 
gilt die geplante Übernahme als genehmigt. 

(8) Die zuständige Behörde kann für den Abschluss der in Absatz 1 genannten geplanten Übernahme eine Maximal
frist festlegen, die unter Umständen verlängert werden kann. 

Artikel 42 

Inhalt der Prüfung der geplanten Übernahme eines Emittenten vermögenswertereferenzierter Token 

(1) Bei der in Artikel 41 Absatz 4 genannten Prüfung beurteilt die zuständige Behörde die Eignung des interessierten 
Erwerbers und die finanzielle Solidität der geplanten Übernahme gemäß Artikel 41 Absatz 1 anhand aller folgenden 
Kriterien: 

a) des Leumunds des interessierten Erwerbers, 

b) des Leumunds, der Kenntnisse, der Fähigkeiten und der Erfahrung der Personen, die die Geschäfte des Emittenten des 
vermögenswertreferenzierten Token infolge der geplanten Übernahme leiten sollen, 

c) der finanziellen Solidität des interessierten Erwerbers, insbesondere in Bezug auf die Art der geplanten und tatsäch
lichen Geschäfte des Emittenten des vermögenswertreferenzierten Token, dessen Übernahme geplant ist, 

d) der Fähigkeit des Emittenten des vermögenswertreferenzierten Token, die Bestimmungen dieses Titels dauerhaft 
einzuhalten, 

e) der Frage, ob ein hinreichend begründeter Verdacht besteht, dass im Zusammenhang mit der geplanten Übernahme 
Geldwäsche oder Terrorismusfinanzierung im Sinne von Artikel 1 Absatz 3 bzw. Absatz 5 der Richtlinie (EU) 
2015/849 stattfinden oder stattgefunden haben könnten oder ob diese Straftaten versucht wurden und ob die 
geplante Übernahme das Risiko eines solchen Verhaltens erhöhen könnte. 

(2) Die zuständige Behörde können gegen die geplante Übernahme nur dann Einspruch erheben, wenn dies auf der 
Grundlage der in Absatz 1 des vorliegenden Artikels genannten Kriterien hinreichend begründet ist oder wenn die 
gemäß Artikel 41 Absatz 4 beigebrachten Informationen unvollständig oder falsch sind. 

(3) Die Mitgliedstaaten dürfen weder Vorbedingungen an die Höhe der gemäß dieser Verordnung für den Erwerb 
erforderliche qualifizierte Beteiligung knüpfen noch den für sie zuständigen Behörden gestatten, bei der Prüfung der 
geplanten Übernahme auf die wirtschaftlichen Bedürfnisse des Marktes abzustellen. 

(4) Die EBA arbeitet in enger Zusammenarbeit mit der ESMA Entwürfe technischer Regulierungsstandards aus, in 
denen ausführlich der Inhalt der Informationen festgelegt wird, die für die Durchführung der in Artikel 41 Absatz 4 
Unterabsatz 1 genannten Prüfung erforderlich sind. Die beizubringenden Informationen müssen für eine aufsichtsrecht
liche Beurteilung relevant und ihrem Umfang nach der Art des interessierten Erwerbers und der geplanten Übernahme 
nach Artikel 41 Absatz 1 angemessen und angepasst sein.
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Die EBA übermittelt der Kommission die in Unterabsatz 1 genannten Entwürfe technischer Regulierungsstandards 
spätestens am 30. Juni 2024. 

Der Kommission wird die Befugnis übertragen, diese Verordnung durch die Annahme der in Unterabsatz 1 des vor
liegenden Absatzes genannten technischen Regulierungsstandards gemäß den Artikeln 10 bis 14 der Verordnung (EU) 
Nr. 1093/2010 zu ergänzen. 

KAPITEL 5 

Signifikante vermögenswertereferenzierte Token 

Artikel 43 

Einstufung vermögenswertereferenzierter Token als signifikante vermögenswertereferenzierte Token 

(1) Für die Einstufung vermögenswertereferenzierter Token als signifikante vermögenswertereferenzierte Token gelten 
folgende Kriterien, die in den gemäß Absatz 11 erlassenen delegierten Rechtsakten näher ausgeführt werden: 

a) die Anzahl der Inhaber des vermögenswertereferenzierten Token übersteigt 10 Mio., 

b) der Wert der ausgegebenen vermögenswertereferenzierten Token, deren Marktkapitalisierung oder der Umfang der 
Vermögenswertreserve des Emittenten der vermögenswertereferenzierten Token beträgt mehr als 
5 000 000 000 EUR, 

c) die durchschnittliche Zahl und der geschätzte aggregierte Wert der Geschäfte mit diesen vermögenswertereferenzier
ten Token pro Tag im relevanten Zeitraum liegen über 2,5 Mio. Transaktionen bzw. 500 000 000 EUR, 

d) der Emittent des vermögenswertereferenzierten Token ist ein Betreiber zentraler Plattformdienste, der gemäß der 
Verordnung (EU) 2022/1925 des Europäischen Parlaments und des Rates ( 43 ) als Torwächter benannt wurde, 

e) Bedeutung der Tätigkeiten des Emittenten des vermögenswertereferenzierten Token auf internationaler Ebene, ein
schließlich der Verwendung der vermögenswertereferenzierten Token für Zahlungen und Überweisungen, 

f) Verflechtung des vermögenswertereferenzierten Token oder seines Emittenten mit dem Finanzsystem, 

g) derselbe Emittent gibt mindestens einen zusätzlichen vermögenswertereferenzierten Token oder E-Geld-Token aus 
und erbringt mindestens eine Krypto-Dienstleistung. 

(2) Die EBA stuft vermögenswertereferenzierte Token als signifikante vermögenswertereferenzierte Token ein, sofern 
zumindest drei der in Absatz 1 des vorliegenden Artikels festgelegten Kriterien erfüllt sind: 

a) in dem vom ersten Bericht mit Informationen gemäß Absatz 4 des vorliegenden Artikels abgedeckten Zeitraum nach 
der Zulassung gemäß Artikel 21 oder nach Genehmigung des Kryptowerte-Whitepapers gemäß Artikel 17 oder 

b) in dem Zeitraum, der von mindestens zwei aufeinanderfolgenden Berichten mit Informationen abgedeckt ist. 

(3) Geben mehrere Emittenten dasselbe vermögenswertereferenzierte Token aus, so wird die Erfüllung der in Absatz 1 
festgelegten Kriterien nach Aggregation der Daten dieser Emittenten bewertet. 

(4) Die zuständigen Behörden des Herkunftsmitgliedstaats des Emittenten berichten der EBA und der EZB mindestens 
zweimal jährlich die Informationen, die zur Bewertung der Erfüllung der in Absatz 1 des vorliegenden Artikels genann
ten Kriterien dienlich sind, einschließlich einschlägigen falls der gemäß Absatz 22 eingegangenen Informationen. 

Ist der Emittent in einem Mitgliedstaat niedergelassen, dessen amtliche Währung nicht der Euro ist, oder gilt eine andere 
amtliche Währung als der Euro in einem Mitgliedstaat als Bezugsgröße für die vermögenswertereferenzierten Token, so 
übermitteln die zuständigen Behörden die Informationen gemäß Unterabsatz 1 auch der Zentralbank des betreffenden 
Mitgliedstaats. 

(5) Gelangt die EBA zu der Auffassung, dass ein vermögenswertereferenzierter Token die in Absatz 1 genannten 
Kriterien gemäß Absatz 2 erfüllt, so erstellt sie einen entsprechenden Entwurf eines Beschlusses zur Einstufung ver
mögenswertereferenzierter Token als signifikante vermögenswertereferenzierte Token und übermittelt diesen Entwurf 
eines Beschlusses dem Emittenten dieses vermögenswertereferenzierten Token und der zuständigen Behörde des Her
kunftsmitgliedstaats des Emittenten, der EZB und in den in Absatz 4 Unterabsatz 2 genannten Fällen der Zentralbank 
des betreffenden Mitgliedstaats.
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Die Emittenten dieser vermögenswertereferenzierten Token, die für sie zuständigen Behörden, die EZB und gegebenen
falls die Zentralbank des betreffenden Mitgliedstaats haben ab dem Tag der Übermittlung des Entwurfs des Beschlusses 
der EBA 20 Arbeitstage Zeit, um schriftlich Stellung zu nehmen und Bemerkungen vorzubringen. Die EBA trägt diesen 
Stellungnahmen und Bemerkungen vor der Annahme eines endgültigen Beschlusses gebührend Rechnung. 

(6) Die EBA fasst innerhalb von 60 Arbeitstagen nach dem Tag der in Absatz 5 genannten Übermittlung, ihren 
endgültigen Beschluss darüber, ob sie den vermögenswertereferenzierten Token als signifikanten vermögenswertreferen
zierten Token einstuft, und übermittelt diesen Beschluss umgehend den Emittenten dieses vermögenswertereferenzierten 
Token und der für diesen zuständigen Behörde. 

(7) Wurde ein vermögenswertereferenzierter Token gemäß einem Beschluss der EBA nach Absatz 6 als signifikant 
eingestuft, so wird die Zuständigkeit für die Beaufsichtigung in Bezug auf einen Emittenten dieses signifikanten ver
mögenswertereferenzierten Token innerhalb von 20 Arbeitstagen ab dem Tag der Übermittlung dieses Beschlusses von 
der zuständigen Behörde des Herkunftsmitgliedstaats des Emittenten auf die EBA übertragen. 

Die EBA und die zuständige Behörde arbeiten zusammen, um einen reibungslosen Übergang der Aufsichtsbefugnisse 
sicherzustellen. 

(8) Die EBA bewertet jährlich erneut die Einstufung der signifikanten vermögenswertereferenzierten Token auf der 
Grundlage der zur Verfügung stehenden Informationen einschließlich der in Absatz 4 genannten Berichte oder der 
gemäß Artikel 22 erhaltenen Informationen. 

Gelangt die EBA der Auffassung, dass gewisse vermögenswertereferenzierte Token die in Absatz 1 festgelegten Kriterien 
gemäß Absatz 2 nicht mehr erfüllen, so erstellt sie einen Entwurf eines Beschlusses, die vermögenswertereferenzierte 
Token nicht länger als signifikant einzustufen, und übermittelt diesen Entwurf eines Beschlusses den Emittenten dieser 
vermögenswertereferenzierten Token und der zuständigen Behörde des Herkunftsmitgliedstaats des Emittenten, der EZB 
oder in den in Absatz 4 Unterabsatz 2 genannten Fällen der Zentralbank des betreffenden Mitgliedstaats. 

Die Emittenten dieser vermögenswertereferenzierten Token, die für sie zuständigen Behörden, die EZB und die in 
Absatz 4 genannte Zentralbank haben ab dem Tag der Übermittlung dieses Entwurfs eines Beschlusses 20 Arbeitstage 
Zeit, um schriftlich Stellung zu nehmen und Bemerkungen vorzubringen. Die EBA trägt diesen Stellungnahmen und 
Bemerkungen vor der Annahme eines endgültigen Beschlusses gebührend Rechnung. 

(9) Die EBA fasst innerhalb von 60 Arbeitstagen nach der in Absatz 8 genannten Übermittlung ihren endgültigen 
Beschluss darüber, ob ein vermögenswertereferenzierter Token nicht mehr als signifikant eingestuft wird, und übermittelt 
diesen Beschluss sofort den Emittenten dieser vermögenswertereferenzierten Token und den für sie zuständigen Behör
den. 

(10) Ist ein vermögenswertereferenzierter Token gemäß einem Beschluss der EBA gemäß Absatz 9 nicht mehr als 
signifikant eingestuft, so wird die Zuständigkeit für die Beaufsichtigung in Bezug auf einen Emittenten dieses vermögens
wertereferenzierten Token innerhalb von 20 Arbeitstagen nach dem Tag der Übermittlung dieses Beschlusses von der 
EBA auf die zuständige Behörde des Herkunftsmitgliedstaats des Emittenten übertragen. 

Die EBA und die zuständige Behörde arbeiten zusammen, um einen reibungslosen Übergang der Aufsichtsbefugnisse 
sicherzustellen. 

(11) Die Kommission erlässt gemäß Artikel 139 delegierte Rechtsakte zur Ergänzung dieser Verordnung, indem sie 
die in Absatz 1 genannten Kriterien für die Einstufung als signifikanter vermögenswertereferenzierter Token spezifiziert 
und Folgendes festlegt: 

a) die Umstände, unter denen die Tätigkeiten des Emittenten des vermögenswertreferenzierten Token auf internationaler 
Ebene außerhalb der Union als signifikant gelten, 

b) die Umstände, unter denen vermögenswertereferenzierte Token und ihre Emittenten als mit dem Finanzsystem 
verflochten zu betrachten sind, 

c) Inhalt und Format der Informationen, die die zuständigen Behörden der EBA und der EZB gemäß Absatz 4 des 
vorliegenden Artikels und Artikel 56 Absatz 3 übermitteln. 

Artikel 44 

Freiwillige Einstufung vermögenswertereferenzierter Token als signifikante vermögenswertereferenzierte 
Token 

(1) Antragstellende Emittenten vermögenswertereferenzierter Token können in ihrem Zulassungsantrag gemäß Ar
tikel 18 oder in ihrer Übermittlung gemäß Artikel 17 angeben, dass sie ihre vermögenswertereferenzierten Token als 
signifikante vermögenswertereferenzierte Token einstufen lassen möchten. In diesem Fall übermittelt die zuständige 
Behörde der EBA, der EZB und in den in Artikel 43 Absatz 4 genannten Fällen der Zentralbank des betreffenden 
Mitgliedstaats sofort den Antrag des antragstellenden Emittenten.
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Damit ein vermögenswertereferenzierter Token gemäß dem vorliegenden Artikel als signifikant eingestuft werden kann, 
muss der antragstellende Emittent des vermögenswertreferenzierten Token durch einen detaillierten Geschäftsplan gemäß 
Artikel 17 Absatz 1 Buchstaben b und i und Artikel 18 Absatz 2 Buchstabe d nachweisen, dass er voraussichtlich 
mindestens drei der in Artikel 43 Absatz 1 festgelegten Kriterien erfüllt. 

(2) Die EBA erstellt innerhalb von 20 Arbeitstagen nach Übermittlung gemäß Absatz 1 des vorliegenden Artikels 
einen Entwurf eines Beschlusses, der ihre auf dem Geschäftsplan des potenziellen Emittenten beruhende Stellungnahme 
dazu enthält, ob der vermögenswertereferenzierte Token tatsächlich oder voraussichtlich zumindest drei der in Arti
kel 43 Absatz 1 festgelegten Kriterien erfüllt, und übermittelt der zuständigen Behörde des Herkunftsmitgliedstaats des 
antragstellenden Emittenten, der EZB und in den in Artikel 43 Absatz 4 Unterabsatz 2 genannten Fällen der Zentralbank 
des betreffenden Mitgliedstaats diesen Entwurf eines Beschlusses. 

Die für die Emittenten dieser vermögenswertereferenzierten Token zuständigen Behörden, die EZB und gegebenenfalls 
die Zentralbank des betreffenden Mitgliedstaats haben ab dem Tag der Übermittlung des Entwurfs eines Beschlusses 20 
Arbeitstage Zeit, um schriftlich Stellung zu nehmen und Bemerkungen vorzubringen. Die EBA trägt diesen Stellung
nahmen und Bemerkungen vor der Annahme eines endgültigen Beschlusses gebührend Rechnung. 

(3) Die EBA fasst innerhalb von 60 Arbeitstagen nach der in Absatz 1 genannten Übermittlung ihren endgültigen 
Beschluss darüber, ob es sich bei einem vermögenswertereferenzierten Token um einen signifikanten vermögenswerte
referenzierten Token handelt, und übermittelt diesen Beschluss sofort dem antragstellenden Emittenten dieses ver
mögenswertereferenzierten Token und seiner zuständigen Behörde. 

(4) Wurden vermögenswertereferenzierte Token gemäß einem Beschluss der EBA nach Absatz 3 des vorliegenden 
Artikels als signifikant eingestuft, so wird die Zuständigkeit für die Beaufsichtigung der Emittenten dieser vermögens
wertereferenzierten Token zu dem Zeitpunkt des Beschlusses der zuständigen Behörde, die in Artikel 21 Absatz 1 
genannte Zulassung zu erteilen, oder zu dem Zeitpunkt der Genehmigung des Kryptowerte-Whitepapers gemäß Ar
tikel 17 von der zuständigen Behörde auf die EBA übertragen. 

Artikel 45 

Spezifische zusätzliche Pflichten von Emittenten signifikanter vermögenswertereferenzierter Token 

(1) Die Emittenten signifikanter vermögenswertereferenzierter Token legen eine Vergütungspolitik fest, die dem 
soliden und wirksamen Risikomanagement dieser Emittenten förderlich ist und mit der keine Anreize für eine Lockerung 
der Risikostandards geschaffen werden, setzen diese Vergütungspolitik um und erhalten sie aufrecht. 

(2) Die Emittenten signifikanter vermögenswertereferenzierter Token stellen sicher, dass diese Token von verschiede
nen Anbietern von Kryptowerte-Dienstleistungen, die für die Verwahrung und Verwaltung von Kryptowerten für Kunden 
zugelassen sind, einschließlich Anbietern von Kryptowerte-Dienstleistungen, die nicht derselben Gruppe im Sinne von 
Artikel 2 Nummer 11 der Richtlinie 2013/34/EU angehören, auf redliche, angemessene und nichtdiskriminierende Weise 
verwahrt werden können. 

(3) Die Emittenten signifikanter vermögenswertereferenzierter Token bewerten und überwachen den Liquiditätsbedarf 
für die Erfüllung von Rücktauschforderungen durch Inhaber vermögenswertereferenzierter Token. Die Emittenten sig
nifikanter vermögenswertereferenzierter Token führen zu diesem Zweck Strategien und Verfahren für das Liquiditäts
management ein, erhalten sie aufrecht und setzen sie um. Mit diesen Strategien und Verfahren wird ein robustes 
Liquiditätsprofil des Reservevermögens sichergestellt, das es Emittenten signifikanter vermögenswertereferenzierter Token 
ermöglicht, auch bei Liquiditätsengpässen den normalen Betrieb fortzusetzen. 

(4) Emittenten signifikanter vermögenswertereferenzierter Token führen regelmäßig Liquiditätsstresstests durch. Je 
nach Ergebnis dieser Tests kann die EBA beschließen, die in Absatz 7 Unterabsatz 1 Buchstabe b des vorliegenden 
Artikels und in Artikel 36 Absatz 6 genannten Liquiditätsanforderungen zu verschärfen. 

Bieten Emittenten signifikanter vermögenswertereferenzierter Token zwei oder mehr vermögenswertereferenzierten To
ken an oder erbringen sie Kryptowerte-Dienstleistungen, so müssen die Stresstests all diese Tätigkeiten vollständig und 
allumfassend abdecken. 

(5) Der in Artikel 35 Absatz 1 Unterabsatz 1 Buchstabe b genannte Prozentsatz wird für Emittenten signifikanter 
vermögenswertereferenzierter Token auf 3 % des durchschnittlichen Betrags des Reservevermögens festgelegt. 

(6) Bieten mehrere Emittenten denselben als signifikant eingestuften vermögenswertereferenzierten Token an, so 
gelten die Absätze 1 bis 5 für jeden Emittenten.
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Bietet ein Emittent in der Union zwei oder mehr vermögenswertereferenzierter Token an und ist mindestens einer dieser 
vermögenswertereferenzierten Token als signifikant eingestuft, so gelten für diesen Emittenten die Absätze 1 bis 5. 

(7) Die EBA arbeitet in enger Zusammenarbeit mit der ESMA Entwürfe technischer Regulierungsstandards aus, in 
denen Folgendes präzisiert wird: 

a) die in den Regelungen für die Unternehmensführung festzulegenden Mindestvorgaben hinsichtlich der in Absatz 1 
genannten Vergütungspolitik, 

b) der Mindestinhalt der Strategien und Verfahren für das in Absatz 3 festgelegte Liquiditätsmanagement sowie Liqui
ditätsanforderungen, einschließlich durch Klarstellung des Mindestbetrags der Einlagen in jeder genannten amtlichen 
Währung, der nicht unter 60 % des in den einzelnen amtlichen Währungen genannten Betrags liegen darf, 

c) das Verfahren und die Fristen für einen Emittenten eines signifikanten vermögenswertereferenzierten Token, die Höhe 
seiner Eigenmittel gemäß Absatz 5 anzupassen. 

Im Fall von Kreditinstituten kalibriert die EBA die technischen Standards unter Berücksichtigung etwaiger Wechsel
wirkungen zwischen den durch diese Verordnung festgelegten regulatorischen Anforderungen und den durch andere 
Gesetzgebungsakte der Union festgelegten regulatorischen Anforderungen. 

Die EBA übermittelt der Kommission die in Unterabsatz 1 genannten Entwürfe technischer Regulierungsstandards 
spätestens am 30. Juni 2024. 

Der Kommission wird die Befugnis übertragen, diese Verordnung durch die Annahme der in Unterabsatz 1 des vor
liegenden Absatzes genannten technischen Regulierungsstandards gemäß den Artikeln 10 bis 14 der Verordnung (EU) 
Nr. 1093/2010 zu ergänzen. 

(8) Die EBA gibt in enger Zusammenarbeit mit der ESMA und der EZB Leitlinien zur Festlegung der gemeinsamen 
Referenzparamater der Stresstestszenarien gemäß Artikel 16 der Verordnung (EU) Nr. 1093/2010 heraus, die in die in 
Absatz 4 des vorliegenden Artikels genannten Stresstests einzubeziehen sind. Diese Leitlinien werden unter Berück
sichtigung der jüngsten Marktentwicklungen regelmäßig aktualisiert. 

KAPITEL 6 

Sanierungs- und Rücktauschpläne 

Artikel 46 

Sanierungsplan 

(1) Ein Emittent eines vermögenswertreferenzierten Token muss einen Sanierungsplan erstellen und aufrechterhalten, 
der Maßnahmen vorsieht, die der Emittent zu ergreifen hat, um die Einhaltung der für die Vermögenswertreserve 
geltenden Anforderungen wiederherzustellen, wenn der Emittent diese Anforderungen nicht einhält. 

Der Sanierungsplan muss auch die Aufrechterhaltung der Dienstleistungen des Emittenten im Zusammenhang mit dem 
vermögenswertereferenzierten Token, die rasche Sanierung des Geschäftsbetriebs und die Erfüllung der Pflichten des 
Emittenten im Fall von Ereignissen, die ein beträchtliches Risiko einer Störung des Geschäftsbetriebs bergen, umfassen. 

Der Sanierungsplan muss geeignete Voraussetzungen und Verfahren enthalten mit denen sichergestellt wird, dass die 
Sanierungsmaßnahmen rasch durchgeführt werden können, und eine breite Palette von Sanierungsoptionen umfassen, 
darunter 

a) Liquiditätsgebühren bei Rücktausch, 

b) Begrenzungen der Menge der an einem Arbeitstag rücktauschbaren vermögenswertereferenzierten Token, 

c) Aussetzung des Rücktauschs. 

(2) Der Emittent des vermögenswertreferenzierten Token muss der zuständigen Behörde den Sanierungsplan inner
halb von sechs Monaten ab dem Tag der Zulassung gemäß Artikel 21 oder innerhalb von sechs Monaten ab dem Tag 
der Genehmigung des Kryptowerte-Whitepapers gemäß Artikel 17 übermitteln. Die zuständige Behörde verlangt erfor
derlichenfalls Änderungen am Sanierungsplan, um für dessen ordnungsgemäße Umsetzung zu sorgen, und übermittelt 
dem Emittenten ihre Entscheidung, mit der diese Änderungen verlangt werden, innerhalb von 40 Arbeitstagen ab dem 
Tag der Übermittlung des Sanierungsplans. Diese Entscheidung ist vom Emittenten innerhalb von 40 Arbeitstagen ab 
dem Tag der Übermittlung dieser Entscheidung umzusetzen. Der Emittent muss den Sanierungsplan regelmäßig über
prüfen und aktualisieren.
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Der Emittent muss den Sanierungsplan neben der zuständigen Behörde auch den etwaigen für ihn zuständigen Abwick
lungs- und Aufsichtsbehörden übermitteln. 

(3) Erfüllt der Emittent die für die in Kapitel 3 des vorliegenden Titels genannte Vermögenswertreserve geltenden 
Anforderungen nicht oder aufgrund einer sich rasch verschlechternden Finanzlage in naher Zukunft wahrscheinlich 
nicht, so ist die zuständige Behörde zur Sicherstellung der Erfüllung der geltenden Anforderungen befugt, von dem 
Emittenten zu verlangen, eine oder mehrere der im Sanierungsplan festgelegten Vorkehrungen oder Maßnahmen zu 
treffen oder den Sanierungsplan zu aktualisieren, wenn sich die Umstände von den im ursprünglichen Sanierungsplan 
festgelegten Annahmen unterscheiden, und eine oder mehrere der im Sanierungsplan festgelegten Vorkehrungen oder 
Maßnahmen innerhalb einer bestimmten Frist umzusetzen. 

(4) Unter den in Absatz 3 genannten Umständen ist die zuständige Behörde befugt, den Rücktausch vermögens
wertereferenzierter Token vorübergehend auszusetzen, sofern die Aussetzung unter Berücksichtigung der Interessen der 
Inhaber vermögenswertereferenzierter Token und der Finanzstabilität gerechtfertigt ist. 

(5) Die zuständige Behörde benachrichtigt die für den Emittenten zuständigen Abwicklungs- und Aufsichtsbehörden 
über alle etwaigen gemäß den Absätzen 3 und 4 ergriffenen Maßnahmen. 

(6) Die EBA gibt nach Konsultation mit der ESMA Leitlinien gemäß Artikel 16 der Verordnung (EU) Nr. 1093/2010 
zur Spezifizierung des Formats des Sanierungsplans und der Informationen, die in ihm gegeben werden müssen, heraus. 

Artikel 47 

Rücktauschplan 

(1) Ein Emittent eines vermögenswertreferenzierten Token muss einen operativen Plan zur Unterstützung des geord
neten Rücktauschs jedes vermögenswertereferenzierten Token erstellen und aufrechterhalten, der umzusetzen ist, wenn 
die zuständige Behörde feststellt, dass der Emittent seine Verpflichtungen nicht oder wahrscheinlich nicht erfüllen kann, 
auch im Fall einer Insolvenz oder einer etwaigen Abwicklung oder im Fall des Entzugs der Zulassung des Emittenten, 
unbeschadet der Ergreifung von Krisenpräventions- oder Krisenmanagementmaßnahmen im Sinne von Artikel 2 Ab
satz 1 Nummern 101 bzw. 102 der Richtlinie 2014/59/EU oder einer Abwicklungsmaßnahme im Sinne von Artikel 2 
Nummer 11 der Verordnung (EU) 2021/23 des Europäischen Parlaments und des Rates ( 44 ). 

(2) Im Rücktauschplan ist zu belegen, dass der Emittent des vermögenswertreferenzierten Token zum Rücktausch des 
ausstehenden ausgegebenen vermögenswertreferenzierten Token in der Lage ist, ohne seinen Inhabern oder der Stabilität 
der Märkte des Reservevermögens unangemessenen wirtschaftlichen Schaden zuzufügen. 

Der Rücktauschplan muss vertragliche Vereinbarungen, Verfahren und Systeme einschließlich der Benennung eines 
vorläufigen Verwalters gemäß dem anwendbaren Recht enthalten, mit denen sichergestellt wird, dass alle Inhaber 
vermögenswertereferenzierter Token gerecht behandelt werden und dass die Erlöse aus dem Verkauf des verbleibenden 
Reservevermögens fristgerecht den Inhabern der vermögenswertereferenzierten Token ausgezahlt werden. 

Im Rücktauschplan muss die Kontinuität kritischer Tätigkeiten sichergestellt werden, die für den geordneten Rücktausch 
erforderlich sind und die von Emittenten oder von Drittunternehmen durchgeführt werden. 

(3) Der Emittent des vermögenswertreferenzierten Token muss der zuständigen Behörde den Rücktauschplan inner
halb von sechs Monaten ab dem Tag der Zulassung gemäß Artikel 21 oder innerhalb von sechs Monaten ab dem Tag 
der Genehmigung des Kryptowerte-Whitepapers gemäß Artikel 17 übermitteln Die zuständige Behörde verlangt erfor
derlichenfalls Änderungen am Rücktauschplan, um für dessen ordnungsgemäße Umsetzung zu sorgen, und teilt dem 
Emittenten ihre Entscheidung, mit der diese Änderungen verlangt werden, innerhalb von 40 Arbeitstagen ab dem Tag 
der Übermittlung dieses Plans mit. Diese Entscheidung ist vom Emittenten innerhalb von 40 Arbeitstagen ab dem Tag 
der Übermittlung dieser Entscheidung umzusetzen. Der Emittent muss den Rücktauschplan regelmäßig überprüfen und 
aktualisieren. 

(4) Die zuständige Behörde übermittelt den Rücktauschplan gegebenenfalls den für den Emittenten zuständigen 
Abwicklungs- und Aufsichtsbehörden. 

Die Abwicklungsbehörde kann den Rücktauschplan prüfen, um Maßnahmen in dem Rücktauschplan zu ermitteln, die 
sich nachteilig auf die Abwicklungsfähigkeit des Emittenten auswirken können, und der zuständigen Behörde diesbe
züglich Empfehlungen geben.
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(5) Die EBA gibt zu folgenden Sachverhalten Leitlinien gemäß Artikel 16 der Verordnung (EU) Nr. 1093/2010 heraus: 

a) zu dem Inhalt des Rücktauschplans und der Regelmäßigkeit der Überprüfung, wobei sie den Umfang, die Komplexität 
und die Art des vermögenswertereferenzierten Token und das damit verbundene Geschäftsmodell des Emittenten 
berücksichtigt, und 

b) zu den Elementen, durch die die Umsetzung des Rücktauschplans ausgelöst wird. 

TITEL IV 

E-GELD-TOKEN 

KAPITEL 1 

Anforderungen an alle Emittenten von E-Geld-Token 

Artikel 48 

Anforderungen für das öffentliche Angebot von E-Geld-Token und ihre Zulassung zum Handel 

(1) Personen, darf E-Geld-Token in der Union nicht öffentlich anbieten oder die Zulassung von E-Geld-Token zum 
Handel beantragen, wenn es sich bei der Person nicht um einen Emittenten solcher E-Geld-Token und sie 

a) als Kreditinstitut oder als E-Geld-Institut zugelassen ist und 

b) der zuständigen Behörde ein Kryptowerte-Whitepaper übermittelt hat und dieses Kryptowerte-Whitepaper gemäß 
Artikel 51 veröffentlicht hat. 

Ungeachtet des Unterabsatzes 1 können mit schriftlicher Zustimmung des Emittenten andere Personen E-Geld-Token 
öffentlich anbieten oder deren Zulassung zum Handel beantragen. Diese Personen müssen die Artikel 50 und 53 
einhalten. 

(2) E-Geld-Token gelten als E-Geld. 

Beziehen sich E-Geld-Token auf eine amtliche Währung eines Mitgliedstaats, wird von einem öffentlichen Angebot dieser 
Token in der Union ausgegangen. 

(3) Die Titel II und III der Richtlinie 2009/110/EG gelten für E-Geld-Token, sofern in dem vorliegenden Titel nichts 
anderes bestimmt ist. 

(4) Absatz 1 des vorliegenden Artikels gilt nicht für Emittenten von E-Geld-Token, die gemäß Artikel 9 Absatz 1 der 
Richtlinie 2009/110/EG ausgenommen sind. 

(5) Mit Ausnahme von Absatz 7 des vorliegenden Artikels und von Artikel 51 gilt dieser Titel nicht für Emittenten 
von E-Geld-Token, die gemäß Artikel 1 Absätze 4 und 5 der Richtlinie 2009/110/EG unter die Ausnahmeregelung 
fallen. 

(6) Wenn Emittenten von E-Geld-Token beabsichtigen, diese E-Geld-Token öffentlich anzubieten oder ihre Zulassung 
zum Handel zu beantragen, müssen sie der für sie zuständigen Behörde diese Absicht mindestens 40 Arbeitstage vor 
dem betreffenden Tag mitteilen. 

(7) In den Fällen, in denen Absatz 4 oder 5 Anwendung findet, müssen die Emittenten von E-Geld-Token ein 
Kryptowerte-Whitepaper erstellen und der zuständigen Behörde gemäß Artikel 51 übermitteln. 

Artikel 49 

Ausgabe und Rücktauschbarkeit von E-Geld-Token 

(1) Abweichend von Artikel 11 der Richtlinie 2009/110/EG gelten für Emittenten von E-Geld-Token im Hinblick auf 
Ausgabe und Rücktauschbarkeit von E-Geld-Token lediglich die in dem vorliegenden Artikel aufgeführten Anforderun
gen. 

(2) Den Inhabern von E-Geld-Token steht gegen den Emittenten der betreffenden E-Geld-Token ein Forderungs
anspruch zu. 

(3) Emittenten von E-Geld-Token geben E-Geld-Token zum Nennwert des entgegengenommenen Geldbetrags aus.
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(4) Auf Verlangen des Inhabers eines E-Geld-Token zahlt der Emittent den monetären Wert dieses E-Geld-Token dem 
Inhaber dieses E-Geld-Token jederzeit und zum Nennwert zurück. 

(5) Die Emittenten von E-Geld-Token geben in dem in Artikel 51 Unterabsatz 1 Absatz 1 Buchstabe d genannten 
Kryptowerte-Whitepaper an gut erkennbarer Stelle die Bedingungen für den Rücktausch an. 

(6) Unbeschadet des Artikels 46 ist der Rücktausch von E-Geld-Token nicht gebührenpflichtig. 

Artikel 50 

Verbot der Gewährung von Zinsen 

(1) Abweichend von Artikel 12 der Richtlinie 2009/110/EG gewähren Emittenten von E-Geld-Token keine Zinsen in 
Bezug auf E-Geld-Token. 

(2) Bei der Erbringung von Kryptowerte-Dienstleistungen im Zusammenhang mit E-Geld-Token dürfen die Anbieter 
von Kryptowerte-Dienstleistungen keine Zinsen gewähren. 

(3) Für die Zwecke der Absätze 1 und 2 gelten alle Vergütungen oder sonstigen Vorteile, die mit der Zeitspanne 
zusammenhängen, in der ein Inhaber eines E-Geld-Token diesen E-Geld-Token hält, als Zinsen. Dazu gehören Netto
vergütungen oder -abschläge, die einer vom Inhaber eines E-Geld-Token erhaltenen Verzinsung gleichkommen, un
abhängig davon, ob sie unmittelbar vom Emittenten stammen oder durch Dritte gewährt werden, und unabhängig 
davon, ob sie unmittelbar im Zusammenhang mit dem E-Geld-Token stehen oder durch die Vergütung oder Preis
gestaltung anderer Produkte gewährt werden. 

Artikel 51 

Inhalt und Form des Kryptowerte-Whitepapers für E-Geld-Token 

(1) Ein Kryptowerte-Whitepaper für einen E-Geld-Token muss alle folgenden Informationen enthalten, die in An
hang III näher präzisiert sind: 

a) Informationen über den Emittenten des E-Geld-Token, 

b) Informationen über den E-Geld-Token, 

c) Informationen über das öffentliche Angebot des E-Geld-Token oder dessen Zulassung zum Handel, 

d) Informationen über die mit dem E-Geld-Token verbundenen Rechte und Pflichten, 

e) Informationen über die zugrunde liegende Technologie, 

f) Informationen über die Risiken, 

g) Informationen über die wichtigsten nachteiligen Auswirkungen des für die Ausgabe des E-Geld-Token verwendeten 
Konsensmechanismus auf das Klima und andere umweltbezogene nachteilige Auswirkungen des E-Geld-Token. 

Das Kryptowerte-Whitepaper muss auch die Identität der Person enthalten, bei der es sich nicht um den Emittenten 
handelt, der gemäß Artikel 48 Absatz 1 Unterabsatz 2 den E-Geld-Token öffentlich anbietet oder seine Zulassung zum 
Handel beantragt, sowie den Grund, warum diese bestimmte Person diesen E-Geld-Token anbietet oder dessen Zulassung 
zum Handel beantragt. 

(2) Alle in Absatz 1 aufgeführten Informationen müssen redlich und eindeutig und dürfen nicht irreführend sein. Das 
Kryptowerte-Whitepaper darf keine wesentlichen Auslassungen enthalten und ist in knapper und verständlicher Form 
vorzulegen. 

(3) Das Kryptowerte-Whitepaper muss auf der ersten Seite die folgende eindeutige und deutlich erkennbare Erklärung 
enthalten: 

„Dieses Kryptowerte-Whitepaper wurde von keiner zuständigen Behörde eines Mitgliedstaats der Europäischen Union 
genehmigt. Der Emittent des Kryptowerts trägt die alleinige Verantwortung für den Inhalt dieses Kryptowerte-Whitepa
pers.“ 

(4) Das Kryptowerte-Whitepaper muss einen klaren Warnhinweis enthalten, dass 

a) der E-Geld-Token nicht unter die Systeme für die Entschädigung der Anleger gemäß der Richtlinie 97/9/EG fällt, 

b) der E-Geld-Token nicht unter die Einlagensicherungssysteme gemäß der Richtlinie 2014/49/EU fällt.
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(5) Das Kryptowerte-Whitepaper enthält eine Erklärung des Leitungsorgans des Emittenten des E-Geld-Token. In 
dieser Erklärung, die nach der in Absatz 3 genannten Erklärung einzufügen ist, wird bestätigt, dass das Kryptowerte- 
Whitepaper die Anforderungen des vorliegenden Titels erfüllt, dass die in ihm enthaltenen Informationen nach bestem 
Wissen des Leitungsorgans vollständig, redlich, eindeutig und nicht irreführend sind und dass das Kryptowerte-White
paper keine Auslassungen aufweist, die seine Aussagekraft beeinträchtigen könnten. 

(6) Das Kryptowerte-Whitepaper enthält eine Zusammenfassung, die nach der in Absatz 5 genannten Erklärung 
eingefügt wird und in knapper und nicht fachsprachlicher Ausdrucksweise wesentliche Informationen über das öffent
liche Angebot des E-Geld-Token oder über die beabsichtigte Zulassung eines solchen E-Geld-Token zum Handel liefert. 
Die Zusammenfassung ist in leicht verständlicher Sprache und in eindeutiger und verständlicher Form darzustellen und 
zu gestalten, wobei eine leserliche Schriftgröße zu verwenden ist. Die Zusammenfassung des Kryptowerte-Whitepapers 
bietet geeignete Informationen über die Merkmale der betreffenden Kryptowerte, um potenziellen Inhabern der Krypto
werte beim Treffen einer fundierten Entscheidung zu helfen. 

Die Zusammenfassung muss einen Warnhinweis enthalten, 

a) dass sie als Einführung in das Kryptowerte-Whitepaper zu lesen ist, 

b) dass potenzielle Inhaber ihre Entscheidung zum Kauf des E-Geld-Token auf der Grundlage des Inhalts des gesamten 
Kryptowerte-Whitepapers und nicht allein auf der Grundlage der Zusammenfassung treffen sollten, 

c) dass das öffentliche Angebot des E-Geld-Token kein Angebot und keine Aufforderung zum Kauf von Finanzinstru
menten darstellt und dass ein solches Angebot oder eine solche Aufforderung nur mittels eines Prospekts oder 
anderer Angebotsunterlagen gemäß den nationalen Rechtsvorschriften erfolgen kann, 

d) dass das Kryptowerte-Whitepaper keinen Prospekt im Sinne der Verordnung (EU) 2017/1129 und kein anderes 
Angebotsdokument im Sinne des Unionsrecht oder des nationalen Recht darstellt. 

In der Zusammenfassung ist darauf hinzuweisen, dass der Inhaber des E-Geld-Token jederzeit ein Recht auf Rücktausch 
zum Nennwert hat, und es sind die Bedingungen für den Rücktausch anzugeben. 

(7) Das Kryptowerte-Whitepaper muss das Datum seiner Übermittlung und ein Inhaltsverzeichnis enthalten. 

(8) Das Kryptowerte-Whitepaper ist in einer Amtssprache des Herkunftsmitgliedstaats oder in einer in der interna
tionalen Finanzwelt gebräuchlichen Sprache abzufassen. 

Wird der E-Geld-Token auch in einem anderen Mitgliedstaat als dem Herkunftsmitgliedstaat angeboten, so ist das 
Kryptowerte-Whitepaper auch in einer Amtssprache des Aufnahmemitgliedstaats oder in einer in der internationalen 
Finanzwelt gebräuchlichen Sprache abzufassen. 

(9) Das Kryptowerte-Whitepaper ist in einem maschinenlesbaren Format zur Verfügung zu stellen. 

(10) Die ESMA arbeitet in Zusammenarbeit mit der EBA Entwürfe technischer Durchführungsstandards zur Fest
legung von Standardformularen, Standardformaten und Mustertexten für die Zwecke des Absatzes 9 aus. 

Die ESMA übermittelt der Kommission die in Unterabsatz 1 genannten Entwürfe technischer Durchführungsstandards 
spätestens am 30. Juni 2024. 

Der Kommission wird die Befugnis übertragen, die in Unterabsatz 1 des vorliegenden Absatzes genannten technischen 
Durchführungsstandards gemäß Artikel 15 der Verordnung (EU) Nr. 1095/2010 zu erlassen. 

(11) Die Emittenten von E-Geld-Token müssen ihr Kryptowerte-Whitepaper der für sie zuständigen Behörde spätes
tens 20 Arbeitstage vor der Veröffentlichung übermitteln. 

Die zuständigen Behörden verlangen keine Vorabgenehmigung von Kryptowerte-Whitepapers vor ihrer Veröffentlichung. 

(12) Jeder wesentliche neue Faktor, jeder wesentliche Fehler oder jede wesentliche Ungenauigkeit, der bzw. die die 
Bewertung des E-Geld-Token beeinträchtigen kann, ist in einem geänderten Kryptowerte-Whitepaper zu beschreiben, das 
die Emittenten erstellen, der zuständigen Behörde übermitteln und auf den Websites der Emittenten veröffentlichten. 

(13) Bevor der E-Geld-Token in der Union öffentlich angeboten wird oder eine Zulassung des E-Geld-Token zum 
Handel beantragt wird, muss der Emittent des E-Geld-Token auf seiner Website ein Kryptowerte-Whitepaper veröffent
lichen.
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(14) Der Emittent des E-Geld-Token übermittelt der zuständigen Behörde zusammen mit der Übermittlung des 
Kryptowerte-Whitepapers gemäß Absatz 11 des vorliegenden Artikels die in Artikel 109 Absatz 4 genannten Informa
tionen. Die zuständige Behörde übermittelt der ESMA innerhalb von fünf Arbeitstagen nach Eingang der Angaben des 
Emittenten die in Artikel 109 Absatz 4 genannten Informationen. 

Die zuständige Behörde unterrichtet die ESMA ebenfalls über geänderte Kryptowerte-Whitepaper und den Entzug der 
Zulassung des Emittenten des E-Geld-Token. 

Die ESMA stellt diese Informationen in dem Register gemäß Artikel 109 Absatz 4 ab dem Startdatum des öffentlichen 
Angebots oder der Zulassung zum Handel oder im Falle eines geänderten Kryptowerte-Whitepapers oder des Entzugs 
der Zulassung unverzüglich zur Verfügung. 

(15) Die ESMA arbeitet in Zusammenarbeit mit der EBA Entwürfe technischer Regulierungsstandards für den Inhalt, 
die Methoden und die Darstellung der in Absatz 1 Buchstabe g genannten Informationen über die Nachhaltigkeits
indikatoren in Bezug auf nachteilige Auswirkungen auf das Klima und andere umweltbezogene nachteilige Auswirkun
gen aus. 

Bei der Ausarbeitung der in Unterabsatz 1 genannten Entwürfe technischer Regulierungsstandards berücksichtigt die 
ESMA die verschiedenen Arten von Konsensmechanismen, die bei der Validierung von Transaktionen mit Kryptowerten 
zum Einsatz kommen, deren Anreizstrukturen und die Nutzung von Energie, Energie aus erneuerbaren Quellen und 
natürlichen Ressourcen, die Erzeugung von Abfällen und Treibhausgasemissionen. Die ESMA aktualisiert die technischen 
Regulierungsstandards unter Berücksichtigung rechtlicher und technischer Entwicklungen. 

Die ESMA übermittelt der Kommission die in Unterabsatz 1 genannten Entwürfe technischer Regulierungsstandards 
spätestens am 30. Juni 2024. 

Der Kommission wird die Befugnis übertragen, diese Verordnung durch Erlass der in Unterabsatz 1 des vorliegenden 
Absatzes genannten technischen Regulierungsstandards gemäß den Artikeln 10 bis 14 der Verordnung (EU) 
Nr. 1095/2010 zu ergänzen. 

Artikel 52 

Haftung von Emittenten von E-Geld-Token für die in einem Kryptowerte-Whitepaper enthaltenen 
Informationen 

(1) Hat ein Emittent eines E-Geld-Token gegen Artikel 51 verstoßen, indem er in einem Kryptowerte-Whitepaper oder 
in einem geänderten Kryptowerte-Whitepaper unvollständige, unredliche, nicht eindeutige oder irreführende Informa
tionen zur Verfügung gestellt hat, so sind der Emittent und die Mitglieder seines Verwaltungs-, Leitungs- oder Aufsichts
organs einem Inhaber solcher E-Geld-Token für aufgrund dieses Verstoßes erlittene Verluste haftbar. 

(2) Ein vertraglicher Ausschluss oder eine vertragliche Beschränkung der zivilrechtlichen Haftung gemäß Unter
absatz 1 hat keine Rechtswirkung. 

(3) Es obliegt den Inhabern des E-Geld-Token, den Nachweis dafür zu erbringen, dass der Emittent dieses E-Geld- 
Token gegen Artikel 51 verstoßen hat, indem er in seinem Kryptowerte-Whitepaper oder in einem geänderten Krypto
werte-Whitepaper unvollständige, unredliche, nicht eindeutige oder irreführende Informationen zur Verfügung gestellt 
hat, und sich das Verlassen auf diese Informationen auf die Entscheidung des Inhabers, diesen E-Geld-Token zu kaufen, 
zu verkaufen oder zu tauschen, ausgewirkt hat. 

(4) Der Emittent und die Mitglieder seines Verwaltungs-, Leitungs- oder Aufsichtsorgans haften nicht für Verluste, die 
durch den Verlass auf Informationen entstehen, die in einer Zusammenfassung gemäß Artikel 51 Absatz 6, einschließlich 
deren Übersetzung, zur Verfügung gestellt werden, es sei denn, die Zusammenfassung 

a) ist, wenn sie zusammen mit den anderen Teilen des Kryptowerte-Whitepapers gelesen wird, irreführend, unrichtig 
oder widersprüchlich oder 

b) enthält, wenn sie zusammen mit den anderen Teilen des Kryptowerte-Whitepapers gelesen wird, nicht die wesent
lichen Informationen, die potenziellen Inhabern bei der Entscheidung über den Kauf solcher E-Geld-Token helfen 
sollen. 

(5) Dieser Artikel lässt jede sonstige zivilrechtliche Haftung gemäß dem nationalen Recht unberührt.
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Artikel 53 

Marketingmitteilungen 

(1) Marketingmitteilungen zu einem öffentlichen Angebot eines E-Geld-Token oder zur Zulassung eines E-Geld-Token 
zum Handel müssen alle folgenden Anforderungen erfüllen: 

a) die Marketingmitteilungen sind eindeutig als solche erkennbar, 

b) die Informationen in den Marketingmitteilungen sind redlich, eindeutig und nicht irreführend, 

c) die Informationen in den Marketingmitteilungen stimmen mit den Angaben im Kryptowerte-Whitepaper überein, 

d) in den Marketingmitteilungen wird eindeutig darauf hingewiesen, dass ein Kryptowerte-Whitepaper veröffentlicht 
wurde, und es wird eindeutig die Adresse der Website des Emittenten des E-Geld-Token sowie eine Telefonnummer 
und E-Mail-Adresse des Emittenten für die Kontaktaufnahme angegeben. 

(2) In den Marketingmitteilungen ist klar und eindeutig anzugeben, dass Inhaber eines E-Geld-Token beim Emittenten 
jederzeit ein Recht auf Rücktausch zum Nennwert haben. 

(3) Marketingmitteilungen und jegliche sie betreffende Änderungen sind auf der Website des Emittenten zu veröffent
lichen. 

(4) Die zuständigen Behörden verlangen keine Vorabgenehmigung von Marketingmitteilungen vor ihrer Veröffent
lichung. 

(5) Marketingmitteilungen sind den zuständigen Behörden auf Aufforderung zu übermitteln. 

(6) Vor der Veröffentlichung des Kryptowerte-Whitepapers dürfen keine Marketingmitteilungen verbreitet werden. 
Diese Beschränkung hindert den Emittenten eines E-Geld-Token nicht daran, Marktsondierungen durchzuführen. 

Artikel 54 

Anlage von im Tausch gegen E-Geld-Token entgegengenommenen Geldbeträgen 

Geldbeträge, die Emittenten von E-Geld-Token im Tausch gegen E-Geld-Token entgegengenommen haben und die 
gemäß Artikel 7 Absatz 1 der Richtlinie 2009/110/EG besichert sind, müssen das Folgende einhalten: 

a) Mindestens 30 % der erhaltenen Geldbeträge sind stets auf gesonderten Konten bei Kreditinstituten zu hinterlegen. 

b) Die übrigen Geldbeträge müssen in sichere Aktiva mit niedrigem Risiko investiert werden, die gemäß Artikel 38 
Absatz 1 dieser Verordnung als hochliquide Finanzinstrumente mit minimalem Marktrisiko, Kreditrisiko und Kon
zentrationsrisiko gelten, die auf dieselbe amtliche Währung lauten, auf die sich der E-Geld-Token bezieht. 

Artikel 55 

Sanierungs- und Rücktauschplan 

Titel III Kapitel 6 gilt entsprechend für Emittenten von E-Geld-Token. 

Abweichend von Artikel 46 Absatz 2 muss der Zeitpunkt, bis zu dem der Sanierungsplan der zuständigen Behörde 
mitzuteilen ist, in Bezug auf Emittenten von E-Geld-Token innerhalb von sechs Monaten nach dem öffentlichen Angebot 
oder der Zulassung zum Handel liegen. 

Abweichend von Artikel 47 Absatz 3 muss der Zeitpunkt, bis zu dem der Rücktauschplan der zuständigen Behörde 
mitzuteilen ist, in Bezug auf Emittenten von E-Geld-Token innerhalb von sechs Monaten nach dem Zeitpunkt des 
öffentlichen Angebots oder der Zulassung zum Handel liegen.
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KAPITEL 2 

Signifikante E-Geld-Token 

Artikel 56 

Einstufung von E-Geld-Token als signifikante E-Geld-Token 

(1) Die EBA stuft E-Geld-Token gemäß Artikel 43 Absatz 1 als signifikante E-Geld-Token ein, wenn mindestens drei 
der in Artikel 43 Absatz 1 festgelegten Kriterien erfüllt sind: 

a) in dem vom ersten Bericht mit Informationen gemäß Absatz 3 des vorliegenden Artikels abgedeckten Zeitraum nach 
dem öffentlichen Angebot oder dem Antrag auf Zulassung zum Handel dieser Token, oder 

b) in dem Zeitraum, der von mindestens zwei aufeinanderfolgenden Berichten mit Informationen gemäß Absatz 3 des 
vorliegenden Artikels abgedeckt ist. 

(2) Geben mehrere Emittenten denselben E-Geld-Token aus, so wird die Erfüllung der in Artikel 43 Absatz 1 fest
gelegten Kriterien nach Aggregation der Daten dieser Emittenten bewertet. 

(3) Die zuständigen Behörden des Herkunftsmitgliedstaats des Emittenten übermitteln der EBA und der EZB mindes
tens zweimal im Jahr die Informationen, die für die Bewertung der Erfüllung der in Artikel 43 Absatz 1 genannten 
Kriterien erheblich sind, gegebenenfalls einschließlich der gemäß Artikel 22 eingegangenen Informationen. 

Ist der Emittent in einem Mitgliedstaat niedergelassen, dessen amtliche Währung nicht der Euro ist, oder gilt eine andere 
amtliche Währung als der Euro in einem Mitgliedstaat als Bezugsgröße für die E-Geld-Token, so übermitteln die 
zuständigen Behörden die Informationen gemäß Unterabsatz 1 auch der Zentralbank des betreffenden Mitgliedstaats. 

(4) Gelangt die EBA zu der Auffassung, dass ein E-Geld-Token gemäß Absatz 1 des vorliegenden Artikels die in 
Artikel 43 Absatz 1 genannten Kriterien gemäß Absatz 1 des vorliegenden Artikels erfüllt, so erstellt sie einen Entwurf 
eines Beschlusses zur Einstufung des E-Geld-Token als signifikanten E-Geld-Token und übermittelt diesen Entwurf eines 
Beschlusses dem Emittenten des E-Geld-Token und der zuständigen Behörde des Herkunftsmitgliedstaats des Emittenten, 
der EZB und in den in Absatz 3 Unterabsatz 2 des vorliegenden Artikels genannten Fällen der Zentralbank des be
treffenden Mitgliedstaats. 

Die Emittenten dieser E-Geld-Token, die für sie zuständigen Behörden, die EZB und gegebenenfalls die Zentralbank des 
betreffenden Mitgliedstaats haben ab dem Tag der Übermittlung des Entwurfs eines Beschlusses 20 Arbeitstage Zeit, um 
schriftlich Stellung zu nehmen und Bemerkungen vorzubringen. Die EBA trägt diesen Stellungnahmen und Bemerkun
gen vor der Annahme eines endgültigen Beschlusses gebührend Rechnung. 

(5) Die EBA trifft innerhalb von 60 Arbeitstagen ab dem Tag der in Absatz 4 genannten Übermittlung ihren 
endgültigen Beschluss darüber, ob ein E-Geld-Token als signifikanter E-Geld-Token eingestuft wird, und übermittelt 
dem Emittenten dieses E-Geld-Token und der für ihn zuständigen Behörde umgehend diesen Beschluss. 

(6) Wurde ein E-Geld-Token gemäß einem Beschluss der EBA nach Absatz 5 als signifikant eingestuft, so wird gemäß 
Artikel 117 Absatz 4 die Zuständigkeit für die Beaufsichtigung des Emittenten dieses E-Geld-Token innerhalb von 20 
Arbeitstagen nach dem Tag der Übermittlung dieses Beschlusses von der zuständigen Behörde des Herkunftsmitglied
staats des Emittenten auf die EBA übertragen. 

Die EBA und die zuständige Behörde arbeiten zusammen, um einen reibungslosen Übergang der Aufsichtsbefugnisse 
sicherzustellen. 

(7) Abweichend von Absatz 6 wird die Zuständigkeit für die Beaufsichtigung der Emittenten von signifikanten E- 
Geld-Token, die auf eine andere amtliche Währung eines Mitgliedstaats als den Euro lauten, nicht der EBA übertragen, 
wenn mindestens 80 % der Anzahl der Inhaber und des Volumens der Geschäfte mit diesen signifikanten E-Geld-Token 
im Herkunftsmitgliedstaat konzentriert sind. 

Die zuständige Behörde des Herkunftsmitgliedstaats des Emittenten stellt der EBA jährlich Informationen über die Fälle 
zur Verfügung, in denen die in Unterabsatz 1 genannte Ausnahmeregelung angewendet wird. 

Für die Zwecke von Unterabsatz 1 wird bei einer Transaktion davon ausgegangen, dass sie im Herkunftsmitgliedstaat 
stattfindet, wenn der Zahler oder der Zahlungsempfänger in diesem Mitgliedstaat niedergelassen sind.
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(8) Die EBA bewertet jährlich erneut die Einstufung der signifikanten vermögenswertereferenzierten Token auf der 
Grundlage der zur Verfügung stehenden Information, einschließlich solcher aus den in Absatz 3 des vorliegenden 
Artikels genannten Berichten oder der gemäß Artikel 22 erhaltenen Informationen. 

Gelangt die EBA zu der Auffassung, dass gewisse E-Geld-Token gemäß Absatz 1 des vorliegenden Artikels die in 
Artikel 43 Absatz 1 genannten Kriterien nicht mehr erfüllen, so erstellt sie einen entsprechenden Entwurf eines Be
schlusses, den E-Geld-Token nicht länger als signifikant einzustufen und übermittelt diesen Entwurf eines Beschlusses 
den Emittenten dieser E-Geld-Token, der zuständigen Behörde des Herkunftsmitgliedstaats des Emittenten, der EZB und 
in den in Absatz 3 Unterabsatz 2 des vorliegenden Artikels genannten Fällen der Zentralbank des betreffenden Mitglied
staats. 

Die Emittenten dieser E-Geld-Token, die für sie zuständigen Behörden, die EZB und die Zentralbank des betreffenden 
Mitgliedstaats haben ab dem Tag der Übermittlung des Entwurfs eines Beschlusses 20 Arbeitstage Zeit, um schriftlich 
Stellung zu nehmen und Bemerkungen vorzubringen. Die EBA trägt diesen Stellungnahmen und Bemerkungen vor der 
Annahme eines endgültigen Beschlusses gebührend Rechnung. 

(9) Die EBA trifft innerhalb von 60 Arbeitstagen nach dem Tag der Übermittlung der in Absatz 8 genannten 
Informationen liegt, ihren endgültigen Beschluss darüber, ob der E-Geld-Token nicht länger als signifikant eingestuft 
wird, und übermittelt diesen Beschluss unverzüglich dem Emittenten dieses E-Geld-Token und der für ihn zuständigen 
Behörde. 

(10) Ist ein E-Geld-Token gemäß einem Beschluss der EBA nach Absatz 9 nicht mehr als signifikant eingestuft, so 
wird die Zuständigkeit für die Beaufsichtigung in Bezug auf einen Emittenten dieses E-Geld-Token innerhalb von 20 
Arbeitstagen nach dem Tag der Übermittlung dieses Beschlusses von der EZB auf die zuständige Behörde des Her
kunftsmitgliedstaats des Emittenten übertragen. 

Die EBA und die zuständige Behörde arbeiten zusammen, um einen reibungslosen Übergang der Aufsichtsbefugnisse 
sicherzustellen. 

Artikel 57 

Freiwillige Einstufung von E-Geld-Token als signifikante E-Geld-Token 

(1) Ein Emittent eines E-Geld-Token, der als Kreditinstitut oder als E-Geld-Institut zugelassen ist oder eine solche 
Zulassung beantragt, kann mitteilen, dass er seinen E-Geld-Token als signifikanten E-Geld-Token einstufen möchten. In 
diesem Fall übermittelt die zuständige Behörde der EBA, der EZB und in den in Artikel 56 Absatz 3 Unterabsatz 2 
genannten Fällen der Zentralbank des betreffenden Mitgliedstaats sofort den Antrag des potenziellen Emittenten. 

Damit der E-Geld-Token gemäß dem vorliegenden Artikel als signifikant eingestuft werden kann, muss der potenzielle 
Emittent des E-Geld-Token durch einen detaillierten Geschäftsplan nachweisen, dass er voraussichtlich mindestens drei 
der in Artikel 43 Absatz 1 festgelegten Kriterien erfüllt. 

(2) Die EBA erstellt innerhalb von 20 Tagen ab dem Tag der Übermittlung gemäß Absatz 1 des vorliegenden Artikels 
einen Entwurf eines Beschlusses, der ihre auf dem Geschäftsplan des Emittenten beruhende Stellungnahme dazu enthält, 
ob der E-Geld-Token tatsächlich oder voraussichtlich zumindest 3 der in Artikel 43 Absatz 1 festgelegten Kriterien 
erfüllt, und übermittelt der zuständigen Behörde des Herkunftsmitgliedstaats des Emittenten, der EZB und in den in 
Artikel 56 Absatz 3 Unterabsatz 2 genannten Fällen der Zentralbank des betreffenden Mitgliedstaats diesen Entwurf eines 
Beschlusses. 

Die für die Emittenten dieser E-Geld-Token zuständigen Behörden, die EZB und gegebenenfalls die Zentralbank des 
betroffenen Mitgliedstaats haben ab dem Tag der Übermittlung dieses Entwurfs eines Beschlusses 20 Arbeitstage Zeit, 
um schriftlich Stellung zu nehmen und Bemerkungen vorzubringen. Die EBA trägt diesen Stellungnahmen und Bemer
kungen vor der Annahme eines endgültigen Beschlusses gebührend Rechnung. 

(3) Die EBA trifft innerhalb von 60 Arbeitstagen nach dem Tag der in Absatz 1 genannten Übermittlung ihren 
endgültigen Beschluss darüber, ob ein E-Geld-Token als signifikanter E-Geld-Token einzustufen ist, und übermittelt 
dem Emittenten dieses E-Geld-Token und der für ihn zuständigen Behörde sofort diesen Beschluss.
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(4) Wurden ein E-Geld-Token gemäß einem Beschluss der EBA nach Absatz 3 als signifikant eingestuft, so wird 
gemäß Artikel 117 Absatz 4 die Zuständigkeit für die Beaufsichtigung der Emittenten dieser E-Geld-Token innerhalb von 
20 Arbeitstagen ab dem Tag der Übermittlung dieses Beschlusses von der zuständigen Behörde auf die EBA übertragen. 

Die EBA und die zuständigen Behörden arbeiten zusammen, um einen reibungslosen Übergang der Aufsichtsbefugnisse 
sicherzustellen. 

(5) Abweichend von Absatz 4 wird die Zuständigkeit für die Beaufsichtigung der Emittenten von signifikanten E- 
Geld-Token, die auf eine andere amtliche Währung eines Mitgliedstaats als den Euro lauten, nicht auf die EBA über
tragen, wenn davon ausgegangen wird, dass mindestens 80 % der Anzahl der Inhaber und des Volumens der Geschäfte 
mit den signifikanten E-Geld-Token im Herkunftsmitgliedstaat konzentriert sind. 

Die zuständige Behörde des Herkunftsmitgliedstaats des Emittenten stellt der EBA jährlich Informationen über die 
Anwendung der in Unterabsatz 1 genannten Ausnahme zur Verfügung. 

Für die Zwecke von Unterabsatz 1 wird bei einer Transaktion davon ausgegangen, dass sie im Herkunftsmitgliedstaat 
stattfindet, der Zahler oder der Zahlungsempfänger in diesem Mitgliedstaat niedergelassen sind. 

Artikel 58 

Spezifische zusätzliche Pflichten von Emittenten von E-Geld-Token 

(1) Für E-Geld-Institute, die signifikante E-Geld-Token ausgeben, gelten 

a) die in Artikel 36, 37, 38 und 45 Absätze 1 bis 4 der vorliegenden Verordnung genannten Anforderungen anstelle 
von Artikel 7 der Richtlinie 2009/110/EG; 

b) die in Artikel 35 Absätze 2, 3 und 5 und Artikel 45 Absatz 5 der vorliegenden Verordnung genannten Anforderun
gen anstelle von Artikel 5 der Richtlinie 2009/110/EG. 

Abweichend von Artikel 36 Absatz 9 wird die unabhängige Prüfung in Bezug auf Emittenten signifikanter E-Geld-Token 
alle sechs Monate ab dem Tag des vorgeschrieben, an dem der Beschluss gemäß Artikel 56 oder 57 angenommen wurde, 
einen Token als signifikant einzustufen. 

(2) Die zuständigen Behörden der Herkunftsmitgliedstaaten können E-Geld-Institute, die nicht signifikante E-Geld- 
Token ausgeben, verpflichten, die in Absatz 1 genannten Anforderungen zu erfüllen, wenn dies erforderlich ist, um den 
Risiken entgegenzuwirken, die mit diesen Bestimmungen angegangen werden sollen, etwa Liquiditätsrisiken, operatio
nelle Risiken oder Risiken aus der unterlassenen Einhaltung der Anforderungen an die Verwaltung von Vermögenswert
reserven. 

(3) Artikel 22, Artikel 23 und Artikel 24 Absatz 3 gelten für E-Geld-Token, die auf eine Währung lauten, die keine 
amtliche Währung eines Mitgliedstaats ist. 

TITEL V 

ZULASSUNG UND BEDINGUNGEN FÜR DIE AUSÜBUNG DER TÄTIGKEIT EINES ANBIETERS VON KRYPTOWERTE- 
DIENSTLEISTUNGEN 

KAPITEL 1 

Zulassung von Anbietern von Kryptowerte-Dienstleistungen 

Artikel 59 

Zulassung 

(1) Eine Person, darf in der Union Kryptowerte-Dienstleistungen nicht anbieten, sofern diese Person nicht 

a) eine juristische Person oder ein anderes Unternehmen ist, die bzw. das gemäß Artikel 63 als Anbieter von Krypto
werte-Dienstleistungen zugelassen wurde, oder 

b) ein Kreditinstitut, ein Zentralverwahrer, eine Wertpapierfirma, ein Marktteilnehmer, ein E-Geld-Institut, eine OGAW- 
Verwaltungsgesellschaft oder ein Verwalter alternativer Investmentfonds ist, dem bzw. der es gemäß Artikel 60 
gestattet ist, Kryptowerte-Dienstleistungen zu erbringen.
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(2) Anbieter von Kryptowerte-Dienstleistungen, die nach Artikel 63 zugelassen wurden, müssen einen Sitz in einem 
Mitgliedstaat haben, in dem sie zumindest einen Teil ihrer Krypto-Dienstleistungsgeschäfte ausführen. Sie müssen ihren 
Ort der tatsächlichen Geschäftsführung in der Union haben, und mindestens einer der Geschäftsführer muss in der 
Union ansässig sein. 

(3) Für die Zwecke von Absatz 1 Buchstabe a dürfen andere Unternehmen, bei denen es sich nicht um juristische 
Personen handelt, Kryptowerte-Dienstleistungen nur dann erbringen, wenn durch ihre Rechtsform ein Schutzniveau in 
Bezug auf die Interessen Dritter gewährleistet ist, das dem durch juristische Personen gewährten Schutzniveau gleich
wertig ist, und wenn sie einer gleichwertigen, ihrer Rechtsform entsprechenden prudentiellen Aufsicht unterliegen. 

(4) Nach Artikel 63 zugelassene Anbieter von Kryptowerte-Dienstleistungen müssen die Voraussetzungen für ihre 
Zulassung jederzeit erfüllen. 

(5) Eine Person, die kein Anbieter von Kryptowerte-Dienstleistungen ist, darf keinen Namen oder Firmennamen 
verwenden bzw. keine Marketingmitteilungen veröffentlichen oder keine sonstigen Prozesse anwenden, die nahelegen, 
dass sie ein Anbieter von Kryptowerte-Dienstleistungen ist, oder die in dieser Hinsicht Verwirrung stiften könnten. 

(6) Die zuständigen Behörden, die Zulassungen nach Artikel 63 erteilen, stellen sicher, dass in diesen Zulassungen 
genau angegeben ist, welche Kryptowerte-Dienstleistungen Anbieter von Kryptowerte-Dienstleistungen erbringen dürfen. 

(7) Anbieter von Kryptowerte-Dienstleistungen dürfen Kryptowerte-Dienstleistungen in der gesamten Union erbrin
gen; dies kann entweder im Rahmen der Niederlassungsfreiheit, einschließlich der Errichtung einer Zweigniederlassung, 
oder im Rahmen des freien Dienstleistungsverkehrs geschehen. Anbieter von Kryptowerte-Dienstleistungen, die Krypto
werte-Dienstleistungen grenzüberschreitend erbringen, brauchen im Hoheitsgebiet eines Aufnahmemitgliedstaats nicht 
physisch präsent zu sein. 

(8) Anbieter von Kryptowerte-Dienstleistungen, die ihre Zulassung um weitere Kryptowerte-Dienstleistungen auf die 
in Artikel 63 genannte Art und Weise erweitern wollen, beantragen bei den zuständigen Behörden, die ihnen die 
Erstzulassung erteilt haben, eine Erweiterung ihrer Zulassung und ergänzen und aktualisieren zu diesem Zweck die 
in Artikel 62 genannten Informationen. Der Antrag auf Erweiterung der Zulassung wird gemäß Artikel 63 bearbeitet. 

Artikel 60 

Erbringung von Kryptowerte-Dienstleistungen durch bestimmte Finanzunternehmen 

(1) Ein Kreditinstitut darf Kryptowerte-Dienstleistungen erbringen, wenn es der zuständigen Behörde seines Her
kunftsmitgliedstaats spätestens 40 Arbeitstage vor der erstmaligen Erbringung dieser Dienstleistungen die in Absatz 7 
genannten Informationen übermittelt. 

(2) Ein gemäß der Verordnung (EU) Nr. 909/2014 des Europäischen Parlaments und des Rates ( 45 ) zugelassener 
Zentralverwahrer darf Kryptowerte für Kunden nur dann verwahren und verwalten, wenn er der zuständigen Behörde 
seines Herkunftsmitgliedstaats spätestens 40 Arbeitstage vor der erstmaligen Erbringung dieser Dienstleistungen die in 
Absatz 7 genannten Informationen übermittelt. 

Für die Zwecke von Unterabsatz 1 gilt die Verwahrung und Verwaltung von Kryptowerten für Kunden als dem Angebot, 
der Führung oder dem Betrieb von Depotkonten in Bezug auf die in Abschnitt B Nummer 3 des Anhangs der Ver
ordnung (EU) Nr. 909/2014 genannte Abwicklungsdienstleistung gleichwertig. 

(3) Eine Wertpapierfirma darf in der Union Kryptowerte-Dienstleistungen, die den Wertpapierdienstleistungen und 
Anlagetätigkeiten gleichwertig sind, für die sie nach der Richtlinie 2014/65/EU eigens zugelassen ist, erbringen, wenn sie 
der zuständigen Behörde des Herkunftsmitgliedstaats spätestens 40 Arbeitstage vor der erstmaligen Erbringung dieser 
Dienstleistungen die in Absatz 7 des vorliegenden Artikels angegebenen Informationen übermittelt. 

Für die Zwecke dieses Absatzes 

a) gelten die Verwahrung und Verwaltung von Kryptowerten für Kunden als den in Anhang I Abschnitt B Nummer 1 
der Richtlinie 2014/65/EU genannten verbundenen Dienstleistungen gleichwertig; 

b) gilt der Betrieb einer Handelsplattform für Kryptowerte als dem in Anhang I Abschnitt A Nummern 8 und 9 der 
Richtlinie 2014/65/EU genannten Betrieb eines multilateralen Handelssystems bzw. Betrieb eines organisierten Han
delssystems gleichwertig;
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c) gilt der Tausch von Kryptowerten gegen einen Geldbetrag oder andere Kryptowerte als dem in Anhang I Abschnitt A 
Nummer 3 der Richtlinie 2014/65/EU genannten Handel für eigene Rechnung gleichwertig; 

d) gilt die Ausführung von Aufträgen über Kryptowerte für Kunden als der in Anhang I Abschnitt A Nummer 2 der 
Richtlinie 2014/65/EU genannten Ausführung von Aufträgen im Namen von Kunden gleichwertig; 

e) gilt die Platzierung von Kryptowerten als der in Anhang I Abschnitt A Nummern 6 und 7 der Richtlinie 2014/65/EU 
genannten Übernahme oder Platzierung von Finanzinstrumenten mit fester Übernahmeverpflichtung bzw. Platzierung 
von Finanzinstrumenten ohne feste Übernahmeverpflichtung gleichwertig; 

f) gelten die Annahme und Übermittlung von Aufträgen über Kryptowerte für Kunden als der in Anhang I Abschnitt A 
Nummer 1 der Richtlinie 2014/65/EU genannten Annahme und Übermittlung von Aufträgen über ein oder mehrere 
Finanzinstrumente gleichwertig; 

g) gilt die Beratung zu Kryptowerten als der in Anhang I Abschnitt A Nummer 5 der Richtlinie 2014/65/EU genannten 
Anlageberatung gleichwertig; 

h) gilt die Portfolioverwaltung von Kryptowerten als der in Anhang I Abschnitt A Nummer 4 der Richtlinie 2014/65/EU 
genannten Portfolioverwaltung gleichwertig. 

(4) Ein gemäß der Richtlinie 2009/110/EG zugelassenes E-Geld-Institut darf im Hinblick auf die von ihm ausgege
benen E-Geld-Token die Verwahrung und Verwaltung von Kryptowerten im Namen von Kunden und Transferdienst
leistungen für Kryptowerte im Namen von Kunden erbringen, wenn es der zuständigen Behörde des Herkunftsmitglied
staats spätestens 40 Arbeitstage vor der erstmaligen Erbringung dieser Dienstleistungen die in Absatz 7 des vorliegenden 
Artikels genannten Informationen übermittelt. 

(5) Eine OGAW-Verwaltungsgesellschaft oder ein Verwalter alternativer Investmentfonds darf Kryptowerte-Dienstleis
tungen, die der individuellen Verwaltung einzelner Portfolios und den Nebendienstleistungen gleichwertig sind, für die 
sie bzw. er nach der Richtlinie 2009/65/EG bzw. der Richtlinie 2011/61/EU zugelassen ist, erbringen, wenn sie bzw. er 
der zuständigen Behörde des Herkunftsmitgliedstaats spätestens 40 Arbeitstage vor der erstmaligen Erbringung dieser 
Dienstleistungen die in Absatz 7 des vorliegenden Artikels genannten Informationen übermittelt. 

Für die Zwecke dieses Absatzes 

a) gelten die Annahme und Übermittlung von Aufträgen über Kryptowerte für Kunden als der in Artikel 6 Absatz 4 
Buchstabe b Ziffer iii der Richtlinie 2011/61/EU genannten Annahme und Übermittlung von Aufträgen über Finanz
instrumente gleichwertig; 

b) gilt die Beratung zu Kryptowerten als der in Artikel 6 Absatz 4 Buchstabe b Ziffer i der Richtlinie 2011/61/EU und in 
Artikel 6 Absatz 3 Buchstabe b Ziffer i der Richtlinie 2009/65/EG genannten Anlageberatung gleichwertig; 

c) gilt die Portfolioverwaltung von Kryptowerten als der in Artikel 6 Absatz 4 Buchstabe a der Richtlinie 2011/61/EU 
und in Artikel 6 Absatz 3 Buchstabe a der Richtlinie 2009/65/EG genannten Portfolioverwaltung gleichwertig. 

(6) Ein gemäß der Richtlinie 2014/65/EU zugelassener Marktbetreiber darf eine Handelsplattform für Kryptowerte 
betreiben, wenn er der zuständigen Behörde des Herkunftsmitgliedstaats spätestens 40 Arbeitstage vor der erstmaligen 
Erbringung dieser Dienstleistung die in Absatz 7 des vorliegenden Artikels genannten Informationen übermittelt. 

(7) Für die Zwecke der Absätze 1 bis 6 müssen folgende Informationen übermittelt werden: 

a) Ein Geschäftsplan, aus dem hervorgeht, welche Arten von Kryptowerte-Dienstleistungen der antragstellende Anbieter 
von Kryptowerte-Dienstleistungen zu erbringen beabsichtigt, einschließlich Ort und Art der Vermarktung dieser 
Dienstleistungen; 

b) eine Beschreibung 

i) der Mechanismen, Strategien und Verfahren für die interne Kontrolle, um die Einhaltung der Bestimmungen des 
nationalen Rechts über die Umsetzung der Richtlinie (EU) 2015/849 sicherzustellen;
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ii) der Risikobewertungsrahmen für die Eindämmung von Geldwäsche- und Terrorismusfinanzierungsrisiken; und 

iii) des Plans zur Aufrechterhaltung des Geschäftsbetriebs; 

c) die technische Dokumentation der IKT-Systeme und der Sicherheitsvorkehrungen und deren nicht fachsprachliche 
Beschreibung; 

d) eine Beschreibung des Verfahrens für die Trennung von Kryptowerten und Geldbeträgen der Kunden; 

e) eine Beschreibung der Verwahrungs- und Verwaltungsgrundsätze sofern beabsichtigt ist, Kryptowerte für Kunden zu 
verwahren und zu verwalten; 

f) eine Beschreibung der Betriebsvorschriften der Handelsplattform und der Verfahren und des Systems zur Aufdeckung 
von Marktmissbrauch sofern beabsichtigt ist, eine Handelsplattform für Kryptowerte zu betreiben; 

g) eine Beschreibung der nichtdiskriminierenden Geschäftspolitik hinsichtlich der Beziehung zu den Kunden sowie eine 
Beschreibung der Methode für die Festlegung des Kurses der Kryptowerte, die für einen Tausch gegen einen Geld
betrag oder gegen andere Kryptowerte angeboten werden, sofern beabsichtigt ist, Kryptowerte gegen einen Geldbetrag 
oder gegen andere Kryptowerte zu tauschen; 

h) eine Beschreibung der Grundsätze der Auftragsausführung, sofern beabsichtigt ist, Aufträge über Kryptowerte für 
Kunden auszuführen; 

i) Belege dafür, dass die natürlichen Personen, die im Namen des antragstellenden Anbieters von Kryptowerte-Dienst
leistungen Beratungsdienste leisten oder Portfolioverwaltung erbringen, über die erforderlichen Kenntnisse und die 
erforderliche Fachkompetenz verfügen, um ihren Verpflichtungen nachzukommen, sofern beabsichtigt ist, Beratungs
dienste zu Kryptowerten zu leisten oder Portfolioverwaltung von Kryptowerten zu erbringen; 

j) ob sich die Kryptowerte-Dienstleistung auf vermögenswertereferenzierte Token, E-Geld-Token oder andere Krypto
werte bezieht. 

k) Informationen zur Art und Weise der Ausführung dieser Transferdienstleistungen, sofern beabsichtigt ist, Trans
ferdienstleistungen für Kryptowerte für Kunden auszuführen; 

(8) Eine zuständige Behörde, bei der eine in den Absätzen 1 bis 6 genannte Mitteilung eingeht, prüft innerhalb von 
20 Arbeitstagen nach Eingang dieser Mitteilung, ob alle erforderlichen Informationen bereitgestellt wurden. Gelangt die 
zuständige Behörde zu dem Schluss, dass eine Mitteilung nicht vollständig ist, so teilt sie dies dem mitteilenden 
Rechtsträger sofort mit und legt eine Frist fest, bis zu deren Ablauf der Rechtsträger die fehlenden Informationen 
bereitstellen muss. 

Die Frist für die Bereitstellung der fehlenden Informationen darf 20 Arbeitstage ab dem Tag der Anforderung nicht 
überschreiten. Bis zum Ablauf dieser Frist werden die jeweiligen in den Absätzen 1 bis 6 festgelegten Zeiträume 
ausgesetzt. Die Anforderung weiterer Ergänzungen oder Klarstellungen zu den Informationen liegt im Ermessen der 
zuständigen Behörde, führt jedoch nicht zu einer Aussetzung des in den Absätzen 1 bis 6 festgelegten Zeiträume. 

Der Anbieter von Kryptowerte-Dienstleistungen darf die Erbringung der Kryptowerte-Dienstleistungen nicht beginnen, 
solange die Mitteilung unvollständig ist. 

(9) Die in den Absätzen 1 bis 6 genannten Rechtsträger sind nicht verpflichtet, in Absatz 7 genannte Informationen, 
die sie der zuständigen Behörde bereits übermittelt haben, erneut zu übermitteln, sofern diese Informationen identisch 
sind. Bei der Übermittlung der in Absatz 7 genannten Informationen müssen die in den Absätzen 1 bis 6 genannten 
Rechtsträger ausdrücklich darauf hinweisen, dass alle bereits übermittelten Informationen noch aktuell sind. 

(10) Erbringen die in den Absätzen 1 bis 6 des vorliegenden Artikels genannten Rechtsträger Kryptowerte-Dienst
leistungen, so finden die Artikel 62, 63, 64, 67, 83 und 84 auf sie keine Anwendung. 

(11) Das Recht zur Erbringung der in den Absätzen 1 bis 6 genannten Kryptowerte-Dienstleistungen erlischt mit dem 
Entzug der einschlägigen Zulassung, die es dem betreffenden Rechtsträger ermöglicht hat, die Kryptowerte-Dienstleis
tungen zu erbringen, ohne eine Zulassung gemäß Artikel 59 beantragen zu müssen. 

(12) Die zuständigen Behörden teilen der ESMA die in Artikel 109 Absatz 5 genannten Informationen Kryptowerte- 
Dienstleistungen mit, nachdem sie die Vollständigkeit der in Absatz 7 des vorliegenden Artikels genannten Informatio
nen überprüft haben. 

Die ESMA stellt diese Informationen ab dem Startdatum der beabsichtigten Erbringung von Kryptowerte-Dienstleis
tungen in dem in Artikel 109 genannten Register zur Verfügung.
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(13) Die ESMA arbeitet in enger Zusammenarbeit mit der EBA Entwürfe technischer Regulierungsstandards aus, um 
die in Absatz 7 genannten Informationen zu präzisieren. 

Die ESMA übermittelt der Kommission die in Unterabsatz 1 genannten Entwürfe technischer Regulierungsstandards 
spätestens am 30. Juni 2024. 

Der Kommission wird die Befugnis übertragen, diese Verordnung durch Erlass der in Unterabsatz 1 genannten tech
nischen Regulierungsstandards gemäß den Artikeln 10 bis 14 der Verordnung (EU) Nr. 1095/2010 zu ergänzen. 

(14) Die ESMA arbeitet in enger Zusammenarbeit mit der EBA Entwürfe technischer Durchführungsstandards zur 
Festlegung von Standardformularen, Mustertexten und Verfahren für die Mitteilung gemäß Absatz 7 aus. 

Die ESMA übermittelt der Kommission die in Unterabsatz 1 genannten Entwürfe technischer Durchführungsstandards 
spätestens am 30. Juni 2024. 

Der Kommission wird die Befugnis übertragen, die in Unterabsatz 1 genannten technischen Durchführungsstandards 
gemäß Artikel 15 der Verordnung (EU) Nr. 1095/2010 zu erlassen. 

Artikel 61 

Erbringung von Kryptowerte-Dienstleistungen auf ausschließlich eigenes Betreiben des Kunden 

(1) Beginnt ein Kunde, der in der Union ansässig oder niedergelassen ist, auf ausschließlich eigenes Betreiben durch 
ein Unternehmen aus einem Drittland damit, eine Kryptowerte-Dienstleistung zu erbringen oder eine Tätigkeit im 
Zusammenhang mit Kryptowerten auszuüben, so gilt die Anforderung einer Zulassung nach Artikel 59 nicht für die 
Erbringung dieser Kryptowerte-Dienstleistung oder die Ausübung dieser Tätigkeit für diesen Kunden und auch nicht für 
Beziehungen, die in direktem Zusammenhang mit der Erbringung dieser Kryptowerte-Dienstleistung oder der Ausübung 
dieser Tätigkeit stehen. 

Unbeschadet konzerninterner Beziehungen gilt unabhängig von den für die Akquise, die Absatzförderung oder die 
Werbung in der Union verwendeten Kommunikationsmitteln eine Dienstleistung nicht als auf ausschließlich eigenes 
Betreiben des Kunden erbrachte Dienstleistung, wenn ein Unternehmen aus einem Drittland, auch über einen Rechts
träger, der in seinem Namen handelt oder enge Beziehungen zu diesem Unternehmen aus einem Drittland oder einer 
anderen im Namen dieses Rechtsträgers handelnden Person unterhält, Kunden oder potenzielle Kunden in der Union 
akquiriert. 

Unterabsatz 2 gilt unbeschadet etwaiger Vertrags- oder Ausschlussklauseln, die etwas anderes besagen, darunter auch 
etwaige Vertrags- oder Ausschlussklauseln, wonach die Erbringung von Dienstleistungen durch ein Unternehmen aus 
einem Drittland als auf ausschließlich eigenes Betreiben des Kunden erbrachte Dienstleistung gilt. 

(2) Ein in Absatz 1 genanntes Ersuchen eines Kunden auf ausschließlich eigenes Betreiben berechtigt ein Unterneh
men aus einem Drittland nicht, diesem Kunden neue Arten von Kryptowerten oder Kryptowerte-Dienstleistungen zu 
vermarkten. 

(3) Die ESMA gibt bis zum 30. Dezember 2024 Leitlinien gemäß Artikel 16 der Verordnung (EU) Nr. 1095/2010 
heraus, in denen festgelegt wird, in welchen Fällen davon ausgegangen wird, dass ein Unternehmen aus einem Drittland 
in der Union niedergelassene oder ansässige Kunden akquiriert. 

Im Interesse der Angleichung und der kohärenten Beaufsichtigung bezüglich des Risikos von Verstößen gegen den 
vorliegenden Artikel gibt die ESMA auch Leitlinien gemäß Artikel 16 der Verordnung (EU) Nr. 1095/2010 für die 
Aufsichtspraxis im Hinblick auf die Aufdeckung und Verhinderung der Umgehung dieser Verordnung heraus. 

Artikel 62 

Antrag auf Zulassung als Anbieter von Kryptowerte-Dienstleistungen 

(1) Juristische Personen oder andere Unternehmen, die beabsichtigen, Kryptowerte-Dienstleistungen zu erbringen, 
beantragen bei der zuständigen Behörde ihres Herkunftsmitgliedstaats eine Zulassung als Anbieter von Kryptowerte- 
Dienstleistungen. 

(2) Der in Absatz 1 genannte Antrag muss alle folgenden Informationen enthalten: 

a) den Namen einschließlich des eingetragenen Namens und sonstiger zu verwendender Firmennamen, die Rechtsträg
erkennung des antragstellenden Anbieters von Kryptowerte-Dienstleistungen, die von diesem Anbieter betriebene 
Website, eine E-Mail-Adresse und eine Telefonnummer zur Kontaktaufnahme sowie die physische Adresse des 
Anbieters;
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b) die Rechtsform des antragstellenden Anbieters von Kryptowerte-Dienstleistungen; 

c) die etwaige Satzung des antragstellenden Anbieters von Kryptowerte-Dienstleistungen; 

d) den Geschäftsplan, aus dem hervorgeht, welche Arten von Kryptowerte-Dienstleistungen der antragstellende Anbie
ter von Kryptowerte-Dienstleistungen zu erbringen beabsichtigt, einschließlich Ort und Art der Vermarktung dieser 
Dienstleistungen; 

e) den Nachweis, dass der antragstellende Anbieter von Kryptowerte-Dienstleistungen die aufsichtsrechtlichen Anfor
derungen gemäß Artikel 67 einhält; 

f) die Beschreibung der Regelungen für die Unternehmensführung des antragstellenden Anbieters von Kryptowerte- 
Dienstleistungen; 

g) den Nachweis, dass die Mitglieder des Leitungsorgans des antragstellenden Anbieters von Kryptowerte-Dienstleis
tungen ausreichend gut beleumundet sind und über angemessene Kenntnisse, Fähigkeiten und Berufserfahrung 
verfügen, um diesen Anbieter zu leiten; 

h) die Identität aller Anteilseigner oder Gesellschafter, die direkt oder indirekt qualifizierte Beteiligungen an dem 
antragstellenden Anbieter von Kryptowerte-Dienstleistungen halten, und die Höhe dieser Beteiligungen sowie den 
Nachweis, dass diese Personen ausreichend gut beleumundet sind; 

i) eine Beschreibung der Mechanismen für die interne Kontrolle und der Strategien und Verfahren des antragstellenden 
Anbieters von Kryptowerte-Dienstleistungen zur Ermittlung, Bewertung und Eindämmung von Risiken einschließlich 
Geldwäsche- und Terrorismusfinanzierungsrisiken und eine Beschreibung der Strategie zur Fortführung des Ge
schäftsbetriebs; 

j) die technische Dokumentation der IKT-Systeme und der Sicherheitsvorkehrungen und deren nicht fachsprachliche 
Beschreibung; 

k) eine Beschreibung des Verfahrens für die Trennung von Kryptowerten und Geldbeträgen der Kunden; 

l) eine Beschreibung der Beschwerdeverfahren des antragstellenden Anbieters von Kryptowerte-Dienstleistungen; 

m) falls der antragstellende Anbieter von Kryptowerte-Dienstleistungen beabsichtigt, Kryptowerte für Kunden zu ver
wahren und zu verwalten, eine Beschreibung der Verwahrungs- und Verwaltungsgrundsätze; 

n) falls der antragstellende Anbieter von Kryptowerte-Dienstleistungen beabsichtigt, eine Handelsplattform für Krypto
werte zu betreiben, eine Beschreibung der Betriebsvorschriften der Handelsplattform und des Verfahrens und 
Systems zur Aufdeckung von Marktmissbrauch; 

o) falls der antragstellende Anbieter von Kryptowerte-Dienstleistungen beabsichtigt, Kryptowerte gegen einen Geld
betrag oder gegen andere Kryptowerte zu tauschen, eine Beschreibung der Geschäftspolitik, die die Beziehung zu den 
Kunden regelt und nichtdiskriminierend ist, sowie eine Beschreibung der Methode für die Festlegung des Kurses der 
Kryptowerte, die der antragstellende Anbieter von Kryptowerte-Dienstleistungen für einen Tausch gegen einen 
Geldbetrag oder gegen andere Kryptowerte anbietet; 

p) falls der antragstellende Anbieter von Kryptowerte-Dienstleistungen beabsichtigt, Aufträge über Kryptowerte für 
Kunden auszuführen, eine Beschreibung der Grundsätze der Auftragsausführung; 

q) falls der antragstellende Anbieter von Kryptowerte-Dienstleistungen beabsichtigt, Beratungsdienste zu Kryptowerten 
zu leisten oder Portfolioverwaltung von Kryptowerten zu erbringen, den Nachweis, dass die natürlichen Personen, 
die im Namen des antragstellenden Anbieters von Kryptowerte-Dienstleistungen Beratungsdienste leisten oder Port
folioverwaltung erbringen, über die erforderlichen Kenntnisse und Fachkompetenz verfügen, um ihren Verpflichtun
gen nachzukommen; 

r) falls der antragstellende Anbieter von Kryptowerte-Dienstleistungen beabsichtigt, Transferdienstleistungen für Kryp
towerte für Kunden auszuführen, eine Beschreibung der Art und Weise der Ausführung dieser Transferdienstleis
tungen; 

s) die Art der Kryptowerte, auf die sich die Kryptowerte-Dienstleistung bezieht; 

(3) Für die Zwecke von Absatz 2 Buchstaben g und h liefert ein antragstellender Anbieter von Kryptowerte-Dienst
leistungen Nachweise dafür, 

a) dass es für Mitglieder des Leitungsorgans des antragstellenden Anbieters von Kryptowerte-Dienstleistungen keine 
Einträge im Strafregister in Bezug auf Verurteilungen oder Strafen nach dem geltenden Handelsrecht, dem Insol
venzrecht und der Rechtsvorschriften über Finanzdienstleistungen, oder im Zusammenhang mit der Bekämpfung von 
Geldwäsche und Terrorismusfinanzierung, Betrug oder Berufshaftpflicht gibt;
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b) dass die Mitglieder des Leitungsorgans des antragstellenden Anbieters von Kryptowerte-Dienstleistungen kollektiv 
über die angemessenen Kenntnisse, Fähigkeiten und Erfahrung verfügen, um den Anbieter von Kryptowerte-Dienst
leistungen zu leiten, und dass diese Personen verpflichtet sind, ausreichend Zeit für die Wahrnehmung ihrer Auf
gaben aufzuwenden; 

c) dass es für Anteilseigner oder Gesellschafter, die direkt oder indirekt qualifizierte Beteiligungen an dem antrag
stellenden Anbieter von Kryptowerte-Dienstleistungen halten, keine Einträge im Strafregister in Bezug auf Verurtei
lungen oder Strafen nach dem geltenden Handelsrecht, dem Insolvenzrecht und der Rechtsvorschriften über Finanz
dienstleistungen, oder im Zusammenhang mit der Bekämpfung von Geldwäsche und Terrorismusfinanzierung, Betrug 
oder Berufshaftpflicht gibt. 

(4) Die zuständigen Behörden verlangen von einem antragstellenden Anbieter von Kryptowerte-Dienstleistungen 
keine der in den Absätzen 2 und 3 des vorliegenden Artikels genannten Informationen, die sie bereits im Zuge des 
jeweiligen Zulassungsverfahrens gemäß der Richtlinie 2009/110/EG, 2014/65/EU, (EU) 2015/2366 oder gemäß den für 
Kryptowerte bis zum 29. Juni 2023 geltenden nationalen Recht erhalten haben, vorausgesetzt, die bereits übermittelten 
Informationen oder Unterlagen sind nach wie vor aktuell. 

(5) Die ESMA arbeitet in enger Zusammenarbeit mit der EBA Entwürfe technischer Regulierungsstandards aus, um die 
in den Absätzen 2 und 3 genannten Informationen zu präzisieren. 

Die ESMA übermittelt der Kommission die in Unterabsatz 1 genannten Entwürfe technischer Regulierungsstandards 
spätestens am 30. Juni 2024. 

Der Kommission wird die Befugnis übertragen, diese Verordnung durch Erlass der in Unterabsatz 1 des vorliegenden 
Absatzes genannten technischen Regulierungsstandards gemäß den Artikeln 10 bis 14 der Verordnung (EU) 
Nr. 1095/2010 zu ergänzen. 

(6) Die ESMA arbeitet in enger Zusammenarbeit mit der EBA Entwürfe technischer Durchführungsstandards zur 
Festlegung von Standardformularen, Mustertexten und Verfahren für die Informationen, die dem Antrag auf Zulassung 
als Anbieter von Kryptowerte-Dienstleistungen beizufügen sind, aus. 

Die ESMA übermittelt der Kommission die in Unterabsatz 1 genannten Entwürfe technischer Durchführungsstandards 
spätestens am 30. Juni 2024. 

Der Kommission wird die Befugnis übertragen, die in Unterabsatz 1 des vorliegenden Absatzes genannten technischen 
Durchführungsstandards gemäß Artikel 15 der Verordnung (EU) Nr. 1095/2010 zu erlassen. 

Artikel 63 

Prüfung des Zulassungsantrags und Erteilung oder Verweigerung der Zulassung 

(1) Die zuständigen Behörden bestätigen dem antragstellenden Anbieter von Kryptowerte-Dienstleistungen den Ein
gang des Antrags nach Artikel 62 Absatz 1 umgehend, in jedem Fall aber innerhalb von fünf Arbeitstagen schriftlich. 

(2) Die zuständigen Behörden prüfen innerhalb von 25 Arbeitstagen nach Eingang eines Antrags gemäß Artikel 62 
Absatz 1, ob er vollständig ist, und überprüfen zu diesem Zweck, ob die in Artikel 62 Absatz 2 aufgeführten Informa
tionen übermittelt wurden. 

Ist der Antrag unvollständig, so setzen die zuständigen Behörden dem antragstellenden Anbieter von Kryptowerte- 
Dienstleistungen eine Frist, bis zu deren Ablauf er sämtliche fehlenden Informationen vorlegen muss. 

(3) Die zuständigen Behörden können die Bearbeitung von Anträgen ablehnen, wenn ein Antrag nach Ablauf der von 
ihnen gemäß Absatz 2 Unterabsatz 2 gesetzten Frist weiterhin unvollständig ist. 

(4) Sobald ein Antrag vollständig ist, teilen die zuständigen Behörden dies dem antragstellenden Anbieter von 
Kryptowerte-Dienstleistungen umgehend mit. 

(5) Vor Erteilung oder Verweigerung der Zulassung als Anbieter von Kryptowerte-Dienstleistungen konsultieren die 
zuständigen Behörden die zuständigen Behörden eines anderen Mitgliedstaats, wenn der antragstellende Anbieter von 
Kryptowerte-Dienstleistungen in einem der folgenden Verhältnisse zu einem Kreditinstitut, einer Wertpapierfirma, einem 
Marktbetreiber, einer OGAW-Verwaltungsgesellschaft, einem Verwalter alternativer Investmentfonds, einem Zahlungs
institut, einem Versicherungsunternehmen, einem E-Geld-Instituts oder einer Einrichtung der betrieblichen Altersver
sorgung mit Zulassung in diesem anderen Mitgliedstaat steht: 

a) er ist ein Tochterunternehmen;
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b) er ist ein Tochterunternehmen dieses Rechtsträgers oder 

c) er wird durch die gleichen natürlichen oder juristischen Personen kontrolliert wie diese Rechtsträger. 

(6) Vor der Erteilung oder Verweigerung der Zulassung als Anbieter von Kryptowerte-Dienstleistungen 

a) können die zuständigen Behörden die für die Bekämpfung von Geldwäsche und Terrorismusfinanzierung zuständigen 
Behörden und die Zentralstellen für Geldwäsche-Verdachtsanzeigen konsultieren, um überprüfen zu lassen, ob gegen 
den antragstellenden Anbieter von Kryptowerte-Dienstleistungen keine Ermittlungen wegen Handlungen im Zusam
menhang mit Geldwäsche oder Terrorismusfinanzierung eingeleitet wurden; 

b) müssen die zuständigen Behörden sicherstellen, dass der antragstellende Anbieter von Kryptowerte-Dienstleistungen, 
der in gemäß Artikel 9 der Richtlinie (EU) 2015/849 ermittelten Drittländern mit hohem Risiko Niederlassungen 
betreibt oder sich auf dort niedergelassene Dritte stützt, die Bestimmungen des nationalen Rechts zur Umsetzung von 
Artikel 26 Absatz 2, Artikel 45 Absatz 3 und Artikel 45 Absatz 5 der genannten Richtlinie einhält; 

c) müssen die zuständigen Behörden sicherstellen, dass der antragstellende Anbieter von Kryptowerte-Dienstleistungen 
zur Einhaltung etwaiger Bestimmungen des nationalen Rechts zur Umsetzung von Artikel 18a Absätze 1 und 3 der 
Richtlinie (EU) 2015/849 geeignete Verfahren eingeführt hat. 

(7) Bestehen zwischen dem antragstellenden Anbieter von Kryptowerte-Dienstleistungen und anderen natürlichen 
oder juristischen Personen enge Verbindungen, so erteilen die zuständigen Behörden die Zulassung nur dann, wenn 
diese Verbindungen sie nicht an der ordnungsgemäßen Wahrnehmung ihrer Aufsichtsfunktionen hindern. 

(8) Die zuständigen Behörden verweigern die Zulassung, wenn sie bei der ordnungsgemäßen Wahrnehmung ihrer 
Aufsichtsfunktionen durch die Rechts- oder Verwaltungsvorschriften eines Drittlands, denen eine oder mehrere natür
liche oder juristische Personen unterliegen, zu denen der Anbieter von Kryptowerte-Dienstleistungen enge Verbindungen 
hat, oder durch Schwierigkeiten bei deren Anwendung behindert werden. 

(9) Die zuständigen Behörden prüfen innerhalb von 40 Arbeitstagen nach dem Tag des Eingangs eines vollständigen 
Antrags, ob der antragstellende Anbieter von Kryptowerte-Dienstleistungen die Anforderungen dieses Titels erfüllt, und 
erlassen eine umfassend begründete Entscheidung über die Erteilung oder Verweigerung der Zulassung als Anbieter von 
Kryptowerte-Dienstleistungen. Die zuständigen Behörden teilen dem Antragsteller ihre Entscheidung innerhalb von fünf 
Arbeitstagen ab dem Tag der genannten Entscheidung mit. Bei dieser Prüfung ist zu berücksichtigen, welcher Art, wie 
umfangreich und wie komplex die Kryptowerte-Dienstleistungen, die der antragstellende Anbieter von Kryptowerte- 
Dienstleistungen zu erbringen beabsichtigt, sind. 

(10) Die zuständigen Behörden verweigern die Zulassung als Anbieter von Kryptowerte-Dienstleistungen, wenn 
objektive und nachweisbare Anhaltspunkte dafür vorliegen, dass 

a) das Leitungsorgan des antragstellenden Anbieters von Kryptowerte-Dienstleistungen eine Gefahr für die wirksame, 
solide und umsichtige Führung und Fortführung des Geschäftsbetriebs und die angemessene Berücksichtigung der 
Interessen seiner Kunden und die Integrität des Marktes darstellen kann oder den Anbieter von Kryptowerte-Dienst
leistungen einem schwerwiegenden Risiko der Geldwäsche oder der Terrorismusfinanzierung aussetzt; 

b) die Mitglieder des Leitungsorgans des Anbieters von Kryptowerte-Dienstleistungen die in Artikel 68 Absatz 1 fest
gelegten Kriterien nicht erfüllen; 

c) die Anteilseigner oder Gesellschafter, die direkt oder indirekt qualifizierte Beteiligungen an dem Anbieter von Krypto
werte-Dienstleistungen halten, die in Artikel 68 Absatz 2 festgelegten Kriterien des ausreichend guten Leumunds nicht 
erfüllen; 

d) der antragstellende Anbieter von Kryptowerte-Dienstleistungen eine der Anforderungen dieses Titels nicht erfüllt oder 
wahrscheinlich nicht erfüllt. 

(11) Die ESMA und die EBA geben gemeinsam Leitlinien gemäß Artikel 16 der Verordnung (EU) Nr. 1095/2010 
beziehungsweise Artikel 16 der Verordnung (EU) Nr. 1093/2010, für die Beurteilung der Eignung der Mitglieder des 
Leitungsorgans von Anbietern von Kryptowerte-Dienstleistungen und der Anteilseigner oder Gesellschafter, die direkt 
oder indirekt qualifizierte Beteiligungen an dem jeweiligen Anbieter von Kryptowerte-Dienstleistungen halten, heraus. 

Die ESMA und die EBA geben die in Unterabsatz 1 genannten Leitlinien bis zum 30. Juni 2024 heraus. 

(12) Die zuständigen Behörden können bis spätestens am 20. Arbeitstag der in Absatz 9 genannten Prüfungsfrist 
weitere Informationen anfordern, die für den Abschluss der Beurteilung notwendig sind. Solche Ersuchen werden dem 
antragstellenden Anbieter von Kryptowerte-Dienstleistungen unter Angabe der zusätzlich benötigten Informationen 
schriftlich übermittelt.
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Die Prüfungsfrist gemäß Absatz 9 wird für den Zeitraum zwischen dem Tag der Anforderung der fehlenden Informa
tionen durch die zuständigen Behörden und dem Eingang einer diesbezüglichen Antwort des antragstellenden Anbieters 
von Kryptowerte-Dienstleistungen ausgesetzt. Die Aussetzung darf 20 Arbeitstage nicht überschreiten. Die Anforderung 
weiterer Ergänzungen oder Klarstellungen zu den Informationen liegt im Ermessen der zuständigen Behörde, führt 
jedoch nicht zu einer Aussetzung der Prüfungsfrist gemäß Absatz 9. 

(13) Die zuständigen Behörden teilen der ESMA innerhalb von zwei Arbeitstagen nach Erteilung der Zulassung die in 
Artikel 109 Absatz 5 genannten Informationen mit. Die zuständigen Behörden unterrichten die ESMA auch über alle 
verweigerten Zulassungen. Die ESMA stellt die in Artikel 109 Absatz 5 aufgeführten Informationen ab dem Startdatum 
der Erbringung von Kryptowerte-Dienstleistungen in dem dort genannten Register zur Verfügung. 

Artikel 64 

Entzug der Zulassung eines Anbieters von Kryptowerte-Dienstleistungen 

(1) Die zuständigen Behörden entziehen einem Anbieter von Kryptowerte-Dienstleistungen die Zulassung, falls er 

a) seine Zulassung innerhalb von zwölf Monaten nach dem Tag ihrer Erteilung nicht in Anspruch genommen hat; 

b) ausdrücklich auf seine Zulassung verzichtet; 

c) neun aufeinanderfolgende Monate lang keine Kryptowerte-Dienstleistungen erbracht hat; 

d) die Zulassung auf rechtswidrige Weise, etwa durch Falschangaben in seinem Zulassungsantrag, erlangt hat; 

e) nicht mehr die Voraussetzungen erfüllt, unter denen die Zulassung erteilt wurde, und die von der zuständigen 
Behörde geforderten Abhilfemaßnahmen nicht innerhalb der gesetzten Frist getroffen hat; 

f) nicht über Systeme, Verfahren und Vorkehrungen verfügt, mit denen Geldwäsche und Terrorismusfinanzierung 
gemäß der Richtlinie (EU) 2015/849 aufgedeckt und verhindert werden; 

g) in schwerwiegender Weise gegen diese Verordnung verstoßen hat, etwa auch gegen die Bestimmungen über den 
Schutz der Inhaber von Kryptowerten, der Kunden von Anbietern von Kryptowerte-Dienstleistungen oder der Markt
integrität. 

(2) Die zuständigen Behörden sind ferner befugt, in folgenden Fällen die Zulassung als Anbieter von Kryptowerte- 
Dienstleistungen zu entziehen: 

a) Der Anbieter von Kryptowerte-Dienstleistungen hat gegen nationale Rechtsvorschriften zur Umsetzung der Richtlinie 
(EU) 2015/849 verstoßen; 

b) der Anbieter von Kryptowerte-Dienstleistungen hat seine Zulassung als Zahlungsinstitut oder als E-Geld-Institut 
verloren und er hat es versäumt, innerhalb von 40 Kalendertagen Abhilfe zu schaffen. 

(3) Bei Entzug einer Zulassung als Anbieter von Kryptowerte-Dienstleistungen durch eine zuständige Behörde teilt 
diese Behörde dies der ESMA und den zentralen Kontaktstellen der Aufnahmemitgliedstaaten unverzüglich mit. Die 
ESMA stellt diese Informationen in dem in Artikel 109 genannten Register zur Verfügung. 

(4) Die zuständigen Behörden können die Zulassung auch nur in Bezug auf eine bestimmte Kryptowerte-Dienst
leistung entziehen. 

(5) Vor dem Entzug einer Zulassung als Anbieter von Kryptowerte-Dienstleistungen konsultieren die zuständigen 
Behörden die zuständige Behörde eines anderen Mitgliedstaats, wenn der betreffende Anbieter von Kryptowerte-Dienst
leistungen 

a) ein Tochterunternehmen eines in diesem anderen Mitgliedstaat zugelassenen Anbieters von Kryptowerte-Dienstleis
tungen ist; 

b) ein Tochterunternehmen des Mutterunternehmens eines in diesem anderen Mitgliedstaat zugelassenen Anbieters von 
Kryptowerte-Dienstleistungen ist; 

c) durch die gleichen natürlichen oder juristischen Personen kontrolliert wird wie ein in diesem anderen Mitgliedstaat 
zugelassener Anbieter von Kryptowerte-Dienstleistungen.
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(6) Vor dem Entzug einer Zulassung als Anbieter von Kryptowerte-Dienstleistungen können die zuständigen Behör
den die für die Überwachung der Einhaltung der Vorschriften über die Bekämpfung von Geldwäsche und Terrorismus
finanzierung durch den Anbieter von Kryptowerte-Dienstleistungen zuständige Behörde konsultieren. 

(7) Die EBA, die ESMA und jede zuständige Behörde eines Aufnahmemitgliedstaats können jederzeit verlangen, dass 
die zuständige Behörde des Herkunftsmitgliedstaats prüft, ob der Anbieter von Kryptowerte-Dienstleistungen die Bedin
gungen, unter denen die Zulassung erteilt wurde, noch erfüllt, wenn Grund zu dem Verdacht besteht, dass dies 
möglicherweise nicht mehr der Fall ist. 

(8) Die Anbieter von Kryptowerte-Dienstleistungen müssen geeignete Verfahren einrichten, umsetzen und aufrecht
erhalten, mit denen sie sicherstellen, dass Kryptowerte und Geldbeträge ihrer Kunden bei Entzug einer Zulassung zeitnah 
und ordnungsgemäß auf einen anderen Anbieter von Kryptowerte-Dienstleistungen übertragen werden. 

Artikel 65 

Grenzüberschreitende Erbringung von Kryptowerte-Dienstleistungen 

(1) Ein Anbieter von Kryptowerte-Dienstleistungen, der beabsichtigt, Kryptowerte-Dienstleistungen in mehr als einem 
Mitgliedstaat zu erbringen, übermitteln der zuständigen Behörde des Herkunftsmitgliedstaats die folgenden Informatio
nen: 

a) eine Liste der Mitgliedstaaten, in denen der Anbieter von Kryptowerte-Dienstleistungen beabsichtigt, Kryptowerte- 
Dienstleistungen zu erbringen; 

b) die Kryptowerte-Dienstleistungen, die der Anbieter von Kryptowerte-Dienstleistungen grenzüberschreitend zu erbrin
gen beabsichtigt; 

c) das Startdatum für die beabsichtigte Erbringung der Kryptowerte-Dienstleistungen; 

d) eine Liste aller sonstigen Tätigkeiten des Anbieters von Kryptowerte-Dienstleistungen, die nicht unter diese Ver
ordnung fallen. 

(2) Die zuständige Behörde des Herkunftsmitgliedstaats teilt die in Absatz 1 genannten Informationen innerhalb von 
zehn Arbeitstagen nach deren Eingang den zentralen Kontaktstellen der Aufnahmemitgliedstaaten, der ESMA und der 
EBA mit. 

(3) Die zuständige Behörde des Mitgliedstaats, der die Zulassung erteilt hat, unterrichtet den betreffenden Anbieter 
von Kryptowerte-Dienstleistungen unverzüglich über die in Absatz 2 genannte Mitteilung. 

(4) Der Anbieter von Kryptowerte-Dienstleistungen kann ab dem Tag des Eingangs der in Absatz 3 genannten 
Mitteilung, spätestens aber ab dem15. Kalendertag nach Vorlage der in Absatz 1 genannten Informationen mit der 
Erbringung von Kryptowerte-Dienstleistungen in einem anderen Mitgliedstaat als ihrem Herkunftsmitgliedstaat beginnen. 

KAPITEL 2 

Pflichten aller Anbieter von Kryptowerte-Dienstleistungen 

Artikel 66 

Pflicht zu ehrlichem, redlichem und professionellem Handeln im besten Interesse der Kunden 

(1) Die Anbieter von Kryptowerte-Dienstleistungen müssen ehrlich, redlich und professionell und im besten Interesse 
ihrer Kunden und potenziellen Kunden handeln. 

(2) Die Anbieter von Kryptowerte-Dienstleistungen müssen ihren Kunden Informationen zur Verfügung stellen, die 
redlich, eindeutig und nicht irreführend sind, auch in Marketingmitteilungen, die als solche zu kennzeichnen sind. Die 
Anbieter von Kryptowerte-Dienstleistungen dürfen Kunden in Bezug auf die tatsächlichen oder vermeintlichen Vorteile 
von Kryptowerten nicht vorsätzlich oder fahrlässig irreführen. 

(3) Die Anbieter von Kryptowerte-Dienstleistungen warnen die Kunden vor Risiken im Zusammenhang mit Trans
aktionen mit Kryptowerten. 

Beim Betrieb einer Handelsplattform für Kryptowerte, beim Tausch von Kryptowerten gegen einen Geldbetrag oder 
andere Kryptowerte, bei der Beratung zu Kryptowerten oder bei der Portfolioverwaltung von Kryptowerten stellen die 
Anbieter von Kryptowerte-Dienstleistungen ihren Kunden Hyperlinks zu allen Kryptowerte-Whitepapers für die Krypto
werte zur Verfügung, in Bezug auf die sie diese Dienstleistungen erbringen.
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(4) Die Anbieter von Kryptowerte-Dienstleistungen machen ihre Preis-, Kosten- und Gebührenpolitik auf ihrer Web
site an gut erkennbarer Stelle öffentlich zugänglich. 

(5) Die Anbieter von Kryptowerte-Dienstleistungen machen Informationen, die sich auf die wichtigsten nachteiligen 
Auswirkungen auf das Klima und andere umweltbezogene nachteilige Auswirkungen des Konsensmechanismus bezie
hen, der für die Ausgabe jedes Kryptowerts, in Bezug auf den sie Dienstleistungen erbringen, verwendet wird, auf ihrer 
Website an gut erkennbarer Stelle öffentlich zugänglich. Diese Informationen dürfen aus den Kryptowerte-Whitepapers 
stammen. 

(6) Die ESMA arbeitet in Zusammenarbeit mit der EBA Entwürfe technischer Regulierungsstandards zu Inhalt, 
Methoden und Darstellung der in Absatz 5 genannten Informationen über die Nachhaltigkeitsindikatoren in Bezug 
auf nachteilige Auswirkungen auf das Klima und andere umweltbezogene nachteilige Auswirkungen aus. 

Bei der Ausarbeitung der in Unterabsatz 1 genannten Entwürfe technischer Regulierungsstandards berücksichtigt die 
ESMA die verschiedenen Arten von Konsensmechanismen, die bei der Validierung von Transaktionen mit Kryptowerten 
verwendet werden, deren Anreizstrukturen und die Nutzung von Energie, Energie aus erneuerbaren Quellen und 
natürlichen Ressourcen, die Erzeugung von Abfällen und die Treibhausgasemissionen. Die ESMA aktualisiert die tech
nischen Regulierungsstandards unter Berücksichtigung rechtlicher und technischer Entwicklungen. 

Die ESMA übermittelt der Kommission die in Unterabsatz 1 genannten Entwürfe technischer Regulierungsstandards 
spätestens am 30. Juni 2024. 

Der Kommission wird die Befugnis übertragen, diese Verordnung durch Erlass der in Unterabsatz 1 des vorliegenden 
Absatzes genannten technischen Regulierungsstandards gemäß den Artikeln 10 bis 14 der Verordnung (EU) 
Nr. 1095/2010 zu ergänzen. 

Artikel 67 

Aufsichtsrechtliche Anforderungen 

(1) Die Anbieter von Kryptowerte-Dienstleistungen verfügen jederzeit über prudentielle aufsichtsrechtliche Sicher
heitsvorkehrungen in Höhe eines Betrags, der mindestens dem höheren der folgenden Beträge entspricht: 

a) dem Betrag der in Anhang IV aufgeführten permanenten Mindestkapitalanforderungen entsprechend der Art der 
erbrachten Kryptowerte-Dienstleistungen; 

b) einem Viertel der jährlich neu berechneten fixen Gemeinkosten des Vorjahres. 

(2) Anbieter von Kryptowerte-Dienstleistungen, die ab dem Datum, zu dem sie mit der Erbringung der Dienstleis
tungen begonnen haben, ein Jahr lang nicht tätig gewesen sind, verwenden für die Berechnung gemäß Absatz 1 Buch
stabe b die projizierten fixen Gemeinkosten aus ihren Prognosen für die ersten zwölf Monate der Erbringung der 
Dienstleistungen, die sie mit ihrem Zulassungsantrag vorgelegt haben. 

(3) Für die Zwecke von Absatz 1 Buchstabe b legen die Anbieter von Kryptowerte-Dienstleistungen bei der Berech
nung ihrer fixen Gemeinkosten des Vorjahres die Zahlen des geltenden Rechnungslegungsrahmens zugrunde und ziehen 
von den Gesamtaufwendungen nach Ausschüttung von Gewinnen an die Aktionäre oder Gesellschafter in ihrem 
jüngsten geprüften Jahresabschluss oder, falls nicht vorhanden, in dem von nationalen Aufsichtsbehörden geprüften 
Jahresabschluss folgende Posten ab: 

a) Boni für die Beschäftigten und sonstige Vergütungen, soweit sie von einem Nettogewinn des Anbieters von Krypto
werte-Dienstleistungen im betreffenden Jahr abhängen; 

b) Gewinnbeteiligungen der Beschäftigten, Geschäftsführer und Gesellschafter; 

c) sonstige Gewinnausschüttungen und variablen Vergütungen, soweit sie vollständig diskretionär sind; 

d) einmalige Aufwendungen aus unüblichen Tätigkeiten. 

(4) Die in Absatz 1 genannten prudentiellen aufsichtsrechtlichen Sicherheitsvorkehrungen können wie folgt oder in 
einer Kombination daraus getroffen werden: 

a) in Form von Eigenmitteln, bestehend aus den in den Artikeln 26 bis 30 der Verordnung (EU) Nr. 575/2013 
genannten Posten und Instrumenten des harten Kernkapitals nach vollständiger Anwendung der Abzüge gemäß 
Artikel 36 der genannten Verordnung und ohne Anwendung der Schwellenwerte für Ausnahmen gemäß den Ar
tikeln 46 und 48 der genannten Verordnung;
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b) in Form einer Versicherungspolice für die Gebiete der Union, in denen Kryptowerte-Dienstleistungen erbracht 
werden, oder in Form einer vergleichbaren Garantie. 

(5) Die in Absatz 4 Buchstabe b genannte Versicherungspolice wird auf der Website des Anbieters von Kryptowerte- 
Dienstleistungen öffentlich zugänglich gemacht und muss mindestens die folgenden Merkmale aufweisen: 

a) Die Anfangslaufzeit beträgt mindestens ein Jahr; 

b) die Kündigungsfrist beträgt mindestens 90 Tage; 

c) sie wird bei einem Unternehmen abgeschlossen, das gemäß dem Unionsrecht oder dem nationalen Recht zum 
Versicherungsgeschäft zugelassen ist; 

d) sie wird von einem Drittunternehmen bereitgestellt. 

(6) Die in Absatz 4 Buchstabe b genannte Versicherungspolice umfasst die Deckung aller folgenden Risiken 

a) des Verlusts von Unterlagen; 

b) von Fehldarstellungen oder irreführenden Aussagen; 

c) von Handlungen, Fehlern oder Auslassungen, aufgrund deren gegen Folgendes verstoßen wird: 

i) gesetzliche Pflichten und Verwaltungsvorgaben; 

ii) die Pflicht zu ehrlichem, redlichem und professionellem Handeln gegenüber den Kunden; 

iii) die Pflicht zur Vertraulichkeit; 

d) des Versäumnisses, angemessene Verfahren zur Prävention von Interessenkonflikten zu schaffen, umzusetzen und 
aufrechtzuerhalten; 

e) von Verlusten aufgrund von Betriebsunterbrechungen oder Systemausfällen; 

f) sofern für das Geschäftsmodell relevant, grober Fahrlässigkeit bei der sicheren Aufbewahrung der Kryptowerte und 
Geldbeträge der Kunden; 

g) der Haftung des Anbieters von Kryptowerte-Dienstleistungen gegenüber Kunden gemäß Artikel 75 Absatz 8. 

Artikel 68 

Regelungen zur Unternehmensführung 

(1) Die Mitglieder des Leitungsorgans von Anbietern von Kryptowerte-Dienstleistungen müssen ausreichend gut 
beleumundet sein und sowohl einzeln als auch gemeinsam über die angemessenen Kenntnisse, Fähigkeiten, Erfahrung 
verfügen, um ihre Aufgaben wahrnehmen zu können. Insbesondere dürfen die Mitglieder des Leitungsorgans von 
Anbietern von Kryptowerte-Dienstleistungen nicht für Straftaten im Zusammenhang mit Geldwäsche oder Terrorismus
finanzierung oder für andere Straftaten, die ihrem guten Leumund schaden würden, verurteilt worden sein. Sie müssen 
ferner nachweisen, dass sie in der Lage sind, ausreichend Zeit für die wirksame Wahrnehmung ihrer Aufgaben auf
zuwenden. 

(2) Anteilseigner oder Gesellschafter, die direkt oder indirekt qualifizierte Beteiligungen an Anbietern von Krypto
werte-Dienstleistungen halten, müssen ausreichend gut beleumundet sein und dürfen insbesondere nicht für Straftaten 
im Zusammenhang mit Geldwäsche oder Terrorismusfinanzierung oder für andere Straftaten, die ihrem guten Leumund 
schaden würden, verurteilt worden sein. 

(3) Ist der Einfluss, den Anteilseigner oder Gesellschafter, die qualifizierte Beteiligungen an Anbietern von Krypto
werte-Dienstleistungen halten, direkt oder indirekt ausüben, der soliden und umsichtigen Geschäftsführung dieses 
Anbieters von Kryptowerte-Dienstleistungen voraussichtlich abträglich, so ergreifen die zuständigen Behörden geeignete 
Maßnahmen, um diesem Risiko zu begegnen. 

Diese Maßnahmen können Anträge auf richterliche Anordnungen, die Verhängung von Sanktionen gegen die Geschäfts
führer und die Geschäftsführung oder die Aussetzung des Stimmrechts im Zusammenhang mit den Aktien und Anteilen 
umfassen, die von den Anteilseignern oder Gesellschaftern direkt oder indirekt gehalten werden, die qualifizierte Betei
ligungen halten. 

(4) Die Anbieter von Kryptowerte-Dienstleistungen führen Strategien und Verfahren ein, die hinreichend wirksam 
sind, um die Einhaltung dieser Verordnung sicherzustellen.
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(5) Die Anbieter von Kryptowerte-Dienstleistungen beschäftigen Personal, das über die für die Wahrnehmung der 
ihnen übertragenen Aufgaben erforderlichen Kenntnisse, Fähigkeiten und Fachkenntnisse verfügt, wobei Umfang, Art 
und Bandbreite der erbrachten Kryptowerte-Dienstleistungen zu berücksichtigen sind. 

(6) Das Leitungsorgan der Anbieter von Kryptowerte-Dienstleistungen bewertet und überprüft regelmäßig die Wirk
samkeit der Strategien und Verfahren, die zur Erfüllung der Kapitel 2 und 3 dieses Titels eingeführt wurden, und ergreift 
geeignete Maßnahmen zur Behebung etwaiger diesbezüglicher Mängel. 

(7) Die Anbieter von Kryptowerte-Dienstleistungen ergreifen alle angemessenen Maßnahmen, um für die Kontinuität 
und Regelmäßigkeit der Erbringung ihrer Kryptowerte-Dienstleistungen zu sorgen. Zu diesem Zweck setzen die Anbieter 
von Kryptowerte-Dienstleistungen angemessene und verhältnismäßige Ressourcen und Verfahren ein, einschließlich 
widerstandsfähiger und sicherer IKT-Systeme gemäß den Anforderungen der Verordnung (EU) 2022/2554. 

Die Anbieter von Kryptowerte-Dienstleistungen legen eine Strategie für die Fortführung des Geschäftsbetriebs fest, die 
IKT-Geschäftsfortführungspläne sowie IKT-Reaktions- und Wiederherstellungspläne gemäß den Artikeln 11 und 12 der 
Verordnung (EU) 2022/2554 umfasst, mit denen im Falle einer Unterbrechung ihrer IKT-Systeme und -Verfahren die 
Bewahrung wesentlicher Daten und Funktionen und die Aufrechterhaltung der Kryptowerte-Dienstleistungen oder, wenn 
dies nicht möglich ist, zeitnah die Wiederherstellung dieser Daten und Funktionen und die Wiederaufnahme der Krypto
werte-Dienstleistungen sichergestellt werden soll. 

(8) Die Anbieter von Kryptowerte-Dienstleistungen verfügen über Mechanismen, Systeme und Verfahren gemäß den 
Anforderungen der Verordnung (EU) 2022/2554 sowie über wirksame Verfahren und Vorkehrungen für die Risiko
bewertung, um den nationalen Rechtsvorschriften zur Umsetzung der Richtlinie (EU) 2015/849 nachzukommen. Sie 
überwachen und bewerten regelmäßig die Angemessenheit und Wirksamkeit dieser Mechanismen, Systeme und Ver
fahren, berücksichtigen dabei Umfang, Art und Bandbreite der erbrachten Kryptowerte-Dienstleistungen und ergreifen 
geeignete Maßnahmen zur Behebung etwaiger diesbezüglicher Mängel. 

Die Anbieter von Kryptowerte-Dienstleistungen richten Systeme und Verfahren ein, um die Verfügbarkeit, Authentizität, 
Integrität und Vertraulichkeit von Daten gemäß der Verordnung (EU) 2022/2554 zu schützen. 

(9) Die Anbieter von Kryptowerte-Dienstleistungen sorgen dafür, dass Aufzeichnungen über ihre sämtlichen Krypto
werte-Dienstleistungen, Tätigkeiten, Aufträge und Geschäfte geführt werden. Diese Aufzeichnungen müssen ausreichen, 
um den zuständigen Behörden die Wahrnehmung ihrer Aufsichtsaufgaben und die Ergreifung von Durchsetzungsmaß
nahmen zu ermöglichen und sie insbesondere in die Lage zu versetzen, festzustellen, ob die Anbieter von Kryptowerte- 
Dienstleistungen alle Verpflichtungen erfüllen, einschließlich der Pflichten gegenüber Kunden oder potenziellen Kunden 
und der Pflichten zur Erhaltung der Integrität des Markts. 

Die im Einklang mit Unterabsatz 1 geführten Aufzeichnungen werden den Kunden auf Anfrage zur Verfügung gestellt 
und fünf Jahre lang aufbewahrt; wenn dies von der zuständigen Behörde vor Ablauf des Zeitraums von fünf Jahren 
verlangt wird, werden sie bis zu sieben Jahre lang aufbewahrt. 

(10) Die ESMA arbeitet Entwürfe technischer Regulierungsstandards aus, in denen Folgendes präzisiert wird: 

a) die in Absatz 7 genannten Maßnahmen zur Sicherstellung der Kontinuität und Regelmäßigkeit bei der Erbringung der 
Kryptowerte-Dienstleistungen, 

b) die in Absatz 9 genannten Aufzeichnungen über alle Kryptowerte-Dienstleistungen, Tätigkeiten, Aufträge und Ge
schäfte. 

Die ESMA übermittelt der Kommission die in Unterabsatz 1 genannten Entwürfe technischer Regulierungsstandards 
spätestens am 30. Juni 2024. 

Der Kommission wird die Befugnis übertragen, diese Verordnung durch Annahme der in Unterabsatz 1 dieses Absatzes 
genannten technischen Regulierungsstandards gemäß den Artikeln 10 bis 14 der Verordnung (EU) Nr. 1095/2010 zu 
ergänzen. 

Artikel 69 

Unterrichtung der zuständigen Behörden 

Die Anbieter von Kryptowerte-Dienstleistungen unterrichten die für sie zuständige Behörde unverzüglich über jede 
Änderung in ihrem Leitungsorgan, bevor etwaige neue Mitglieder ihre Tätigkeit aufnehmen, und stellen ihr alle Infor
mationen zur Verfügung, die erforderlich sind, um die Einhaltung von Artikel 68 zu bewerten.
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Artikel 70 

Sichere Aufbewahrung der Kryptowerte und Geldbeträge von Kunden 

(1) Anbieter von Kryptowerte-Dienstleistungen, die Kryptowerte von Kunden oder die Mittel für den Zugang zu 
solchen Kryptowerten halten, treffen angemessene Vorkehrungen, um insbesondere im Falle der Insolvenz des Anbieters 
von Kryptowerte-Dienstleistungen die Eigentumsrechte der Kunden zu schützen und zu verhindern, dass die Krypto
werte von Kunden für eigene Rechnung verwendet werden. 

(2) Erfordern das Geschäftsmodell oder die Kryptowerte-Dienstleistungen das Halten von Geldbeträgen von Kunden, 
bei denen es sich nicht um E-Geld-Token handelt, so treffen die Anbieter von Kryptowerte-Dienstleistungen angemes
sene Vorkehrungen, um die Eigentumsechte der Kunden zu schützen und zu verhindern, dass Geldbeträge von Kunden 
für eigene Rechnung verwendet werden. 

(3) Die Anbieter von Kryptowerte-Dienstleistungen zahlen diese Geldbeträge bis zum Ende des Werktags, der auf den 
Tag folgt, an dem die Geldbeträge der Kunden, bei denen es sich nicht um E-Geld-Token handelt, eingegangen sind, bei 
einem Kreditinstitut oder einer Zentralbank ein. 

Die Anbieter von Kryptowerte-Dienstleistungen treffen alle erforderlichen Maßnahmen, um sicherzustellen, dass die 
einem Kreditinstitut oder bei einer Zentralbank gehaltenen Geldbeträge von Kunden, bei denen es sich nicht um E- 
Geld-Token handelt, auf Konten geführt werden, die separat von Konten identifizierbar sind, auf denen Geldbeträge der 
Anbieter von Kryptowerte-Dienstleistungen geführt werden. 

(4) Die Anbieter von Kryptowerte-Dienstleistungen können selbst oder über einen Dritten Zahlungsdienste im Zu
sammenhang mit den von ihnen angebotenen Kryptowerte-Dienstleistungen erbringen, sofern der Anbieter von Krypto
werte-Dienstleistungen selbst oder der Dritte im Einklang mit der Richtlinie (EU) 2015/2366 für die Erbringung dieser 
Dienstleistungen zugelassen ist. 

Werden Zahlungsdienste erbracht, unterrichten die Anbieter von Kryptowerte-Dienstleistungen ihre Kunden über Fol
gendes: 

a) die Art dieser Dienste und die dafür geltenden Geschäftsbedingungen, einschließlich Verweisen auf das geltende 
nationale Recht und die Rechte der Kunden; 

b) darüber, ob diese Dienste unmittelbar von ihnen oder von einem Dritten erbracht werden. 

(5) Die Absätze 2 und 3 gelten nicht für Anbieter von Kryptowerte-Dienstleistungen, bei denen es sich um E-Geld- 
Institute, Zahlungsinstitute oder Kreditinstitute handelt. 

Artikel 71 

Beschwerdeverfahren 

(1) Die Anbieter von Kryptowerte-Dienstleistungen führen wirksame und transparente Verfahren für die umgehende, 
redliche und einheitliche Bearbeitung von Kundenbeschwerden ein, erhalten sie aufrecht und veröffentlichen Beschrei
bungen dieser Verfahren. 

(2) Die Kunden können Beschwerden bei den Anbietern von Kryptowerte-Dienstleistungen unentgeltlich einreichen. 

(3) Die Anbieter von Kryptowerte-Dienstleistungen unterrichten die Kunden über die Möglichkeit, eine Beschwerde 
einzureichen. Die Anbieter von Kryptowerte-Dienstleistungen stellen den Kunden ein Muster für die Einreichung von 
Beschwerden zur Verfügung und führen Aufzeichnungen über alle eingegangenen Beschwerden sowie die daraufhin 
getroffenen Maßnahmen. 

(4) Die Anbieter von Kryptowerte-Dienstleistungen sorgen für eine zeitnahe und redliche Untersuchung sämtlicher 
Beschwerden und teilen ihren Kunden die Ergebnisse ihrer Untersuchungen innerhalb eines angemessenen Zeitraums 
mit. 

(5) Die ESMA arbeitet in enger Abstimmung mit der EBA Entwürfe technischer Regulierungsstandards zur Präzisie
rung der Anforderungen, Muster und Verfahren für die Bearbeitung von Beschwerden aus. 

Die ESMA übermittelt der Kommission die in Unterabsatz 1 genannten Entwürfe technischer Regulierungsstandards 
spätestens am 30. Juni 2024. 

Der Kommission wird die Befugnis übertragen, diese Verordnung durch Annahme der in Unterabsatz 1 dieses Absatzes 
genannten technischen Regulierungsstandards gemäß den Artikeln 10 bis 14 der Verordnung (EU) Nr. 1095/2010 zu 
ergänzen.
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Artikel 72 

Ermittlung, Vermeidung, Regelung und Offenlegung von Interessenkonflikten 

(1) Die Anbieter von Kryptowerte-Dienstleistungen entwickeln und verfolgen unter Berücksichtigung des Umfangs, 
der Art und der Bandbreite der erbrachten Kryptowerte-Dienstleistungen wirksame Strategien und Verfahren zur Ermitt
lung, Vermeidung, Regelung und Offenlegung von Interessenkonflikten zwischen 

a) ihnen und 

i) ihren Anteilseignern oder Gesellschaftern, 

ii) Personen, die durch Kontrolle eine direkte oder indirekte Verbindung zu den Anbietern von Kryptowerte-Dienst
leistungen oder ihren Anteilseignern oder Gesellschaftern aufweisen, 

iii) den Mitgliedern ihrer Führungsgremien, 

iv) ihren Beschäftigten oder 

v) ihren Kunden oder 

b) zwei oder mehr Kunden, zwischen denen ein Interessenkonflikt besteht. 

(2) Die Anbieter von Kryptowerte-Dienstleistungen legen ihren Kunden und potenziellen Kunden an gut sichtbarer 
Stelle auf ihrer Website die allgemeine Art und die Quellen von Interessenkonflikten gemäß Absatz 1 sowie die zur 
Begrenzung dieser Interessenkonflikte getroffenen Vorkehrungen offen. 

(3) Die in Absatz 2 genannte Offenlegung muss in elektronischem Format erfolgen und je nach Status des Kunden 
hinreichend Details enthalten, um es jedem Kunden zu ermöglichen, Entscheidungen über die Kryptowerte-Dienstleis
tung, in deren Zusammenhang der Interessenkonflikt auftritt, in Kenntnis der Sachlage zu treffen. 

(4) Die Anbieter von Kryptowerte-Dienstleistungen bewerten und überprüfen zumindest einmal jährlich ihre Strategie 
für den Umgang mit Interessenkonflikten und ergreifen alle geeigneten Maßnahmen, um etwaige diesbezügliche Mängel 
zu beheben. 

(5) Die ESMA arbeitet in enger Abstimmung mit der EBA Entwürfe technischer Regulierungsstandards aus, in denen 
Folgendes präzisiert wird: 

a) die Anforderungen an die in Absatz 1 genannten Strategien und Verfahren, wobei Umfang, Art und Bandbreite der 
erbrachten Kryptowerte-Dienstleistungen zu berücksichtigen sind, 

b) die Einzelheiten und das Verfahren betreffend den Inhalt der Offenlegung nach Absatz 2. 

Die ESMA übermittelt der Kommission die in Unterabsatz 1 genannten Entwürfe technischer Regulierungsstandards 
spätestens am 30. Juni 2024. 

Der Kommission wird die Befugnis übertragen, diese Verordnung durch Annahme der in Unterabsatz 1 dieses Absatzes 
genannten technischen Regulierungsstandards gemäß den Artikeln 10 bis 14 der Verordnung (EU) Nr. 1095/2010 zu 
ergänzen. 

Artikel 73 

Auslagerung 

(1) Anbieter von Kryptowerte-Dienstleistungen, die bei der Wahrnehmung betrieblicher Aufgaben Dienstleistungen 
oder Tätigkeiten an Dritte auslagern, treffen alle angemessenen Vorkehrungen, um zusätzliche operationelle Risiken zu 
vermeiden. Sie tragen weiterhin die volle Verantwortung für die Erfüllung all ihrer Verpflichtungen aus diesem Titel und 
stellen jederzeit sicher, dass die folgenden Bedingungen erfüllt sind: 

a) Die Auslagerung führt nicht zur Übertragung der Verantwortung der Anbieter von Kryptowerte-Dienstleistungen. 

b) Die Auslagerung ändert weder die Beziehung zwischen den Anbietern von Kryptowerte-Dienstleistungen und ihren 
Kunden noch die Pflichten der Anbieter von Kryptowerte-Dienstleistungen gegenüber ihren Kunden. 

c) Die Auslagerung führt zu keiner Veränderung der Voraussetzungen für die Zulassung der Anbieter von Kryptowerte- 
Dienstleistungen.
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d) An der Auslagerung beteiligte Dritte arbeiten mit der zuständigen Behörde des Herkunftsmitgliedstaats des Anbieters 
von Kryptowerte-Dienstleistungen zusammen, und die Auslagerung steht der Wahrnehmung der Aufsichtsfunktionen 
zuständiger Behörden, einschließlich des Zugangs vor Ort zur Erlangung aller relevanten Informationen, die für die 
Erfüllung dieser Aufgaben erforderlich sind, nicht entgegen. 

e) Die Anbieter von Kryptowerte-Dienstleistungen verfügen über das Fachwissen und die Ressourcen, die erforderlich 
sind, um die Qualität der erbrachten Dienstleistungen zu bewerten, die ausgelagerten Dienstleistungen wirksam zu 
überwachen und die mit der Auslagerung verbundenen Risiken kontinuierlich zu steuern. 

f) Die Anbieter von Kryptowerte-Dienstleistungen haben direkten Zugang zu relevanten Informationen über die aus
gelagerten Dienstleistungen. 

g) Die Anbieter von Kryptowerte-Dienstleistungen stellen sicher, dass an der Auslagerung beteiligte Dritte die Daten
schutzstandards der Union erfüllen. 

Für die Zwecke von Unterabsatz 1 Buchstabe g sind die Anbieter von Kryptowerte-Dienstleistungen dafür verantwort
lich, sicherzustellen, dass die Datenschutzstandards in der in Absatz 3 genannten schriftlichen Vereinbarung aufgeführt 
sind. 

(2) Die Anbieter von Kryptowerte-Dienstleistungen verfügen über eine Auslagerungsstrategie, einschließlich Notfall
plänen und Ausstiegsstrategien, wobei Umfang, Art und Bandbreite der erbrachten Kryptowerte-Dienstleistungen zu 
berücksichtigen sind. 

(3) Die Anbieter von Kryptowerte-Dienstleistungen legen in einer schriftlichen Vereinbarung ihre Rechte und Pflichten 
sowie die Rechte und Pflichten der Dritten fest, an die sie Dienstleistungen oder Tätigkeiten auslagern. In Vereinbarungen 
über die Auslagerung wird den Anbietern von Kryptowerte-Dienstleistungen das Recht gewährt, diese Vereinbarungen zu 
kündigen. 

(4) Die Anbieter von Kryptowerte-Dienstleistungen und die Dritten stellen den zuständigen und anderen maßgeb
lichen Behörden auf Anfrage alle Informationen zur Verfügung, die diese Behörden benötigen, um beurteilen zu können, 
ob die ausgelagerten Tätigkeiten den Anforderungen dieses Titels entsprechen. 

Artikel 74 

Geordnete Abwicklung von Anbietern von Kryptowerte-Dienstleistungen 

Anbieter von Kryptowerte-Dienstleistungen, die die in den Artikeln 75 bis 79 genannte Dienstleistungen erbringen, 
stellen einen angemessenen Plan zur Unterstützung einer geordneten Abwicklung ihrer Tätigkeiten nach geltendem 
nationalem Recht auf, der Vorkehrungen für die Fortführung oder Wiederaufnahme kritischer Tätigkeiten dieser Dienst
leistungsanbieter umfasst. Dieser Plan muss belegen, dass Anbieter von Kryptowerte-Dienstleistungen zu einer geord
neten Abwicklung in der Lage sind, die ihren Kunden keinen ungebührlichen wirtschaftlichen Schaden zufügt. 

KAPITEL 3 

Pflichten in Bezug auf spezifische Kryptowerte-Dienstleistungen 

Artikel 75 

Verwahrung und Verwaltung von Kryptowerten für Kunden 

(1) Anbieter von Kryptowerte-Dienstleistungen, die Kryptowerte für Kunden verwahren oder verwalten, schließen mit 
ihren Kunden eine Vereinbarung, in der ihre Pflichten und Aufgaben festgelegt werden. Eine solche Vereinbarung muss 
zumindest Folgendes enthalten: 

a) Angaben zur Identität der Vertragspartner, 

b) Angaben zur Art der erbrachten Kryptowerte-Dienstleistung und eine Beschreibung dieser Dienstleistung, 

c) die Verwahrstrategie, 

d) Angaben zu den Mitteln für die Kommunikation zwischen dem Anbieter von Kryptowerte-Dienstleistungen und dem 
Kunden, einschließlich des Authentifizierungssystems des Kunden, 

e) eine Beschreibung der vom Anbieter von Kryptowerte-Dienstleistungen verwendeten Sicherheitssysteme,
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f) Angaben zu den vom Anbieter von Kryptowerte-Dienstleistungen erhobenen Gebühren, Kosten und Entgelten, 

g) einen Hinweis auf das anwendbare Recht. 

(2) Anbieter von Kryptowerte-Dienstleistungen, die Kryptowerte für Kunden verwahren oder verwalten, führen ein 
Register der im Namen jedes Kunden eröffneten Positionen, die dem Kunden Rechte an den Kryptowerten verleihen. 
Sofern relevant, erfassen die Anbieter von Kryptowerte-Dienstleistungen in diesem Register umgehend alle Bewegungen 
infolge von Anweisungen ihrer Kunden. In diesen Fällen stellen sie durch ihre internen Verfahren sicher, dass jede 
Bewegung, die sich auf die Registrierung der Kryptowerte auswirkt, durch ein regelmäßig im Register der Positionen des 
Kunden registriertes Geschäft belegt wird. 

(3) Anbieter von Kryptowerte-Dienstleistungen, die Kryptowerte für Kunden verwahren oder verwalten, legen eine 
Verwahrstrategie mit internen Vorschriften und Verfahren fest, anhand derer die sichere Aufbewahrung oder Kontrolle 
solcher Kryptowerte oder der Mittel für den Zugang zu den Kryptowerten sichergestellt wird. 

Mit der in Unterabsatz 1 genannten Verwahrstrategie wird das Risiko des Verlusts der Kryptowerte der Kunden, der mit 
diesen Kryptowerten verbundenen Rechte oder der Mittel für den Zugang zu den Kryptowerten aufgrund von Betrug, 
Cyberbedrohungen oder Fahrlässigkeit minimiert. 

Den Kunden wird auf Anfrage eine Zusammenfassung der Verwahrstrategie in elektronischem Format zur Verfügung 
gestellt. 

(4) Sofern relevant, erleichtern die Anbieter von Kryptowerte-Dienstleistungen, die Kryptowerte für Kunden verwah
ren oder verwalten, die Ausübung der mit den Kryptowerten verbundenen Rechte. Jedes Ereignis, das voraussichtlich 
Rechte eines Kunden begründet oder verändert, wird sofort in das Register der Positionen des Kunden eingetragen. 

Im Falle von Änderungen der zugrunde liegenden Distributed-Ledger-Technologie oder anderen Ereignissen, die voraus
sichtlich Rechte eines Kunden begründen oder verändern, stehen dem Kunden sämtliche Kryptowerte oder Rechte zu, 
die auf der Grundlage und entsprechend der Positionen des Kunden zum Zeitpunkt des Eintritts der Veränderung oder 
des Ereignisses neu begründet werden, es sei denn, in einer gültigen Vereinbarung, die gemäß Absatz 1 vor dem Ereignis 
mit dem Anbieter von Kryptowerte-Dienstleistungen, der Kryptowerte für Kunden verwahrt oder verwaltet, unterzeich
net wurde, ist ausdrücklich etwas anderes vorgesehen. 

(5) Anbieter von Kryptowerte-Dienstleistungen, die Kryptowerte für Kunden verwahren oder verwalten, stellen ihren 
Kunden mindestens einmal alle drei Monate und auf Verlangen des betreffenden Kunden eine Aufstellung der Positionen 
der im Namen dieser Kunden verbuchten Kryptowerte zur Verfügung. Diese Aufstellung der Positionen ist in elektro
nischem Format bereitzustellen. In der Aufstellung der Positionen sind die betreffenden Kryptowerte, ihr Saldo, ihr Wert 
und die Übertragung von Kryptowerten während des betreffenden Zeitraums anzugeben. 

Anbieter von Kryptowerte-Dienstleistungen, die Kryptowerte für Kunden verwahren oder verwalten, informieren ihre 
Kunden umgehend über Tätigkeiten im Zusammenhang mit Kryptowerten, die eine Reaktion dieser Kunden erfordern. 

(6) Anbieter von Kryptowerte-Dienstleistungen, die Kryptowerte für Kunden verwahren oder verwalten, stellen sicher, 
dass die erforderlichen Verfahren vorhanden sind, damit die im Namen ihrer Kunden gehaltenen Kryptowerte oder Mittel 
für den entsprechenden Zugang diesen Kunden umgehend zurückgegeben werden können. 

(7) Anbieter von Kryptowerte-Dienstleistungen, die Kryptowerte für Kunden verwahren oder verwalten, sorgen für 
eine Trennung der für Kunden gehaltenen Beteiligungen an Kryptowerten von ihren eigenen Beteiligungen und stellen 
sicher, dass die Mittel für den Zugang zu den Kryptowerten ihrer Kunden eindeutig als solche gekennzeichnet sind. Sie 
stellen sicher, dass Kryptowerte ihrer Kunden auf dem Distributed Ledger getrennt von ihren eigenen Kryptowerten 
geführt werden. 

Die verwahrten Kryptowerte werden im Einklang mit dem geltenden Recht im Interesse der Kunden des Anbieters von 
Kryptowerte-Dienstleistungen rechtlich vom Vermögen des Anbieters von Kryptowerte-Dienstleistungen getrennt, sodass 
Gläubiger des Anbieters von Kryptowerte-Dienstleistungen — insbesondere im Falle einer Insolvenz — nicht auf Krypto
werte zurückgreifen können, die vom Anbieter von Kryptowerte-Dienstleistungen verwahrt werden. 

Die Anbieter von Kryptowerte-Dienstleistungen stellen sicher, dass die verwahrten Kryptowerte operativ vom Vermögen 
des Anbieters von Kryptowerte-Dienstleistungen getrennt sind.
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(8) Anbieter von Kryptowerte-Dienstleistungen, die Kryptowerte für Kunden verwahren oder verwalten, haften ihren 
Kunden für Verluste von Kryptowerten oder der Mittel für den Zugang zu diesen Kryptowerten, die infolge von 
Vorfällen erlitten werden, die diesen Anbietern von Kryptowerte-Dienstleistungen zuzuschreiben sind. Die Haftung 
der Anbieter von Kryptowerte-Dienstleistungen ist auf den Marktwert der verloren gegangenen Kryptowerte zum Zeit
punkt des Verlusts begrenzt. 

Zu den nicht dem Anbieter von Kryptowerte-Dienstleistungen zuzuschreibenden Vorfällen gehören alle Ereignisse, bei 
denen der Anbieter von Kryptowerte-Dienstleistungen nachweist, dass sie unabhängig von der Erbringung der betref
fenden Dienstleistung oder von den Tätigkeiten des Anbieters von Kryptowerte-Dienstleistungen aufgetreten sind, etwa 
ein mit dem Betrieb des Distributed Ledger verbundenes Problem, über das der Anbieter von Kryptowerte-Dienstleis
tungen keine Kontrolle hat. 

(9) Wenn Anbieter von Kryptowerte-Dienstleistungen, die Kryptowerte für Kunden verwahren und verwalten, für 
diesen Dienst andere Anbieter von Kryptowerte-Dienstleistungen in Anspruch nehmen, dürfen sie nur Anbieter von 
Kryptowerte-Dienstleistungen in Anspruch nehmen, die gemäß Artikel 59 zugelassen sind. 

Anbieter von Kryptowerte-Dienstleistungen, die Kryptowerte für Kunden verwahren und verwalten und für diesen Dienst 
andere Anbieter von Kryptowerte-Dienstleistungen in Anspruch nehmen, setzen ihre Kunden davon in Kenntnis. 

Artikel 76 

Betrieb einer Handelsplattform für Kryptowerte 

(1) Anbieter von Kryptowerte-Dienstleistungen, die eine Handelsplattform für Kryptowerte betreiben, legen klare und 
transparente Betriebsvorschriften für die Handelsplattform fest, halten diese aufrecht und wenden sie an. In diesen 
Betriebsvorschriften muss mindestens Folgendes festgelegt werden: 

a) Genehmigungsverfahren, einschließlich der Sorgfaltspflichten gegenüber Kunden, die dem vom Antragsteller aus
gehenden Risiko der Geldwäsche oder Terrorismusfinanzierung gemäß der Richtlinie (EU) 2015/849 entsprechen und 
vor Zulassung von Kryptowerten an der Handelsplattform anzuwenden sind, 

b) gegebenenfalls Ausschlusskategorien hinsichtlich der Arten von Kryptowerten, die nicht zum Handel zugelassen 
werden, 

c) Strategien und Verfahren in Bezug auf etwaige Gebühren für die Zulassung zum Handel und deren Höhe, 

d) objektive, nichtdiskriminierende Vorschriften und verhältnismäßige Kriterien für die Teilnahme an den Handelstätig
keiten mit dem Ziel der Förderung eines redlichen und offenen Zugangs von Kunden, die Handel treiben wollen, zur 
Handelsplattform, 

e) ermessensunabhängige Regeln und Verfahren für die Sicherstellung eines redlichen und ordnungsgemäßen Handels 
sowie objektive Kriterien für die wirksame Ausführung von Aufträgen, 

f) Bedingungen zur Sicherstellung der Handelbarkeit von Kryptowerten, einschließlich Liquiditätsschwellen und periodi
schen Offenlegungspflichten, 

g) Bedingungen für die mögliche Aussetzung des Handels mit Kryptowerten, 

h) Verfahren zur Sicherstellung einer wirksamen Abrechnung sowohl von Kryptowerten als auch von Geldbeträgen. 

Für die Zwecke von Unterabsatz 1 Buchstabe a wird in den Betriebsvorschriften eindeutig festgelegt, dass Kryptowerte 
nicht zum Handel zugelassen werden, wenn in den von dieser Verordnung vorgeschriebenen Fällen kein entsprechendes 
Kryptowerte-Whitepaper veröffentlicht wurde. 

(2) Vor der Zulassung von Kryptowerten zum Handel stellen Anbieter von Kryptowerte-Dienstleistungen, die eine 
Handelsplattform für Kryptowerte betreiben, sicher, dass die Kryptowerte den Betriebsvorschriften der Handelsplattform 
entsprechen, und bewerten die Eignung des betreffenden Kryptowerts. Bei der Bewertung der Eignung eines Kryptowerts 
bewerten die Anbieter von Kryptowerte-Dienstleistungen, die eine Handelsplattform betreiben, insbesondere die Zuver
lässigkeit der verwendeten technischen Lösungen und die potenzielle Verbindung zu illegalen oder betrügerischen 
Tätigkeiten, und berücksichtigen dabei die Erfahrung, die Erfolgsbilanz und den Leumund des Emittenten dieser Krypto
werte und seines Entwicklungsteams. Die Anbieter von Kryptowerte-Dienstleistungen, die eine Handelsplattform betrei
ben, bewerten auch die Eignung der in Artikel 4 Absatz 3 Unterabsatz 1 Buchstaben a bis d genannten Kryptowerte, bei 
denen es sich nicht um vermögenswertereferenzierte Token oder E-Geld-Token handelt.
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(3) In den Betriebsvorschriften der Handelsplattform für Kryptowerte wird die Zulassung von Kryptowerten mit 
eingebauter Anonymisierungsfunktion zum Handel ausgeschlossen, es sei denn, die Anbieter von Kryptowerte-Dienst
leistungen, die eine Handelsplattform für Kryptowerte betreiben, können die Inhaber dieser Kryptowerte und ihre 
Transaktionshistorie identifizieren. 

(4) Die in Absatz 1 genannten Betriebsvorschriften werden in einer Amtssprache des Herkunftsmitgliedstaats oder in 
einer in der internationalen Finanzwelt gebräuchlichen Sprache abgefasst. 

Wird eine Handelsplattform für Kryptowerte in einem anderen Mitgliedstaat betrieben, werden die in Absatz 1 genann
ten Betriebsvorschriften in einer Amtssprache des Aufnahmemitgliedstaats oder in einer in der internationalen Finanz
welt gebräuchlichen Sprache abgefasst. 

(5) Anbieter von Kryptowerte-Dienstleistungen, die eine Handelsplattform für Kryptowerte betreiben, handeln auf der 
von ihnen betriebenen Handelsplattform für Kryptowerte nicht für eigene Rechnung, selbst wenn sie den Tausch von 
Kryptowerten gegen einen Geldbetrag oder gegen andere Kryptowerte anbieten. 

(6) Anbieter von Kryptowerte-Dienstleistungen, die eine Handelsplattform für Kryptowerte betreiben, dürfen nur dann 
auf die Zusammenführung sich deckender Kundenaufträge zurückgreifen, wenn der Kunde dem zugestimmt hat. Die 
Anbieter von Kryptowerte-Dienstleistungen stellen der zuständigen Behörde Informationen zur Erläuterung ihres Rück
griffs auf die Zusammenführung sich deckender Kundenaufträge zur Verfügung. Die zuständige Behörde überwacht den 
Rückgriff von Anbietern von Kryptowerte-Dienstleistungen auf die Zusammenführung sich deckender Kundenaufträge 
und stellt sicher, dass die der Rückgriff auf die Zusammenführung sich deckender Kundenaufträge die Definition eines 
solchen Handels weiterhin erfüllt und nicht zu Interessenkonflikten zwischen den Anbietern von Kryptowerte-Dienst
leistungen und ihren Kunden führt. 

(7) Anbieter von Kryptowerte-Dienstleistungen, die eine Handelsplattform für Kryptowerte betreiben, müssen über 
wirksame Systeme, Verfahren und Vorkehrungen verfügen, um sicherzustellen, dass ihre Handelssysteme 

a) widerstandsfähig sind, 

b) über ausreichende Kapazitäten verfügen, um Spitzenvolumina an Aufträgen und Mitteilungen zu bewältigen, 

c) in der Lage sind, unter extremen Stressbedingungen auf den Märkten einen ordnungsgemäßen Handel sicherzustellen, 

d) in der Lage sind, Aufträge abzulehnen, die vorab festgelegte Volumen- und Preisschwellen überschreiten oder ein
deutig fehlerhaft sind, 

e) vollständig geprüft werden, um sicherzustellen, dass die Bedingungen gemäß den Buchstaben a bis d erfüllt sind, 

f) wirksamen Vorkehrungen zur Sicherstellung der Fortführung des Geschäftsbetriebs unterliegen, um im Falle eines 
Ausfalls des Handelssystems die Kontinuität ihrer Dienstleistungen sicherzustellen, 

g) in der Lage sind, Marktmissbrauch zu verhindern oder aufzudecken, 

h) hinreichend robust sind, um zu verhindern, dass sie zum Zwecke der Geldwäsche und der Terrorismusfinanzierung 
missbraucht werden. 

(8) Anbieter von Kryptowerte-Dienstleistungen, die eine Handelsplattform für Kryptowerte betreiben, unterrichten die 
für sie zuständige Behörde, wenn sie Fälle von Marktmissbrauch oder versuchtem Marktmissbrauch in ihren Handels
systemen oder über ihre Handelssysteme aufdecken. 

(9) Anbieter von Kryptowerte-Dienstleistungen, die eine Handelsplattform für Kryptowerte betreiben, veröffentlichen 
alle Geld- und Briefkurse sowie die Tiefe der Handelsinteressen zu diesen Preisen, die über ihre Handelsplattformen 
angezeigt werden. Die betreffenden Anbieter von Kryptowerte-Dienstleistungen machen diese Informationen während 
der Handelszeiten kontinuierlich öffentlich zugänglich. 

(10) Anbieter von Kryptowerte-Dienstleistungen, die eine Handelsplattform für Kryptowerte betreiben, veröffentlichen 
Kurs, Volumen und Zeitpunkt der Geschäfte mit auf ihren Handelsplattformen gehandelten Kryptowerten. Sie veröffent
lichen diese Einzelheiten für alle Transaktionen, soweit technisch möglich, in Echtzeit.
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(11) Anbieter von Kryptowerte-Dienstleistungen, die eine Handelsplattform für Kryptowerte betreiben, machen die 
gemäß den Absätzen 9 und 10 veröffentlichten Informationen zu angemessenen kaufmännischen Bedingungen öffent
lich zugänglich und sorgen für einen nichtdiskriminierenden Zugang zu diesen Informationen. Diese Informationen 
werden 15 Minuten nach ihrer Veröffentlichung in maschinenlesbarem Format kostenlos zur Verfügung gestellt und 
bleiben mindestens zwei Jahre lang veröffentlicht. 

(12) Anbieter von Kryptowerte-Dienstleistungen, die eine Handelsplattform für Kryptowerte betreiben, leiten die 
endgültige Abwicklung einer Transaktion mit Kryptowerten auf dem Distributed Ledger innerhalb von 24 Stunden 
nach Ausführung der Geschäfte auf der Handelsplattform oder — im Falle von außerhalb des Distributed Ledger abge
wickelten Transaktionen — spätestens bis Börsenschluss ein. 

(13) Anbieter von Kryptowerte-Dienstleistungen, die eine Handelsplattform für Kryptowerte betreiben, stellen sicher, 
dass ihre Gebührenstrukturen transparent, redlich und nichtdiskriminierend sind und dass sie keine Anreize schaffen, 
Aufträge so zu platzieren, zu ändern oder zu stornieren oder Geschäfte in einer Weise auszuführen, dass dies zu 
marktstörenden Handelsbedingungen oder Marktmissbrauch nach Titel VI beiträgt. 

(14) Anbieter von Kryptowerte-Dienstleistungen, die eine Handelsplattform für Kryptowerte betreiben, müssen über 
Ressourcen und Backup-Einrichtungen verfügen, die es ihnen ermöglichen, der für sie zuständigen Behörde jederzeit 
Bericht zu erstatten. 

(15) Anbieter von Kryptowerte-Dienstleistungen, die eine Handelsplattform betreiben, halten die einschlägigen Daten 
zu sämtlichen Aufträgen über Kryptowerte, die über ihre Systeme gehandelt werden, mindestens fünf Jahre lang für die 
zuständige Behörde bereit oder gewähren der zuständigen Behörde Zugang zum Auftragsbuch, damit die zuständige 
Behörde die Handelstätigkeit überwachen kann. Diese einschlägigen Daten enthalten die Merkmale des Auftrags, darun
ter diejenigen, die einen Auftrag mit den Transaktionen verknüpfen, die sich aus diesem Auftrag ergeben. 

(16) Die ESMA arbeitet Entwürfe technischer Regulierungsstandards aus, in denen Folgendes präzisiert wird: 

a) die Art, in der Daten zur Transparenz, darunter der Grad der Aufschlüsselung der gemäß den Absätzen 1, 9 und 10 
zu veröffentlichenden Daten, darzustellen sind, 

b) der Inhalt und das Format der Einträge in dem gemäß Absatz 15 zu führenden Auftragsbuch. 

Die ESMA übermittelt der Kommission die in Unterabsatz 1 genannten Entwürfe technischer Regulierungsstandards 
spätestens am 30. Juni 2024. 

Der Kommission wird die Befugnis übertragen, diese Verordnung durch Annahme der in Unterabsatz 1 dieses Absatzes 
genannten technischen Regulierungsstandards gemäß den Artikeln 10 bis 14 der Verordnung (EU) Nr. 1095/2010 zu 
ergänzen. 

Artikel 77 

Tausch von Kryptowerten gegen einen Geldbetrag oder gegen andere Kryptowerte 

(1) Anbieter von Kryptowerte-Dienstleistungen, die Kryptowerte gegen einen Geldbetrag oder gegen andere Krypto
werte tauschen, verfolgen eine nichtdiskriminierende Geschäftspolitik, mit der insbesondere festgelegt wird, welche Art 
von Kunden sie akzeptieren und welche Bedingungen diese Kunden zu erfüllen haben. 

(2) Anbieter von Kryptowerte-Dienstleistungen, die Kryptowerte gegen einen Geldbetrag oder gegen andere Krypto
werte tauschen, veröffentlichen einen festen Preis der Kryptowerte oder eine Methode zur Bestimmung des Preises der 
Kryptowerte, die sie zum Tausch gegen einen Geldbetrag oder gegen andere Kryptowerte vorschlagen, sowie die von 
diesem Anbieter für Kryptowerte-Dienstleistungen festgelegte anzuwendende Obergrenze für den zu tauschenden Betrag. 

(3) Anbieter von Kryptowerte-Dienstleistungen, die Kryptowerte gegen einen Geldbetrag oder gegen andere Krypto
werte tauschen, führen Kundenaufträge zu den zum Zeitpunkt des endgültigen Tauschauftrags angezeigten Preisen aus. 
Die Anbieter von Kryptowerte-Dienstleistungen unterrichten ihre Kunden über die Voraussetzungen, unter denen ihr 
Auftrag als endgültig gilt. 

(4) Anbieter von Kryptowerte-Dienstleistungen, die Kryptowerte gegen einen Geldbetrag oder gegen andere Krypto
werte tauschen, veröffentlichen Informationen über die von ihnen abgeschlossenen Geschäfte, einschließlich Transakti
onsvolumen und -preisen.
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Artikel 78 

Ausführung von Aufträgen über Kryptowerte für Kunden 

(1) Anbieter von Kryptowerte-Dienstleistungen, die Aufträge über Kryptowerte für Kunden ausführen, ergreifen alle 
erforderlichen Maßnahmen, um bei der Ausführung von Aufträgen das bestmögliche Ergebnis für ihre Kunden zu 
erzielen, und berücksichtigen dabei die Faktoren Preis, Kosten, Schnelligkeit, Wahrscheinlichkeit der Ausführung und 
Abwicklung, Umfang, Art der Auftragsausführung und Bedingungen der Verwahrung von Kryptowerten sowie jegliche 
sonstigen für die Auftragsausführung relevanten Faktoren. 

Ungeachtet des Unterabsatzes 1 sind Anbieter von Kryptowerte-Dienstleistungen, die Aufträge über Kryptowerte für 
Kunden ausführen, nicht verpflichtet, die in Unterabsatz 1 genannten erforderlichen Maßnahmen zu ergreifen, wenn sie 
Aufträge über Kryptowerte nach den spezifischen Anweisungen ihrer Kunden ausführen. 

(2) Um die Einhaltung von Absatz 1 sicherzustellen, müssen Anbieter von Kryptowerte-Dienstleistungen, die Aufträge 
über Kryptowerte für Kunden ausführen, wirksame Vorkehrungen für die Auftragsausführung treffen und umsetzen. Sie 
legen insbesondere Grundsätze der Auftragsausführung fest, die es ihnen erlauben, Absatz 1 einzuhalten, und setzen 
diese Grundsätze um. Die Grundsätze der Auftragsausführung sehen unter anderem eine umgehende, redliche und 
zügige Ausführung von Kundenaufträgen vor und verhindern den Missbrauch von Informationen über Kundenaufträge 
durch Mitarbeiter der Anbieter von Kryptowerte-Dienstleistungen. 

(3) Anbieter von Kryptowerte-Dienstleistungen, die Aufträge über Kryptowerte für Kunden ausführen, stellen ihren 
Kunden angemessene und eindeutige Informationen über ihre in Absatz 2 genannten Grundsätze der Auftragsausfüh
rung und jegliche wesentlichen Änderungen dieser Grundsätze zur Verfügung. In diesen Informationen wird klar, 
ausführlich und auf eine für Kunden verständliche Weise erläutert, wie die Kundenaufträge von den Anbietern von 
Kryptowerte-Dienstleistungen auszuführen sind. Die Anbieter von Kryptowerte-Dienstleistungen holen die vorherige 
Zustimmung jedes Kunden zu den Grundsätzen der Auftragsausführung ein. 

(4) Anbieter von Kryptowerte-Dienstleistungen, die Aufträge über Kryptowerte für Kunden ausführen, müssen in der 
Lage sein, ihren Kunden auf Anfrage nachzuweisen, dass sie ihre Aufträge im Einklang mit ihren Grundsätzen der 
Auftragsausführung ausgeführt haben, und der zuständigen Behörde auf Antrag nachzuweisen, dass sie die Bedingungen 
dieses Artikels erfüllen. 

(5) Wenn die Grundsätze der Auftragsausführung vorsehen, dass Kundenaufträge außerhalb einer Handelsplattform 
ausgeführt werden könnten, informieren die Anbieter von Kryptowerte-Dienstleistungen, die Aufträge über Kryptowerte 
für Kunden ausführen, ihre Kunden über diese Möglichkeit und holen vor der Ausführung ihrer Aufträge außerhalb einer 
Handelsplattform die vorherige ausdrückliche Zustimmung ihrer Kunden in Form entweder einer allgemeinen Zustim
mung oder einer Zustimmung in Bezug auf einzelne Geschäfte ein. 

(6) Anbieter von Kryptowerte-Dienstleistungen, die Aufträge über Kryptowerte für Kunden ausführen, müssen die 
Wirksamkeit ihrer Vorkehrungen zur Auftragsausführung und ihrer Grundsätze der Auftragsausführung überwachen, 
damit sie etwaige diesbezügliche Mängel ermitteln und bei Bedarf beheben können. Insbesondere prüfen sie regelmäßig, 
ob die in den Grundsätzen der Auftragsausführung genannten Handelsplätze das bestmögliche Ergebnis für die Kunden 
erbringen oder ob die Vorkehrungen zur Auftragsausführung geändert werden müssen. Anbieter von Kryptowerte- 
Dienstleistungen, die Aufträge über Kryptowerte für Kunden ausführen, informieren ihre Kunden, mit denen sie Ge
schäftsbeziehungen unterhalten, über alle wesentlichen Änderungen ihrer Vorkehrungen zur Auftragsausführung oder 
ihrer Grundsätze der Auftragsausführung. 

Artikel 79 

Platzierung von Kryptowerten 

(1) Anbieter von Kryptowerte-Dienstleistungen, die Kryptowerte platzieren, übermitteln Anbietern, Personen, die die 
Zulassung zum Handel beantragen, oder in ihrem Namen handelnden Dritten vor Abschluss einer Vereinbarung mit 
ihnen folgende Informationen: 

a) Art der in Betracht gezogenen Platzierung, einschließlich der etwaigen Garantie eines Mindestkaufbetrags, 

b) Angabe der Höhe der Transaktionsgebühren im Zusammenhang mit der vorgeschlagenen Platzierung, 

c) voraussichtlicher Zeitplan, voraussichtliches Verfahren und voraussichtlicher Preis des vorgeschlagenen Vorhabens, 

d) Informationen über die Käuferzielgruppe.
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Anbieter von Kryptowerte-Dienstleistungen, die Kryptowerte platzieren, holen vor der Platzierung der betreffenden 
Kryptowerte die Zustimmung der Emittenten dieser Kryptowerte oder in ihrem Namen handelnder Dritter zu den unter 
Unterabsatz 1 genannten Informationen ein. 

(2) Die in Artikel 72 Absatz 1 genannten Vorschriften der Anbieter von Kryptowerte-Dienstleistungen für Interes
senkonflikte enthalten spezifische und angemessene Verfahren zur Ermittlung, Vermeidung, Regelung und Offenlegung 
jeglicher Interessenkonflikte, die sich aus folgenden Situationen ergeben: 

a) Die Anbieter von Kryptowerte-Dienstleistungen platzieren die Kryptowerte bei ihren eigenen Kunden. 

b) Der vorgeschlagene Preis für die Platzierung von Kryptowerten wurde zu hoch oder zu niedrig angesetzt. 

c) Der Anbieter zahlt oder gewährt den Anbietern von Kryptowerte-Dienstleistungen Anreize, auch nicht monetäre 
Anreize. 

Artikel 80 

Annahme und Übermittlung von Aufträgen über Kryptowerte für Kunden 

(1) Anbieter von Kryptowerte-Dienstleistungen, die Aufträge über Kryptowerte für Kunden annehmen und über
mitteln, legen Verfahren und Vorkehrungen für eine umgehende und ordnungsgemäße Übermittlung von Kundenauf
trägen zur Ausführung über eine Handelsplattform für Kryptowerte oder an einen anderen Anbieter von Kryptowerte- 
Dienstleistungen fest und setzen diese um. 

(2) Anbieter von Kryptowerte-Dienstleistungen, die Aufträge über Kryptowerte für Kunden annehmen und über
mitteln, erhalten für die Weiterleitung von Kundenaufträgen an eine bestimmte Handelsplattform für Kryptowerte 
oder an einen anderen Anbieter von Kryptowerte-Dienstleistungen weder eine Vergütung noch Rabatte oder sonstige 
nicht monetäre Vorteile. 

(3) Anbieter von Kryptowerte-Dienstleistungen, die Aufträge über Kryptowerte für Kunden annehmen und über
mitteln, dürfen Informationen über noch nicht ausgeführte Kundenaufträge nicht missbrauchen und treffen alle an
gemessenen Maßnahmen zur Verhinderung eines Missbrauchs dieser Informationen durch ihre Mitarbeiter. 

Artikel 81 

Beratung zu Kryptowerten Portfolioverwaltung von Kryptowerten 

(1) Anbieter von Kryptowerte-Dienstleistungen, die eine Beratung zu Kryptowerten erbringen oder eine Portfolio
verwaltung von Kryptowerten anbieten, beurteilen, ob die Kryptowerte-Dienstleistungen oder Kryptowerte für ihre 
Kunden oder potenziellen Kunden geeignet sind, und berücksichtigen dabei ihre Kenntnisse und Erfahrung mit Inves
titionen in Kryptowerte, ihre Anlageziele, einschließlich ihrer Risikotoleranz, und ihre finanziellen Verhältnisse, ein
schließlich ihrer Fähigkeit, Verluste zu tragen. 

(2) Anbieter von Kryptowerte-Dienstleistungen, die eine Beratung zu Kryptowerten erbringen, informieren potenzielle 
Kunden rechtzeitig vor dieser Beratung darüber, ob die Beratung 

a) unabhängig erbracht wird, 

b) auf einer umfangreichen oder einer eher beschränkten Analyse verschiedener Kryptowerte beruht und insbesondere 
auf Kryptowerte beschränkt ist, die von Rechtsträgern emittiert oder angeboten werden, die enge Verbindungen zum 
Anbieter von Kryptowerte-Dienstleistungen haben oder andere rechtliche oder wirtschaftliche Beziehungen, wie etwa 
Vertragsbeziehungen, zu diesem unterhalten, die die Unabhängigkeit der Beratung beeinträchtigen können. 

(3) Teilt ein Anbieter von Kryptowerte-Dienstleistungen, der eine Beratung zu Kryptowerten erbringt, dem poten
ziellen Kunden mit, dass die Beratung unabhängig erbracht wird, so 

a) bewertet er eine ausreichende Palette von auf dem Markt angebotenen Kryptowerten, die hinreichend divers sein 
müssen, damit die Anlageziele des Kunden in geeigneter Form erreicht werden können, und die nicht auf Krypto
werte beschränkt sein dürfen, die 

i) von diesem Anbieter von Kryptowerte-Dienstleistungen emittiert oder angeboten werden, 

ii) von Rechtsträgern emittiert oder angeboten werden, die enge Verbindungen zu diesem Anbieter von Krypto
werte-Dienstleistungen haben, oder 

iii) von anderen Rechtsträgern emittiert oder angeboten werden, zu denen dieser Anbieter von Kryptowerte-Dienst
leistungen so enge rechtliche oder wirtschaftliche Beziehungen, wie etwa Vertragsbeziehungen, unterhält, dass das 
Risiko besteht, dass die Unabhängigkeit der Beratung beeinträchtigt wird,
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b) ist es ihm nicht gestattet, für die Erbringung der Dienstleistung für die Kunden Gebühren, Provisionen oder andere 
monetäre und nicht monetäre Vorteile anzunehmen oder zu behalten, die von einem Dritten oder einer im Namen 
eines Dritten handelnden Person gezahlt oder gewährt werden. 

Ungeachtet des Unterabsatzes 1 Buchstabe b sind geringfügige nichtmonetäre Vorteile, durch die die Qualität der einem 
Kunden erbrachten Kryptowerte-Dienstleistungen verbessert werden kann und die so geringfügig und so beschaffen sind, 
dass sie die Erfüllung der Pflicht eines Anbieters von Kryptowerte-Dienstleistungen, im besten Interesse seines Kunden zu 
handeln, nicht beeinträchtigen, zulässig, sofern sie dem Kunden eindeutig offengelegt werden. 

(4) Anbieter von Kryptowerte-Dienstleistungen, die eine Beratung zu Kryptowerten erbringen, stellen potenziellen 
Kunden auch Informationen zu sämtlichen Kosten und Nebenkosten zur Verfügung, einschließlich gegebenenfalls der 
Beratungskosten, der Kosten der dem Kunden empfohlenen oder an ihn vermarkteten Kryptowerte und der diesbezüg
lichen Zahlungsmöglichkeiten des Kunden sowie etwaiger Zahlungen durch Dritte. 

(5) Anbieter von Kryptowerte-Dienstleistungen, die eine Portfolioverwaltung von Kryptowerten anbieten, dürfen im 
Zusammenhang mit der Portfolioverwaltung von Kryptowerten für ihre Kunden keine Gebühren, Provisionen oder 
anderen monetären oder nichtmonetären Vorteile annehmen und behalten, die von Emittenten, Anbietern, Personen, 
die die Zulassung zum Handel beantragen, Dritten oder im Namen eines Dritten handelnden Personen gezahlt oder 
gewährt werden. 

(6) Teilt ein Anbieter von Kryptowerte-Dienstleistungen einem potenziellen Kunden mit, dass seine Beratung nicht 
unabhängig erbracht wird, darf er Anreize entgegennehmen, sofern die Zahlung oder der Vorteil 

a) dazu bestimmt ist, die Qualität der jeweiligen Dienstleistung für den Kunden zu verbessern, und 

b) die Erfüllung der Pflicht des Anbieters von Kryptowerte-Dienstleistungen, ehrlich, redlich und professionell sowie im 
bestmöglichen Interesse seiner Kunden zu handeln, nicht beeinträchtigt. 

Die Existenz, die Art und der Betrag der in Absatz 4 genannten Zahlung oder des dort genannten Vorteils oder — wenn 
der Betrag nicht feststellbar ist — die Methode für die Berechnung dieses Betrags werden dem Kunden vor Erbringung 
der betreffenden Kryptowerte-Dienstleistung in umfassender, zutreffender und verständlicher Weise unmissverständlich 
offengelegt. 

(7) Anbieter von Kryptowerte-Dienstleistungen, die eine Beratung zu Kryptowerten erbringen, stellen sicher, dass 
natürliche Personen, die in ihrem Namen eine Beratung zu Kryptowerten oder zu einer Kryptowerte-Dienstleistung 
anbieten oder einschlägige Informationen erteilen, über die erforderlichen Kenntnisse und Kompetenzen verfügen, um 
ihren Verpflichtungen nachzukommen. Die Mitgliedstaaten veröffentlichen die Kriterien, anhand derer diese Kenntnisse 
und Kompetenzen zu beurteilen sind. 

(8) Für die Zwecke der in Absatz 1 genannten Beurteilung der Eignung holen die Anbieter von Kryptowerte-Dienst
leistungen, die eine Beratung zu Kryptowerten erbringen oder eine Portfolioverwaltung von Kryptowerten anbieten, von 
ihren Kunden oder potenziellen Kunden die erforderlichen Informationen über ihre Kenntnisse und Erfahrungen in 
Bezug auf Investitionen, auch in Kryptowerte, ihre Anlageziele, einschließlich ihrer Risikotoleranz, ihre Finanzlage, 
einschließlich ihrer Fähigkeit, Verluste zu tragen, und ihr grundlegendes Verständnis der mit dem Erwerb von Krypto
werten verbundenen Risiken ein, damit die Anbieter von Kryptowerte-Dienstleistungen Kunden oder potenziellen 
Kunden empfehlen können, ob die Kryptowerte für sie geeignet sind und insbesondere ihrer Risikotoleranz und ihrer 
Fähigkeit, Verluste zu tragen, entsprechen. 

(9) Anbieter von Kryptowerte-Dienstleistungen, die eine Beratung zu Kryptowerten erbringen oder eine Portfolio
verwaltung von Kryptowerten anbieten, machen die Kunden und potenziellen Kunden darauf aufmerksam, dass 

a) der Wert von Kryptowerten schwanken kann, 

b) die Kryptowerte ihren Wert ganz oder teilweise verlieren können, 

c) die Kryptowerte möglicherweise nicht liquide sind, 

d) die Kryptowerte eventuell nicht unter die Systeme für die Entschädigung der Anleger gemäß der Richtlinie 97/9/EG 
fallen, 

e) die Kryptowerte nicht unter die Einlagensicherungssysteme gemäß der Richtlinie 2014/49/EU fallen.
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(10) Anbieter von Kryptowerte-Dienstleistungen, die eine Beratung zu Kryptowerten erbringen oder eine Portfolio
verwaltung von Kryptowerten anbieten, müssen Strategien und Verfahren festlegen, aufrechterhalten und umsetzen, die 
es ihnen ermöglichen, alle für die in Absatz 1 genannte Beurteilung jedes Kunden erforderlichen Informationen zu 
sammeln und zu bewerten. Sie müssen alle angemessenen Schritte unternehmen, um sicherzustellen, dass die über ihre 
Kunden oder potenziellen Kunden gesammelten Informationen zuverlässig sind. 

(11) Wenn Kunden die gemäß Absatz 8 erforderlichen Informationen nicht bereitstellen, oder wenn Anbieter von 
Kryptowerte-Dienstleistungen, die eine Beratung zu Kryptowerten erbringen oder eine Portfolioverwaltung für Krypto
werte anbieten, zu der Auffassung gelangen, dass die Kryptowerte-Dienstleistungen oder Kryptowerte für ihre Kunden 
nicht geeignet sind, dürfen sie diese Kryptowerte-Dienstleistungen oder Kryptowerte nicht empfehlen und nicht mit der 
Portfolioverwaltung in Bezug auf diese Kryptowerte beginnen. 

(12) Anbieter von Kryptowerte-Dienstleistungen, die eine Beratung zu Kryptowerten erbringen oder eine Portfolio
verwaltung von Kryptowerten anbieten, müssen für jeden Kunden die in Absatz 1 genannte Beurteilung der Eignung 
regelmäßig mindestens alle zwei Jahre nach der gemäß jenem Absatz vorgenommenen ersten Beurteilung überprüfen. 

(13) Sobald die Beurteilung der Eignung nach Absatz 1 oder deren Überprüfung nach Absatz 12 abgeschlossen ist, 
übermitteln die Anbieter von Kryptowerte-Dienstleistungen, die eine Beratung zu Kryptowerten erbringen, den Kunden 
einen Bericht über die Eignung, in dem die erteilte Beratung enthalten ist und dargelegt wird, wie diese Beratung den 
Präferenzen, Zielen und anderen Merkmalen der Kunden entspricht. Dieser Bericht wird in elektronischem Format 
erstellt und den Kunden in diesem Format übermittelt. Dieser Bericht enthält mindestens 

a) aktualisierte Informationen über die Beurteilung gemäß Absatz 1, 

b) einen Überblick über die geleistete Beratung. 

Aus dem in Unterabsatz 1 genannten Bericht über die Eignung geht eindeutig hervor, dass die Beratung auf den 
Kenntnissen und Erfahrungen des Kunden in Bezug auf Investitionen in Kryptowerte, den Anlagezielen des Kunden, 
seiner Risikotoleranz, seiner Finanzlage und seiner Fähigkeit, Verluste zu tragen, beruht. 

(14) Anbieter von Kryptowerte-Dienstleistungen, die eine Portfolioverwaltung von Kryptowerten anbieten, müssen 
ihren Kunden regelmäßig Erklärungen in elektronischem Format über die in ihrem Namen ausgeführten Tätigkeiten der 
Portfolioverwaltung bereitstellen. Diese regelmäßigen Erklärungen enthalten eine redliche und ausgewogene Überprüfung 
der ausgeführten Tätigkeiten und der Wertentwicklung des Portfolios während des Berichtszeitraums, eine aktualisierte 
Erklärung darüber, wie die ausgeführten Tätigkeiten den Präferenzen, Zielen und sonstigen Merkmalen des Kunden 
entsprechen, sowie aktualisierte Informationen über die Beurteilung der Eignung gemäß Absatz 1 oder deren Über
prüfung nach Absatz 12. 

Die in Unterabsatz 1 des vorliegenden Absatzes genannte regelmäßige Erklärung wird alle drei Monate vorgelegt, es sei 
denn, der Kunde hat Zugang zu einem Online-System, auf dem aktuelle Bewertungen des Kundenportfolios und 
aktualisierte Informationen über die Beurteilung der Eignung nach Absatz 1 zugänglich sind, und der Anbieter von 
Kryptowerte-Dienstleistungen hat einen Nachweis darüber, dass der Kunde mindestens einmal im betreffenden Quartal 
auf eine Bewertung zugegriffen hat. Ein solches Online-System gilt als elektronisches Format. 

(15) Die ESMA gibt bis zum 30. Dezember 2024 Leitlinien gemäß Artikel 16 der Verordnung (EU) Nr. 1095/2010 
heraus, in denen Folgendes präzisiert wird: 

a) die Kriterien für die Bewertung der Kenntnisse und Kompetenzen des Kunden gemäß Absatz 2, 

b) die Informationen nach Absatz 8 und 

c) das Format der regelmäßigen Erklärung nach Absatz 14. 

Artikel 82 

Erbringung von Transferdienstleistungen für Kryptowerte für Kunden 

(1) Anbieter von Kryptowerte-Dienstleistungen, die Transferdienstleistungen für Kryptowerte für Kunden erbringen, 
müssen mit ihren Kunden eine Vereinbarung schließen, in der ihre Pflichten und Aufgaben festgelegt werden. Eine 
solche Vereinbarung muss zumindest Folgendes enthalten: 

a) die Identität der Vertragspartner,
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b) eine Beschreibung der Modalitäten der erbrachten Transferdienstleistung, 

c) eine Beschreibung der vom Anbieter von Kryptowerte-Dienstleistungen verwendeten Sicherheitssysteme, 

d) die vom Anbieter von Kryptowerte-Dienstleistungen erhobenen Gebühren und 

e) das anwendbare Recht. 

(2) Die ESMA gibt in enger Zusammenarbeit mit der EBA Leitlinien gemäß Artikel 16 der Verordnung (EU) 
Nr. 1095/2010 heraus für Anbieter von Kryptowerte-Dienstleistungen, die Transferdienstleistungen für Kryptowerte 
für Kunden erbringen, in Bezug auf Verfahren und Grundsätze, einschließlich der Rechte der Kunden, im Zusammen
hang mit Transferdienstleistungen für Kryptowerte. 

KAPITEL 4 

Übernahme eines Anbieters von Kryptowerte-Dienstleistungen 

Artikel 83 

Bewertung der geplanten Übernahme eines Anbieters von Kryptowerte-Dienstleistungen 

(1) Eine natürliche oder juristische Person oder gemeinsam handelnde natürliche oder juristische Personen, die ent
schieden haben, direkt oder indirekt eine qualifizierte Beteiligung an einem Anbieter von Kryptowerte-Dienstleistungen 
zu erwerben (im Folgenden „interessierte Erwerber“) oder eine solche qualifizierte Beteiligung direkt oder indirekt zu 
erhöhen, sodass ihr Anteil an den Stimmrechten oder dem Kapital 20 %, 30 % oder 50 % erreichen oder überschreiten 
würde oder der Anbieter von Kryptowerte-Dienstleistungen ihr Tochterunternehmen würde, teilen dies der für den 
betreffenden Anbieter von Kryptowerte-Dienstleistungen zuständigen Behörde schriftlich unter Angabe des Umfangs der 
geplanten Beteiligung und zusammen mit den Informationen, die nach den von der Kommission gemäß Artikel 84 
Absatz 4 verabschiedeten technischen Regulierungsstandards erforderlich sind, mit. 

(2) Eine natürliche oder juristische Person, die entschieden hat, ihre an einem Anbieter von Kryptowerte-Dienst
leistungen gehaltene qualifizierte Beteiligung direkt oder indirekt zu veräußern, unterrichtet vor der Veräußerung dieser 
Beteiligung die zuständige Behörde schriftlich über ihre Entscheidung und gibt dabei den Umfang der betreffenden 
Beteiligung an. Die betreffende natürliche oder juristische Person teilt der zuständigen Behörde auch ihre Entscheidung 
mit, eine qualifizierte Beteiligung so zu verringern, dass ihr Anteil an den Stimmrechten oder am Kapital 10 %, 20 %, 
30 % oder 50 % unterschreiten würde oder der Anbieter von Kryptowerte-Dienstleistungen nicht mehr ihr Tochter
unternehmen wäre. 

(3) Die zuständige Behörde bestätigt umgehend, in jedem Fall aber innerhalb von zwei Arbeitstagen nach Eingang 
einer Mitteilung gemäß Absatz 1, schriftlich deren Eingang. 

(4) Die zuständige Behörde bewertet die in Absatz 1 des vorliegenden Artikels genannte geplante Übernahme und die 
Informationen, die aufgrund der von der Kommission gemäß Artikel 84 Absatz 4 verabschiedeten technischen Regulie
rungsstandards erforderlich sind, innerhalb von 60 Arbeitstagen ab dem Tag der schriftlichen Empfangsbestätigung nach 
Absatz 3 des vorliegenden Artikels. Bei Bestätigung des Eingangs der Mitteilung teilt die zuständige Behörde dem 
interessierten Erwerber mit, zu welchem Zeitpunkt der Bewertungszeitraum abläuft. 

(5) Für die Zwecke der in Absatz 4 genannten Bewertung kann die zuständige Behörde die für die Bekämpfung von 
Geldwäsche und Terrorismusfinanzierung zuständigen Behörden sowie die Zentralstellen für Geldwäsche-Verdachts
anzeigen konsultieren, wobei sie deren Standpunkten gebührend Rechnung trägt. 

(6) Bei der Bewertung nach Absatz 4 kann die zuständige Behörde den interessierten Erwerber um zusätzliche 
Informationen ersuchen, die für den Abschluss dieser Bewertung erforderlich sind. Ein solches Ersuchen muss vor 
Abschluss der Bewertung, spätestens jedoch am 50. Arbeitstag nach dem Tag der schriftlichen Empfangsbestätigung 
nach Absatz 3 ergehen. Solche Ersuchen ergehen schriftlich unter Angabe der zusätzlich benötigten Informationen. 

Die zuständige Behörde setzt den in Absatz 4 genannten Bewertungszeitraum aus, bis sie die in Unterabsatz 1 dieses 
Absatzes genannten zusätzlichen Informationen erhalten hat. Die Aussetzung darf 20 Arbeitstage nicht überschreiten. 
Weitere Ersuchen der zuständigen Behörde um zusätzliche Informationen oder um Klarstellung der erhaltenen Infor
mationen bewirken keine erneute Aussetzung des Bewertungszeitraums. 

Die zuständige Behörde kann die Aussetzung nach Unterabsatz 2 dieses Absatzes auf bis zu 30 Arbeitstage ausdehnen, 
wenn der interessierte Erwerber außerhalb der Union ansässig ist oder nach dem Recht eines Drittstaats reguliert wird.
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(7) Eine zuständige Behörde, die nach Abschluss der Bewertung gemäß Absatz 4 entscheidet, Einspruch gegen die 
geplante Übernahme nach Absatz 1 zu erheben, teilt dies dem interessierten Erwerber innerhalb von zwei Arbeitstagen, 
und in jedem Fall vor dem in Absatz 4 genannten Tag, mit, wobei etwaige Fristverlängerungen gemäß Absatz 6 
Unterabsätze 2 und 3 zu berücksichtigen sind. In dieser Mitteilung sind die Gründe für die getroffene Entscheidung 
anzugeben. 

(8) Erhebt die zuständige Behörde bis zu dem in Absatz 4 genannten Tag unter Berücksichtigung etwaiger Frist
verlängerungen gemäß Absatz 6 Unterabsätze 2 und 3 keine Einwände gegen die geplante Übernahme nach Absatz 1, so 
gilt die geplante Übernahme als genehmigt. 

(9) Die zuständige Behörde kann für den Abschluss der in Absatz 1 genannten geplanten Übernahme eine Maximal
frist festlegen, die gegebenenfalls verlängert werden kann. 

Artikel 84 

Inhalt der Bewertung der geplanten Übernahme eines Anbieters von Kryptowerte-Dienstleistungen 

(1) Bei der Bewertung nach Artikel 83 Absatz 4 prüft die zuständige Behörde die Eignung des interessierten Erwerbers 
und die finanzielle Solidität der in Artikel 83 Absatz 1 genannten geplanten Übernahme anhand aller folgenden Krite
rien: 

a) Leumund des interessierten Erwerbers; 

b) Leumund und Erfahrung aller Personen, die die Geschäfte des Anbieters von Kryptowerte-Dienstleistungen infolge der 
geplanten Übernahme führen werden; 

c) finanzielle Solidität des interessierten Erwerbers, insbesondere in Bezug auf die Art der tatsächlichen und geplanten 
Geschäfte des Anbieters von Kryptowerte-Dienstleistungen, dessen Übernahme geplant ist; 

d) die Frage, ob der Anbieter von Kryptowerte-Dienstleistungen in der Lage sein und bleiben wird, die Bestimmungen 
dieses Titels einzuhalten; 

e) die Frage, ob ein hinreichender Verdacht besteht, dass im Zusammenhang mit der geplanten Übernahme Geldwäsche 
oder Terrorismusfinanzierung im Sinne von Artikel 1 Absatz 3 bzw. Artikel 1 Absatz 5 der Richtlinie (EU) 2015/849 
stattfinden oder stattgefunden haben könnte oder ob diese Straftaten versucht wurden und ob die geplante Über
nahme das Risiko eines solchen Verhaltens erhöhen könnte. 

(2) die zuständige Behörde kann gegen die geplante Übernahme nur dann Einspruch erheben, wenn es dafür ver
nünftige Gründe auf der Grundlage der in Absatz 1 des vorliegenden Artikels genannten Kriterien gibt oder wenn die 
gemäß Artikel 83 Absatz 4 beigebrachten Informationen unvollständig oder falsch sind. 

(3) Die Mitgliedstaaten dürfen weder Vorbedingungen an die Höhe der gemäß der vorliegenden Verordnung zu 
erwerbenden qualifizierten Beteiligung knüpfen noch ihren zuständigen Behörden gestatten, bei der Prüfung der ge
planten Übernahme auf die wirtschaftlichen Bedürfnisse des Marktes abzustellen. 

(4) Die ESMA arbeitet in enger Zusammenarbeit mit der EBA Entwürfe technischer Regulierungsstandards aus, in 
denen ausführlich der Inhalt der Informationen festgelegt wird, die für die Durchführung der in Artikel 83 Absatz 4 
Unterabsatz 1 genannten Prüfung erforderlich sind. Die beizubringenden Informationen müssen für eine aufsichtsrecht
liche Beurteilung relevant und ihrem Umfang nach der Art des interessierten Erwerbers und der geplanten Übernahme 
nach Artikel 83 Absatz 1 angemessen und angepasst sein. 

Die ESMA übermittelt der Kommission die in Unterabsatz 1 genannten Entwürfe technischer Regulierungsstandards 
spätestens am 30. Juni 2024. 

Der Kommission wird die Befugnis übertragen, diese Verordnung durch den Erlass der in Unterabsatz 1 dieses Absatzes 
genannten technischen Regulierungsstandards gemäß den Artikeln 10 bis 14 der Verordnung (EU) Nr. 1095/2010 zu 
ergänzen.
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KAPITEL 5 

Signifikante Anbieter von Kryptowerte-Dienstleistungen 

Artikel 85 

Ermittlung signifikanter Anbieter von Kryptowerte-Dienstleistungen 

(1) Ein Anbieter von Kryptowerte-Dienstleistungen gilt als signifikant, wenn er in der Union durchschnittlich min
destens 15 Mio. aktive Nutzer in einem Kalenderjahr hat, wobei der Durchschnitt als Durchschnitt der täglichen Zahl 
aktiver Nutzer im vorangegangenen Kalenderjahr berechnet wird. 

(2) Anbieter von Kryptowerte-Dienstleistungen benachrichtigen die für sie zuständigen Behörden innerhalb von zwei 
Monaten ab dem Erreichen der in Absatz 1 festgelegten Anzahl der aktiven Nutzer. Stimmt die zuständige Behörde zu, 
dass der in Absatz 1 genannte Schwellenwert erreicht ist, teilt sie dies der ESMA mit. 

(3) Unbeschadet der Zuständigkeiten der zuständigen Behörden nach dieser Verordnung unterrichten die zuständigen 
Behörden der Herkunftsmitgliedstaaten den Rat der Aufseher der ESMA jährlich über den neuesten Stand bei den 
folgenden aufsichtlichen Entwicklungen in Bezug auf signifikante Anbieter von Kryptowerte-Dienstleistungen: 

a) laufende oder abgeschlossene Zulassungen nach Artikel 59, 

b) laufende oder abgeschlossene Verfahren zum Entzug von Zulassungen nach Artikel 64, 

c) die Ausübung der Aufsichtsbefugnisse nach Artikel 94 Absatz 1 Unterabsatz1 Buchstaben b, c, e, f, g, y und aa. 

Die zuständige Behörde des Herkunftsmitgliedstaats kann den Rat der Aufseher der ESMA häufiger über den aktuellen 
Stand unterrichten oder ihn benachrichtigen, bevor die zuständige Behörde des Herkunftsmitgliedstaats eine Entschei
dung in Bezug auf Unterabsatz 1 Buchstaben a, b oder c trifft. 

(4) Auf die in Absatz 3 Unterabsatz 2 genannte Unterrichtung über den aktuellen Stand kann im Rat der Aufseher 
der ESMA ein Meinungsaustausch folgen. 

(5) Die ESMA kann gegebenenfalls von ihren Befugnissen nach den Artikeln 29, 30, 31 und 31b der Verordnung 
(EU) Nr. 1095/2010 Gebrauch machen. 

TITEL VI 

VERHINDERUNG UND VERBOT VON MARKTMISSBRAUCH IM ZUSAMMENHANG MIT KRYPTOWERTEN 

Artikel 86 

Geltungsbereich der Vorschriften über Marktmissbrauch 

(1) Dieser Titel gilt für von jedweden Personen vorgenommene Handlungen im Zusammenhang mit Kryptowerten, 
die zum Handel zugelassen sind oder deren Zulassung zum Handel beantragt wurde. 

(2) Dieser Titel gilt auch für alle Geschäfte, Aufträge und Handlungen, die in Absatz 1 genannte Kryptowerte 
betreffen, unabhängig davon, ob ein solches Geschäft, ein solcher Auftrag oder eine solche Handlung auf einer Handels
plattform getätigt wurde. 

(3) Dieser Titel gilt für Handlungen und Unterlassungen in der Union und in Drittländern im Zusammenhang mit 
den in Absatz 1 genannten Kryptowerten. 

Artikel 87 

Insiderinformationen 

(1) Für die Zwecke dieser Verordnung umfasst der Begriff „Insiderinformationen “ folgende Arten von Informationen: 

a) nicht öffentlich bekannte präzise Informationen, die direkt oder indirekt einen oder mehrere Emittenten, Anbieter 
oder Personen, die die Zulassung zum Handel beantragen, oder einen oder mehrere Kryptowerte betreffen und die, 
wenn sie öffentlich bekannt würden, geeignet wären, den Kurs dieser Kryptowerte oder den Kurs eines damit 
verbundenen Kryptowerts erheblich zu beeinflussen;

DE L 150/140 Amtsblatt der Europäischen Union 9.6.2023



 

b) für Personen, die mit der Ausführung von Aufträgen über Kryptowerte für Kunden beauftragt sind, bezeichnet der 
Begriff auch präzise Informationen, die von einem Kunden mitgeteilt wurden und sich auf die noch nicht aus
geführten Aufträge des Kunden über Kryptowerte beziehen, die direkt oder indirekt einen oder mehrere Emittenten, 
Anbieter oder Personen, die die Zulassung von Kryptowerten zum Handel beantragen, oder einen oder mehrere 
Kryptowerte betreffen und die, wenn sie öffentlich bekannt würden, geeignet wären, den Kurs dieser Kryptowerte 
oder den Kurs eines damit verbundenen Kryptowerts erheblich zu beeinflussen. 

(2) Für die Zwecke des Absatzes 1 sind Informationen dann als präzise anzusehen, wenn damit eine Reihe von 
Umständen gemeint ist, die bereits gegeben sind oder bei denen man vernünftigerweise erwarten kann, dass sie in 
Zukunft gegeben sein werden, oder ein Ereignis, das bereits eingetreten ist oder von dem man vernünftigerweise 
erwarten kann, dass es in Zukunft eintreten wird, und diese Informationen darüber hinaus spezifisch genug sind, um 
einen Schluss auf die mögliche Auswirkung dieser Reihe von Umständen oder dieses Ereignisses auf die Kurse der 
Kryptowerte zuzulassen. So können im Fall eines zeitlich gestreckten Vorgangs, der einen bestimmten Umstand oder ein 
bestimmtes Ereignis herbeiführen soll oder hervorbringt, dieser betreffende zukünftige Umstand bzw. das betreffende 
zukünftige Ereignis und auch die Zwischenschritte in diesem Vorgang, die mit der Herbeiführung oder Hervorbringung 
dieses zukünftigen Umstandes oder Ereignisses verbunden sind, in dieser Hinsicht als präzise Information betrachtet 
werden. 

(3) Ein Zwischenschritt in einem zeitlich gestreckten Vorgang wird als eine Insiderinformation betrachtet, falls er für 
sich genommen die Kriterien für Insiderinformationen gemäß Absatz 2 erfüllt. 

(4) Für die Zwecke des Absatzes 1 sind unter „Informationen, die, wenn sie öffentlich bekannt würden, geeignet 
wären, den Kurs von Kryptowerten erheblich zu beeinflussen“ Informationen zu verstehen, die ein verständiger Inhaber 
von Kryptowerten wahrscheinlich als Teil der Grundlage seiner Anlageentscheidungen nutzen würde. 

Artikel 88 

Offenlegung von Insiderinformationen 

(1) Emittenten, Anbieter und Personen, die die Zulassung zum Handel beantragen, geben der Öffentlichkeit Insider
informationen im Sinne des Artikels 87, die sie unmittelbar betreffen, unverzüglich in einer Art und Weise bekannt, die 
der Öffentlichkeit einen schnellen Zugang und eine vollständige, korrekte und rechtzeitige Bewertung ermöglicht. 
Emittenten, Anbieter und Personen, die die Zulassung zum Handel beantragen, dürfen die Offenlegung von Insider
informationen an die Öffentlichkeit nicht mit der Vermarktung ihrer Tätigkeiten verbinden. Emittenten, Anbieter oder 
Personen, die die Zulassung zum Handel beantragen, veröffentlichen alle Insiderinformationen, die sie veröffentlichen 
müssen, auf ihrer Website und halten sie mindestens fünf Jahre lang bereit. 

(2) Emittenten, Anbieter und Personen, die die Zulassung zum Handel beantragen, können auf eigene Verantwortung 
die Offenlegung von Insiderinformationen im Sinne des Artikel 87 gegenüber der Öffentlichkeit aufschieben, sofern alle 
nachfolgenden Bedingungen erfüllt sind: 

a) Bei einer sofortigen Offenlegung ist davon auszugehen, dass sie die berechtigten Interessen der Emittenten, Anbieter 
oder Personen, die die Zulassung zum Handel beantragen, beeinträchtigt; 

b) der Aufschub der Offenlegung wäre nicht geeignet, die Öffentlichkeit irrezuführen; 

c) die Emittenten, Anbieter oder Personen, die die Zulassung zum Handel beantragen, können die Geheimhaltung dieser 
Informationen sicherstellen. 

(3) Haben Emittenten, Anbieter oder Personen, die die Zulassung zum Handel beantragen, die Offenlegung von 
Insiderinformationen gemäß Absatz 2 aufgeschoben, so informieren sie die zuständige Behörde unmittelbar nach der 
Offenlegung der Informationen über den Aufschub der Offenlegung und erläutern schriftlich, inwieweit die in Absatz 2 
festgelegten Bedingungen erfüllt waren. Alternativ können die Mitgliedstaaten festlegen, dass die Aufzeichnung einer 
solchen Erläuterung nur auf Ersuchen der zuständigen Behörde übermittelt werden muss. 

(4) Um für die Anwendung dieses Artikels einheitliche Bedingungen sicherzustellen, erarbeitet die ESMA Entwürfe 
technischer Durchführungsstandards der technischen Mittel für 

a) die angemessene Offenlegung von Insiderinformationen im Sinne von Absatz 1 und 

b) den Aufschub der Offenlegung von Insiderinformationen im Sinne der Absätze 2 und 3. 

Die ESMA übermittelt der Kommission die in Unterabsatz 1 genannten Entwürfe technischer Durchführungsstandards 
spätestens am 30. Juni 2024. 

Der Kommission wird die Befugnis übertragen, die in Unterabsatz 1 dieses Absatzes genannten technischen Durch
führungsstandards gemäß Artikel 15 der Verordnung (EU) Nr. 1095/2010 zu erlassen.
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Artikel 89 

Verbot von Insidergeschäften 

(1) Für die Zwecke dieser Verordnung liegt ein Insidergeschäft vor, wenn eine Person über Insiderinformationen 
verfügt und unter Nutzung derselben für eigene oder fremde Rechnung direkt oder indirekt Kryptowerte, auf die sich 
diese Informationen beziehen, erwirbt oder veräußert. Die Nutzung von Insiderinformationen in Form der Stornierung 
oder Änderung eines Auftrags in Bezug auf einen Kryptowert, auf den sich die Informationen beziehen, gilt auch als 
Insidergeschäft, wenn der Auftrag vor Erlangen der Insiderinformationen erteilt wurde. Die Nutzung von Insiderinfor
mationen schließt auch die Übermittlung, Änderung oder Zurücknahme eines Gebots durch eine Person für eigene 
Rechnung oder für Rechnung eines Dritten ein. 

(2) Niemand darf Insidergeschäfte tätigen oder versuchen, Insidergeschäfte zu tätigen, oder Insiderinformationen über 
Kryptowerte nutzen, um diese Kryptowerte, direkt oder indirekt, für eigene Rechnung oder für Rechnung eines Dritten, 
zu erwerben oder zu veräußern. Niemand darf Dritten empfehlen, Insidergeschäfte zu tätigen, oder Dritte dazu zu 
verleiten, Insidergeschäfte zu tätigen. 

(3) Niemand, der im Besitz von Insiderinformationen über Kryptowerte ist, darf auf der Grundlage dieser Insider
informationen Dritten empfehlen oder sie dazu verleiten, 

a) Kryptowerte zu erwerben oder zu veräußern oder 

b) einen Auftrag, der diese Kryptowerte betrifft, zu stornieren oder zu ändern. 

(4) Die Nutzung von Empfehlungen oder Verleitungen gemäß Absatz 3 erfüllt den Tatbestand des Insidergeschäfts im 
Sinne dieses Artikels, wenn die Person, die die Empfehlung nutzt oder der Anstiftung folgt, weiß oder wissen sollte, dass 
diese auf Insiderinformationen beruht. 

(5) Dieser Artikel gilt für jede Person, die über Insiderinformationen verfügt, weil sie 

a) einem Verwaltungs-, Leitungs- oder Aufsichtsorgan des Emittenten, des Anbieters oder der Person, die die Zulassung 
zum Handel beantragt, angehört, 

b) am Kapital des Emittenten, des Anbieters oder der Person, die die Zulassung zum Handel beantragt, beteiligt ist, 

c) aufgrund der Ausübung einer Arbeit oder eines Berufs, der Erfüllung von Aufgaben oder im Zusammenhang mit 
ihrer Rolle im Bereich Distributed-Ledger-Technologie oder einer ähnlichen Technologie Zugang zu den betreffenden 
Informationen hat oder 

d) an kriminellen Handlungen beteiligt ist. 

Dieser Artikel gilt auch für jede Person, die Insiderinformationen unter anderen Umständen als nach Unterabsatz 1 
besitzt und weiß oder wissen müsste, dass es sich dabei um Insiderinformationen handelt. 

(6) Handelt es sich bei der in Absatz 1 genannten Person um eine juristische Person, so gilt dieser Artikel nach 
Maßgabe des nationalen Rechts auch für die natürlichen Personen, die an der Entscheidung, den Erwerb, die Ver
äußerung, die Stornierung oder Änderung eines Auftrags für Rechnung der betreffenden juristischen Person zu tätigen, 
beteiligt sind oder diesen beeinflussen. 

Artikel 90 

Verbot der unrechtmäßigen Offenlegung von Insiderinformationen 

(1) Niemand, der über Insiderinformationen verfügt, darf diese Insiderinformationen unrechtmäßig Dritten offenlegen, 
es sei denn, diese Offenlegung erfolgt im Zuge der normalen Ausübung einer Beschäftigung oder eines Berufs oder der 
normalen Erfüllung von Aufgaben. 

(2) Die Weitergabe von Empfehlungen oder das Verleiten anderer gemäß Artikel 89 Absatz 4 gilt als unrechtmäßige 
Offenlegung von Insiderinformationen, wenn die Person, die die Empfehlung weitergibt oder andere verleitet, weiß oder 
wissen sollte, dass die Empfehlung bzw. Verleitung auf Insiderinformationen beruht. 

Artikel 91 

Verbot der Marktmanipulation 

(1) Niemand darf Marktmanipulation betreiben oder einen entsprechenden Versuch unternehmen.
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(2) Für die Zwecke dieser Verordnung umfasst der Begriff „Marktmanipulation “ folgende Handlungen: 

a) — sofern keine legitimen Gründe vorliegen — den Abschluss eines Geschäfts, die Erteilung eines Handelsauftrags 
oder jede andere Handlung, die 

i) falsche oder irreführende Signale hinsichtlich des Angebots oder des Kurses von Kryptowerten oder der Nachfrage 
danach gibt oder bei der dies wahrscheinlich ist; 

ii) für einen oder mehrere Kryptowerte ein anormales oder künstliches Kursniveau herbeiführt oder bei denen dies 
wahrscheinlich ist; 

b) der Abschluss eines Geschäfts, die Erteilung eines Handelsauftrags oder eine andere Tätigkeit oder Handlung, die 
unter Vorspiegelung falscher Tatsachen oder unter Verwendung sonstiger Kunstgriffe oder Formen der Täuschung 
den Kurs eines oder mehrerer Kryptowerte beeinflusst oder hierzu geeignet ist; 

c) die Verbreitung von Informationen über die Medien, einschließlich des Internets oder auf anderem Wege, die falsche 
oder irreführende Signale hinsichtlich des Angebots oder des Kurses eines oder mehrerer Kryptowerte oder der 
Nachfrage danach geben oder bei denen dies wahrscheinlich ist oder die für einen oder mehrere Kryptowerte ein 
anormales oder künstliches Kursniveau herbeiführen oder bei denen dies wahrscheinlich ist, einschließlich der Ver
breitung von Gerüchten, wenn die Person, die diese Informationen verbreitet hat, wusste oder hätte wissen müssen, 
dass sie falsch oder irreführend waren. 

(3) Als Marktmanipulation gelten unter anderem die folgenden Handlungen: 

a) die Sicherung einer marktbeherrschenden Stellung in Bezug auf das Angebot an einem Kryptowert oder die Nach
frage danach, die eine unmittelbare oder mittelbare Festsetzung des Kauf- oder Verkaufskurses oder andere unlautere 
Handelsbedingungen bewirkt oder hierzu geeignet ist; 

b) die Erteilung von Aufträgen an eine Handelsplattform für Kryptowerte, einschließlich deren Stornierung oder Än
derung, mittels aller zur Verfügung stehenden Handelsmethoden, die eine der in Absatz 2 Buchstabe a genannten 
Auswirkungen hat, durch 

i) Störung oder Verzögerung des Betriebs der Handelsplattform für Kryptowerte oder Ausübung von Tätigkeiten, die 
wahrscheinlich eine solche Wirkung haben; 

ii) Erschwerung der Ermittlung echter Aufträge auf der Handelsplattform für Kryptowerte durch Dritte oder Aus
übung von Tätigkeiten, die wahrscheinlich eine solche Wirkung haben, einschließlich der Erteilung von Auf
trägen, die zur Destabilisierung des normalen Betriebs der Handelsplattform für Kryptowerte führen; 

iii) das Setzen falscher oder irreführender Signale hinsichtlich des Angebots oder des Preises eines Kryptowerts oder 
der Nachfrage danach, insbesondere durch Erteilung von Aufträgen zur Einleitung oder Verschärfung eines 
Trends oder durch Ausübung von Tätigkeiten, die wahrscheinlich eine solche Wirkung haben; 

c) Ausnutzung des gelegentlichen oder regelmäßigen Zugangs zu traditionellen oder elektronischen Medien durch 
Veröffentlichung von Stellungnahmen zu einem Kryptowert, nachdem zuvor Positionen in diesem Kryptowert einge
gangen wurden und anschließend aus den Auswirkungen der Stellungnahme auf den Kurs dieses Kryptowerts Nutzen 
gezogen wird, ohne dass der Öffentlichkeit gleichzeitig dieser Interessenkonflikt ordnungsgemäß und wirksam 
bekannt gegeben wird. 

Artikel 92 

Vorbeugung und Aufdeckung von Marktmissbrauch 

(1) Eine Person, die beruflich Geschäfte mit Kryptowerten vermittelt oder ausführt, muss über wirksame Vorkehrun
gen, Systeme und Verfahren für die Vorbeugung und Aufdeckung von Marktmissbrauch verfügen. Diese Person unter
liegt den Meldepflichten des Mitgliedstaats, in dem sie registriert ist oder ihre Hauptniederlassung hat, oder — im Falle 
einer Zweigniederlassung — des Mitgliedstaats, in dem sich die Zweigniederlassung befindet, und meldet der zuständigen 
Behörde unverzüglich jeden begründeten Verdacht in Bezug auf einen Auftrag oder ein Geschäft, einschließlich einer 
Stornierung oder Änderung desselben, und anderer Aspekte der Funktionsweise der Distributed-Ledger-Technologie wie 
des Konsensmechanismus, wenn Umstände vorliegen könnten, die darauf hindeuten, dass Marktmissbrauch begangen 
wurde, begangen wird oder wahrscheinlich begangen wird. 

Die zuständigen Behörden, denen verdächtige Aufträge oder Geschäfte gemeldet werden, übermitteln diese Informatio
nen unverzüglich den zuständigen Behörden der betreffenden Handelsplattformen.
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(2) Die ESMA arbeitet Entwürfe technischer Regulierungsstandards aus, in denen Folgendes präzisiert wird: 

a) geeignete Vorkehrungen, Systeme und Verfahren mittels derer Personen die Anforderungen des Absatzes 1einhalten 
können; 

b) der Mustertext, der von Personen zur Einhaltung des Absatzes 1 zu verwenden ist; 

c) für Fälle von grenzüberschreitendem Marktmissbrauch Verfahren für die Abstimmung zwischen den jeweils zustän
digen Behörden bei der Aufdeckung von Marktmissbrauch und dessen Belegung mit Sanktionen. 

Die ESMA übermittelt der Kommission die in Unterabsatz 1 genannten Entwürfe technischer Regulierungsstandards 
spätestens am 30. Dezember 2024. 

(3) Um die Kohärenz der Aufsichtspraktiken nach diesem Artikel sicherzustellen, gibt die ESMA bis zum 30. Juni 
2025 Leitlinien gemäß Artikel 16 der Verordnung (EU) Nr. 1095/2010 für die Aufsichtspraktiken der zuständigen 
Behörden zur Verhinderung und Aufdeckung von Marktmissbrauch heraus, sofern diese nicht bereits durch die in 
Absatz 2 genannten technischen Regulierungsstandards abgedeckt sind. 

TITEL VII 

ZUSTÄNDIGE BEHÖRDEN, DIE EBA UND DIE ESMA 

KAPITEL 1 

Befugnisse der zuständigen Behörden und Zusammenarbeit zwischen den zuständigen Behörden, der EBA und der 
ESMA 

Artikel 93 

Zuständige Behörden 

(1) Die Mitgliedstaaten benennen die zuständigen Behörden, die für die Wahrnehmung der in dieser Verordnung 
vorgesehenen Funktionen und Aufgaben verantwortlich sind. Die Mitgliedstaaten teilen der EBA und der ESMA diese 
zuständigen Behörden mit. 

(2) Benennen die Mitgliedstaaten mehr als eine zuständige Behörde nach Absatz 1, so legen sie deren jeweilige 
Aufgaben fest und benennen eine zuständige Behörde als zentrale Kontaktstelle für die grenzüberschreitende Verwal
tungszusammenarbeit zwischen den zuständigen Behörden sowie mit der EBA und der ESMA. Die Mitgliedstaaten 
können eine getrennte zentrale Kontaktstelle für jede dieser Arten der Verwaltungszusammenarbeit benennen. 

(3) Die ESMA veröffentlicht auf ihrer Website eine Liste der gemäß den Absätzen 1 und 2 benannten zuständigen 
Behörden. 

Artikel 94 

Befugnisse der zuständigen Behörden 

(1) Zur Wahrnehmung ihrer Aufgaben gemäß den Titeln II bis VI der vorliegenden Verordnung müssen die zu
ständigen Behörden gemäß dem nationalen Recht zumindest über die folgenden Aufsichts- und Untersuchungsbefug
nisse verfügen: 

a) von jeder Person Informationen und Unterlagen zu verlangen, die nach Ansicht der zuständigen Behörden für die 
Ausführung ihrer Aufgaben von Belang sein könnten; 

b) die Erbringung von Kryptowerte-Dienstleistungen für jeweils höchstens 30 aufeinanderfolgende Arbeitstage aus
zusetzen oder von den betreffenden Anbietern von Kryptowerte-Dienstleistungen die Aussetzung der Kryptower
te-Dienstleistungen für jeweils höchstens 30 aufeinanderfolgende Arbeitstage zu verlangen, wenn ein hinreichend 
begründeter Verdacht besteht, dass gegen diese Verordnung verstoßen wurde; 

c) die Erbringung von Kryptowerte-Dienstleistungen zu untersagen, wenn sie feststellen, dass gegen diese Verordnung 
verstoßen wurde; 

d) zur Gewährleistung des Schutzes der Interessen der Kunden, insbesondere der Kleinanleger, oder des reibungslosen 
Funktionierens des Marktes alle wesentlichen Informationen, die die Erbringung der betreffenden Kryptowerte- 
Dienstleistungen beeinflussen könnten, bekannt zu machen oder vom Anbieter der Kryptowerte-Dienstleistungen 
die Bekanntmachung dieser Informationen zu verlangen; 

e) öffentlich bekannt zu machen, dass ein Anbieter von Kryptowerte-Dienstleistungen seinen Verpflichtungen nicht 
nachkommt; 

f) die Erbringung von Kryptowerte-Dienstleistungen auszusetzen oder von einem Anbieter von Kryptowerte-Dienst
leistungen die Aussetzung der Kryptowerte-Dienstleistungen zu verlangen, wenn die zuständigen Behörden der 
Auffassung sind, dass die Erbringung der Kryptowerte-Dienstleistungen angesichts der Lage des Anbieters von 
Kryptowerte-Dienstleistungen den Interessen der Kunden, insbesondere der Kleinanleger, abträglich wäre;
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g) die Übertragung von bestehenden Verträgen vorbehaltlich der Zustimmung der Kunden und des Anbieters von 
Kryptowerte-Dienstleistungen, an den die Verträge übertragen werden sollen, auf einen anderen Anbieter von 
Kryptowerte-Dienstleistungen zu verlangen, falls dem Anbieter von Kryptowerte-Dienstleistungen nach Artikel 64 
die Zulassung entzogen wurde; 

h) wenn Grund zu der Annahme besteht, dass Kryptowerte-Dienstleistungen ohne Zulassung erbracht werden, die 
sofortige Einstellung der Tätigkeit ohne vorherige Warnung oder Fristsetzung anzuordnen; 

i) von Anbietern, Personen, die die Zulassung von Kryptowerten zum Handel beantragen oder von Emittenten ver
mögenswertereferenzierter Token oder E-Geld-Token zu verlangen, ihr Kryptowerte-Whitepaper zu ändern oder ihr 
geändertes Kryptowerte-Whitepaper weiter zu ändern, wenn sie feststellen, dass das Kryptowerte-Whitepaper oder 
das geänderte Kryptowerte-Whitepaper nicht die nach den Artikeln 6, 19 oder 51 erforderlichen Informationen 
enthält; 

j) von Anbietern, Personen, die die Zulassung von Kryptowerten zum Handel beantragen, oder von Emittenten ver
mögenswertereferenzierter Token oder E-Geld-Token zu verlangen, ihre Marketingmitteilungen zu ändern, wenn sie 
feststellen, dass die Marketingmitteilungen nicht den Anforderungen der Artikel 7, 29 oder 53 der vorliegenden 
Verordnung entsprechen; 

k) von Anbietern, von Personen, die die Zulassung von Kryptowerten zum Handel beantragen, oder von Emittenten 
von vermögenswertereferenzierten Token und E-Geld-Token die Aufnahme zusätzlicher Informationen in ihre 
Kryptowerte-Whitepaper zu verlangen, wenn die Finanzstabilität oder der Schutz der Interessen der Inhaber von 
Kryptowerten, insbesondere der Kleinanleger, dies gebieten; 

l) ein öffentliches Angebot oder eine Zulassung von Kryptowerten zum Handel für jeweils höchstens 30 aufeinander
folgende Arbeitstage auszusetzen, wenn ein hinreichend begründeter Verdacht besteht, dass gegen die Bestimmungen 
dieser Verordnung verstoßen wurde; 

m) ein öffentliches Angebot oder eine Zulassung von Kryptowerten zum Handel zu untersagen, wenn sie feststellen, 
dass gegen diese Verordnung verstoßen wurde, oder ein hinreichend begründeter Verdacht besteht, dass gegen diese 
Verordnung verstoßen würde; 

n) den Handel mit Kryptowerten für jeweils höchstens 30 aufeinanderfolgende Arbeitstage auszusetzen oder von einem 
Anbieter von Kryptowerte-Dienstleistungen, der eine Handelsplattform für Kryptowerte betreibt, die Aussetzung des 
Handels mit Kryptowerten für jeweils höchstens 30 aufeinanderfolgende Arbeitstage zu verlangen, wenn ein hin
reichend begründeter Verdacht besteht, dass gegen diese Verordnung verstoßen wurde; 

o) den Handel mit Kryptowerten auf einer Handelsplattform für Kryptowerte zu untersagen, wenn sie feststellen, dass 
gegen diese Verordnung verstoßen wurde, oder ein hinreichend begründeter Verdacht besteht, dass gegen sie ver
stoßen werden wird; 

p) Marketingmitteilungen auszusetzen oder zu verbieten, wenn ein hinreichend begründeter Verdacht besteht, dass 
gegen diese Verordnung verstoßen wurde; 

q) Anbieter, Personen, die eine Zulassung von Kryptowerten zum Handel beantragen, Emittenten von vermögens
wertereferenzierten Token oder E-Geld-Token oder entsprechende Anbieter von Kryptowerte-Dienstleistungen auf
zufordern, die Marketingmitteilungen für maximal 30 aufeinanderfolgende Arbeitstage einzustellen oder auszuset
zen, wenn der begründete Verdacht besteht, dass ein Verstoß gegen diese Verordnung vorliegt; 

r) öffentlich bekannt zu machen, dass ein Anbieter, eine Person, die die Zulassung eines Kryptowerts zum Handel 
beantragt oder ein Emittent eines vermögenswertereferenzierten Token oder E-Geld-Token seinen bzw. ihren Ver
pflichtungen nach dieser Verordnung nicht nachkommt; 

s) zur Wahrung des Schutzes der Interessen der Inhaber von Kryptowerten, insbesondere der Kleinanleger, oder eines 
reibungslosen Funktionierens des Marktes alle wesentlichen Informationen, die die Bewertung der öffentlich ange
botenen oder zum Handel zugelassenen Kryptowerte beeinflussen könnten, offenzulegen oder eine derartige Of
fenlegung von einem Anbieter, einer Person, die die Zulassung eines Kryptowerts zum Handel beantragt, oder einem 
Emittenten eines vermögenswertereferenzierten Token oder E-Geld-Token zu verlangen; 

t) den Handel mit Kryptowerten auf einer Handelsplattform für Kryptowerte auszusetzen oder eine solche Aussetzung 
von dem betreffenden Anbieter von Kryptowerte-Dienstleistungen, der Kryptowerte-Dienstleistungen eine Handels
plattform für Kryptowerte betreibt, zu verlangen, wenn sie der Auffassung sind, dass der Handel angesichts der Lage 
des Anbieters, der Person, die die Zulassung eines Kryptowerts zum Handel beantragt, oder des Emittenten eines 
vermögenswertereferenzierten Token oder eines E-Geld-Token den Interessen der Inhaber von Kryptowerten, ins
besondere der Kleinanleger, abträglich wäre;
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u) wenn Grund zu der Annahme besteht, dass vermögenswertereferenzierte Token oder E-Geld-Token ohne Zulassung 
ausgegeben werden oder die Zulassung zum Handel für andere Kryptowerte als vermögenswertereferenzierte Token 
oder E-Geld-Token ohne ein gemäß Artikel 8 übermitteltes Kryptowerte-Whitepaper angeboten oder beantragt wird, 
die sofortige Einstellung der Tätigkeit ohne vorherige Warnung oder Fristsetzung anzuordnen; 

v) jede Art von Maßnahmen zu ergreifen, um sicherzustellen, dass ein Anbietereine Personen, die die Zulassung von 
Kryptowerten zum Handel beantragt, die Emittenten eines vermögenswertereferenzierten Token oder eines E-Geld- 
Token oder ein Anbieter von Kryptowerte-Dienstleistungen diese Verordnung einhalten, wozu auch die vorüber
gehende Einstellung von Handlungen und Verhaltensweisen verlangt werden kann, die nach Auffassung der zu
ständigen Behörden gegen diese Verordnung verstoßen; 

w) Überprüfungen oder Untersuchungen vor Ort an anderen Standorten als den privaten Wohnräumen natürlicher 
Personen durchzuführen und zu jenem Zweck Zugang zu Räumlichkeiten zu erhalten, um Unterlagen und Daten 
gleich welcher Form einzusehen; 

x) Überprüfungen oder Untersuchungen an Wirtschaftsprüfer oder Sachverständige auszulagern; 

y) die Abberufung einer natürlichen Person aus dem Leitungsorgan eines Emittenten eines vermögenswertereferenzier
ten Token oder eines Anbieters von Kryptowerte-Dienstleistungen zu verlangen; 

z) jede Person aufzufordern, Maßnahmen zu ergreifen, um den Umfang ihrer Position oder ihrer Risikoposition in 
Bezug auf Kryptowerte zu verringern; 

aa) wenn keine anderen wirksamen Mittel zur Verfügung stehen, um die Einstellung des Verstoßes gegen diese Ver
ordnung zu bewirken, und um das Risiko einer schwerwiegenden Schädigung der Interessen von Kunden oder von 
Inhabern von Kryptowerten zu verhindern, alle erforderlichen Maßnahmen, auch durch Aufforderung an Dritte oder 
Behörden, diese Maßnahmen durchzuführen, zu ergreifen, um 

i) Inhalte zu entfernen oder den Zugang zu einer Online-Schnittstelle zu beschränken oder anzuordnen, dass beim 
Zugriff auf die Online-Schnittstelle ein ausdrücklicher Warnhinweis angezeigt wird, der an die Kunden und 
Inhaber von Kryptowerten gerichtet ist, 

ii) anzuordnen, dass Hostingdiensteanbieter den Zugang zu einer Online-Schnittstelle entfernen, sperren oder 
beschränken oder 

iii) anzuordnen, dass Register oder Registrierungsstellen für Domänennamen einen vollständigen Domänennamen 
entfernen und der betreffenden zuständigen Behörde seine Registrierung zu gestatten; 

ab) von einem Emittenten von vermögenswertereferenzierten Token oder E-Geld-Token gemäß Artikel 23 Absatz 4, 
Artikel 24 Absatz 3 oder Artikel 58 Absatz 3 zu verlangen, dass er eine Mindeststückelung oder eine Obergrenze 
für das Ausgabevolumen einführt. 

(2) Die in Bezug auf die Anbieter, die Personen, die die Zulassung von Kryptowerten zum Handel beantragen, die 
Emittenten sowie die Anbieter von Kryptowerte-Dienstleistungen ausgeübten Aufsichts- und Untersuchungsbefugnisse 
lassen die Befugnisse, die denselben oder anderen Aufsichtsbehörden in Bezug auf diese Unternehmen übertragen 
werden, einschließlich der Befugnisse, die den jeweils zuständigen Behörden nach den Bestimmungen nationaler Rechts
vorschriften zur Umsetzung der Richtlinie 2009/110/EG übertragen werden, und die Aufsichtsbefugnisse, die der EZB 
im Rahmen der Verordnung (EU) Nr. 1024/2013 übertragen werden, unberührt. 

(3) Zur Wahrnehmung ihrer Aufgaben gemäß Titel VI müssen die zuständigen Behörden im Einklang mit dem 
nationalen Recht zusätzlich zu den in Absatz 1 genannten Befugnissen zumindest über die erforderlichen Aufsichts- 
und Untersuchungsbefugnisse verfügen, um 

a) auf Unterlagen und Daten jeglicher Form zuzugreifen und Kopien davon zu erhalten oder anzufertigen; 

b) von jeder Person, auch von solchen, die nacheinander an der Übermittlung von Aufträgen oder an der Ausführung 
der betreffenden Tätigkeiten beteiligt sind, sowie von deren Auftraggebern Auskünfte zu verlangen oder zu fordern 
und erforderlichenfalls zum Erhalt von Informationen eine Person vorzuladen und zu befragen; 

c) die Räumlichkeiten natürlicher und juristischer Personen zu betreten, um Unterlagen und Daten jeglicher Form zu 
beschlagnahmen, wenn der begründete Verdacht besteht, dass Unterlagen oder Daten, die sich auf den Gegenstand 
der Prüfung oder Untersuchung beziehen, für den Nachweis von Insidergeschäften oder Marktmanipulation relevant 
sein könnten;
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d) eine Sache zwecks strafrechtlicher Verfolgung zu verweisen; 

e) soweit dies nach nationalem Recht zulässig ist, bestehende Datenverkehrsaufzeichnungen im Besitz einer Telekom
munikationsgesellschaft anzufordern, wenn der begründete Verdacht eines Verstoßes besteht und wenn diese Auf
zeichnungen für die Untersuchung eines Verstoßes gegen die Artikel 88 bis 91 relevant sein könnten; 

f) das Einfrieren oder die Beschlagnahme von Vermögenswerten oder beides zu beantragen; 

g) ein vorübergehendes Berufsverbot zu verhängen; 

h) alle erforderlichen Maßnahmen zu ergreifen, damit die Öffentlichkeit ordnungsgemäß informiert wird, unter anderem 
durch die Richtigstellung falscher oder irreführender offengelegter Informationen, insbesondere auch, indem sie einen 
Anbieter, eine Person, die die Zulassung zum Handel beantragt, oder einen Emittenten oder eine andere Person, die 
falsche oder irreführende Informationen veröffentlicht oder verbreitet hat, verpflichten, eine Berichtigung zu ver
öffentlichen. 

(4) Sofern das nationale Recht dies erfordert, kann die zuständige Behörde das zuständige Gericht ersuchen, über die 
Ausübung der in den Absätzen 1 und 2 genannten Befugnisse zu entscheiden. 

(5) Die zuständigen Behörden nehmen die in den Absätzen 1 und 2 genannten Befugnisse auf eine der folgenden 
Arten wahr: 

a) unmittelbar; 

b) in Zusammenarbeit mit anderen Behörden, einschließlich der für die Verhinderung und Bekämpfung von Geldwäsche 
und Terrorismusfinanzierung zuständigen Behörden; 

c) unter eigener Verantwortung durch Befugnisübertragung an die unter Buchstabe b genannten Behörden; 

d) durch Antragstellung bei den zuständigen Gerichten. 

(6) Die Mitgliedstaaten stellen durch geeignete Maßnahmen sicher, dass die zuständigen Behörden die zur Wahr
nehmung ihrer Aufgaben erforderlichen Aufsichts- und Untersuchungsbefugnisse wahrnehmen können. 

(7) Meldet eine Person der zuständigen Behörde gemäß dieser Verordnung Informationen, so gilt dies nicht als 
Verstoß gegen eine etwaige vertraglich oder durch Rechts- oder Verwaltungsvorschriften geregelte Einschränkung der 
Offenlegung von Informationen und hat keine diesbezügliche Haftung zur Folge. 

Artikel 95 

Zusammenarbeit der zuständigen Behörden 

(1) Die zuständigen Behörden arbeiten für die Zwecke dieser Verordnung zusammen. Die zuständigen Behörden 
leisten den zuständigen Behörden anderer Mitgliedstaaten, der EBA und der ESMA Amtshilfe. Sie tauschen Informatio
nen unverzüglich aus und arbeiten bei ihrer Untersuchungs-, Aufsichts- und Durchsetzungstätigkeit zusammen. 

Mitgliedstaaten, die nach Artikel 111 Absatz 1 Unterabsatz 2 strafrechtliche Sanktionen für Verstöße gegen diese Ver
ordnung gemäß nach Artikel 111 Absatz 1 Unterabsatz 1 festgelegt haben, stellen durch geeignete Maßnahmen sicher, 
dass die zuständigen Behörden über alle notwendigen Befugnisse verfügen, um sich mit den Justiz-, Strafverfolgungs- 
oder Strafjustizbehörden in ihrem Hoheitsgebiet ins Benehmen zu setzen und im Zusammenhang mit strafrechtlichen 
Ermittlungen oder Verfahren, die wegen Verstößen gegen diese Verordnung eingeleitet wurden, spezifische Informatio
nen zu erhalten und anderen zuständigen Behörden sowie der EBA und der ESMA zur Verfügung zu stellen, um ihre 
Pflicht zur Zusammenarbeit für die Zwecke dieser Verordnung zu erfüllen. 

(2) Eine zuständige Behörde kann es nur dann ablehnen, einem Ersuchen um Informationen oder einer Anfrage in 
Bezug auf die Zusammenarbeit bei einer Untersuchung zu entsprechen, wenn einer der folgenden Fälle gegeben ist: 

a) wenn die Weitergabe der relevanten Informationen die Sicherheit des ersuchten Mitgliedstaats beeinträchtigen könnte, 
insbesondere in Bezug auf die Bekämpfung von Terrorismus und anderen schwerwiegenden Straftaten; 

b) wenn ein Stattgeben geeignet wäre, ihre eigene Untersuchung, ihre eigenen Durchsetzungsmaßnahmen oder gege
benenfalls eine strafrechtliche Ermittlung zu beeinträchtigen; 

c) wenn aufgrund derselben Tat gegen dieselben natürlichen oder juristischen Personen bereits ein Verfahren vor einem 
Gericht des ersuchten Mitgliedstaats anhängig ist;
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d) wenn aufgrund derselben Tat und gegen die selben natürlichen oder juristischen Personen bereits ein rechtskräftiges 
Urteil in dem ersuchten Mitgliedstaat ergangen ist. 

(3) Die zuständigen Behörden geben auf Ersuchen unverzüglich alle Informationen, die für die Zwecke dieser Ver
ordnung erforderlich sind. 

(4) Eine zuständige Behörde kann im Hinblick auf Prüfungen vor Ort oder Untersuchungen vor Ort die zuständige 
Behörde eines anderen Mitgliedstaats um Amtshilfe ersuchen. 

Die ersuchende zuständige Behörde setzt die EBA und die ESMA über jedes Ersuchen nach Unterabsatz 1 in Kenntnis. 
Erhält eine zuständige Behörde ein Ersuchen einer zuständigen Behörde eines anderen Mitgliedstaats auf Durchführung 
von Prüfungen vor Ort oder Untersuchungen vor Ort, so hat sie folgende Möglichkeiten: 

a) die Prüfung oder Untersuchung selbst durchführen; 

b) der ersuchenden zuständigen Behörde gestatten, sich an der Prüfung vor Ort oder Untersuchung vor Ort zu betei
ligen; 

c) der ersuchenden zuständigen Behörde gestatten, die Prüfung vor Ort oder Untersuchung vor Ort selbst durchzufüh
ren; 

d) sich bestimmte mit der Wahrnehmung der Aufsichtstätigkeiten zusammenhängende Aufgaben mit den anderen 
zuständigen Behörden teilen. 

(5) Im Falle einer in Absatz 4 genannten Überprüfung oder Untersuchung vor Ort koordiniert die ESMA auf Ersuchen 
einer der zuständigen Behörden die Überprüfung oder Untersuchung. 

Betrifft die in Absatz 4 genannte Überprüfung oder Untersuchung vor Ort einen Emittenten eines vermögenswertere
ferenzierten Token oder eines E-Geld-Token oder Kryptowerte-Dienstleistungen im Zusammenhang mit vermögens
wertereferenzierten Token oder E-Geld-Token, so koordiniert die EBA auf Ersuchen einer der zuständigen Behörden 
die Überprüfung oder Untersuchung. 

(6) Wurde ein Ersuchen um Zusammenarbeit, insbesondere um Informationsaustausch, zurückgewiesen oder hat es 
innerhalb einer angemessenen Frist zu keiner Reaktion geführt, so können die zuständigen Behörden die Angelegenheit 
der ESMA zur Kenntnis bringen. In diesen Fällen gilt Artikel 19 Absatz 4 der Verordnung (EU) Nr. 1095/2010 ent
sprechend. 

(7) Abweichend von Absatz 6 des vorliegenden Artikels können die zuständigen Behörden die Angelegenheit der EBA 
zur Kenntnis bringen, sofern ein Ersuchen um Zusammenarbeit, insbesondere um Informationen, in Bezug auf einen 
Emittenten eines vermögenswertereferenzierten Token oder E-Geld-Token oder in Bezug auf Kryptowerte-Dienstleis
tungen im Zusammenhang mit vermögenswertereferenzierten Token oder E-Geld-Token zurückgewiesen wurde oder 
innerhalb einer angemessenen Frist zu keiner Reaktion geführt hat. In diesen gilt Fällen Artikel 19 Absatz 4 der Ver
ordnung (EU) Nr. 1093/2010 entsprechend. 

(8) Die zuständigen Behörden stimmen ihre Aufsichtstätigkeit eng miteinander ab, um Verstöße gegen diese Ver
ordnung festzustellen und diesen Verstößen abzuhelfen, bewährte Verfahren zu entwickeln und zu fördern, die Zu
sammenarbeit zu erleichtern, eine kohärente Auslegung zu fördern und bei Uneinigkeit rechtsordnungsübergreifende 
Bewertungen abzugeben. 

Für die Zwecke des Unterabsatzes 1 dieses Absatzes nehmen die EBA und die ESMA eine Koordinierungsfunktion 
zwischen den zuständigen Behörden und den in Artikel 119 genannten Aufsichtskollegien, damit eine gemeinsame 
Aufsichtskultur und kohärente Aufsichtspraktiken geschaffen werden und einheitliche Verfahren sichergestellt werden. 

(9) Stellt eine zuständige Behörde fest, dass eine der Anforderungen dieser Verordnung nicht erfüllt wurde oder hat 
Gründe für die Annahme, dass dies der Fall sei, so unterrichtet sie die Behörde, die für den oder die Urheber des 
Verstoßes zuständig ist, hinreichend genau über ihre Feststellungen. 

(10) Die ESMA arbeitet in enger Zusammenarbeit mit der EBA Entwürfe technischer Regulierungsstandards zur 
Präzisierung der gemäß Absatz 1 zwischen den zuständigen Behörden auszutauschenden Informationen aus. 

Die ESMA übermittelt der Kommission die in Unterabsatz 1 genannten Entwürfe technischer Regulierungsstandards 
spätestens am 30. Juni 2024. 

Der Kommission wird die Befugnis übertragen, diese Verordnung durch den Erlass der in Unterabsatz 1 dieses Absatzes 
genannten technischen Regulierungsstandards gemäß den Artikeln 10 bis 14 der Verordnung (EU) Nr. 1095/2010 zu 
ergänzen.
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(11) Die ESMA arbeitet in enger Zusammenarbeit mit der EBA Entwürfe technischer Durchführungsstandards aus, um 
die Standardformulare, Mustertexte und Verfahren für den Informationsaustausch zwischen den zuständigen Behörden 
festzulegen. 

Die ESMA übermittelt der Kommission die in Unterabsatz 1 genannten Entwürfe technischer Durchführungsstandards 
spätestens am 30. Juni 2024. 

Der Kommission wird die Befugnis übertragen, die in Unterabsatz 1 dieses Absatzes genannten technischen Durch
führungsstandards gemäß Artikel 15 der Verordnung (EU) Nr. 1095/2010 zu erlassen. 

Artikel 96 

Zusammenarbeit mit EBA und ESMA 

(1) Für die Zwecke dieser Verordnung arbeiten die zuständigen Behörden im Einklang mit der Verordnung (EU) 
Nr. 1095/2010 eng mit der ESMA und im Einklang mit der Verordnung (EU) Nr. 1093/2010 eng mit der EBA 
zusammen. Zur Wahrnehmung ihrer Aufgaben im Rahmen dieses Kapitels und der Kapitel 2 und 3 dieses Titels 
tauschen sie Informationen aus. 

(2) Die zuständigen Behörden stellen der EBA und der ESMA gemäß Artikel 35 der Verordnung (EU) Nr. 1093/2010 
und Artikel 35 der Verordnung (EU) Nr. 1095/2010 alle für die Ausführung ihrer Aufgaben erforderlichen Informatio
nen unverzüglich zur Verfügung. 

(3) Die ESMA arbeitet in enger Zusammenarbeit mit der EBA Entwürfe für technische Durchführungsstandards aus, 
um die Standardformulare, Mustertexte und Verfahren für die Zusammenarbeit und den Informationsaustausch zwischen 
den zuständigen Behörden und der EBA und der ESMA festzulegen. 

Die ESMA übermittelt der Kommission die in Unterabsatz 1 genannten Entwürfe technischer Durchführungsstandards 
spätestens am 30. Juni 2024. 

Der Kommission wird die Befugnis übertragen, die in Unterabsatz 1 genannten technischen Durchführungsstandards 
gemäß Artikel 15 der Verordnung (EU) Nr. 1095/2010 zu erlassen. 

Artikel 97 

Förderung der Konvergenz bei der Einstufung von Kryptowerten 

(1) Bis zum 30. Dezember 2024 geben die ESA gemeinsam Leitlinien gemäß Artikel 16 der Verordnung (EU) 
Nr. 1093/2010, Artikel 16 der Verordnung (EU) Nr. 1094/2010 and Artikel 16 der Verordnung (EU) Nr. 1095/2010 
heraus, in denen Inhalt und Form der dem Kryptowerte-Whitepaper gemäß Artikel 8 Absatz 4 beigefügten Erklärung 
und der Rechtsgutachten zur Einstufung vermögenswertereferenzierter Token gemäß Artikel 17 Absatz 1 Buchstabe b 
Ziffer ii und Artikel 18 Absatz 2 Buchstabe e präzisiert werden. Die Leitlinien enthalten ein Muster für die Erklärung und 
das Gutachten sowie einen standardisierten Test für die Einstufung von Kryptowerten. 

(2) Die ESA fördern im Einklang mit Artikel 29 der Verordnung (EU) Nr. 1093/2010, Artikel 29 der Verordnung (EU) 
Nr. 1094/2010 bzw. Artikel 29 der Verordnung (EU) Nr. 1095/2010 Diskussionen zwischen den zuständigen Behörden 
über die Einstufung der Kryptowerte, einschließlich über die Einstufung der Kryptowerte, die gemäß Artikel 2 Absatz 3 
vom Anwendungsbereich dieser Verordnung ausgenommen sind. Die ESA ermitteln auch die Ursachen möglicher 
Unterschiede bei den Ansätzen der zuständigen Behörden für die Einstufung dieser Kryptowerte und fördern, soweit 
möglich, einen gemeinsamen diesbezüglichen Ansatz. 

(3) Die zuständigen Behörden des Herkunfts- oder Aufnahmemitgliedstaats können die ESMA, die EIOPA oder die 
EBA gegebenenfalls um eine Stellungnahme zur Einstufung von Kryptowerten ersuchen, einschließlich der Kryptowerte, 
die gemäß Artikel 2 Absatz 3 vom Anwendungsbereich dieser Verordnung ausgenommen sind. Ja nach Fall legt die 
ESMA, die EIOPA oder die EBA eine solche Stellungnahme gemäß Artikel 29 der Verordnung (EU) Nr. 1093/2010, 
Artikel 29 der Verordnung (EU) Nr. 1094/2010 bzw. Artikel 29 der Verordnung (EU) Nr. 1095/2010 innerhalb von 15 
Arbeitstagen nach Eingang des Ersuchens der zuständigen Behörden vor. 

(4) Die ESA erstellen auf der Grundlage der in dem in Artikel 109 genannten Register enthaltenen Informationen und 
der Ergebnisse ihrer in den Absätzen 2 und 3 des vorliegenden Artikels genannten Arbeit gemeinsam einen Jahres
bericht, in dem Schwierigkeiten bei der Einstufung von Kryptowerten und Unterschiede bei den Ansätzen der zustän
digen Behörden aufgezeigt werden.
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Artikel 98 

Zusammenarbeit mit anderen Behörden 

Übt ein Anbieter, eine Person, die die Zulassung zum Handel beantragt, ein Emittent eines vermögenswertereferenzierten 
Token oder eines E-Geld-Token oder ein Anbieter von Kryptowerte-Dienstleistungen andere als die unter diese Ver
ordnung fallenden Tätigkeiten aus, so arbeiten die zuständigen Behörden mit den Behörden zusammen, die gemäß den 
einschlägigen Rechtsvorschriften der Union oder der Mitgliedstaaten für die Beaufsichtigung oder Kontrolle dieser 
anderen Tätigkeiten zuständig sind, einschließlich der Steuerbehörden und der einschlägigen Aufsichtsbehörden von 
Drittländern. 

Artikel 99 

Übermittlungspflicht 

Die Mitgliedstaaten übermitteln der Kommission, der EBA und der ESMA bis zum 30. Juni 2025 die Rechts- und 
Verwaltungsvorschriften, einschließlich der einschlägigen strafrechtlichen Vorschriften, zur Umsetzung dieses Titels. 
Die Mitgliedstaaten teilen der Kommission, der EBA und der ESMA spätere Änderungen dieser Vorschriften unverzüglich 
mit. 

Artikel 100 

Wahrung des Berufsgeheimnisses 

(1) Alle im Rahmen dieser Verordnung zwischen zuständigen Behörden ausgetauschten Informationen, die Geschäfts- 
oder Betriebsbedingungen und andere wirtschaftliche oder persönliche Angelegenheiten betreffen, gelten als vertraulich 
und unterliegen den Anforderungen des Berufsgeheimnisses, es sei denn, ihre Weitergabe wird von den zuständigen 
Behörden zum Zeitpunkt der Übermittlung für zulässig erklärt oder ist für Gerichtsverfahren oder Fälle aus dem Bereich 
des nationalen Steuerrechts oder des Strafrechts erforderlich. 

(2) Die Pflicht zur Wahrung des Berufsgeheimnisses gilt für alle natürlichen oder juristischen Personen, die für die 
zuständigen Behörden tätig sind oder tätig waren. Die unter das Berufsgeheimnis fallenden Informationen dürfen nicht 
an andere natürliche oder juristische Personen oder an Behörden weitergegeben werden, es sei denn, dies geschieht 
aufgrund von Gesetzgebungsakten der Union oder nationalem Recht. 

Artikel 101 

Datenschutz 

In Bezug auf die Verarbeitung personenbezogener Daten im Rahmen dieser Verordnung führen die zuständigen Behör
den ihre Aufgaben im Sinne dieser Verordnung im Einklang mit der Verordnung (EU) 2016/679 aus. 

Die Verarbeitung personenbezogener Daten für die Zwecke dieser Verordnung durch die EBA und die ESMA erfolgt im 
Einklang mit der Verordnung (EU) 2018/1725. 

Artikel 102 

Vorsorgliche Maßnahmen 

(1) Hat die zuständige Behörde eines Aufnahmemitgliedstaats eindeutige und nachweisbare Gründe für den Verdacht, 
dass es bei den Tätigkeiten eines Anbieters oder einer Person, die die Zulassung eines Kryptowerts zum Handel 
beantragt, oder eines Emittenten eines vermögenswertereferenzierten Token oder eines E-Geld-Token oder eines Anbie
ters von Kryptowerte-Dienstleistungen Unregelmäßigkeiten gibt, so setzt sie die zuständige Behörde des Herkunftsmit
gliedstaats und die ESMA davon in Kenntnis. 

Betreffen die Unregelmäßigkeiten gemäß Unterabsatz 1 einen Emittenten eines vermögenswertereferenzierten Token oder 
eines E-Geld-Token oder eine Kryptowerte-Dienstleistung im Zusammenhang mit vermögenswertereferenzierten Token 
oder E-Geld-Token, so setzt die zuständige Behörde des Aufnahmemitgliedstaats die EBA ebenfalls in Kenntnis. 

(2) Dauern die Unregelmäßigkeiten, auf die in Absatz 1 Bezug genommen wird, trotz der von der zuständigen 
Behörde des Herkunftsmitgliedstaats ergriffenen Maßnahmen an, was einen Verstoß gegen diese Verordnung darstellt, 
so ergreift die zuständige Behörde des Aufnahmemitgliedstaats nach vorheriger Unterrichtung der zuständigen Behörde 
des Herkunftsmitgliedstaats, der ESMA und gegebenenfalls der EBA alle für den Schutz der Kunden von Anbietern von 
Kryptowerte-Dienstleistungen und der Inhaber von Kryptowerten, insbesondere Kleinanleger, erforderlichen Maßnahmen. 
Zu diesen Maßnahmen gehört es, den Anbieter, die Person, die die Zulassung zum Handel beantragt, den Emittenten des 
vermögenswertereferenzierten Token oder des E-Geld-Token oder den Anbieter von Kryptowerte-Dienstleistungen daran 
zu hindern, weitere Tätigkeiten im Aufnahmemitgliedstaat auszuüben. Die zuständige Behörde unterrichtet die ESMA 
und gegebenenfalls die EBA unverzüglich darüber. Die ESMA und, sofern beteiligt, die EBA setzen die Kommission 
unverzüglich davon in Kenntnis.
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(3) Ist eine zuständige Behörde des Herkunftsmitgliedstaats mit einer von einer zuständigen Behörde des Aufnahme
mitgliedstaats nach Absatz 2 getroffenen Maßnahme nicht einverstanden, so kann sie die Angelegenheit der ESMA zur 
Kenntnis bringen. In diesen Fällen gilt Artikel 19 Absatz 4 der Verordnung (EU) Nr. 1095/2010 entsprechend. 

Betreffen die Maßnahmen nach Absatz 2 einen Emittenten eines vermögenswertereferenzierten Token oder eines E-Geld- 
Token oder eine Kryptowerte-Dienstleistung im Zusammenhang mit vermögenswertereferenzierten Token oder E-Geld- 
Token, so kann die zuständige Behörde des Aufnahmemitgliedstaats die Angelegenheit abweichend von Unterabsatz 1 
der EBA zur Kenntnis bringen. In diesen Fällen gilt Artikel 19 Absatz 4 der Verordnung (EU) Nr. 1093/2010 ent
sprechend. 

Artikel 103 

Befugnisse der ESMA zur vorübergehenden Intervention 

(1) Gemäß Artikel 9 Absatz 5 der Verordnung (EU) Nr. 1095/2010 kann die ESMA, wenn die Bedingungen der 
Absätze 2 und 3 des vorliegenden Artikels erfüllt sind, Folgendes vorübergehend verbieten oder beschränken: 

a) Vermarktung, Vertrieb oder Verkauf bestimmter anderer Kryptowerte als vermögenswertereferenzierter Token oder E- 
Geld-Token oder anderer Kryptowerte als vermögenswertereferenzierter Token oder E-Geld-Token mit bestimmten 
Merkmalen oder 

b) eine Art der Tätigkeit oder Praxis im Zusammenhang mit anderen Kryptowerten als vermögenswertereferenzierten 
Token oder E-Geld-Token. 

Ein Verbot oder eine Beschränkung kann unter bestimmten von der ESMA festgelegten Bedingungen oder vorbehaltlich 
von der ESMA festgelegter Ausnahmen gelten. 

(2) Die ESMA ergreift eine Maßnahme gemäß Absatz 1 nur, wenn alle folgenden Bedingungen erfüllt sind: 

a) Mit dem vorgeschlagenen Verbot bzw. der vorgeschlagenen Beschränkung wird erheblichen Bedenken hinsichtlich 
des Anlegerschutzes oder einer Gefahr für das ordnungsgemäße Funktionieren und die Integrität der Märkte für 
Kryptowerte oder für die Stabilität des Finanzsystems in der Union als Ganzes oder von Teilen dieses Finanzsystems 
begegnet; 

b) die Regulierungsanforderungen nach dem Unionsrecht, die auf die jeweiligen Kryptowerte und Kryptowerte-Dienst
leistungen anwendbar sind, werden der betreffenden Bedrohung nicht gerecht; 

c) eine zuständige Behörde hat keine Maßnahmen ergriffen, um der betreffenden Bedrohung zu begegnen, oder die 
ergriffenen Maßnahmen werden der Bedrohung nicht ausreichend gerecht. 

(3) Ergreift die ESMA eine Maßnahme gemäß Absatz 1, so stellt sie sicher, dass die Maßnahme 

a) keine nachteiligen Auswirkungen auf die Effizienz der Märkte für Kryptowerte oder auf die Inhaber von Kryptowerten 
oder Kunden, die Kryptowerte-Dienstleistungen erhalten, hat, die in keinem Verhältnis zu den Vorteilen der Maß
nahme stehen, und 

b) kein Risiko einer Aufsichtsarbitrage birgt. 

Haben zuständige Behörden eine Maßnahme nach Artikel 105 ergriffen, kann die ESMA jede der in Absatz 1 genannten 
Maßnahmen ergreifen, ohne eine Stellungnahme gemäß Artikel 106 Absatz 2 abzugeben. 

(4) Bevor die ESMA beschließt, eine Maßnahme gemäß Absatz 1 zu ergreifen, unterrichtet sie die jeweils zuständigen 
Behörden über die Maßnahme, die sie zu ergreifen beabsichtigt. 

(5) Die ESMA veröffentlicht auf ihrer Website eine Mitteilung über jeden Beschluss zur Ergreifung einer Maßnahme 
gemäß Absatz 1. In dieser Mitteilung werden die Einzelheiten des verhängten Verbots oder der verhängten Beschränkung 
erläutert und ein Zeitpunkt nach der Veröffentlichung der Mitteilung genannt, ab dem die Maßnahmen wirksam werden. 
Ein Verbot oder eine Beschränkung gilt nur für Tätigkeiten nach dem Wirksamwerden der Maßnahme. 

(6) Die ESMA überprüft ein verhängtes Verbot oder eine verhängte Beschränkung gemäß Absatz 1 in geeigneten 
Zeitabständen, mindestens alle sechs Monate. Nach mindestens zwei aufeinanderfolgenden Verlängerungen und auf der 
Grundlage einer ordnungsgemäßen Analyse zur Bewertung der Auswirkungen auf die Verbraucher kann die ESMA die 
jährliche Verlängerung des Verbots oder der Beschränkung beschließen.
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(7) Die von der ESMA gemäß diesem Artikel ergriffenen Maßnahmen haben Vorrang vor allen früheren Maßnahmen, 
die die jeweils zuständigen Behörden in derselben Angelegenheit ergriffen haben. 

(8) Die Kommission erlässt gemäß Artikel 139 delegierte Rechtsakte zur Ergänzung dieser Verordnung durch Fest
legung der Kriterien und Faktoren, die von der ESMA bei der Feststellung, ob erhebliche Bedenken hinsichtlich des 
Anlegerschutzes oder eine Gefahr für das ordnungsgemäße Funktionieren und die Integrität der Märkte für Kryptowerte 
oder für die Stabilität des Finanzsystems der Union als Ganzes oder von Teilen dieses Finanzsystems bestehen, für die 
Zwecke von Absatz 2 Buchstabe a des vorliegenden Artikels zu berücksichtigen sind. 

Artikel 104 

Befugnisse der EBA zur vorübergehenden Intervention 

(1) Gemäß Artikel 9 Absatz 5 der Verordnung (EU) Nr. 1093/2010 kann die EBA, wenn die Bedingungen der 
Absätze 2 und 3 des vorliegenden Artikels erfüllt sind, Folgendes vorübergehend verbieten oder beschränken: 

a) Vermarktung, Vertrieb oder Verkauf bestimmter vermögenswertereferenzierter Token oder E-Geld-Token oder ver
mögenswertereferenzierter Token oder E-Geld-Token mit bestimmten Merkmalen oder 

b) eine Art der Tätigkeit oder Praxis im Zusammenhang mit vermögenswertereferenzierten Token oder E-Geld-Token. 

Ein Verbot oder eine Beschränkung kann unter bestimmten von der EBA festgelegten Bedingungen oder vorbehaltlich 
von der EBA festgelegter Ausnahmen gelten. 

(2) Die EBA ergreift eine Maßnahme gemäß Absatz 1 nur, wenn alle folgenden Bedingungen erfüllt sind: 

a) Mit dem vorgeschlagenen Verbot bzw. der vorgeschlagenen Beschränkung wird erheblichen Bedenken hinsichtlich 
des Anlegerschutzes oder einer Bedrohung für das ordnungsgemäße Funktionieren und die Integrität der Märkte für 
Kryptowerte oder für die Stabilität des Finanzsystems in der Union als Ganzes oder von Teilen dieses Finanzsystems 
begegnet; 

b) die Regulierungsanforderungen nach dem Unionsrecht, die auf die jeweiligen vermögenswertereferenzierten Token, E- 
Geld-Token und damit verbundenen Kryptowerte-Dienstleistungen anwendbar sind, werden der betreffenden Bedro
hung nicht gerecht; 

c) eine zuständige Behörde hat keine Maßnahmen ergriffen, um der betreffenden Bedrohung zu begegnen, oder die 
ergriffenen Maßnahmen werden der Bedrohung nicht ausreichend gerecht. 

(3) Ergreift die EBA eine Maßnahme gemäß Absatz 1, so stellt sie sicher, dass die Maßnahme 

a) keine nachteiligen Auswirkungen auf die Effizienz der Märkte für Kryptowerte oder auf die Inhaber von vermögens
wertereferenzierten Token oder E-Geld-Token oder auf Kunden, die Kryptowerte-Dienstleistungen erhalten, die in 
keinem Verhältnis zu den Vorteilen der Maßnahme stehen, und 

b) kein Risiko einer Aufsichtsarbitrage birgt. 

Haben zuständige Behörden eine Maßnahme nach Artikel 105 ergriffen, so kann die EBA jeder der in Absatz 1 
genannten Maßnahmen ergreifen, ohne eine in Artikel 106 Absatz 2 vorgesehene Stellungnahme abzugeben. 

(4) Bevor die EBA beschließt, eine Maßnahme gemäß Absatz 1 zu ergreifen, unterrichtet sie die jeweils zuständigen 
Behörden über die Maßnahme, die sie zu ergreifen beabsichtigt. 

(5) Die EBA veröffentlicht auf ihrer Website eine Mitteilung über jeden Beschluss zur Ergreifung einer Maßnahme 
gemäß Absatz 1. In dieser Mitteilung werden die Einzelheiten des verhängten Verbots oder der verhängten Beschränkung 
erläutert und ein Zeitpunkt nach der Veröffentlichung der Mitteilung genannt, ab dem die Maßnahmen wirksam werden. 
Ein Verbot oder eine Beschränkung gilt nur für Tätigkeiten nach dem Wirksamwerden der Maßnahme. 

(6) Die EBA überprüft ein verhängtes Verbot oder eine verhängte Beschränkung gemäß Absatz 1 in geeigneten 
Zeitabständen, mindestens alle sechs Monate. Nach mindestens zwei aufeinanderfolgenden Verlängerungen und auf 
der Grundlage einer ordnungsgemäßen Analyse zur Bewertung der Auswirkungen auf die Verbraucher kann die EBA 
die jährliche Verlängerung des Verbots oder der Beschränkung beschließen.
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(7) Die von der EBA gemäß diesem Artikel ergriffenen Maßnahmen haben Vorrang vor allen früheren Maßnahmen, 
die die jeweils zuständige Behörde in derselben Angelegenheit ergriffen hat. 

(8) Die Kommission erlässt gemäß Artikel 139 delegierte Rechtsakte zur Ergänzung dieser Verordnung durch Fest
legung der Kriterien und Faktoren, die von der EBA bei der Feststellung, ob erhebliche Bedenken hinsichtlich des 
Anlegerschutzes oder eine Gefahr für das ordnungsgemäße Funktionieren und die Integrität der Märkte für Kryptowerte 
oder für die Stabilität des Finanzsystems der Union als Ganzes oder von Teilen dieses Finanzsystems bestehen, für die 
Zwecke von Absatz 2 Buchstabe a des vorliegenden Artikels zu berücksichtigen sind. 

Artikel 105 

Produktintervention seitens der zuständigen Behörden 

(1) Eine zuständige Behörde kann in oder aus diesem Mitgliedstaat Folgendes verbieten oder beschränken: 

a) Vermarktung, Vertrieb oder Verkauf bestimmter Kryptowerte oder Kryptowerte mit bestimmten Merkmalen oder 

b) eine Art der Tätigkeit oder Praxis im Zusammenhang mit Kryptowerten. 

(2) Eine zuständige Behörde kann die in Absatz 1 genannte Maßnahme nur ergreifen, wenn sie sich begründeterma
ßen vergewissert hat, dass 

a) ein Kryptowert erhebliche Bedenken für den Anlegerschutz aufwirft oder eine Gefahr für das ordnungsgemäße 
Funktionieren und die Integrität der Märkte für Kryptowerte oder für die Stabilität des Finanzsystems in der Union 
als Ganzes oder von Teilen dieses Finanzsystems darstellt; 

b) bestehende regulatorische Anforderungen nach Unionsrecht, die auf den betreffenden Kryptowert oder die betref
fende Kryptowerte-Dienstleistung anwendbar sind, den unter Buchstabe a genannten Risiken nicht hinreichend be
gegnen und das Problem durch eine stärkere Aufsicht oder Durchsetzung der vorhandenen Anforderungen nicht 
besser gelöst würde; 

c) die Maßnahme verhältnismäßig ist, wenn man die Wesensart der ermittelten Risiken, das Kenntnisniveau der be
treffenden Anleger oder Marktteilnehmer und die wahrscheinliche Wirkung der Maßnahme auf Anleger und Markt
teilnehmer berücksichtigt, die den betreffenden Kryptowert oder die betreffende Kryptowerte-Dienstleistung eventuell 
halten bzw. nutzen oder davon profitieren; 

d) die zuständige Behörde die zuständigen Behörden anderer Mitgliedstaaten, die von der Maßnahme erheblich betroffen 
sein könnten, ordnungsgemäß angehört hat und 

e) die Maßnahme sich nichtdiskriminierend auf Dienstleistungen oder Tätigkeiten auswirkt, die von einem anderen 
Mitgliedstaat aus erbracht werden. 

Sind die Bedingungen nach Unterabsatz 1 des vorliegenden Absatzes erfüllt, so kann die zuständige Behörde das Verbot 
oder die Beschränkung nach Absatz 1 vorsorglich aussprechen, bevor ein Kryptowert vermarktet, vertrieben oder an 
Kunden verkauft wird. 

Die zuständige Behörde kann beschließen, das Verbot oder die Beschränkung nach Absatz 1 nur unter bestimmten 
Umständen oder vorbehaltlich Ausnahmen anzuwenden. 

(3) Die zuständige Behörde verhängt keine Verbote oder Beschränkungen gemäß diesem Artikel, wenn sie nicht 
spätestens einen Monat, bevor die Maßnahme wirksam werden soll, allen anderen beteiligten zuständigen Behörden 
und der ESMA oder EBA schriftlich oder auf einem anderen von den Behörden vereinbarten Weg für vermögens
wertereferenzierte Token oder E-Geld-Token folgende Einzelheiten mitgeteilt hat: 

a) den Kryptowert oder die Tätigkeit oder Praxis, auf den bzw. die sich die vorgeschlagene Maßnahme bezieht; 

b) die genaue Art des vorgeschlagenen Verbots oder der vorgeschlagenen Beschränkung sowie den geplanten Zeitpunkt 
des Inkrafttretens und 

c) die Nachweise, auf die sie ihren Beschluss gestützt hat und die als Grundlage für die Feststellung dienen, dass die 
Bedingungen von Absatz 2 Unterabsatz 1 erfüllt sind. 

(4) In Ausnahmefällen, in denen die zuständige Behörde es für notwendig hält, um nachteilige Auswirkungen, die 
durch den Kryptowert oder die Tätigkeit oder Praxis nach Absatz 1 entstehen könnten, abzuwenden, kann die zustän
dige Behörde frühestens 24 Stunden, nachdem sie alle anderen zuständigen Behörden und die ESMA von dem geplanten 
Inkrafttreten der Maßnahme unterrichtet hat, eine vorläufige dringende Maßnahmen ergreifen, sofern alle in diesem 
Artikel aufgeführten Kriterien erfüllt sind und außerdem eindeutig nachgewiesen ist, dass auf die konkreten Bedenken 
oder die konkrete Gefahr bei einer einmonatigen Mitteilungsfrist nicht angemessen reagiert werden kann. Die Dauer der 
vorläufigen Maßnahmen darf drei Monate nicht überschreiten.
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(5) Die zuständige Behörde veröffentlicht auf ihrer Website eine Mitteilung über einen Beschluss zur Verhängung 
eines Verbots oder einer Beschränkung nach Absatz 1. In dieser Mitteilung werden die Einzelheiten des verhängten 
Verbots oder der verhängten Beschränkung sowie ein Zeitpunkt nach der Veröffentlichung der Mitteilung, ab dem die 
Maßnahmen wirksam werden, sowie die Nachweise, auf die die zuständige Behörde ihre Entscheidung gestützt hat und 
aufgrund derer sie davon überzeugt ist, dass jede der in Absatz 2 Unterabsatz 1 genannten Bedingungen erfüllt ist, 
angegeben. Das Verbot oder die Beschränkung gilt nur für Tätigkeiten nach dem Wirksamwerden der Maßnahme. 

(6) Die zuständige Behörde widerruft ein Verbot oder eine Beschränkung, wenn die Bedingungen nach Absatz 2 nicht 
mehr erfüllt sind. 

(7) Die Kommission erlässt gemäß Artikel 139 delegierte Rechtsakte zur Ergänzung dieser Verordnung durch Fest
legung der Kriterien und Faktoren, die von den zuständigen Behörden bei der Feststellung, ob erhebliche Bedenken 
hinsichtlich des Anlegerschutzes oder eine Gefahr für das ordnungsgemäße Funktionieren oder die Integrität der Märkte 
für Kryptowerte oder für die Stabilität des Finanzsystems als Ganzes oder von Teilen davon in mindestens einem 
Mitgliedstaat bestehen, für die Zwecke von Absatz 2 Unterabsatz 1 Buchstabe a zu berücksichtigen sind. 

Artikel 106 

Koordinierung mit der ESMA oder der EBA 

(1) Die ESMA oder — bei vermögenswertereferenzierten Token und E-Geld-Token — die EBA nimmt eine unter
stützende und koordinierende Rolle in Bezug auf Maßnahmen wahr, die von den zuständigen Behörden gemäß Ar
tikel 105 ergriffen werden. Die ESMA oder — bei vermögenswertereferenzierten Token und E-Geld-Token — die EBA 
stellt sicher, dass die von einer zuständigen Behörde ergriffenen Maßnahmen gerechtfertigt und verhältnismäßig sind und 
dass die zuständigen Behörden gegebenenfalls einen kohärenten Ansatz verfolgen. 

(2) Nach Eingang der Mitteilung gemäß Artikel 105 Absatz 3 über eine nach dem genannten Artikel zu ergreifende 
Maßnahme gibt die ESMA oder — bei vermögenswertereferenzierten Token und E-Geld-Token — die EBA eine Stellung
nahme dazu ab, ob das Verbot oder die Beschränkung gerechtfertigt und verhältnismäßig ist. Hält die ESMA oder — bei 
vermögenswertereferenzierten Token und E-Geld-Token — die EBA Maßnahmen anderer zuständiger Behörden für 
notwendig, um das Risiko zu bewältigen, gibt sie dies in ihrer Stellungnahme an. Die Stellungnahme wird auf der 
Website der ESMA oder — bei vermögenswertereferenzierten Token und E-Geld-Token — der EBA veröffentlicht. 

(3) Wenn eine zuständige Behörde im Widerspruch zu einer von der ESMA oder EBA gemäß Absatz 2 abgegebenen 
Stellungnahme Maßnahmen vorschlägt, so veröffentlicht die betreffende zuständige Behörde auf ihrer Website umgehend 
eine Mitteilung, in der sie ihre Gründe umfassend darlegt. 

Artikel 107 

Zusammenarbeit mit Drittländern 

(1) Die zuständigen Behörden der Mitgliedstaaten treffen erforderlichenfalls mit den Aufsichtsbehörden von Dritt
ländern Kooperationsvereinbarungen über den Informationsaustausch mit diesen Aufsichtsbehörden von Drittländern 
und die Durchsetzung von Verpflichtungen, die sich aus dieser Verordnung in diesen Drittländern ergeben. Diese 
Kooperationsvereinbarungen stellen zumindest einen wirksamen Informationsaustausch sicher, der den zuständigen 
Behörden die Wahrnehmung ihrer Aufgaben im Rahmen dieser Verordnung ermöglicht. 

Beabsichtigt eine zuständige Behörde den Abschluss einer derartigen Vereinbarung, setzt sie die EBA, die ESMA und die 
anderen zuständigen Behörden davon in Kenntnis. 

(2) In enger Zusammenarbeit mit der EBA unterstützt und koordiniert die ESMA nach Möglichkeit die Ausarbeitung 
von Kooperationsvereinbarungen zwischen den zuständigen Behörden und den jeweils zuständigen Aufsichtsbehörden 
von Drittländern. 

(3) Die ESMA arbeitet in enger Zusammenarbeit mit der EBA Entwürfe technischer Regulierungsstandards mit einem 
Muster für Kooperationsvereinbarungen gemäß Absatz 1 aus, das nach Möglichkeit von den zuständigen Behörden der 
Mitgliedstaaten verwendet wird. 

Die ESMA übermittelt der Kommission die in Unterabsatz 1 genannten Entwürfe technischer Regulierungsstandards 
spätestens am 30. Juni 2024. 

Der Kommission wird die Befugnis übertragen, diese Verordnung durch den Erlass der in Unterabsatz 1 genannten 
technischen Regulierungsstandards gemäß den Artikeln 10 bis 14 der Verordnung (EU) Nr. 1095/2010 zu ergänzen.
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(4) In enger Zusammenarbeit mit der EBA erleichtert und koordiniert die ESMA nach Möglichkeit auch den Infor
mationsaustausch zwischen den zuständigen Behörden bei Informationen von Aufsichtsbehörden aus Drittländern, die 
für das Ergreifen von Maßnahmen nach Kapitel 3 dieses Titels von Belang sein könnten. 

(5) Die zuständigen Behörden schließen Kooperationsvereinbarungen über den Informationsaustausch mit den Auf
sichtsbehörden von Drittländern nur dann, wenn die Garantien zum Schutz des Berufsgeheimnisses in Bezug auf die 
offengelegten Informationen jenen nach Artikel 100 mindestens gleichwertig sind. Ein derartiger Informationsaustausch 
dient der Wahrnehmung der Aufgaben dieser zuständigen Behörden im Rahmen dieser Verordnung. 

Artikel 108 

Bearbeitung von Beschwerden durch die zuständigen Behörden 

(1) Die zuständigen Behörden richten Verfahren ein, die es den Kunden und anderen interessierten Kreisen, ins
besondere auch Verbraucherverbänden, ermöglichen, bei den zuständigen Behörden Beschwerde einzulegen, wenn 
Anbieter, Personen, die die Zulassung zum Handel beantragen, Emittenten von vermögenswertereferenzierten Token 
oder E-Geld-Token oder Anbieter von Kryptowerte-Dienstleistungen mutmaßlich gegen diese Verordnung verstoßen. 
Beschwerden können in schriftlicher, einschließlich elektronischer, Form und in einer Amtssprache des Mitgliedstaats, in 
dem sie eingereicht werden, oder in einer von den zuständigen Behörden dieses Mitgliedstaats akzeptierten Sprache 
eingereicht werden. 

(2) Informationen über die Beschwerdeverfahren nach Absatz 1 stehen auf der Website jeder zuständigen Behörde zur 
Verfügung und werden der EBA und der ESMA übermittelt. Die ESMA veröffentlicht in ihrem in Artikel 109 genannten 
Register der Anbieter von Kryptowerte-Dienstleistungen Hyperlinks zu den die Beschwerdeverfahren betreffenden Ab
schnitten der Websites der zuständigen Behörden. 

KAPITEL 2 

ESMA- Register 

Artikel 109 

Register von Kryptowerte-Whitepapers, Emittenten von vermögenswertereferenzierten Token und E-Geld- 
Token und Anbietern von Kryptowerte-Dienstleistungen 

(1) Die ESMA erstellt ein Register der 

a) Kryptowerte-Whitepaper für andere Kryptowerte als vermögenswertereferenzierte Token oder E-Geld-Token, 

b) Emittenten vermögenswertereferenzierter Token, 

c) Emittenten von E-Geld-Token und 

d) Anbieter von Kryptowerte-Dienstleistungen. 

Die ESMA stellt dieses Register auf ihrer Website öffentlich zur Verfügung und aktualisiert es regelmäßig. Um diese 
Aktualisierung zu erleichtern, teilen die zuständigen Behörden der ESMA alle Änderungen mit, die ihnen in Bezug auf 
die in den Absätzen 2 bis 5 genannten Informationen gemeldet werden. 

Die zuständigen Behörden stellen der ESMA die Daten zur Verfügung, die für die Klassifizierung von Kryptowerte- 
Whitepapers im Register gemäß Absatz 8 erforderlich sind. 

(2) In Bezug auf Kryptowerte-Whitepaper für andere Kryptowerte als vermögenswertereferenzierte Token oder E- 
Geld-Token enthält das Register die Kryptowerte-Whitepaper und alle geänderten Kryptowerte-Whitepaper. Alle ver
alteten Versionen der Kryptowerte-Whitepaper werden in einem gesonderten Archiv aufbewahrt und deutlich als ver
altete Versionen gekennzeichnet. 

(3) In Bezug auf Emittenten vermögenswertereferenzierter Token enthält das Register folgende Angaben: 

a) den Namen, die Rechtsform und die Unternehmenskennung des Emittenten, 

b) den Handelsnamen, die Anschrift, die Telefonnummer, die E-Mail-Adresse und die Website des Emittenten, 

c) die Kryptowerte-Whitepaper und alle geänderten Kryptowerte-Whitepaper, wobei die veralteten Versionen des Kryp
towerte-Whitepapers in einem gesonderten Archiv aufbewahrt und deutlich als veraltet gekennzeichnet werden,
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d) die Liste der Mitgliedstaaten, in denen der antragstellende Emittent beabsichtigt, einen vermögenswertereferenzierten 
Token öffentlich anzubieten oder die Zulassung des vermögenswertereferenzierten Token zum Handel zu beantragen, 

e) das Startdatum oder, falls zum Zeitpunkt der Benachrichtigung durch die zuständige Behörde nicht verfügbar, das 
beabsichtigte Startdatum des öffentlichen Angebots oder der Zulassung zum Handel, 

f) alle sonstigen vom Emittenten erbrachten Dienstleistungen, die nicht unter diese Verordnung fallen, mit Verweis auf 
das geltende Unionsrecht oder nationale Recht, 

g) das Datum der Zulassung eines vermögenswertereferenzierten Token zum öffentlichen Anbieten oder das Datum, an 
dem die Zulassung eines vermögenswertereferenzierten Token zum Handel beantragt werden konnte oder das Datum 
der Zulassung als Kreditinstitut oder gegebenenfalls des Entzugs einer dieser Zulassungen. 

(4) In Bezug auf Emittenten von E-Geld-Token enthält das Register folgende Angaben: 

a) den Namen, die Rechtsform und die Unternehmenskennung des Emittenten, 

b) den Handelsnamen, die Anschrift, die Telefonnummer, die E-Mail-Adresse und die Website des Emittenten, 

c) die Kryptowerte-Whitepaper und alle geänderten Kryptowerte-Whitepaper, wobei die veralteten Versionen des Kryp
towerte-Whitepapers in einem gesonderten Archiv aufbewahrt und deutlich als veraltet gekennzeichnet werden, 

d) das Startdatum des öffentlichen Angebots oder der Zulassung zum Handel oder, falls zum Zeitpunkt der Meldung 
durch die zuständige Behörde nicht verfügbar, das Startdatum des geplanten Angebots oder der geplanten Zulassung 
zum Handel, 

e) alle sonstigen vom Emittenten erbrachten Dienstleistungen, die nicht unter diese Verordnung fallen, mit Verweis auf 
das geltende Unionsrecht oder nationale Recht, 

f) das Datum der Zulassung als Kreditinstitut oder als E-Geld-Institut und gegebenenfalls des Entzugs dieser Zulassung. 

(5) In Bezug auf Anbieter von Kryptowerte-Dienstleistungen enthält das Register folgende Angaben: 

a) den Namen, die Rechtsform und die Unternehmenskennung des Anbieters von Kryptowerte-Dienstleistungen sowie 
gegebenenfalls der Zweigniederlassungen des Anbieters von Kryptowerte-Dienstleistungen, 

b) den Handelsnamen, die Anschrift, die Telefonnummer, die E-Mail-Adresse und die Website des Anbieters von 
Kryptowerte-Dienstleistungen sowie gegebenenfalls der Handelsplattform für Kryptowerte, die vom Anbieter von 
Kryptowerte-Dienstleistungen betrieben wird, 

c) den Namen, die Anschrift und die Kontaktdaten der zuständigen Behörde, die die Zulassung erteilt hat, 

d) die Liste der Kryptowerte-Dienstleistungen, die der Anbieter von Kryptowerte-Dienstleistungen erbringt, 

e) die Liste der Aufnahmemitgliedstaaten, in denen der Anbieter von Kryptowerte-Dienstleistungen beabsichtigt, Krypto
werte-Dienstleistungen zu erbringen, 

f) das Startdatum der Erbringung von Kryptowerte-Dienstleistungen oder, falls zum Zeitpunkt der Meldung durch die 
zuständige Behörde nicht verfügbar, das Startdatum der geplanten Erbringung von Kryptowerte-Dienstleistungen, 

g) alle sonstigen vom Anbieter von Kryptowerte-Dienstleistungen erbrachten Dienstleistungen, die nicht unter diese 
Verordnung fallen, mit Verweis auf das geltende Unionsrecht oder nationale Recht, 

h) das Datum der Zulassung und gegebenenfalls des Entzugs der Zulassung. 

(6) Die zuständigen Behörden melden der ESMA unverzüglich die in Artikel 94 Absatz 1 Unterabsatz 1 Buchstabe b, 
c, f, l, m, n, o oder t aufgeführten Maßnahmen und alle gemäß Artikel 102 ergriffenen öffentlichen Vorsichtsmaß
nahmen, die sich auf die Erbringung von Kryptowerte-Dienstleistungen oder die Emission, das öffentliche Angebot oder 
die Nutzung von Kryptowerten auswirken. Die ESMA nimmt diese Informationen in das Register auf. 

(7) Jeder Entzug der Zulassung eines Emittenten eines vermögenswertereferenzierten Token, eines Emittenten eines E- 
Geld-Token oder eines Anbieters von Kryptowerte-Dienstleistungen und jede gemäß Absatz 6 gemeldete Maßnahme 
bleibt fünf Jahre lang im Register veröffentlicht.
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(8) Die ESMA arbeitet Entwürfe technischer Regulierungsstandards aus, in denen die für die Einstufung, nach Art von 
Kryptowerten, von Kryptowerte-Whitepapers im Register erforderlichen Daten einschließlich der Unternehmenskennung 
des Emittenten näher festgelegt sind und in denen die praktischen Vorkehrungen festgelegt sind, mit denen sichergestellt 
wird, dass diese Daten maschinenlesbar sind. 

Die ESMA übermittelt der Kommission die in Unterabsatz 1 genannten Entwürfe technischer Regulierungsstandards 
spätestens am 30. Juni 2024. 

Der Kommission wird die Befugnis übertragen, diese Verordnung durch den Erlass der in Unterabsatz 1 genannten 
technischen Regulierungsstandards gemäß den Artikeln 10 bis 14 der Verordnung (EU) Nr. 1095/2010 zu ergänzen. 

Artikel 110 

Register der nicht konformen Unternehmen, die Kryptowerte-Dienstleistungen erbringen 

(1) Die ESMA erstellt ein nicht erschöpfendes Register von Unternehmen, die unter Verstoß gegen Artikel 59 oder 61 
Kryptowerte-Dienstleistungen erbringen. 

(2) Das Register enthält mindestens den Handelsnamen oder die Website eines nicht konformen Unternehmens und 
den Namen der zuständigen Behörde, die die Informationen übermittelt hat. 

(3) Das Register ist auf der Website der ESMA in maschinenlesbarem Format öffentlich zugänglich und wird regel
mäßig aktualisiert, um etwaigen Änderungen der Umstände oder sonstigen Informationen, die der ESMA in Bezug auf 
die registrierten nicht konformen Unternehmen zur Kenntnis gebracht werden, Rechnung zu tragen. Das Register 
ermöglicht einen zentralisierten Zugang zu Informationen, die von den zuständigen Behörden der Mitgliedstaaten 
oder von Drittländern sowie von der EBA übermittelt werden. 

(4) Die ESMA aktualisiert das Register, um Informationen über jeden Verstoß gegen diese Verordnung aufzunehmen, 
den sie auf eigene Initiative gemäß Artikel 17 der Verordnung (EU) Nr. 1095/2010 festgestellt hat und zu dem sie einen 
an ein nicht konformes Unternehmen, das Kryptowerte-Dienstleistungen erbringt, gerichteten Beschluss nach Absatz 6 
des genannten Artikels erlassen hat, sowie Informationen über Unternehmen, die Kryptowerte-Dienstleistungen erbrin
gen, ohne über die erforderliche Zulassung oder Registrierung zu verfügen, die von den zuständigen Aufsichtsbehörden 
von Drittländern vorgelegt wurde. 

(5) In den in Absatz 4 des vorliegenden Artikels genannten Fällen kann die ESMA die einschlägigen Aufsichts- und 
Untersuchungsbefugnisse der zuständigen Behörden nach Artikel 94 Absatz 1 auf nicht konforme Unternehmen, die 
Kryptowerte-Dienstleistungen erbringen, anwenden. 

KAPITEL 3 

Verwaltungsrechtliche Sanktionen und andere verwaltungsrechtliche Maßnahmen der zuständigen Behörden 

Artikel 111 

Verwaltungsrechtliche Sanktionen und andere verwaltungsrechtliche Maßnahmen 

(1) Unbeschadet strafrechtlicher Sanktionen und unbeschadet der Aufsichts- und Untersuchungsbefugnisse der in 
Artikel 94 aufgeführten zuständigen Behörden übertragen die Mitgliedstaaten im Einklang mit nationalem Recht den 
zuständigen Behörden die Befugnis, angemessene verwaltungsrechtliche Sanktionen und andere verwaltungsrechtliche 
Maßnahmen in Bezug auf mindestens die folgenden Verstöße zu ergreifen: 

a) Verstöße gegen die Artikel 4 bis 14; 

b) Verstöße gegen die Artikel 16, 17, 19, 22, 23 und 25, die Artikel 27 bis 41 und die Artikel 46 und 47; 

c) Verstöße gegen die Artikel 48 bis 51, 53, 54 und 55; 

d) Verstöße gegen die Artikel 59, 60, 64 und die Artikel 65 bis 83; 

e) Verstöße gegen die Artikel 88 bis 92; 

f) Verweigerung der Zusammenarbeit bei einer Untersuchung, einer Prüfung oder einem Ersuchen gemäß Artikel 94 
Absatz 3. 

Die Mitgliedstaaten können beschließen, keine Regelungen für verwaltungsrechtliche Sanktionen festzulegen, sofern die 
in Unterabsatz 1 Buchstaben a, b, c, d oder e genannten Verstöße zum 30. Juni 2024 gemäß dem nationalen Recht 
bereits strafrechtlichen Sanktionen unterliegen. Im Falle eines solchen Beschlusses teilen die Mitgliedstaaten der Kommis
sion, der ESMA und der EBA die entsprechenden Bestimmungen ihres Strafrechts im Detail mit.
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Die Mitgliedstaaten teilen der Kommission, der EBA und der ESMA die in den Unterabsätzen 1 und 2 genannten 
Regelungen im Detail bis zum 30. Juni 2024 mit. Außerdem teilen sie der Kommission, der ESMA und der EBA 
jede spätere Änderung dieser Regelungen unverzüglich mit. 

(2) Die Mitgliedstaaten stellen im Einklang mit ihrem nationalen Recht sicher, dass die zuständigen Behörden die 
Befugnis haben, bei den in Absatz 1 Unterabsatz 1 Buchstaben a bis d genannten Verstößen zumindest die folgenden 
verwaltungsrechtlichen Sanktionen und anderen verwaltungsrechtlichen Maßnahmen zu verhängen: 

a) öffentliche Bekanntgabe der für den Verstoß verantwortlichen natürlichen oder juristischen Person und der Art des 
Verstoßes; 

b) Anordnung an die verantwortliche natürliche oder juristische Person, das den Verstoß darstellende Verhalten ein
zustellen und von einer Wiederholung abzusehen; 

c) maximale Verwaltungsgeldbußen in mindestens zweifacher Höhe der infolge des Verstoßes erzielten Gewinne oder 
vermiedenen Verluste, soweit sich diese beziffern lassen, auch wenn sie über die in Buchstabe d dieses Absatzes und 
in Absatz 3 für juristische Personen genannten Maximalbeträge hinausgehen; 

d) im Falle einer natürlichen Person maximale Verwaltungsgeldbußen von mindestens 700 000 EUR bzw. in den Mit
gliedstaaten, deren amtliche Währung nicht der Euro ist, dem Gegenwert in der Landeswährung am 29. Juni 2023; 

(3) Die Mitgliedstaaten stellen im Einklang mit ihrem nationalen Recht sicher, dass die zuständigen Behörden die 
Befugnis haben, bei Verstößen, die von juristischen Personen begangen werden, maximale Verwaltungsgeldbußen min
destens in folgender Höhe zu verhängen: 

a) 5 000 000 EUR oder in den Mitgliedstaaten, deren amtliche Währung nicht der Euro ist, der Gegenwert in der 
amtlichen Währung am 29. Juni 2023 für Verstöße gemäß Absatz 1 Unterabsatz 1 Buchstaben a bis d; 

b) 3 % des jährlichen Gesamtumsatzes der juristischen Person gemäß dem letzten verfügbaren vom Leitungsorgan 
gebilligten Abschluss für Verstöße gemäß Absatz 1 Unterabsatz 1 Buchstabe a; 

c) 5 % des jährlichen Gesamtumsatzes der juristischen Person gemäß dem letzten verfügbaren vom Leitungsorgan 
gebilligten Abschluss für Verstöße gemäß Absatz 1 Unterabsatz 1 Buchstabe d; 

d) 12,5 % des jährlichen Gesamtumsatzes der juristischen Person gemäß dem letzten verfügbaren vom Leitungsorgan 
gebilligten Abschluss für Verstöße gemäß Absatz 1 Unterabsatz 1 Buchstaben b und c. 

Handelt es sich bei der juristischen Person gemäß Unterabsatz 1 Buchstaben a bis d um ein Mutterunternehmen oder ein 
Tochterunternehmen eines Mutterunternehmens, das nach der Richtlinie 2013/34/EU einen konsolidierten Abschluss 
aufzustellen hat, so ist der relevante jährliche Gesamtumsatz der jährliche Gesamtumsatz oder die entsprechende Ein
kunftsart nach dem geltenden Unionsrecht für die Rechnungslegung, der/die im letzten verfügbaren konsolidierten 
Abschluss ausgewiesen ist, der vom Leitungsorgan des Mutterunternehmens an der Spitze gebilligt wurde. 

(4) Zusätzlich zu den verwaltungsrechtlichen Sanktionen und anderen verwaltungsrechtlichen Maßnahmen gemäß 
den Absätzen 2 und 3 stellen die Mitgliedstaaten im Einklang mit dem nationalen Recht sicher, dass die zuständigen 
Behörden die Befugnis haben, im Falle der in Absatz 1 Unterabsatz 1 Buchstabe d genannten Verstöße ein vorüber
gehendes Verbot zu verhängen, das ein Mitglied des Leitungsorgans des Anbieters von Kryptowerte-Dienstleistungen 
oder jede andere natürliche Person, die für den Verstoß verantwortlich gemacht wird, daran hindert, bei einem Anbieter 
von Kryptowerte-Dienstleistungen Leitungsaufgaben wahrzunehmen. 

(5) Die Mitgliedstaaten stellen im Einklang mit den nationalen Recht sicher, dass die zuständigen Behörden die 
Befugnis haben, bei den in Absatz 1 Unterabsatz 1 Buchstabe e genannten Verstößen zumindest die folgenden ver
waltungsrechtlichen Sanktionen und anderen verwaltungsrechtlichen Maßnahmen zu verhängen: 

a) öffentliche Bekanntgabe der verantwortlichen natürlichen oder juristischen Person und der Art des Verstoßes; 

b) Anordnung an die verantwortliche natürliche oder juristische Person, das den Verstoß darstellende Verhalten ein
zustellen und von einer Wiederholung abzusehen; 

c) Einzug der durch den Verstoß erzielten Gewinne oder vermiedenen Verluste, sofern diese sich beziffern lassen; 

d) Entzug oder Aussetzung der Zulassung eines Anbieters von Kryptowerte-Dienstleistungen;
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e) vorübergehendes Verbot für die Mitglieder des Leitungsorgans des Anbieters von Kryptowerte-Dienstleistungen oder 
für andere natürliche Person, die für den Verstoß verantwortlich gemacht werden, bei dem Anbieter von Krypto
werte-Dienstleistungen Leitungsaufgaben wahrzunehmen; 

f) bei wiederholten Verstößen gegen die Artikel 89, 90, 91 oder 92 ein für mindestens zehn Jahre geltendes Verbot für 
ein Mitglied des Leitungsorgans des Anbieters von Kryptowerte-Dienstleistungen oder für andere natürliche Person, 
die für den Verstoß verantwortlich gemacht werden, bei einem Anbieter von Kryptowerte-Dienstleistungen Leitungs
aufgaben wahrzunehmen; 

g) vorübergehendes Verbot für die Mitglieder des Leitungsorgans des Anbieters von Kryptowerte-Dienstleistungen oder 
für andere natürliche Personen, die für den Verstoß verantwortlich gemacht werden, Eigengeschäfte zu tätigen; 

h) maximale Verwaltungsgeldbußen in mindestens dreifacher Höhe der infolge des Verstoßes erzielten Gewinne oder 
vermiedenen Verluste, soweit sich diese beziffern lassen, auch wenn sie — ja nach Fall — über die unter Buchstabe i 
oder j, genannten Maximalbeträge hinausgehen; 

i) bei natürlichen Personen maximale Verwaltungsgeldbußen in Höhe von mindestens 1 000 000 EUR für Verstöße 
gegen Artikel 88 und 5 000 000 EUR für Verstöße gegen die Artikel 89 bis 92 bzw. in den Mitgliedstaaten, deren 
amtliche Währung nicht der Euro ist, dem Gegenwert in der Landeswährung zum 29. Juni 2023; 

j) bei juristischen Personen maximale Verwaltungsgeldbußen in Höhe von mindestens 2 500 000 EUR für Verstöße 
gegen Artikel 88 und 15 000 000 EUR für Verstöße gegen die Artikel 89 bis 92 oder 2 % für Verstöße gegen 
Artikel 88 und 15 % für Verstöße gegen die Artikel 89 bis 92 des jährlichen Gesamtumsatzes der juristischen Person 
gemäß dem letzten verfügbaren durch das Leitungsorgan gebilligten Abschluss bzw. in den Mitgliedstaaten, deren 
amtliche Währung nicht der Euro ist, dem Gegenwert in der Landeswährung zum 29. Juni 2023. 

Für die Zwecke von Unterabsatz 1 Buchstabe j ist, wenn es sich bei der juristischen Person um ein Mutterunternehmen 
oder ein Tochterunternehmen eines Mutterunternehmens handelt, das nach der Richtlinie 2013/34/EU einen konsoli
dierten Abschluss aufzustellen hat, der relevante jährliche Gesamtumsatz der jährliche Gesamtumsatz oder die ent
sprechende Einkunftsart nach dem geltenden Unionsrecht für die Rechnungslegung, der/die im letzten verfügbaren 
konsolidierten Abschluss ausgewiesen ist, der vom Leitungsorgan des Mutterunternehmens an der Spitze gebilligt wurde. 

(6) Die Mitgliedstaaten können den zuständigen Behörden zusätzlich zu den in den Absätzen 2 bis 5 genannten 
Befugnissen weitere Befugnisse übertragen und sowohl gegen natürliche als auch gegen juristische Personen, die für den 
Verstoß verantwortlich sind, höhere als die in jenen Absätzen genannten Sanktionen vorsehen. 

Artikel 112 

Wahrnehmung der Aufsichts- und Sanktionsbefugnisse 

(1) Bei der Festlegung von Art und Umfang einer nach Artikel 111 zu verhängenden verwaltungsrechtlichen Sanktion 
oder sonstigen verwaltungsrechtlichen Maßnahme berücksichtigen die zuständigen Behörden alle relevanten Umstände, 
gegebenenfalls einschließlich 

a) der Schwere und Dauer des Verstoßes; 

b) ob der Verstoß vorsätzlich oder fahrlässig begangen wurde; 

c) des Grads an Verantwortung der für den Verstoß verantwortlichen natürlichen oder juristischen Person; 

d) der Finanzkraft der für den Verstoß verantwortlichen natürlichen oder juristischen Person, wie sie sich aus dem 
Gesamtumsatz der verantwortlichen juristischen Person oder den Jahreseinkünften und dem Nettovermögen der 
verantwortlichen natürlichen Person ablesen lässt; 

e) der Höhe der durch den Verstoß von der für den Verstoß verantwortlichen natürlichen oder juristischen Person 
erzielten Gewinne oder vermiedenen Verluste, sofern sich diese beziffern lassen; 

f) der Verluste, die Dritten durch den Verstoß entstanden sind, sofern sich diese beziffern lassen; 

g) des Ausmaßes der Zusammenarbeit der für den Verstoß verantwortlichen natürlichen oder juristischen Person mit 
der zuständigen Behörde, unbeschadet des Erfordernisses, die erzielten Gewinne oder vermiedenen Verluste dieser 
Person einzuziehen; 

h) früherer Verstöße gegen diese Verordnung der für den Verstoß verantwortlichen natürlichen oder juristischen Person;
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i) der Maßnahmen, die von der für den Verstoß verantwortlichen Person ergriffen wurden, um eine Wiederholung des 
Verstoßes zu verhindern; 

j) der Auswirkungen des Verstoßes auf die Interessen der Inhaber von Kryptowerten und der Kunden von Anbietern 
von Kryptowerte-Dienstleistungen, insbesondere Kleinanleger. 

(2) Bei der Wahrnehmung ihrer Befugnisse zur Verhängung von verwaltungsrechtlichen Sanktionen oder anderen 
verwaltungsrechtlichen Maßnahmen nach Artikel 111 arbeiten die zuständigen Behörden eng zusammen, um sicher
zustellen, dass die Wahrnehmung ihrer Aufsichts- und Untersuchungsbefugnisse sowie die von ihnen verhängten ver
waltungsrechtlichen Sanktionen und anderen verwaltungsrechtlichen Maßnahmen wirksam und angemessen sind. Sie 
stimmen ihre Maßnahmen ab, um Doppelarbeit und Überschneidungen bei der Wahrnehmung ihrer Aufsichts- und 
Untersuchungsbefugnisse und bei der Verhängung von verwaltungsrechtlichen Sanktionen und anderen verwaltungs
rechtlichen Maßnahmen in grenzüberschreitenden Fällen zu vermeiden. 

Artikel 113 

Rechtsmittel 

(1) Die Mitgliedstaaten stellen sicher, dass Entscheidungen der zuständigen Behörden im Rahmen dieser Verordnung 
ordnungsgemäß begründet werden und gegen sie Rechtsmittel bei einem Gericht eingelegt werden können. Rechtsmittel 
bei einem Gericht können ebenfalls eingelegt werden, wenn über einen Zulassungsantrag, der alle nach den geltenden 
Vorschriften erforderlichen Angaben enthält, nicht binnen sechs Monaten nach seinem Eingang entschieden worden ist. 

(2) Die Mitgliedstaaten sorgen dafür, dass eine oder mehrere der folgenden nach nationalem Recht bestimmten Stellen 
gemäß dem nationalen Recht die Gerichte oder die zuständigen Verwaltungsinstanzen im Interesse von Verbrauchern 
anrufen kann bzw. können, damit die Anwendung dieser Verordnung sichergestellt ist: 

a) öffentliche Einrichtungen oder ihre Vertreter, 

b) Verbraucherverbände, die ein berechtigtes Interesse am Schutz der Inhaber von Kryptowerten haben, und 

c) Berufsverbände, die ein berechtigtes Interesse daran haben, sich für den Schutz ihrer Mitglieder einzusetzen. 

Artikel 114 

Öffentliche Bekanntmachung von Entscheidungen 

(1) Eine Entscheidung, wegen eines Verstoßes gegen diese Verordnung gemäß Artikel 111 verwaltungsrechtliche 
Sanktionen und andere verwaltungsrechtliche Maßnahmen zu verhängen, wird von den zuständigen Behörden auf ihren 
offiziellen Websites veröffentlicht, unverzüglich nachdem die von der Entscheidung betroffene natürliche oder juristische 
Person über die Entscheidung informiert wurde. Diese Bekanntmachung umfasst zumindest Angaben zu Art und 
Charakter des Verstoßes sowie zur Identität der verantwortlichen natürlichen oder juristischen Personen. Entscheidungen, 
durch die Maßnahmen mit Ermittlungscharakter verfügt werden, müssen nicht veröffentlicht werden. 

(2) Ist die zuständige Behörde nach einer einzelfallbezogenen Bewertung zu der Ansicht gelangt, dass die Bekannt
machung der Identität der juristischen Personen oder der Identität oder der personenbezogenen Daten der natürlichen 
Personen unverhältnismäßig wäre, oder würde eine solche Bekanntmachung eine laufende Untersuchung gefährden, so 
verfahren die zuständigen Behörden auf eine der folgenden Weisen: 

a) Sie machen die Entscheidung, mit der eine verwaltungsrechtliche Sanktion oder eine sonstige verwaltungsrechtliche 
Maßnahme verhängt wird, erst dann bekannt, wenn die Gründe für die Nichtbekanntmachung weggefallen sind; 

b) sie machen die Entscheidung, mit der eine verwaltungsrechtliche Sanktion oder eine sonstige verwaltungsrechtliche 
Maßnahme verhängt wird, in einer mit dem nationalen Recht in Einklang stehenden Weise in anonymisierter Form 
bekannt, sofern durch diese anonymisierte Bekanntmachung der wirksame Schutz der betreffenden personenbezo
genen Daten sichergestellt wird; 

c) sie sehen davon ab, die Entscheidung über die Verhängung einer verwaltungsrechtlichen Sanktion oder sonstigen 
verwaltungsrechtlichen Maßnahme bekannt zu machen, wenn die unter den Buchstaben a und b vorgesehenen 
Möglichkeiten ihrer Ansicht nach nicht ausreichen, um zu gewährleisten, dass 

i) die Stabilität der Finanzmärkte nicht gefährdet wird, und 

ii) die Bekanntmachung einer derartigen Entscheidung auch bei geringfügigen Maßnahmen verhältnismäßig ist. 

Im Falle einer Entscheidung, eine verwaltungsrechtliche Sanktion oder sonstige verwaltungsrechtliche Maßnahme nach 
Unterabsatz 1 Buchstabe b in anonymisierter Form bekannt zu machen, kann die Bekanntmachung der relevanten Daten 
für eine vertretbare Zeitspanne zurückgestellt werden, wenn abzusehen ist, dass die Gründe für die anonymisierte 
Bekanntmachung nach Ablauf dieser Zeitspanne wegfallen werden.

DE L 150/160 Amtsblatt der Europäischen Union 9.6.2023



 

(3) Werden gegen eine Entscheidung zur Verhängung einer verwaltungsrechtlichen Sanktion oder einer sonstigen 
Maßnahme Rechtsmittel bei den zuständigen Gerichten oder Verwaltungsinstanzen eingelegt, geben die zuständigen 
Behörden dies auf ihrer offiziellen Website sofort bekannt und informieren dort auch über den Ausgang dieses Ver
fahrens. Bekannt gegeben wird auch jede Entscheidung, mit der eine frühere Entscheidung über die Verhängung einer 
verwaltungsrechtlichen Sanktion oder sonstigen verwaltungsrechtlichen Maßnahme aufgehoben wird. 

(4) Die zuständigen Behörden stellen sicher, dass Bekanntmachungen nach diesem Artikel ab dem Zeitpunkt ihrer 
Veröffentlichung mindestens fünf Jahre lang auf ihrer offiziellen Website zugänglich bleiben. Enthält die Bekannt
machung personenbezogene Daten, so bleiben diese nur so lange auf der offiziellen Website der zuständigen Behörde 
einsehbar, wie dies nach den geltenden Datenschutzbestimmungen erforderlich ist. 

Artikel 115 

Berichterstattung über verwaltungsrechtliche Sanktionen und sonstige verwaltungsrechtliche Maßnahmen an 
die ESMA und die EBA 

(1) Die zuständige Behörde übermittelt der ESMA und der EBA alljährlich aggregierte Informationen über alle gemäß 
Artikel 111 verhängten verwaltungsrechtlichen Sanktionen und sonstigen verwaltungsrechtlichen Maßnahmen. Die 
ESMA veröffentlicht diese Informationen in einem Jahresbericht. 

Haben die Mitgliedstaaten gemäß Artikel 111 Absatz 1 Unterabsatz 2 strafrechtliche Sanktionen für Verstöße gegen die 
darin genannten Bestimmungen festgelegt, so übermitteln ihre zuständigen Behörden der EBA und der ESMA jedes Jahr 
anonymisierte und aggregierte Informationen über alle einschlägigen durchgeführten strafrechtlichen Ermittlungen und 
verhängten strafrechtlichen Sanktionen. Die ESMA veröffentlicht die Angaben zu den verhängten strafrechtlichen Sank
tionen in einem Jahresbericht. 

(2) Hat die zuständige Behörde verwaltungsrechtliche Sanktionen oder andere verwaltungsrechtliche Maßnahmen 
oder strafrechtliche Sanktionen öffentlich gemacht, so meldet sie diese gleichzeitig der ESMA. 

(3) Die zuständigen Behörden unterrichten die EBA und die ESMA über alle verwaltungsrechtlichen Sanktionen oder 
anderen verwaltungsrechtlichen Maßnahmen, die verhängt, aber nicht veröffentlicht wurden, einschließlich aller in 
diesem Zusammenhang eingelegten Rechtsmittel und der Ergebnisse der Rechtsmittelverfahren. In Bezug auf verhängte 
strafrechtliche Sanktionen stellen die Mitgliedstaaten sicher, dass die zuständigen Behörden Informationen und das 
rechtskräftige Urteil erhalten und der ESMA und der EBA übermitteln. Die ESMA betreibt eine zentrale Datenbank 
der ihr gemeldeten verwaltungsrechtlichen Sanktionen und Maßnahmen, die einzig dem Informationsaustausch zwischen 
den zuständigen Behörden dient. Diese Datenbank ist nur der EBA, der ESMA und den zuständigen Behörden zugänglich 
und wird anhand der von den zuständigen Behörden übermittelten Informationen aktualisiert. 

Artikel 116 

Meldung von Verstößen und Schutz von Hinweisgebern 

Für die Meldung von Verstößen gegen diese Verordnung und den Schutz von Personen, die solche Verstöße melden, gilt 
die Richtlinie (EU) 2019/1937. 

KAPITEL 4 

Aufsichtsaufgaben der EBA in Bezug auf Emittenten signifikanter vermögenswertereferenzierter Token und 
signifikanter E-Geld-Token und Aufsichtskollegien 

Artikel 117 

Aufsichtsaufgaben der EBA in Bezug auf Emittenten signifikanter vermögenswertereferenzierter Token und 
Emittenten signifikanter E-Geld-Token 

(1) Wurde ein vermögenswertereferenzierter Token nach Artikel 43 oder Artikel 44 als signifikant eingestuft, wird die 
Tätigkeit des Emittenten des betreffenden vermögenswertereferenzierten Token von der EBA beaufsichtigt. 

Unbeschadet der Befugnisse der zuständigen nationalen Behörden gemäß Absatz 2 dieses Artikels werden die in den 
Artikeln 22 bis 25, 29, 33, in Artikel 34 Absätze 7 und 12, Artikel 35 Absätze 3 und 5, Artikel 36 Absatz 10 und in 
den Artikeln 41, 42, 46 und 47 vorgesehenen Befugnisse der zuständigen Behörden bei Emittenten signifikanter ver
mögenswertereferenzierter Token von der EBA ausgeübt. 

(2) Erbringt ein Emittent eines signifikanten vermögenswertereferenzierten Token auch Kryptowerte-Dienstleistungen 
oder gibt er Kryptowerte aus, die keine signifikanten vermögenswertereferenzierten Token sind, so werden diese Dienst
leistungen und Tätigkeiten weiterhin von der zuständigen Behörde des Herkunftsmitgliedstaats beaufsichtigt. 

(3) Wurde ein vermögenswertereferenzierter Token gemäß Artikel 43 als signifikant eingestuft, führt die EBA eine 
aufsichtliche Neubewertung durch, um sicherzustellen, dass der Emittent die Anforderungen des Titels III erfüllt.
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(4) Wurde ein von einem E-Geld-Institut ausgegebener E-Geld-Token nach den Artikeln 56 oder 57 als signifikant 
eingestuft, so beaufsichtigt die EBA die Einhaltung der Artikel 55 und 58 durch den Emittenten des betreffenden 
signifikanten E-Geld-Token. 

Für die Zwecke der Beaufsichtigung der Einhaltung der Artikel 55 und 58 übt die EBA die Befugnisse der zuständigen 
Behörden aus, die diesen in Bezug auf E-Geld-Institute, die signifikante E-Geld-Token ausgeben, durch die Artikel 22 und 
23, Artikel 24 Absatz 3, Artikel 35 Absätze 3 und 5, Artikel 36 Absatz 10, und die Artikel 46 und 47 übertragen 
wurden. 

(5) Die EBA übt ihre Aufsichtsbefugnisse gemäß den Absätzen 1 bis 4 in enger Zusammenarbeit mit den anderen 
zuständigen Behörden aus, die mit der Beaufsichtigung des Emittenten betraut sind, insbesondere 

a) der Aufsichtsbehörde, einschließlich der EZB gemäß der Verordnung (EU) Nr. 1024/2013, soweit zutreffend, 

b) den nach den nationalen Rechtsvorschriften zur Umsetzung der Richtlinie 2009/110/EG zuständigen Behörden, 
soweit zutreffend, und 

c) den in Artikel 20 Absatz 1 genannten zuständigen Behörden. 

Artikel 118 

Ausschuss der EBA für Kryptowerte 

(1) Die EBA setzt gemäß Artikel 41 der Verordnung (EU) Nr. 1093/2010 einen ständigen internen Ausschuss ein, 
damit dieser die Beschlüsse der EBA vorbereitet, die im Einklang mit Artikel 44 der genannten Verordnung zu fassen 
sind, einschließlich der Beschlüsse, die sich auf Aufsichtsaufgaben beziehen, mit denen die EBA mit der vorliegenden 
Verordnung betraut wird. 

(2) Der Ausschuss für Kryptowerte kann auch Beschlüsse betreffend Entwürfe technischer Regulierungsstandards und 
Entwürfe technischer Durchführungsstandards vorbereiten, die sich auf Aufsichtsaufgaben beziehen, mit denen die EBA 
mit der vorliegenden Verordnung betraut wird. 

(3) Die EBA stellt sicher, dass der Ausschuss für Kryptowerte nur den in den Absätzen 1 und 2 genannten Tätigkeiten 
nachgeht sowie jegliche sonstigen Aufgaben erfüllt, die für die Ausführung seiner Tätigkeiten in Bezug auf Kryptowerte 
erforderlich sind. 

Artikel 119 

Kollegien für Emittenten signifikanter vermögenswertereferenzierter Token und Emittenten signifikanter E- 
Geld-Token 

(1) Innerhalb von 30 Kalendertagen nach einem Beschluss über die Einstufung eines vermögenswertereferenzierten 
Token oder eines E-Geld-Token als signifikant gemäß Artikel 43 44, 56 oder 57 richtet die EBA für jeden Emittenten 
eines signifikanten vermögenswertereferenzierter Token oder eines signifikanten E-Geld-Token ein beratendes Aufsichts
kollegium ein und übernimmt dessen Management und Vorsitz, um im Rahmen dieser Verordnung die Wahrnehmung 
der Aufsichtsaufgaben zu erleichtern und als Vehikel für die Koordinierung der Aufsichtstätigkeiten zu dienen. 

(2) Dem Kollegium nach Absatz 1 gehören an: 

a) die EBA, 

b) die ESMA, 

c) die zuständigen Behörden des Herkunftsmitgliedstaats, in dem der Emittent des signifikanten vermögenswerterefe
renzierten Token oder des signifikanten E-Geld-Token niedergelassen ist, 

d) die zuständigen Behörden der wichtigsten Anbieter von Kryptowerte-Dienstleistungen, Kreditinstitute oder Wert
papierfirmen, die die Verwahrung des Reservevermögens gemäß Artikel 37 oder des Geldbetrags, der im Tausch 
gegen die signifikanten E-Geld-Token eingenommen wurde, sicherstellen, 

e) sofern anwendbar, die zuständigen Behörden der wichtigsten Handelsplattformen für Kryptowerte, auf denen die 
signifikanten vermögenswertereferenzierten Token oder die signifikanten E-Geld-Token zum Handel zugelassen sind, 

f) die zuständigen Behörden der wichtigsten zugelassenen Zahlungsdienstleister, die Zahlungsdienste im Zusammen
hang mit den signifikanten E-Geld-Token erbringen,
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g) sofern anwendbar, die zuständigen Behörden der Rechtsträger, die die in Artikel 34 Absatz 5 Unterabsatz 1 Buch
stabe h genannten Aufgaben wahrnehmen, 

h) sofern anwendbar, die Behörden, die für die wichtigsten Anbieter von Kryptowerte-Dienstleistungen für die Ver
wahrung und Verwaltung von Kryptowerten für Kunden in Bezug auf die signifikanten vermögenswertereferenzier
ten Token oder signifikanten E-Geld-Token zuständig sind, 

i) die EZB, 

j) wenn der Emittent des signifikanten vermögenswertereferenzierten Token in einem Mitgliedstaat niedergelassen ist, 
dessen amtliche Währung nicht der Euro ist, oder wenn eine amtliche Währung, die nicht der Euro ist, als Bezugs
größe für den signifikanten vermögenswertereferenzierten Token gilt, die Zentralbank des betreffenden Mitglied
staats, 

k) wenn der Emittent des signifikanten E-Geld-Token in einem Mitgliedstaat niedergelassen ist, dessen amtliche Wäh
rung nicht der Euro ist, oder wenn eine Währung, die nicht der Euro ist, als Bezugsgröße für den signifikanten E- 
Geld-Token gilt, die Zentralbank des betreffenden Mitgliedstaats, 

l) zuständige Behörden der Mitgliedstaaten, in denen der vermögenswertereferenzierte Token oder der E-Geld-Token in 
großem Maßstab verwendet wird, auf deren Ersuchen, 

m) einschlägige Aufsichtsbehörden von Drittländern, mit denen die EBA Verwaltungsvereinbarungen nach Artikel 126 
geschlossen hat. 

(3) Die EBA kann andere Behörden einladen, Mitglieder des in Absatz 1 genannten Kollegiums zu werden, wenn die 
von ihnen beaufsichtigten Rechtsträger für die Arbeit des Kollegiums von Bedeutung sind. 

(4) Eine zuständige Behörde eines Mitgliedstaats, die nicht dem Kollegium angehört, kann vom Kollegium jedwede 
Auskunft verlangen, die sie für die Ausübung ihrer Aufsichtspflichten im Rahmen dieser Verordnung benötigt. 

(5) Das in Absatz 1 dieses Artikels genannte Kollegium nimmt — unbeschadet der Verantwortlichkeiten zuständiger 
Behörden im Rahmen dieser Verordnung — folgende Aufgaben wahr: 

a) Ausarbeitung der unverbindlichen Stellungnahme gemäß Artikel 120; 

b) Informationsaustausch gemäß dieser Verordnung; 

c) Einigung über die freiwillige Übertragung von Aufgaben unter seinen Mitgliedern. 

Um die Durchführung der dem Kollegium in Unterabsatz 1 dieses Absatzes zugewiesenen Aufgaben zu erleichtern, 
haben die in Absatz 2 genannten Mitglieder des Kollegiums das Recht, sich an der Festlegung der Tagesordnung für die 
Sitzungen des Kollegiums zu beteiligen, insbesondere durch das Hinzufügen von Punkten zur Tagesordnung einer 
Sitzung. 

(6) Grundlage für die Einrichtung und die Arbeitsweise des in Absatz 1 genannten Kollegiums ist eine schriftliche 
Vereinbarung zwischen allen Mitgliedern des Kollegiums. 

In der in Unterabsatz 1 genannten Vereinbarung werden die praktischen Modalitäten der Arbeitsweise des Kollegiums 
festgelegt, einschließlich detaillierter Regelungen für 

a) die Abstimmungsverfahren nach Artikel 120 Absatz 3, 

b) die Verfahren für die Festlegung der Tagesordnung von Sitzungen des Kollegiums, 

c) die Häufigkeit der Sitzungen des Kollegiums, 

d) die angemessenen Mindestfristen für die Bewertung der einschlägigen Unterlagen durch die Mitglieder des Kollegiums, 

e) die Modalitäten für die Kommunikation zwischen den Mitgliedern des Kollegiums, 

f) die Einrichtung mehrerer Kollegien, jeweils eines für jeden konkreten Kryptowert oder jede Gruppe von Krypto
werten. 

In der Vereinbarung können auch Aufgaben festgelegt werden, die der EBA oder einem anderen Mitglied des Kollegiums 
übertragen werden sollen. 

(7) Als Vorsitz eines jeden Kollegiums ist die EBA dafür zuständig, 

a) schriftliche Vereinbarungen und Verfahren für die Arbeitsweise des Kollegiums nach Konsultation der anderen Mit
glieder des Kollegiums festzulegen, 

b) alle Tätigkeiten des Kollegiums zu koordinieren,
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c) dessen Sitzungen einzuberufen, in diesen Sitzungen den Vorsitz zu führen und die Mitglieder des Kollegiums vorab 
umfassend über die Anberaumung der Sitzungen des Kollegiums, die wichtigsten Tagesordnungspunkte und die zu 
erörternden Fragen zu informieren, 

d) den Mitgliedern des Kollegiums mitzuteilen, welche Sitzungen geplant sind, damit diese um Teilnahme ersuchen 
können, und 

e) die Mitglieder des Kollegiums über die in den betreffenden Sitzungen gefassten Beschlüsse und ihre Ergebnisse 
rechtzeitig zu unterrichten. 

(8) Um die einheitliche und kohärente Arbeitsweise der Kollegien sicherzustellen, erarbeitet die EBA in Zusammen
arbeit mit der ESMA und der EZB Entwürfe für technische Regulierungsstandards zur Festlegung 

a) der Bedingungen, unter denen die in Absatz 2 Buchstaben d, e, f und h genannten Unternehmen als die wichtigsten 
anzusehen sind, 

b) der Bedingungen, bei deren Vorliegen angenommen wird, dass vermögenswertereferenzierte Token oder E-Geld- 
Token in großem Maßstab im Sinne von Absatz 2 Buchstabe L verwendet werden, und 

c) der Einzelheiten der in Absatz 6 genannten praktischen Modalitäten. 

Die EBA übermittelt der Kommission die in Unterabsatz 1 genannten Entwürfe technischer Regulierungsstandards bis 
30. Juni 2024. 

Der Kommission wird die Befugnis übertragen, diese Verordnung durch die Annahme der in Unterabsatz 1 dieses 
Absatzes genannten technischen Regulierungsstandards gemäß den Artikeln 10 bis 14 der Verordnung (EU) 
Nr. 1093/2010 zu ergänzen. 

Artikel 120 

Unverbindliche Stellungnahmen der Kollegien für Emittenten signifikanter vermögenswertereferenzierter 
Token und signifikanter E-Geld-Token 

(1) Das in Artikel 119 Absatz 1 genannte Kollegium kann eine unverbindliche Stellungnahme zu Folgendem abgeben: 

a) zur aufsichtlichen Neubewertung nach Artikel 117 Absatz 3; 

b) zu jedem Beschluss, von einem Emittenten eines signifikanten vermögenswertereferenzierten Token oder eines E- 
Geld-Token einen höheren Eigenmittelbetrag je nach Einschlägigkeit gemäß Artikel 35 Absätze 2, 3 und 5, Artikel 45 
Absatz 5 und Artikel 58 Absatz 1 zu verlangen; 

c) zu jeder Aktualisierung des Sanierungsplans oder Rücktauschplans eines Emittenten eines signifikanten vermögens
wertereferenzierten Token oder eines Emittenten eines signifikanten E-Geld-Token je nach Einschlägigkeit nach den 
Artikeln 46, 47 und 55; 

d) zu jeder Veränderung des Geschäftsmodells des Emittenten eines signifikanten vermögenswertereferenzierten Token 
nach Artikel 25 Absatz 1; 

e) zum Entwurf eines geänderten Kryptowerte-Whitepapers, der gemäß Artikel 25 Absatz 2 ausgearbeitet wurde; 

f) zu jeder geplanten angemessenen Korrekturmaßnahme nach Artikel 25 Absatz 4; 

g) zu jeder geplanten Aufsichtsmaßnahme nach Artikel 130; 

h) zu jeder geplanten Verwaltungsvereinbarung über den Informationsaustausch mit der Aufsichtsbehörde eines Dritt
lands nach Artikel 126; 

i) zu jeder Übertragung von Aufsichtsaufgaben von der EBA auf eine zuständige Behörde nach Artikel 138; 

j) zu jeder geplanten Veränderung bei der Zulassung der in Artikel 119 Absatz 2 Buchstaben d bis h genannten 
Mitglieder des Kollegiums oder einer in Bezug auf diese Mitglieder geplanten Aufsichtsmaßnahme; 

k) zum Entwurf eines geänderten Kryptowerte-Whitepapers, das gemäß Artikel 51 Absatz 12 ausgearbeitet wurde. 

(2) Gibt das Kollegium eine Stellungnahme nach Absatz 1 ab, so kann die Stellungnahme auf Antrag eines Mitglieds 
des Kollegiums und nach Annahme durch eine Mehrheit des Kollegiums nach Absatz 3 Empfehlungen für die Behebung 
von Mängeln bei der von der EBA oder den zuständigen Behörden geplanten Maßnahme enthalten.
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(3) Eine Stellungnahme des Kollegiums wird mit einfacher Mehrheit der Stimmen seiner Mitglieder verabschiedet. 

Wird ein Mitgliedstaat im Kollegium durch mehrere Mitglieder vertreten, so ist nur eines dieser Mitglieder stimm
berechtigt. 

Hat das die EZB vertretende Mitglied des Kollegiums mehrere Funktionen, einschließlich Aufsichtsfunktionen, so verfügt 
es über nur eine Stimme. 

Die in Artikel 119 Absatz 2 Buchstabe m genannten Aufsichtsbehörden von Drittländern sind bei Stellungnahmen des 
Kollegiums nicht stimmberechtigt. 

(4) Die EBA bzw. die zuständigen Behörden tragen der gemäß Absatz 3 erarbeiteten Stellungnahme des Kollegiums 
gebührend Rechnung, einschließlich etwaiger Empfehlungen zur Behebung von Mängeln bei der Aufsichtsmaßnahme in 
Bezug auf einen Emittenten eines signifikanten vermögenswertereferenzierten Token, einen Emittenten eines signifikan
ten E-Geld-Token oder in Bezug auf die in Artikel 119 Absatz 2 Buchstaben d bis h genannten Unternehmen und 
Anbieter von Kryptowerte-Dienstleistungen. Folgen die EBA oder eine zuständige Behörde der Stellungnahme des 
Kollegiums einschließlich etwaiger darin enthaltener Empfehlungen für die Behebung von Mängeln bei der geplanten 
Aufsichtsmaßnahme nicht, so muss ihr Beschluss eine Begründung und eine Erläuterung jeder signifikanten Abweichung 
von dieser Stellungnahme oder diesen Empfehlungen enthalten. 

KAPITEL 5 

Befugnisse und Zuständigkeiten der EBA hinsichtlich Emittenten signifikanter vermögenswertereferenzierter Token 
und Emittenten signifikanter E-Geld-Token 

Artikel 121 

Rechtsprivileg 

Die der EBA oder Bediensteten der EBA oder sonstigen von ihr bevollmächtigten Personen nach den Artikeln 122 bis 
125 übertragenen Befugnisse dürfen nicht genutzt werden, um die Offenlegung von Informationen zu verlangen, die 
einem Rechtsprivileg unterliegen. 

Artikel 122 

Informationsersuchen 

(1) Zur Wahrnehmung ihrer Aufsichtsaufgaben nach Artikel 117 kann die EBA durch einfaches Ersuchen oder im 
Wege eines Beschlusses von folgenden Personen die Vorlage sämtlicher Informationen verlangen, die sie für die Wahr
nehmung ihrer Aufgaben im Rahmen dieser Verordnung benötigt: 

a) von einem Emittenten eines signifikanten vermögenswertereferenzierten Token oder einer Person, die einen Emit
tenten eines signifikanten vermögenswertereferenzierten Token kontrolliert oder direkt oder indirekt von einem 
Emittenten eines signifikanten vermögenswertereferenzierten Token kontrolliert wird; 

b) von einem Drittunternehmen im Sinne von Artikel 34 Absatz 5 Unterabsatz 1 Buchstabe h, mit denen der Emittent 
eines signifikanten vermögenswertereferenzierten Token eine vertragliche Vereinbarung geschlossen hat; 

c) von Anbietern von Kryptowerte-Dienstleistungen, Kreditinstituten oder Wertpapierfirmen, die die Verwahrung des 
Reservevermögens gemäß Artikel 37 sicherstellen; 

d) von einem Emittenten eines signifikanten E-Geld-Token oder einer Person, die einen Emittenten eines signifikanten E- 
Geld-Token kontrolliert oder direkt oder indirekt von einem Emittenten eines signifikanten E-Geld-Token kontrolliert 
wird; 

e) von einem Zahlungsdienstleister, der Zahlungsdienste im Zusammenhang mit signifikanten E-Geld-Token erbringt; 

f) von einer natürlichen oder juristischen Person, die damit beauftragt wurde, signifikante E-Geld-Token für einen 
Emittenten signifikanter E-Geld-Token zu vertreiben; 

g) von einem Anbieter von Kryptowerte-Dienstleistungen für die Verwahrung und Verwaltung von Kryptowerten für 
Kunden in Bezug auf signifikante vermögenswertereferenzierte Token oder signifikante E-Geld-Token; 

h) von einem Betreiber einer Handelsplattform für Kryptowerte, der einen signifikanten vermögenswertereferenzierten 
Token oder einen signifikanten E-Geld-Token zum Handel zugelassen hat; 

i) vom Leitungsorgan der unter den Buchstaben a bis h genannten Personen. 

(2) Ein einfaches Informationsersuchen gemäß Absatz 1 enthält
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a) eine Bezugnahme auf diesen Artikel als Rechtsgrundlage des Ersuchens, 

b) den Zweck des Ersuchens, 

c) nähere Angaben zu den verlangten Informationen, 

d) die Frist für die Vorlage der Informationen, 

e) eine Unterrichtung der Person, die um Informationen ersucht wird, darüber, dass sie nicht zu deren Übermittlung 
verpflichtet ist, dass aber die übermittelten Informationen im Falle einer freiwilligen Beantwortung des Ersuchens 
nicht falsch und nicht irreführend sein dürfen, und 

f) Angaben zu der Geldbuße, die in Artikel 131 für den Fall vorgesehen ist, dass die Antworten auf gestellte Fragen 
falsch oder irreführend sind. 

(3) Fordert die EBA die Vorlage von Informationen im Wege eines Beschlusses nach Absatz 1 an, so enthält der 
Beschluss 

a) eine Bezugnahme auf diesen Artikel als Rechtsgrundlage des Ersuchens, 

b) den Zweck des Ersuchens, 

c) nähere Angaben zu den verlangten Informationen, 

d) die Frist für die Vorlage der Informationen, 

e) Angaben zu den Zwangsgeldern, die nach Artikel 132 verhängt werden, falls Informationen beizubringen sind, 

f) Angaben zu der Geldbuße, die in Artikel 131 für den Fall vorgesehen ist, dass die Antworten auf gestellte Fragen 
falsch oder irreführend sind, und 

g) den Hinweis auf das Recht, nach den Artikeln 60 und 61 der Verordnung (EU) Nr. 1093/2010 vor dem Beschwerde
ausschuss der EBA Beschwerde gegen den Beschluss einzulegen und den Beschluss durch den Gerichtshof überprüfen 
zu lassen. 

(4) Die in Absatz 1 genannten Personen oder deren Vertreter und bei juristischen Personen und nicht rechtsfähigen 
Vereinen die nach Gesetz zur Vertretung berufenen Personen stellen die geforderten Informationen zur Verfügung. 

(5) Die EBA übermittelt der zuständigen Behörde des Mitgliedstaats, in dem die von dem Informationsersuchen 
betroffenen Personen ansässig oder niedergelassen sind, unverzüglich eine Kopie des einfachen Ersuchens oder ihres 
Beschlusses. 

Artikel 123 

Allgemeine Untersuchungsbefugnisse 

(1) Zur Wahrnehmung ihrer Aufsichtsaufgaben nach Artikel 117 kann die EBA Untersuchungen in Bezug auf 
Emittenten signifikanter vermögenswertereferenzierter Token und Emittenten signifikanter E-Geld-Token durchführen. 
Zu diesem Zweck haben die Bediensteten der EBA und sonstige von ihr bevollmächtigte Personen die Befugnis, 

a) Aufzeichnungen, Daten, Verfahren und sonstiges für die Erfüllung ihrer Aufgaben relevantes Material unabhängig 
davon, in welcher Form sie gespeichert sind, zu prüfen; 

b) beglaubigte Kopien oder Auszüge dieser Aufzeichnungen, Daten und Verfahren und des sonstigen Materials anzufer
tigen oder zu verlangen; 

c) jeden Emittenten eines signifikanten vermögenswertereferenzierten Token oder Emittenten eines signifikanten E-Geld- 
Token oder ihr Leitungsorgan oder ihre Mitarbeiter vorzuladen und zur Abgabe mündlicher oder schriftlicher 
Erklärungen von Sachverhalten oder Unterlagen aufzufordern, die mit Gegenstand und Zweck der Untersuchung 
in Zusammenhang stehen, und die Antworten aufzuzeichnen; 

d) jede andere natürliche oder juristische Person zu befragen, die einer Befragung zum Zweck der Einholung von 
Informationen über einen Gegenstand der Untersuchung zustimmt; 

e) Aufzeichnungen von Telefongesprächen und Datenübermittlungen anzufordern. 

Ein Kollegium im Sinne von Artikel 119 Absatz 1 wird unverzüglich über alle Erkenntnisse unterrichtet, die für die 
Erfüllung seiner Aufgaben relevant sein könnten.
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(2) Die Bediensteten der EBA und sonstige von ihr zur Untersuchung gemäß Absatz 1 bevollmächtigte Personen üben 
ihre Befugnisse unter Vorlage einer schriftlichen Vollmacht aus, in der Gegenstand und Zweck der Untersuchung 
angegeben werden. Darüber hinaus wird in der Vollmacht angegeben, welche Zwangsgelder gemäß Artikel 132 verhängt 
werden, wenn die angeforderten Aufzeichnungen, Daten, Verfahren und das sonstige Material oder die Antworten auf 
die Fragen, die den Emittenten signifikanter vermögenswertereferenzierter Token oder den Emittenten signifikanter E- 
Geld-Token gestellt wurden, nicht oder unvollständig bereitgestellt beziehungsweise erteilt werden, und welche Geldbu
ßen gemäß Artikel 131 verhängt werden, wenn die Antworten auf die Fragen, die den Emittenten signifikanter ver
mögenswertereferenzierter Token oder den Emittenten signifikanter E-Geld-Token gestellt wurden, sachlich falsch oder 
irreführend sind. 

(3) Die Emittenten signifikanter vermögenswertereferenzierter Token und die Emittenten signifikanter E-Geld-Token 
sind verpflichtet, sich den durch Beschluss der EBA eingeleiteten Untersuchungen zu unterziehen. In dem Beschluss wird 
Folgendes angegeben: Gegenstand und Zweck der Untersuchung, die in Artikel 132 vorgesehenen Zwangsgelder, die 
nach der Verordnung (EU) Nr. 1093/2010 möglichen Rechtsbehelfe sowie das Recht, den Beschluss durch den Gerichts
hof überprüfen zu lassen. 

(4) Die EBA unterrichtet die zuständige Behörde des Mitgliedstaats, in dem die Untersuchung gemäß Absatz 1 
erfolgen soll, rechtzeitig über die bevorstehende Untersuchung und die Identität der bevollmächtigten Personen. Auf 
Antrag der EBA unterstützen Bedienstete der zuständigen Behörde die bevollmächtigten Personen bei der Durchführung 
ihrer Aufgaben. Die Bediensteten der betreffenden zuständigen Behörde können auf Antrag auch an den Untersuchungen 
teilnehmen. 

(5) Setzt die Anforderung von Aufzeichnungen von Telefongesprächen oder Datenübermittlungen gemäß Absatz 1 
Unterabsatz 1 Buchstabe e nach geltendem nationalem Recht eine gerichtliche Genehmigung voraus, so muss die EBA 
eine solche beantragen. Die Genehmigung kann auch vorsorglich beantragt werden. 

(6) Geht bei einem Gericht eines Mitgliedstaats ein Antrag auf Genehmigung einer Anforderung von Aufzeichnungen 
von Telefongesprächen oder Datenübermittlungen nach Absatz 1 Unterabsatz 1 Buchstabe e ein, so prüft das Gericht, 

a) ob der in Absatz 3 genannte Beschluss der EBA echt ist, und 

b) ob die zu ergreifenden Maßnahmen angemessen und weder willkürlich noch unverhältnismäßig sind. 

(7) Für die Zwecke von Absatz 6 Buchstabe b kann das Gericht die EBA um detaillierte Erläuterungen ersuchen, 
insbesondere in Bezug auf die Gründe, warum die EBA einen Verstoß gegen diese Verordnung vermutet, in Bezug auf 
die Schwere des mutmaßlichen Verstoßes und die Art der Beteiligung der Person, gegen die sich die Zwangsmaßnahmen 
richten. Das Gericht darf jedoch weder die Notwendigkeit der Untersuchung prüfen noch die Übermittlung der in den 
Akten der EBA enthaltenen Informationen verlangen. Die Rechtmäßigkeit des Beschlusses der EBA unterliegt ausschließ
lich der Prüfung durch den Gerichtshof nach dem in der Verordnung (EU) Nr. 1093/2010 vorgesehenen Verfahren. 

Artikel 124 

Prüfungen vor Ort 

(1) Zur Wahrnehmung ihrer Aufsichtsaufgaben nach Artikel 117 kann die EBA alle notwendigen Prüfungen vor Ort 
in sämtlichen Geschäftsräumen der Emittenten signifikanter vermögenswertereferenzierter Token und der Emittenten 
signifikanter E-Geld-Token durchführen. 

Das in Artikel 119 genannte Kollegium wird unverzüglich über alle Erkenntnisse unterrichtet, die für die Erfüllung seiner 
Aufgaben relevant sein könnten. 

(2) Die Bediensteten der EBA und sonstige von ihr zur Durchführung der Prüfungen vor Ort bevollmächtigte 
Personen sind befugt, die Geschäftsräume der Personen, die Gegenstand des Beschlusses der EBA über die Einleitung 
einer Untersuchung sind, zu betreten, und verfügen über sämtliche in Artikel 123 Absatz 1 genannten Befugnisse. 
Darüber hinaus sind sie befugt, die Geschäftsräume und Bücher oder Aufzeichnungen jeder Art für die Dauer der 
Prüfung und in dem für die Prüfung erforderlichen Ausmaß zu versiegeln. 

(3) Die EBA unterrichtet die zuständige Behörde des Mitgliedstaats, in dem die Prüfung erfolgen soll, rechtzeitig über 
die bevorstehende Prüfung. Wenn die ordnungsgemäße Durchführung und die Wirksamkeit der Prüfung dies erfordern, 
kann die EBA die Prüfung vor Ort ohne vorherige Unterrichtung des Emittenten des signifikanten vermögenswertere
ferenzierten Token oder des Emittenten des signifikanten E-Geld-Token durchführen, sofern sie die zuständige Behörde 
zuvor entsprechend informiert hat.
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(4) Die Bediensteten der EBA und sonstige von ihr zur Durchführung der Prüfungen vor Ort bevollmächtigte 
Personen üben ihre Befugnisse unter Vorlage einer schriftlichen Vollmacht aus, in der der Gegenstand und der Zweck 
der Prüfung genannt werden und angegeben wird, welche Zwangsgelder gemäß Artikel 132 verhängt werden, wenn sich 
die betreffenden Personen nicht der Prüfung unterziehen. 

(5) Der Emittent des signifikanten vermögenswertereferenzierten Token oder der Emittent des signifikanten E-Geld- 
Token unterzieht sich den durch Beschluss der EBA angeordneten Prüfungen vor Ort. In dem Beschluss wird Folgendes 
angegeben: Gegenstand, Zweck und Zeitpunkt des Beginns der Prüfung, die in Artikel 132 festgelegten Zwangsgelder, 
die nach der Verordnung (EU) Nr. 1093/2010 möglichen Rechtsbehelfe sowie das Recht, den Beschluss durch den 
Gerichtshof überprüfen zu lassen. 

(6) Auf Antrag der EBA unterstützen Bedienstete der zuständigen Behörde des Mitgliedstaats, in dem die Prüfung 
vorgenommen werden soll, sowie von dieser Behörde entsprechend ermächtigte oder bestellte Personen die Bediensteten 
der EBA und sonstige von ihr bevollmächtigte Personen aktiv. Bedienstete der zuständigen Behörde des betreffenden 
Mitgliedstaats können ebenfalls an den Prüfungen vor Ort teilnehmen. 

(7) Die EBA kann auch die zuständigen Behörden ersuchen, in ihrem Namen im Sinne dieses Artikels und des 
Artikels 123 Absatz 1 spezifische Untersuchungsaufgaben wahrzunehmen und Prüfungen vor Ort durchzuführen. 

(8) Stellen die Bediensteten der EBA oder andere von ihr bevollmächtigte Begleitpersonen fest, dass sich eine Person 
einer nach Maßgabe dieses Artikels angeordneten Prüfung widersetzt, so gewährt die zuständige Behörde des betreffen
den Mitgliedstaats gegebenenfalls unter Einsatz von Polizeikräften oder einer entsprechenden vollziehenden Behörde die 
erforderliche Unterstützung, damit die Prüfung vor Ort durchgeführt werden kann. 

(9) Setzt die Prüfung vor Ort gemäß Absatz 1 oder die Unterstützung gemäß Absatz 7 nach nationalem Recht eine 
gerichtliche Genehmigung voraus, so beantragt die EBA eine solche Genehmigung. Die Genehmigung kann auch vor
sorglich beantragt werden. 

(10) Geht bei einem Gericht in einem Mitgliedstaat ein Antrag auf Genehmigung einer Prüfung vor Ort gemäß 
Absatz 1 oder einer Unterstützung gemäß Artikel 7 ein, so prüft dieses Gericht, 

a) ob der in Absatz 4 genannte Beschluss der EBA echt ist, und 

b) ob die zu ergreifenden Maßnahmen angemessen und weder willkürlich noch unverhältnismäßig sind. 

(11) Für die Zwecke von Absatz 10 Buchstabe b kann das Gericht die EBA um detaillierte Erläuterungen ersuchen, 
insbesondere in Bezug auf die Gründe, warum die EBA einen Verstoß gegen diese Verordnung vermutet, in Bezug auf 
die Schwere des mutmaßlichen Verstoßes und die Art der Beteiligung der Person, gegen die sich die Zwangsmaßnahmen 
richten. Das Gericht darf jedoch weder die Notwendigkeit der Untersuchung prüfen noch die Übermittlung der in den 
Akten der EBA enthaltenen Informationen verlangen. Die Rechtmäßigkeit des Beschlusses der EBA unterliegt ausschließ
lich der Prüfung durch den Gerichtshof nach dem in der Verordnung (EU) Nr. 1093/2010 vorgesehenen Verfahren. 

Artikel 125 

Informationsaustausch 

(1) Zur Wahrnehmung der Aufsichtsaufgaben der EBA gemäß Artikel 117 und unbeschadet des Artikels 96 über
mitteln die EBA und die zuständigen Behörden einander unverzüglich die zur Wahrnehmung ihrer Aufgaben im 
Rahmen dieser Verordnung erforderlichen Informationen. Hierzu tauschen die zuständigen Behörden und die EBA 
alle Informationen aus, die Folgendes betreffen: 

a) Einen Emittenten eines signifikanten vermögenswertereferenzierten Token oder eine Person, die einen Emittenten 
eines signifikanten vermögenswertereferenzierter Token kontrolliert oder direkt oder indirekt von einem Emittenten 
eines signifikanten vermögenswertereferenzierten Token kontrolliert wird; 

b) ein Drittunternehmen im Sinne von Artikel 34 Absatz 5 Unterabsatz 1 Buchstabe h, mit denen der Emittent eines 
signifikanten vermögenswertereferenzierten Token eine vertragliche Vereinbarung geschlossen hat; 

c) Anbieter von Kryptowerte-Dienstleistungen, Kreditinstitute oder Wertpapierfirmen, die die Verwahrung des Reser
vevermögens gemäß Artikel 37 sicherstellen; 

d) einen Emittenten eines signifikanten E-Geld-Token oder eine Person, die einen Emittenten signifikanter E-Geld-Token 
kontrolliert oder direkt oder indirekt von einem Emittenten eines signifikanten E-Geld-Token kontrolliert wird; 

e) einen Zahlungsdienstleister, der Zahlungsdienste im Zusammenhang mit signifikanten E-Geld-Token erbringt;
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f) eine natürliche oder juristische Person, die damit beauftragt wurde, signifikante E-Geld-Token für einen Emittenten 
der signifikanten E-Geld-Token zu vertreiben; 

g) einen Anbieter von Kryptowerte-Dienstleistungen für die Verwahrung und Verwaltung von Kryptowerten für Kunden 
in Bezug auf signifikante vermögenswertereferenzierte Token oder signifikante E-Geld-Token; 

h) eine Handelsplattform für Kryptowerte, auf der ein signifikanter vermögenswertereferenzierter Token oder ein sig
nifikanter E-Geld-Token zum Handel zugelassen wurde; 

i) das Leitungsorgan der unter den Buchstaben a bis h genannten Personen. 

(2) Eine zuständige Behörde kann sich nur dann weigern, einem Antrag auf Informationsaustausch gemäß Absatz 1 
des vorliegenden Artikels oder einem Antrag auf Kooperation bei der Durchführung einer Untersuchung oder einer 
Prüfung vor Ort, wie in den Artikeln 123 bzw. 124 vorgesehen, nachzukommen, 

a) wenn ein Stattgeben geeignet wäre, ihre eigene Untersuchung, ihre eigenen Durchsetzungsmaßnahmen oder, falls 
zutreffend, eine strafrechtliche Ermittlung zu beeinträchtigen; 

b) wenn aufgrund derselben Tat gegen dieselben natürlichen oder juristischen Personen bereits ein Verfahren vor einem 
Gericht des ersuchten Mitgliedstaats anhängig ist; 

c) wenn gegen die genannten natürlichen oder juristischen Personen aufgrund derselben Tat bereits ein rechtskräftiges 
Urteil in dem ersuchten Mitgliedstaat ergangen ist. 

Artikel 126 

Verwaltungsvereinbarungen über den Informationsaustausch zwischen der EBA und Drittländern 

(1) Zur Wahrnehmung ihrer Aufsichtsaufgaben gemäß Artikel 117 darf die EBA Verwaltungsvereinbarungen über den 
Informationsaustausch mit den Aufsichtsbehörden von Drittländern nur schließen, wenn die Garantien zum Schutz des 
Berufsgeheimnisses in Bezug auf die offengelegten Informationen jenen nach Artikel 129 mindestens gleichwertig sind. 

(2) Der Informationsaustausch dient der Wahrnehmung der Aufgaben der EBA oder der in Absatz 1 genannten 
Aufsichtsbehörden. 

(3) Bei der Übermittlung personenbezogener Daten an ein Drittland wendet die EBA die Verordnung (EU) 2018/1725 
an. 

Artikel 127 

Weitergabe von Informationen aus Drittländern 

(1) Die EBA darf die von den Aufsichtsbehörden eines Drittlands erhaltenen Informationen nur dann weitergeben, 
wenn die EBA oder die zuständige Behörde, die der EBA die Informationen zur Verfügung gestellt hat, die ausdrückliche 
Zustimmung der Aufsichtsbehörde eines Drittlands, die die Informationen übermittelt hat, erhalten hat und die Infor
mationen gegebenenfalls nur für die Zwecke, für die diese Aufsichtsbehörde ihre Zustimmung erteilt hat, weitergegeben 
werden oder wenn die Weitergabe für ein gerichtliches Verfahren erforderlich ist. 

(2) Das Erfordernis einer ausdrücklichen Zustimmung gemäß Absatz 1 gilt nicht für sonstige Aufsichtsbehörden 
innerhalb der Union, wenn die von ihnen angeforderten Informationen für die Erfüllung ihrer Aufgaben erforderlich 
sind, und gilt nicht für Gerichte, wenn die von ihnen angeforderten Informationen für Untersuchungen oder Verfahren 
erforderlich sind, die Verstöße betreffen, die strafrechtlichen Sanktionen unterliegen. 

Artikel 128 

Zusammenarbeit mit anderen Behörden 

Übt ein Emittent eines signifikanten vermögenswertereferenzierten Token oder ein Emittent eines signifikanten E-Geld- 
Token andere als die unter diese Verordnung fallenden Tätigkeiten aus, so arbeitet die EBA mit den Behörden zu
sammen, die gemäß den einschlägigen Vorschriften des Unionsrechts oder des nationalen Rechts für die Beaufsichtigung 
dieser anderen Tätigkeiten zuständig sind, einschließlich der Steuerbehörden und der einschlägigen Aufsichtsbehörden 
von Drittländern, die keine Mitglieder des Kollegiums gemäß Artikel 119 Absatz 2 Buchstabe m sind.
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Artikel 129 

Wahrung des Berufsgeheimnisses 

Die EBA und alle Personen, die bei der EBA oder einer sonstigen Person, der die EBA Aufgaben übertragen hat, tätig sind 
oder tätig waren, einschließlich der von der EBA beauftragten Prüfer und Sachverständigen, sind zur Wahrung des 
Berufsgeheimnisses verpflichtet. 

Artikel 130 

Aufsichtsmaßnahmen der EBA 

(1) Stellt die EBA fest, dass ein Emittent eines signifikanten vermögenswertereferenzierten Token einen in Anhang V 
aufgeführten Verstoß begangen hat, kann sie eine oder mehrere der folgenden Maßnahmen ergreifen: 

a) Erlass eines Beschlusses, mit dem der Emittent des signifikanten vermögenswertereferenzierten Token aufgefordert 
wird, das den Verstoß darstellende Verhalten einzustellen; 

b) Erlass eines Beschlusses über die Verhängung von Geldbußen oder Zwangsgeldern gemäß den Artikeln 131 und 
132; 

c) Erlass eines Beschlusses, mit dem der Emittent des signifikanten vermögenswertereferenzierten Token aufgefordert 
wird, zusätzliche Informationen zu übermitteln, wenn dies für den Schutz der Inhaber des vermögenswertereferen
zierten Token, insbesondere der Kleinanleger, erforderlich ist; 

d) Erlass eines Beschlusses, mit dem der Emittent des signifikanten vermögenswertereferenzierten Token aufgefordert 
wird, ein öffentliches Angebot von Kryptowerten für jeweils höchstens 30 aufeinanderfolgende Arbeitstage aus
zusetzen, wenn sie einen hinreichend begründeten Verdacht hat, dass gegen diese Verordnung verstoßen wurde; 

e) Erlass eines Beschlusses, mit dem ein öffentliches Angebot eines signifikanten vermögenswertereferenzierten Token 
untersagt wird, wenn sie feststellt, dass gegen diese Verordnung verstoßen wurde, oder sie einen hinreichend 
begründeten Verdacht hat, dass gegen sie verstoßen werden wird; 

f) Erlass eines Beschlusses, mit dem der Anbieter von Kryptowerte-Dienstleistungen, der eine Handelsplattform für 
Kryptowerte betreibt, die den signifikanten vermögenswertereferenzierten Token zum Handel zugelassen hat, auf
gefordert wird, den Handel mit diesen Kryptowerten für jeweils höchstens 30 aufeinanderfolgende Arbeitstage 
auszusetzen, wenn sie einen hinreichend begründeten Verdacht hat, dass gegen diese Verordnung verstoßen wurde; 

g) Erlass eines Beschlusses, mit dem der Handel mit dem signifikanten vermögenswertereferenzierten Token auf einer 
Handelsplattform für Kryptowerte untersagt wird, wenn sie feststellt, dass gegen diese Verordnung verstoßen wurde; 

h) Erlass eines Beschlusses, mit dem der Emittent des signifikanten vermögenswertereferenzierten Token aufgefordert 
wird, seine Marketingmitteilungen zu ändern, wenn sie feststellt, dass die Marketingmitteilungen nicht mit Artikel 29 
im Einklang stehen; 

i) Erlass eines Beschlusses über die Aussetzung oder das Verbot von Marketingmitteilungen, wenn ein hinreichend 
begründeter Verdacht besteht, dass gegen diese Verordnung verstoßen wurde; 

j) Erlass eines Beschlusses, mit dem der Emittent des signifikanten vermögenswertereferenzierten Token aufgefordert 
wird, zur Gewährleistung des Verbraucherschutzes oder des reibungslosen Funktionierens des Marktes alle wesent
lichen Informationen, die die Bewertung des öffentlich angebotenen oder zum Handel zugelassenen signifikanten 
vermögenswertereferenzierten Token beeinflussen könnten, offenzulegen; 

k) Abgabe von Warnungen, dass ein Emittent eines signifikanten vermögenswertereferenzierten Token seinen Ver
pflichtungen gemäß dieser Verordnung nicht nachkommt; 

l) Entzug der Zulassung des Emittenten eines signifikanten vermögenswertereferenzierten Token; 

m) Erlass eines Beschlusses über die Abberufung einer natürlichen Person aus dem Leitungsorgan eines Emittenten eines 
signifikanten vermögenswertereferenzierten Token; 

n) Aufforderung des unter ihrer Aufsicht stehenden Emittenten des signifikanten vermögenswertereferenzierten Token, 
gemäß Artikel 23 Absatz 4 und Artikel 24 Absatz 3 eine Mindeststückelung im Hinblick auf diesen signifikanten 
vermögenswertereferenzierten Token einzuführen oder die Menge der ausgegebenen signifikanten vermögenswerte
referenzierten Token einzuschränken.
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(2) Stellt die EBA fest, dass ein Emittent eines signifikanten E-Geld-Token einen in Anhang VI aufgeführten Verstoß 
begangen hat, kann sie eine oder mehrere der folgenden Maßnahmen ergreifen: 

a) Erlass eines Beschlusses, mit dem der Emittent des signifikanten E-Geld-Token aufgefordert wird, das den Verstoß 
darstellende Verhalten einzustellen; 

b) Erlass eines Beschlusses über die Verhängung von Geldbußen oder Zwangsgeldern gemäß den Artikeln 131 und 132; 

c) Erlass eines Beschlusses, mit dem der Emittent des signifikanten E-Geld-Token aufgefordert wird, zusätzliche Infor
mationen zu übermitteln, wenn dies für den Schutz der Inhaber des signifikanten E-Geld-Token, insbesondere der 
Kleinanleger, erforderlich ist; 

d) Erlass eines Beschlusses, mit dem der Emittent des signifikanten E-Geld-Token aufgefordert wird, ein öffentliches 
Angebot von Kryptowerten für jeweils höchstens 30 aufeinanderfolgende Arbeitstage auszusetzen, wenn sie einen 
hinreichend begründeten Verdacht hat, dass gegen diese Verordnung verstoßen wurde; 

e) Erlass eines Beschlusses, mit dem ein öffentliches Angebot signifikanter E-Geld-Token untersagt wird, wenn sie 
feststellt, dass gegen diese Verordnung verstoßen wurde, oder sie einen hinreichend begründeten Verdacht hat, 
dass gegen sie verstoßen würde; 

f) Erlass eines Beschlusses, mit dem der jeweilige Anbieter von Kryptowerte-Dienstleistungen, der eine Handelsplattform 
für Kryptowerte betreibt, die die signifikanten E-Geld-Token zum Handel zugelassen hat, aufgefordert wird, den 
Handel mit diesen Kryptowerten für jeweils höchstens 30 aufeinanderfolgende Arbeitstage auszusetzen, wenn sie 
einen hinreichend begründeten Verdacht hat, dass gegen diese Verordnung verstoßen wurde; 

g) Erlass eines Beschlusses, mit dem der Handel mit dem signifikanten E-Geld-Token auf einer Handelsplattform für 
Kryptowerte untersagt wird, wenn sie feststellt, dass gegen diese Verordnung verstoßen wurde; 

h) Erlass eines Beschlusses, mit dem der Emittent des signifikanten E-Geld-Token aufgefordert wird, zur Gewährleistung 
des Verbraucherschutzes oder des reibungslosen Funktionierens des Marktes alle wesentlichen Informationen, die die 
Bewertung der öffentlich angebotenen oder zum Handel zugelassenen signifikanten E-Geld-Token beeinflussen könn
ten, offenzulegen; 

i) Abgabe von Warnungen, dass der Emittent des signifikanten E-Geld-Token seinen Verpflichtungen gemäß dieser 
Verordnung nicht nachkommt; 

j) Aufforderung des unter ihrer Aufsicht stehenden Emittenten des signifikanten E-Geld-Token, in Anwendung von 
Artikel 58 Absatz 3 eine Mindeststückelung im Hinblick auf diesen signifikanten E-Geld-Token einzuführen oder die 
Menge der ausgegebenen signifikanten E-Geld-Token einzuschränken. 

(3) Wenn sie die in den Absätzen 1 und 2 genannten Maßnahmen ergreift, berücksichtigt die EBA Art und Schwere 
des Verstoßes anhand der folgenden Kriterien: 

a) Dauer und Häufigkeit des Verstoßes; 

b) ob Finanzkriminalität verursacht oder erleichtert wurde oder anderweitig mit dem Verstoß in Verbindung steht; 

c) ob der Verstoß schwerwiegende oder systemische Schwächen in den Verfahren, Strategien und Risikomanagement
verfahren des Emittenten des signifikanten vermögenswertereferenzierten Token oder des Emittenten signifikanter E- 
Geld-Token aufgedeckt hat; 

d) ob der Verstoß vorsätzlich oder fahrlässig begangen wurde; 

e) Grad an Verantwortung des für den Verstoß verantwortlichen Emittenten des signifikanten vermögenswertereferen
zierten Token oder Emittenten des signifikanten E-Geld-Token; 

f) Finanzkraft des für den Verstoß verantwortlichen Emittenten des signifikanten vermögenswertereferenzierten Token 
oder Emittenten des signifikanten E-Geld-Token, wie sie sich aus dem Gesamtumsatz der verantwortlichen juristi
schen Person oder den Jahreseinkünften und dem Nettovermögen der verantwortlichen natürlichen Person ablesen 
lässt; 

g) Auswirkungen des Verstoßes auf die Interessen der Inhaber der signifikanten vermögenswertereferenzierten Token 
oder der signifikanten E-Geld-Token;
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h) Höhe der durch den Verstoß von dem für den Verstoß verantwortlichen Emittenten des signifikanten vermögens
wertereferenzierten Token oder des signifikanten E-Geld-Token erzielten Gewinne bzw. vermiedenen Verluste oder 
Höhe der Dritten entstandenen Verluste, soweit diese sich beziffern lassen; 

i) Ausmaß der Zusammenarbeit des für den Verstoß verantwortlichen Emittenten des signifikanten vermögenswerte
referenzierten Token oder des Emittenten des signifikanten E-Geld-Token mit der EBA, unbeschadet der Notwendig
keit, den Einzug der von dieser Person erzielten Gewinne oder vermiedenen Verluste sicherzustellen; 

j) frühere Verstöße des für den Verstoß verantwortlichen Emittenten des signifikanten vermögenswertereferenzierten 
Token oder Emittenten des signifikanten E-Geld-Token; 

k) Maßnahmen, die der Emittent des signifikanten vermögenswertereferenzierten Token oder der Emittent des signifi
kanten E-Geld-Token nach dem Verstoß ergriffen hat, um eine Wiederholung zu verhindern. 

(4) Bevor sie eine der in Absatz 1 Buchstaben d bis g und Buchstabe j genannten Maßnahmen ergreift, unterrichtet die 
EBA die ESMA und, wenn die signifikanten vermögenswertereferenzierten Token auf den Euro oder eine amtliche 
Währung eines Mitgliedstaats, die nicht der Euro ist, Bezug nehmen, die EZB bzw. die Zentralbank des betroffenen 
Mitgliedstaats, die die betreffende Währung ausgibt. 

(5) Bevor sie eine der in Absatz 2 genannten Maßnahmen ergreift, unterrichtet die EBA die für den Emittenten des 
signifikanten E-Geld-Token zuständige Behörde und die Zentralbank des Mitgliedstaats, auf dessen amtliche Währung 
der signifikante E-Geld-Token Bezug nimmt. 

(6) Die EBA teilt dem für den Verstoß verantwortlichen Emittenten des signifikanten vermögenswertereferenzierten 
Token oder Emittenten des signifikanten E-Geld-Token unverzüglich jede gemäß Absatz 1 oder 2 ergriffene Maßnahme 
mit und setzt die betroffenen zuständigen Behörden sowie die Kommission unverzüglich von dieser Maßnahme in 
Kenntnis. Die EBA veröffentlicht jeden derartigen Beschluss innerhalb von zehn Arbeitstagen ab dem Tag der Annahme 
des Beschlusses auf ihrer Website, sofern dies die Stabilität der Finanzmärkte nicht ernsthaft gefährdet und den Betei
ligten daraus kein unverhältnismäßiger Schaden erwächst. Diese Veröffentlichung darf keine personenbezogenen Daten 
enthalten. 

(7) Die in Absatz 6 genannte Veröffentlichung umfasst die folgenden Hinweise: 

a) Den Hinweis, dass die für den Verstoß verantwortliche Person das Recht hat, beim Gerichtshof Beschwerde gegen den 
Beschluss einzulegen; 

b) gegebenenfalls den Hinweis, dass Beschwerde eingelegt wurde, diese jedoch keine aufschiebende Wirkung hat; 

c) den Hinweis, dass der Beschwerdeausschuss der EBA die Möglichkeit hat, die Anwendung eines angefochtenen 
Beschlusses nach Artikel 60 Absatz 3 der Verordnung (EU) Nr. 1093/2010 auszusetzen. 

Artikel 131 

Geldbußen 

(1) Die EBA erlässt einen Beschluss zur Verhängung einer Geldbuße gemäß Absatz 3 oder Absatz 4 des vorliegenden 
Artikels, wenn sie gemäß Artikel 134 Absatz 8 feststellt, dass 

a) ein Emittent eines signifikanten vermögenswertereferenzierten Token oder ein Mitglied seines Leitungsorgans vor
sätzlich oder fahrlässig einen der in Anhang V aufgeführten Verstöße begangen hat; 

b) ein Emittent eines signifikanten E-Geld-Token oder ein Mitglied seines Leitungsorgans vorsätzlich oder fahrlässig 
einen der in Anhang VI aufgeführten Verstöße begangen hat; 

Ein Verstoß gilt als vorsätzlich begangen, wenn die EBA anhand objektiver Faktoren nachweisen kann, dass ein Emittent 
oder ein Mitglied seines Leitungsorgans den Verstoß absichtlich begangen hat. 

(2) Erlässt die EBA einen Beschluss gemäß Absatz 1, so berücksichtigt sie die Art und die Schwere des Verstoßes 
anhand der folgenden Kriterien: 

a) Dauer und Häufigkeit des Verstoßes; 

b) ob Finanzkriminalität verursacht oder erleichtert wurde oder anderweitig mit dem Verstoß in Verbindung steht; 

c) ob der Verstoß schwerwiegende oder systemische Schwächen in den Verfahren, Strategien und Risikomanagement
verfahren des Emittenten des signifikanten vermögenswertereferenzierten Token oder des Emittenten des signifikan
ten E-Geld-Token aufgedeckt hat;
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d) ob der Verstoß vorsätzlich oder fahrlässig begangen wurde; 

e) Grad an Verantwortung des für den Verstoß des verantwortlichen Emittenten des signifikanten vermögenswertere
ferenzierten Token oder des Emittenten des signifikanten E-Geld-Token; 

f) Finanzkraft des für den Verstoß verantwortlichen Emittenten des signifikanten vermögenswertereferenzierten Token 
oder Emittenten des signifikanten E-Geld-Token, wie sie sich aus dem Gesamtumsatz der verantwortlichen juristi
schen Person oder den Jahreseinkünften und dem Nettovermögen der verantwortlichen natürlichen Person ablesen 
lässt; 

g) Auswirkungen des Verstoßes auf die Interessen der Inhaber der signifikanten vermögenswertereferenzierten Token 
oder der signifikanten E-Geld-Token; 

h) Höhe der durch den Verstoß von dem für den Verstoß verantwortlichen Emittenten des signifikanten vermögens
wertereferenzierten Token oder des signifikanten E-Geld-Token erzielten Gewinne bzw. vermiedenen Verluste oder 
Höhe der Dritten entstandenen Verluste, soweit diese sich beziffern lassen; 

i) Ausmaß der Zusammenarbeit des für den Verstoß verantwortlichen Emittenten des signifikanten vermögenswerte
referenzierten Token oder des signifikanten E-Geld-Token mit der EBA, unbeschadet der Notwendigkeit, den Einzug 
der von dieser Person erzielten Gewinne oder vermiedenen Verluste sicherzustellen; 

j) frühere Verstöße des für den Verstoß verantwortlichen Emittenten des signifikanten vermögenswertereferenzierten 
Token oder Emittenten des signifikanten E-Geld-Token; 

k) Maßnahmen, die der Emittent des signifikanten vermögenswertereferenzierten Token oder der Emittent des signifi
kanten E-Geld-Token nach dem Verstoß ergriffen hat, um eine Wiederholung zu verhindern. 

(3) Bei Emittenten signifikanter vermögenswertereferenzierter Token beträgt die in Absatz 1 genannte Geldbuße bis 
zu 12,5 % ihres jeweiligen Jahresumsatzes im vorangegangenen Geschäftsjahr oder den zweifachen Betrag der infolge des 
Verstoßes erzielten Gewinne oder vermiedenen Verluste, sofern diese sich beziffern lassen. 

(4) Bei Emittenten signifikanter E-Geld-Token beträgt die in Absatz 1 genannte Geldbuße bis zu 10 % ihres jeweiligen 
Jahresumsatzes im vorangegangenen Geschäftsjahr oder den zweifachen Betrag der infolge des Verstoßes erzielten 
Gewinne oder vermiedenen Verluste, sofern diese sich beziffern lassen. 

Artikel 132 

Zwangsgelder 

(1) Die EBA erlässt einen Beschluss zur Verhängung von Zwangsgeldern, um 

a) eine Person im Einklang mit einem Beschluss gemäß Artikel 130 dazu zu verpflichten, das Verhalten, das einen 
Verstoß darstellt, abzustellen; 

b) eine in Artikel 122 Absatz 1 genannte Person dazu zu verpflichten, 

i) Informationen, die per Beschluss nach Artikel 122 angefordert wurden, vollständig zu erteilen; 

ii) sich einer Untersuchung zu unterziehen und insbesondere vollständige Aufzeichnungen, Daten, Verfahren und 
sonstiges angefordertes Material vorzulegen sowie sonstige im Rahmen einer per Beschluss nach Artikel 123 
angeordneten Untersuchung vorzulegende Informationen zu vervollständigen oder zu berichtigen; 

iii) eine Prüfung vor Ort zu dulden, die mit Beschluss gemäß Artikel 124 angeordnet wurde. 

(2) Ein Zwangsgeld muss wirksam und verhältnismäßig sein. Die Zahlung des Zwangsgelds wird für jeden Tag des 
Verzugs angeordnet. 

(3) Unbeschadet des Absatzes 2 beträgt das Zwangsgeld 3 % des durchschnittlichen Tagesumsatzes im vorangegan
genen Geschäftsjahr bzw. bei natürlichen Personen 2 % des durchschnittlichen Tageseinkommens im vorausgegangenen 
Kalenderjahr. Es wird ab dem im Beschluss der EBA über die Verhängung des Zwangsgelds genannten Termin berechnet. 

(4) Ein Zwangsgeld wird für einen Zeitraum von höchstens sechs Monaten ab der Übermittlung des Beschlusses der 
EBA verhängt. Am Ende dieses Zeitraums überprüft die EBA diese Maßnahme.
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Artikel 133 

Offenlegung, Art, Vollstreckung und Zuweisung der Geldbußen und Zwangsgelder 

(1) Die EBA veröffentlicht sämtliche gemäß den Artikeln 131 und 132 verhängten Geldbußen und Zwangsgelder, 
sofern dies die Finanzstabilität nicht ernsthaft gefährdet oder den Beteiligten daraus kein unverhältnismäßiger Schaden 
erwächst. Diese Veröffentlichung darf keine personenbezogenen Daten enthalten. 

(2) Gemäß den Artikeln 131 und 132 verhängte Geldbußen und Zwangsgelder sind verwaltungsrechtlicher Art. 

(3) Die gemäß den Artikeln 131 und 132 verhängten Geldbußen und Zwangsgelder sind vollstreckbar gemäß den 
Vorschriften des Zivilprozessrechts des Staates, in dessen Hoheitsgebiet die Vollstreckung der Geldbuße oder des 
Zwangsgelds stattfindet. 

(4) Die Geldbußen und Zwangsgelder werden dem Gesamthaushaltsplan der Union zugewiesen. 

(5) Beschließt die EBA ungeachtet der Artikel 131 und 132, keine Geldbußen oder Zwangsgelder zu verhängen, so 
informiert sie das Europäische Parlament, den Rat, die Kommission und die zuständigen Behörden des betreffenden 
Mitgliedstaats darüber und legt die Gründe für ihren Beschluss dar. 

Artikel 134 

Verfahrensvorschriften für Aufsichtsmaßnahmen und Geldbußen 

(1) Bestehen im Rahmen der Wahrnehmung der Aufsichtsaufgaben der EBA nach Artikel 117 eindeutige und nach
weisbare Gründe für die Annahme, dass einer der in den Anhängen V oder VI aufgeführten Verstöße vorliegt oder 
vorliegen wird, benennt die EBA aus dem Kreis ihrer Bediensteten einen unabhängigen Untersuchungsbeauftragten zur 
Untersuchung des Sachverhalts. Der Untersuchungsbeauftragte darf nicht direkt oder indirekt in die Beaufsichtigung der 
betreffenden Emittenten signifikanter vermögenswertereferenzierter Token oder signifikanter E-Geld-Token einbezogen 
sein oder gewesen sein und nimmt seine Aufgaben unabhängig von der EBA wahr. 

(2) Der Untersuchungsbeauftragte untersucht die mutmaßlichen Verstöße, wobei er alle Bemerkungen der Personen, 
die Gegenstand der Untersuchung sind, berücksichtigt, und legt der EBA eine vollständige Verfahrensakte mit seinen 
Feststellungen vor. 

(3) Zur Erfüllung seiner Aufgaben kann der Untersuchungsbeauftragte von der Befugnis, nach Artikel 122 Informa
tionen anzufordern, und von der Befugnis, nach den Artikeln 123 und 124 Untersuchungen und Vor-Ort-Prüfungen 
durchzuführen, Gebrauch machen. Bei der Ausübung dieser Befugnisse muss der Untersuchungsbeauftragte Artikel 121 
einhalten. 

(4) Bei der Erfüllung seiner Aufgaben hat der Untersuchungsbeauftragte Zugang zu allen Unterlagen und Informa
tionen, die die EBA bei ihren Aufsichtstätigkeiten zusammengetragen hat. 

(5) Beim Abschluss seiner Untersuchung gibt der Untersuchungsbeauftragte den Personen, die Gegenstand der Unter
suchung sind, Gelegenheit, zu den untersuchten Fragen angehört zu werden, bevor er der EBA die Verfahrensakte mit 
seinen Feststellungen vorlegt. Der Untersuchungsbeauftragte stützt seine Feststellungen nur auf Tatsachen, zu denen sich 
die betreffenden Personen äußern konnten. 

(6) Während der Untersuchungen nach diesem Artikel sind die Verteidigungsrechte der betreffenden Personen in 
vollem Umfang zu wahren. 

(7) Wenn der Untersuchungsbeauftragte der EBA die Verfahrensakte mit seinen Feststellungen vorlegt, setzt er die 
Personen, die Gegenstand der Untersuchung sind, davon in Kenntnis. Vorbehaltlich des berechtigten Interesses anderer 
Personen an der Wahrung ihrer Geschäftsgeheimnisse haben die Personen, die Gegenstand der Untersuchungen sind, das 
Recht auf Einsicht in die Verfahrensakte. Vom Recht auf Akteneinsicht ausgenommen sind Dritte betreffende ver
trauliche Informationen sowie interne vorbereitende Unterlagen der EBA. 

(8) Anhand der Verfahrensakte mit den Feststellungen des Untersuchungsbeauftragten und — wenn die Personen, die 
Gegenstand der Untersuchung sind, darum ersuchen — nach der gemäß Artikel 135 erfolgten Anhörung dieser Per
sonen, entscheidet die EBA darüber, ob der Emittent des signifikanten vermögenswertereferenzierten Token oder der 
Emittent des signifikanten E-Geld-Token, der Gegenstand der Untersuchung ist, einen der in den Anhängen V oder VI 
aufgeführten Verstöße begangen hat; ist dies der Fall, ergreift sie eine Aufsichtsmaßnahme nach Artikel 130 oder 
verhängt eine Geldbuße nach Artikel 131. 

(9) Der Untersuchungsbeauftragte nimmt nicht an den Beratungen der EBA teil und greift auch nicht in anderer 
Weise in den Beschlussfassungsprozess der EBA ein.
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(10) Die Kommission erlässt bis zum 30. Juni 2024 delegierte Rechtsakte nach Artikel 139 zur Ergänzung dieser 
Verordnung durch Verfahrensvorschriften für die Ausübung der Befugnis zur Verhängung von Geldbußen oder Zwangs
geldern, einschließlich Bestimmungen zu den Verteidigungsrechten, zu Zeitpunkten und Fristen, zur Einziehung der 
Geldbußen und Zwangsgelder und zur Verjährung bezüglich der Verhängung und Vollstreckung von Buß- und Zwangs
geldzahlungen. 

(11) Stößt die EBA bei der Wahrnehmung ihrer Aufgaben nach dieser Verordnung auf ernsthafte Anhaltspunkte für 
das Vorliegen von Tatsachen, die Straftaten darstellen könnten, bringt sie diese Sachverhalte zur Untersuchung und 
gegebenenfalls zur strafrechtlichen Verfolgung den zuständigen nationalen Behörden zur Kenntnis. Ferner sieht die EBA 
davon ab, Geldbußen oder Zwangsgelder zu verhängen, wenn sie Kenntnis davon hat, dass ein früherer Freispruch oder 
eine frühere Verurteilung aufgrund identischer oder im Wesentlichen gleichartiger Tatsachen als Ergebnis eines Straf
verfahrens nach nationalem Recht bereits Rechtskraft erlangt hat. 

Artikel 135 

Anhörung der betreffenden Personen 

(1) Vor einem Beschluss gemäß Artikel 130, 131 oder 132 gibt die EBA den Personen, die Gegenstand einer Unter
suchung sind, Gelegenheit, zu ihren Feststellungen angehört zu werden. Die EBA stützt ihre Beschlüsse nur auf Fest
stellungen, zu denen sich die Personen, die Gegenstand der betreffenden Untersuchung sind, äußern konnten. 

(2) Absatz 1 gilt nicht, wenn dringende Maßnahmen ergriffen werden müssen, um erheblichen und unmittelbar 
drohenden Schaden für die Finanzstabilität oder die Inhaber von Kryptowerten, insbesondere Kleinanleger, abzuwenden. 
In einem solchen Fall kann die EBA einen Interimsbeschluss fassen und muss den betreffenden Personen die Gelegenheit 
geben, so bald wie möglich nach Erlass ihres Beschlusses gehört zu werden. 

(3) Die Verteidigungsrechte der Personen, die Gegenstand einer Untersuchung sind, müssen in vollem Umfang 
gewahrt werden. Diese Personen haben vorbehaltlich des berechtigten Interesses anderer Personen an der Wahrung 
ihrer Geschäftsgeheimnisse Recht auf Einsicht in die Akten der EBA. Vom Recht auf Einsicht in die Akten der EBA 
ausgenommen sind vertrauliche Informationen sowie interne vorbereitende Unterlagen der EBA. 

Artikel 136 

Überprüfung durch den Gerichtshof 

Der Gerichtshof hat die unbeschränkte Befugnis zur Überprüfung von Beschlüssen, mit denen die EBA eine Geldbuße, 
ein Zwangsgeld oder eine verwaltungsrechtliche Sanktion oder sonstige Verwaltungsmaßnahme gemäß dieser Verord
nung verhängt hat. Er kann die verhängten Geldbußen oder Zwangsgelder aufheben, herabsetzen oder erhöhen. 

Artikel 137 

Aufsichtsgebühren 

(1) Die EBA stellt Emittenten signifikanter vermögenswertereferenzierter Token und Emittenten signifikanter E-Geld- 
Token Gebühren in Rechnung. Diese Gebühren decken die Aufwendungen der EBA im Zusammenhang mit Beauf
sichtigungsaufgaben in Bezug auf Emittenten signifikanter vermögenswertereferenzierter Token und Emittenten signifi
kanter E-Geld-Token nach Artikeln 117 und 119 sowie die Erstattung der Kosten, die den zuständigen Behörden bei der 
Durchführung von Tätigkeiten im Rahmen dieser Verordnung, insbesondere infolge einer Übertragung von Aufgaben 
nach Artikel 138, entstehen könnten. 

(2) Die Gebühr, die einem einzelnen Emittenten eines signifikanten vermögenswertereferenzierten Token in Rechnung 
gestellt wird, steht im Verhältnis zur Größe seines Reservevermögens und deckt alle Kosten, die der EBA durch die 
Wahrnehmung ihrer Aufsichtsaufgaben im Rahmen dieser Verordnung entstehen. 

Die Gebühr, die einem einzelnen Emittenten eines signifikanten E-Geld-Token in Rechnung gestellt wird, steht im 
Verhältnis zum Umfang des im Tausch gegen einen Geldbetrag ausgegebenen E-Geld-Token und deckt alle Kosten, 
die der EBA durch die Wahrnehmung ihrer Aufsichtsaufgaben im Rahmen dieser Verordnung entstehen, einschließlich 
der Erstattung von Kosten, die bei der Wahrnehmung dieser Aufgaben anfallen. 

(3) Die Kommission erlässt bis zum 30. Juni 2024 einen delegierten Rechtsakt nach Artikel 139 zur Ergänzung dieser 
Verordnung durch die Präzisierung der Gebührenarten, der Gebührenanlässe, der Gebührenhöhe und Zahlungsweise 
sowie der Methode zur Berechnung des in Absatz 2 dieses Artikels genannten Höchstbetrags, den die EBA einem 
einzelnen Rechtsträger in Rechnung stellen kann.
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Artikel 138 

Übertragung von Aufgaben durch die EBA an die zuständigen Behörden 

(1) Soweit es für die ordnungsgemäße Erfüllung einer Aufsichtsaufgabe in Bezug auf Emittenten signifikanter ver
mögenswertereferenzierter Token oder Emittenten signifikanter E-Geld-Token erforderlich ist, kann die EBA einer zu
ständigen Behörde spezifische Aufsichtsaufgaben übertragen. Zu diesen spezifischen Aufsichtsaufgaben kann die Befug
nis zur Anforderung von Informationen gemäß Artikel 122 und zur Durchführung von Untersuchungen und Vor-Ort- 
Prüfungen gemäß den Artikeln 123 oder 124 zählen. 

(2) Bevor die EBA Aufgaben im Sinne von Absatz 1 überträgt, konsultiert sie die jeweils zuständige Behörde in Bezug 
auf: 

a) den Umfang der zu übertragenden Aufgabe, 

b) den Zeitplan für die Ausführung der Aufgabe und 

c) die Übermittlung erforderlicher Informationen durch und an die EBA. 

(3) Gemäß dem von der Kommission nach Artikel 137 Absatz 3 und Artikel 139 erlassenen delegierten Rechtsakt zu 
den Gebühren erstattet die EBA einer zuständigen Behörde die Kosten, die dieser bei der Durchführung übertragener 
Aufgaben entstanden sind. 

(4) Die EBA überprüft die Übertragung von Aufgaben in angemessenen Zeitabständen. Eine Aufgabenübertragung 
kann jederzeit widerrufen werden. 

TITEL VIII 

DELEGIERTE RECHTSAKTE 

Artikel 139 

Ausübung der Befugnisübertragung 

(1) Die Befugnis zum Erlass delegierter Rechtsakte wird der Kommission unter den in diesem Artikel festgelegten 
Bedingungen übertragen. 

(2) Die Befugnis zum Erlass delegierter Rechtsakte gemäß Artikel 3 Absatz 2, Artikel 43 Absatz 11, Artikel 103 
Absatz 8, Artikel 104 Absatz 8, Artikel 105 Absatz 7, Artikel 134 Absatz 10 und Artikel 137 Absatz 3 wird der Kom
mission für einen Zeitraum von 36 Monaten ab dem 29. Juni 2023 übertragen. Die Kommission erstellt spätestens neun 
Monate vor Ablauf des Zeitraums von 36 Monaten einen Bericht über die Befugnisübertragung. Die Befugnisübertragung 
verlängert sich stillschweigend um Zeiträume gleicher Länge, es sei denn, das Europäische Parlament oder der Rat 
widersprechen einer solchen Verlängerung spätestens drei Monate vor Ablauf des jeweiligen Zeitraums ab. 

(3) Die Befugnisübertragung gemäß Artikel 3 Absatz 2, Artikel 43 Absatz 11, Artikel 103 Absatz 8, Artikel 104 
Absatz 8 Artikel 105 Absatz 7, Artikel 134 Absatz 10 und Artikel 137 Absatz 3 kann vom Europäischen Parlament 
oder vom Rat jederzeit widerrufen werden. Der Beschluss über den Widerruf beendet die Übertragung der in diesem 
Beschluss angegebenen Befugnis. Er wird am Tag nach seiner Veröffentlichung im Amtsblatt der Europäischen Union oder 
zu einem im Beschluss über den Widerruf angegebenen späteren Zeitpunkt wirksam. Die Gültigkeit von delegierten 
Rechtsakten, die bereits in Kraft sind, wird von dem Beschluss über den Widerruf nicht berührt. 

(4) Vor dem Erlass eines delegierten Rechtsakts konsultiert die Kommission die von den einzelnen Mitgliedstaaten 
benannten Sachverständigen im Einklang mit den in der Interinstitutionellen Vereinbarung vom 13. April 2016 über 
bessere Rechtsetzung enthaltenen Grundsätzen. 

(5) Sobald die Kommission einen delegierten Rechtsakt erlässt, übermittelt sie ihn gleichzeitig dem Europäischen 
Parlament und dem Rat. 

(6) Ein delegierter Rechtsakt, der gemäß Artikel 3 Absatz 2, Artikel 43 Absatz 11, Artikel 103 Absatz 8, Artikel 104 
Absatz 8, Artikel 105 Absatz 7, Artikel 134 Absatz 10 und Artikel 137 Absatz 3 erlassen wurde, tritt nur in Kraft, wenn 
weder das Europäische Parlament noch der Rat innerhalb einer Frist von drei Monaten nach Übermittlung dieses 
Rechtsakts an das Europäische Parlament und den Rat Einwände erhoben haben oder wenn vor Ablauf dieser Frist 
das Europäische Parlament und der Rat beide der Kommission mitgeteilt haben, dass sie keine Einwände erheben 
werden. Auf Initiative des Europäischen Parlaments oder des Rates wird diese Frist um drei Monate verlängert.
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TITEL IX 

ÜBERGANGS- UND SCHLUSSBESTIMMUNGEN 

Artikel 140 

Berichte über die Anwendung dieser Verordnung 

(1) Bis zum 30. Juni 2027 legt die Kommission nach Anhörung der EBA und der ESMA dem Europäischen Parlament 
und dem Rat einen Bericht über die Anwendung dieser Verordnung vor, dem gegebenenfalls ein Gesetzgebungsvorschlag 
beigefügt ist. Bis zum 30. Juni 2025 wird ein Zwischenbericht vorgelegt, dem gegebenenfalls ein Gesetzgebungsvor
schlag beigefügt ist. 

(2) Die Berichte gemäß Absatz 1 enthalten Folgendes: 

a) die Anzahl der Emissionen von Kryptowerten in der Union, die Anzahl der den zuständigen Behörden vorgelegten 
und übermittelten Kryptowerte-Whitepaper, die Art der ausgegebenen Kryptowerte und ihre Marktkapitalisierung 
und die Anzahl der zum Handel zugelassenen Kryptowerte; 

b) eine Beschreibung der Erfahrungen mit der Einstufung von Kryptowerten, einschließlich möglicher Unterschiede bei 
den Ansätzen der zuständigen Behörden; 

c) eine Bewertung, ob die Einführung eines Genehmigungsverfahrens für Krypotwerte-Whitepaper für andere Krypto
werte als vermögenswertereferenzierte Token oder E-Geld-Token notwendig ist; 

d) eine Schätzung der Zahl der in der Union ansässigen Personen, die in der Union ausgegebene Kryptowerte nutzen 
oder in diese investieren; 

e) wenn möglich eine Schätzung der Zahl der in der Union ansässigen Personen, die außerhalb der Union ausgegebene 
Kryptowerte nutzen oder in diese investieren, und eine Erklärung zur Verfügbarkeit von Daten hierzu; 

f) die Anzahl und den Wert der in der Union gemeldeten Fälle von größeren und kleineren Betrugsdelikten, Hacking, 
der Nutzung von Kryptowerten für Zahlungen im Zusammenhang mit Ransomware-Angriffen, Cyber-Angriffen, des 
Diebstahls, des Verlusts im Zusammenhang mit Kryptowerten, die Arten von betrügerischem Verhalten, die Anzahl 
von bei Anbietern von Kryptowerte-Dienstleistungen und Emittenten vermögenswertereferenzierter Token einge
gangenen Beschwerden, die Anzahl von bei den zuständigen Behörden eingegangenen Beschwerden und den Gegen
stand der eingegangenen Beschwerden; 

g) die Anzahl der zugelassenen Emittenten vermögenswertereferenzierter Token und eine Analyse der Arten des 
Reservevermögens, der Höhe der Vermögenswertreserve und des Volumens der Zahlungen mit vermögenswertere
ferenzierten Token; 

h) die Anzahl der zugelassenen Emittenten signifikanter vermögenswertereferenzierter Token und eine Analyse Arten 
des Reservevermögens, der Höhe der Vermögenswertreserve und des Volumens der mit signifikanten vermögens
wertereferenzierten Token getätigten Zahlungen; 

i) die Anzahl der Emittenten von E-Geld-Token und eine Analyse der amtlichen Währungen, auf die sich die E-Geld- 
Token beziehen, der Zusammensetzung und Höhe der gemäß Artikel 54 hinterlegten und investierten Vermögens
wertreserven und des Volumens der mit E-Geld-Token getätigten Zahlungen; 

j) die Anzahl der Emittenten signifikanter E-Geld-Token und eine Analyse der amtlichen Währungen, auf die sich die 
E-Geld-Token beziehen und für E-Geld-Institute, die signifikante E-Geld-Token ausgeben, eine Analyse der Arten von 
Reservevermögen, der Höhe der Vermögenswertreserven und des Volumens der mit signifikanten E-Geld-Token 
getätigten Zahlungen; 

k) die Anzahl der nach dieser Verordnung zugelassenen signifikanten Anbieter von Kryptowerte-Dienstleistungen; 

l) eine Bewertung des Funktionierens der Märkte für Kryptowerte in der Union, einschließlich Marktentwicklung und 
-trends, unter Berücksichtigung der Erfahrungen der Aufsichtsbehörden, der Anzahl der zugelassenen Anbieter von 
Kryptowerte-Dienstleistungen und ihres jeweiligen durchschnittlichen Marktanteils; 

m) eine Bewertung des Schutzniveaus, das den Inhabern von Kryptowerten und den Kunden von Anbietern von 
Kryptowerte-Dienstleistungen, insbesondere den Kleinanlegern, geboten wird; 

n) eine Bewertung von betrügerischen Marketingmitteilungen und kleineren Betrugsdelikten im Zusammenhang mit 
Kryptowerten über Netzwerke der sozialen Medien;
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o) eine Bewertung der Anforderungen, die für Emittenten von Kryptowerten und Anbieter von Kryptowerte-Dienst
leistungen gelten, und ihrer Auswirkungen auf die Betriebsstabilität, die Marktintegrität, die Finanzstabilität und den 
Schutz der Kunden sowie der Inhaber von Kryptowerten; 

p) eine Bewertung der Anwendung des Artikels 81 und der Möglichkeit, in die Artikel 78, 79 und 80 Angemessen
heitsprüfungen aufzunehmen, um Kunden von Anbietern von Kryptowerte-Dienstleistungen, insbesondere Klein
anleger, besser zu schützen; 

q) eine Bewertung, ob durch diese Verordnung eine angemessene Bandbreite von Kryptowerte-Dienstleistungen erfasst 
wird und ob eine Anpassung der in dieser Verordnung enthaltenen Begriffsbestimmungen erforderlich ist sowie ob 
zusätzliche innovative Formen von Kryptowerten in den Anwendungsbereich dieser Verordnung aufgenommen 
werden sollen; 

r) eine Bewertung, ob die Aufsichtsanforderungen für Anbieter von Kryptowerte-Dienstleistungen ausreichend sind und 
ob sie an die nach der Verordnung (EU) 2019/2033 des Europäischen Parlaments und des Rates ( 46 ) und der 
Richtlinie (EU) 2019/2034 des Europäischen Parlaments und des Rates ( 47 ) für Wertpapierfirmen geltenden An
forderungen in Bezug auf das Anfangskapital und die Eigenmittel angeglichen werden sollten; 

s) eine Bewertung der Angemessenheit der in Artikel 43 Absatz 1 Buchstaben a, b und c festgelegten Schwellenwerte 
zur Einstufung von vermögenswertereferenzierten Token oder E-Geld-Token und eine Bewertung, ob die Schwellen
werte regelmäßig überprüft werden sollten; 

t) eine Bewertung der Entwicklung des dezentralen Finanzsektors auf den Märkten für Kryptowerte und der angemes
senen regulatorischen Behandlung dezentraler Krypto-Systeme; 

u) eine Bewertung der Angemessenheit der Schwellenwerte gemäß Artikel 85, ab denen Anbieter von Kryptowerte- 
Dienstleistungen als signifikant gelten, und eine Bewertung, ob die Schwellenwerte regelmäßig überprüft werden 
sollten; 

v) eine Bewertung, ob im Rahmen dieser Verordnung für Unternehmen, die Kryptowerte-Dienstleistungen erbringen, 
Emittenten vermögenswertereferenzierter Token oder Emittenten von E-Geld-Token aus Drittländern eine Gleich
wertigkeitsregelung eingeführt werden sollte; 

w) eine Bewertung, ob die Freistellungen nach den Artikeln 4 und 16 angemessen sind; 

x) eine Bewertung der Auswirkungen dieser Verordnung auf das reibungslose Funktionieren des Binnenmarkts in Bezug 
auf Kryptowerte, einschließlich etwaiger Auswirkungen auf den Zugang von KMU zu Finanzmitteln und auf die 
Entwicklung neuer Zahlungsmittel, einschließlich Zahlungsinstrumenten; 

y) eine Beschreibung der Entwicklungen bei Geschäftsmodellen und Technologien auf den Märkten für Kryptowerte, 
wobei besonderes Augenmerk auf die Umweltauswirkungen neuer Technologien zu legen ist, sowie eine Bewertung 
der Strategieoptionen und erforderlichenfalls zusätzlicher Maßnahmen, die gerechtfertigt sein könnten, um die 
nachteiligen Auswirkungen auf das Klima und andere umweltbezogene Auswirkungen der auf den Märkten für 
Kryptowerte eingesetzten Technologien und insbesondere der Konsensmechanismen, die bei der Validierung von 
Transaktionen mit Kryptowerten zum Einsatz kommen, abzumildern; 

z) eine Bewertung, ob die in dieser Verordnung vorgesehenen Maßnahmen verändert werden müssen, um den Schutz 
der Kunden und der Inhaber von Kryptowerten, die Marktintegrität und die Finanzstabilität zu gewährleisten; 

aa) die Anwendung verwaltungsrechtlicher Sanktionen und anderer verwaltungsrechtlicher Maßnahmen; 

ab) eine Bewertung der Zusammenarbeit zwischen den zuständigen Behörden, der EBA, der ESMA, den Zentralbanken 
und sonstigen einschlägigen Behörden, auch im Hinblick auf das Zusammenspiel zwischen ihren Zuständigkeiten 
oder Aufgaben, sowie eine Bewertung der Vor- und Nachteile der Verantwortlichkeit der zuständigen Behörden der 
Mitgliedstaaten bzw. der EBA für die Beaufsichtigung im Rahmen dieser Verordnung;
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ac) eine Bewertung der Zusammenarbeit zwischen den zuständigen Behörden und der ESMA im Hinblick auf die 
Beaufsichtigung signifikanter Anbieter von Kryptowerte-Dienstleistungen sowie eine Bewertung der Vor- und Nach
teile der Verantwortlichkeit der zuständigen Behörden der Mitgliedstaaten bzw. der ESMA für die Beaufsichtigung 
signifikanter Anbieter von Kryptowerte-Dienstleistungen im Rahmen dieser Verordnung; 

ad) die Befolgungskosten, die Emittenten von anderen Kryptowerten als vermögenswertereferenzierten Token und E- 
Geld-Token durch diese Verordnung prozentual zu dem durch die Ausgabe von Kryptowerten eingenommenen 
Betrag entstehen; 

ae) die Befolgungskosten, die Emittenten vermögenswertereferenzierter Token und Emittenten von E-Geld-Token durch 
diese Verordnung prozentual zu ihren Betriebskosten entstehen; 

af) die Befolgungskosten, die Anbietern von Kryptowerte-Dienstleistungen durch diese Verordnung prozentual zu ihren 
Betriebskosten entstehen; 

ag) Anzahl und Höhe der von den zuständigen Behörden und der EBA wegen Verstößen gegen diese Verordnung 
verhängten Verwaltungsgeldbußen und strafrechtlichen Sanktionen. 

(3) Gegebenenfalls werden in den in Absatz 1 des vorliegenden Artikels genannten Berichten auch die Themen 
weiterverfolgt, die in den in den Artikeln 141 bzw. 142 genannten Berichten behandelt werden. 

Artikel 141 

Jahresbericht der ESMA über Marktentwicklungen 

Bis zum 31. Dezember 2025 und danach jährlich legt die ESMA in enger Zusammenarbeit mit der EBA dem Europäi
schen Parlament und dem Rat einen Bericht über die Anwendung dieser Verordnung und die Entwicklungen auf den 
Märkten für Kryptowerte vor. Dieser Bericht wird veröffentlicht. 

Der Bericht enthält Folgendes: 

a) die Anzahl der Emissionen von Kryptowerten in der Union, die Anzahl der den zuständigen Behörden vorgelegten 
oder übermittelten Krypto-Whitepaper, die Art der ausgegebenen Kryptowerte und ihre Marktkapitalisierung und die 
Anzahl der zum Handel zugelassenen Kryptowerte; 

b) die Anzahl der Emittenten vermögenswertereferenzierter Token und eine Analyse der Reservevermögen, der Höhe 
der Vermögenswertreserve und des Volumens der Geschäfte mit vermögenswertereferenzierten Token; 

c) die Anzahl der Emittenten signifikanter vermögenswertereferenzierter Token und eine Analyse der Arten des Re
servevermögens, der Höhe der Vermögenswertreserve und des Volumens der Geschäfte mit signifikanten vermögens
wertereferenzierten Token; 

d) die Anzahl der Emittenten von E-Geld-Token und eine Analyse der zugrunde liegenden amtlichen Währungen, auf 
die sich der E-Geld-Token, bezieht, der Zusammensetzung und der Höhe der gemäß Artikel 54 hinterlegten und 
investierten Vermögenswertreserven und des Volumens der Zahlungen mit E-Geld-Token; 

e) die Anzahl der Emittenten signifikanter E-Geld-Token und eine Analyse der Währungen, auf die sich der signifikante 
E-Geld-Token bezieht, und für E-Geld-Institute, die signifikante E-Geld-Token ausgeben, eine Analyse der Arten von 
Reservevermögen, der Höhe der Vermögenswertreserven und des Volumens der Zahlungen mit signifikanten E-Geld- 
Token; 

f) die Anzahl der Anbieter von Kryptowerte-Dienstleistungen und die Anzahl der signifikanten Anbieter von Krypto
werte-Dienstleistungen; 

g) eine Schätzung der Zahl der in der Union ansässigen Personen, die in der Union ausgegebene Kryptowerte nutzen 
oder in diese investieren; 

h) wenn möglich eine Schätzung der Zahl der in der Union ansässigen Personen, die außerhalb der Union ausgegebene 
Kryptowerte nutzen oder in diese investieren, und eine diesbezügliche Erklärung zur Verfügbarkeit von Daten; 

i) eine Darstellung der geografischen Standorte und des Niveaus der Verfahren zur Feststellung der Kundenidentität 
und der Kundensorgfaltspflicht von nicht zugelassenen Handelsplattformen, die Kryptowerte-Dienstleistungen für in 
der Union ansässige Personen erbringen, einschließlich der Anzahl der Handelsplattformen ohne eindeutigen Sitz 
und der Anzahl der Handelsplattformen, die ihren Sitz in Ländern und Gebieten haben, die auf der Liste der Länder 
mit hohem Risiko für die Zwecke der Rechtsvorschriften der Union für die Bekämpfung von Geldwäsche und 
Terrorismusfinanzierung oder auf der Liste nicht kooperativer Länder und Gebiete für Steuerzwecke aufgeführt sind, 
aufgeschlüsselt nach dem Grad der Einhaltung der angemessenen Verfahren zur Feststellung der Kundenidentität;
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j) den Anteil der Geschäfte mit Kryptowerten, die über einen Anbieter von Kryptowerte-Dienstleistungen oder einen 
nicht zugelassenen Dienstleister oder Peer-to-Peer-Netzwerke erfolgen, sowie das entsprechende Transaktionsvolu
men; 

k) die Anzahl und den Wert der in der Union gemeldeten Fälle von größeren und kleineren Betrugsdelikten, Hacking, 
der Nutzung von Kryptowerten für Zahlungen im Zusammenhang mit Ransomware-Angriffen, Cyberangriffen, des 
Diebstahls und des Verlusts von Kryptowerten, die Arten von betrügerischem Verhalten, die Anzahl von bei 
Anbietern von Kryptowerte-Dienstleistungen und Emittenten vermögenswertereferenzierter Token eingegangenen 
Beschwerden, die Anzahl von bei den zuständigen Behörden eingegangenen Beschwerden und den Gegenstand 
der eingegangenen Beschwerden; 

l) die Anzahl der Beschwerden, die bei Anbietern von Kryptowerte-Dienstleistungen, Emittenten und den zuständigen 
Behörden im Zusammenhang mit falschen und irreführenden Angaben in Kryptowerte-Whitepaper oder in Marke
tingmitteilungen, auch über Plattformen der sozialen Medien, eingegangen sind; 

m) mögliche Ansätze und Optionen, die sich auf bewährte Verfahren und Berichte einschlägiger internationaler Orga
nisationen stützen, um das Risiko der Umgehung dieser Verordnung, auch im Zusammenhang mit der Erbringung 
von Kryptowerte-Dienstleistungen in der Union durch Akteure aus Drittländern, die über keine Genehmigung 
verfügen, zu verringern. 

Die zuständigen Behörden übermitteln der ESMA die für die Ausarbeitung des Berichts erforderlichen Informationen. Für 
die Zwecke des Berichts kann die ESMA Informationen von Strafverfolgungsbehörden anfordern. 

Artikel 142 

Bericht über die jüngsten Entwicklungen bei Kryptowerten 

(1) Bis zum 30. Dezember 2024 und nach Anhörung der EBA und der ESMA legt die Kommission dem Europäischen 
Parlament und dem Rat einen Bericht über die neuesten Entwicklungen im Zusammenhang mit Kryptowerten, ins
besondere zu Sachverhalten, die in dieser Verordnung nicht behandelt werden, vor, dem gegebenenfalls ein Gesetz
gebungsvorschlag beigefügt ist. 

(2) Der Bericht nach Absatz 1 enthält mindestens Folgendes: 

a) eine Bewertung der Entwicklung des dezentralen Finanzsektors auf den Märkten für Kryptowerte und der angemes
senen regulatorischen Behandlung dezentraler Krypto-Systeme ohne Emittenten oder Anbieter von Kryptowerte- 
Dienstleistungen, einschließlich einer Bewertung der Notwendigkeit und Durchführbarkeit einer Regulierung des 
dezentralen Finanzsektors; 

b) eine Bewertung der Notwendigkeit und Durchführbarkeit der Regulierung der Kreditvergabe und Kreditaufnahme mit 
Kryptowerten; 

c) eine Bewertung der Behandlung von Dienstleistungen im Zusammenhang mit der Übertragung von E-Geld-Token, 
sofern dies nicht im Rahmen der Überprüfung der Richtlinie (EU) 2015/2366 erfolgte; 

d) eine Bewertung der Entwicklung von Märkten für einmalige und nicht fungible Kryptowerte und der angemessenen 
regulatorischen Behandlung solcher Kryptowerte, einschließlich einer Bewertung der Notwendigkeit und Durchführ
barkeit einer Regulierung der Anbieter einmaliger und nicht fungibler Kryptowerte sowie der Anbieter von Dienst
leistungen im Zusammenhang mit solchen Kryptowerten. 

Artikel 143 

Übergangsmaßnahmen 

(1) Die Artikel 4 bis 15 gelten nicht für öffentliche Angebote von Kryptowerten, die vor dem 30. Dezember 2024 
abgelaufen sind. 

(2) Abweichend von Titel II gelten für andere Kryptowerte als vermögenswertereferenzierte Token und E-Geld-Token, 
die vor dem 30. Dezember 2024 zum Handel zugelassen wurden, nur die folgenden Anforderungen: 

a) Die Artikel 7 und 9 gelten für Marketingmitteilungen, die nach dem 30. Dezember 2024 veröffentlicht werden; 

b) Betreiber von Handelsplattformen stellen bis zum 31. Dezember 2027 sicher, dass in den in dieser Verordnung 
vorgeschriebenen Fällen ein Kryptowerte-Whitepaper gemäß den Artikeln 6, 8 und 9 erstellt, übermittelt und ver
öffentlicht und gemäß Artikel 12 aktualisiert wird. 

(3) Anbieter von Kryptowerte-Dienstleistungen, die ihre Dienste nach geltendem Recht vor dem 30. Dezember 2024 
erbracht haben, dürfen damit bis zum 1. Juli 2026 oder bis zu dem Zeitpunkt fortfahren, zu dem sie eine Zulassung 
oder Verweigerung nach Artikel 63 erhalten, je nachdem, welcher Zeitpunkt zuerst eintritt. 

Die Mitgliedstaaten können beschließen, die in Unterabsatz 1 vorgesehene Übergangsregelung für Anbieter von Krypto
werte-Dienstleistungen nicht in Anspruch zu nehmen oder ihre Geltungsdauer zu verkürzen, wenn sie der Auffassung 
sind, dass ihr vor dem 30. Dezember 2024 geltender nationaler Rechtsrahmen weniger streng ist als diese Verordnung.
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Bis zum 30. Juni 2024 teilen die Mitgliedstaaten der Kommission und der ESMA mit, ob sie von der in Unterabsatz 2 
vorgesehenen Möglichkeit Gebrauch gemacht haben, und geben die Dauer der Ausnahmeregelung an. 

(4) Emittenten vermögenswertereferenzierter Token, die keine Kreditinstitute sind und vermögenswertereferenzierte 
Token nach geltendem Recht vor dem 30. Juni 2024 ausgegeben haben, dürfen damit fortfahren, bis ihnen eine 
Zulassung gemäß Artikel 21 erteilt oder verweigert wird, sofern sie vor dem 30. Juli 2024 eine Zulassung beantragen. 

(5) Kreditinstitute, die vermögenswertereferenzierte Token nach geltendem Recht vor dem 30. Juni 2024 ausgegeben 
haben, dürfen damit fortfahren, bis das Kryptowerte-Whitepaper gemäß Artikel 17 genehmigt oder nicht genehmigt 
wurde, sofern sie die für sie zuständige Behörde gemäß Absatz 1 jenes Artikels vor dem 30. Juli 2024 darüber benach
richtigen. 

(6) Abweichend von den Artikeln 62 und 63 dürfen die Mitgliedstaaten bei Zulassungsanträgen, die zwischen dem 
30. Dezember 2024 und dem 1. Juli 2026 von Unternehmen gestellt werden, die am 30. Dezember 2024 nach na
tionalem Recht für die Erbringung von Kryptowerte-Dienstleistungen zugelassen waren, ein vereinfachtes Verfahren 
anwenden. Bevor sie eine Zulassung nach diesen vereinfachten Verfahren erteilen, stellen die zuständigen Behörden 
sicher, dass Kapitel 2 und 3 des Titels V erfüllt sind. 

(7) Die EBA nimmt ihre Aufsichtsaufgaben nach Artikel 117 ab dem Geltungsbeginn der in Artikel 43 Absatz 11 
genannten delegierten Rechtsakte wahr. 

Artikel 144 

Änderung der Verordnung (EU) Nr. 1093/2010 

Artikel 1 Absatz 2 Unterabsatz 1 der Verordnung (EU) Nr. 1093/2010 erhält folgende Fassung: 

„Die Behörde handelt im Rahmen der ihr durch diese Verordnung übertragenen Befugnisse und innerhalb des 
Anwendungsbereichs der Richtlinie 2002/87/EG, der Richtlinie 2008/48/EG (*), der Richtlinie 2009/110/EG, der Ver
ordnung (EU) Nr. 575/2013 (**), der Richtlinie 2013/36/EU (***), der Richtlinie 2014/49/EU (****), der Richtlinie 
2014/92/EU (*****), der Richtlinie (EU) 2015/2366 (******), der Verordnung (EU) 2023/1114 (*******) des Europäischen 
Parlaments und des Rates und, soweit diese Gesetzgebungsakte sich auf Kredit- und Finanzinstitute sowie die zustän
digen Behörden, die diese beaufsichtigen, beziehen, der einschlägigen Teile der Richtlinie 2002/65/EG, einschließlich 
sämtlicher Richtlinien, Verordnungen und Beschlüsse, die auf der Grundlage dieser Gesetzgebungsakte angenommen 
wurden, sowie aller weiteren verbindlichen Rechtsakte der Union, die der Behörde Aufgaben übertragen. Die Behörde 
handelt ferner im Einklang mit der Verordnung (EU) Nr. 1024/2013 des Rates (********). 

___________ 
(*) Richtlinie 2008/48/EG des Europäischen Parlaments und des Rates vom 23. April 2008 über Verbraucher

kreditverträge und zur Aufhebung der Richtlinie 87/102/EWG des Rates (ABl. L 133 vom 22.5.2008, S. 66). 
(**) Verordnung (EU) Nr. 575/2013 des Europäischen Parlaments und des Rates vom 26. Juni 2013 über Auf

sichtsanforderungen an Kreditinstitute und Wertpapierfirmen und zur Änderung der Verordnung (EU) 
Nr. 648/2012 (ABl. L 176 vom 27.6.2013, S. 1). 

(***) Richtlinie 2013/36/EU des Europäischen Parlaments und des Rates vom 26. Juni 2013 über den Zugang zur 
Tätigkeit von Kreditinstituten und die Beaufsichtigung von Kreditinstituten und Wertpapierfirmen, zur Än
derung der Richtlinie 2002/87/EG und zur Aufhebung der Richtlinien 2006/48/EG und 2006/49/EG 
(ABl. L 176 vom 27.6.2013, S. 338). 

(****) Richtlinie 2014/49/EU des Europäischen Parlaments und des Rates vom 16. April 2014 über Einlagensiche
rungssysteme (ABl. L 173 vom 12.6.2014, S. 149). 

(*****) Richtlinie 2014/92/EU des Europäischen Parlaments und des Rates vom 23. Juli 2014 über die Vergleich
barkeit von Zahlungskontoentgelten, den Wechsel von Zahlungskonten und den Zugang zu Zahlungskonten 
mit grundlegenden Funktionen (ABl. L 257 vom 28.8.2014, S. 214). 

(******) Richtlinie (EU) 2015/2366 des Europäischen Parlaments und des Rates vom 25. November 2015 über 
Zahlungsdienste im Binnenmarkt, zur Änderung der Richtlinien 2002/65/EG, 2009/110/EG und 2013/36/EU 
und der Verordnung (EU) Nr. 1093/2010 sowie zur Aufhebung der Richtlinie 2007/64/EG (ABl. L 337 vom 
23.12.2015, S. 35). 

(*******) Verordnung (EU) 2023/1114 des Europäischen Parlaments und des Rates vom 31. Mai 2023 über Märkte für 
Kryptowerte und zur Änderung der Verordnungen (EU) Nr. 1093/2010 und (EU) Nr. 1095/2010 sowie der 
Richtlinien 2013/36/EU und (EU) 2019/1937 (ABl. L 150 vom 9.6.2023, S. 40). 

(********) Verordnung (EU) Nr. 1024/2013 des Rates vom 15. Oktober 2013 zur Übertragung besonderer Aufgaben im 
Zusammenhang mit der Aufsicht über Kreditinstitute auf die Europäische Zentralbank (ABl. L 287 vom 
29.10.2013, S. 63).“
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Artikel 145 

Änderung der Verordnung (EU) Nr. 1095/2010 

Artikel 1 Absatz 2 Unterabsatz 1 der Verordnung (EU) Nr. 1095/2010 erhält folgende Fassung: 

„Die Behörde handelt im Rahmen der ihr durch diese Verordnung übertragenen Befugnisse und innerhalb des 
Anwendungsbereichs der Richtlinien 97/9/EG, 98/26/EG, 2001/34/EG, 2002/47/EG, 2004/109/EG, 2009/65/EG, der 
Richtlinie 2011/61/EU des Europäischen Parlaments und des Rates (*), der Verordnung (EG) Nr. 1060/2009, der Richt
linie 2014/65/EU des Europäischen Parlaments und des Rates (**), der Verordnung (EU) 2017/1129 des Europäischen 
Parlaments und des Rates (***) und der Verordnung (EU) 2023/1114 des Europäischen Parlaments und des Rates (****) 
und, soweit diese Gesetzgebungsakte sich auf Firmen, die Wertpapierdienstleistungen erbringen, Organismen für gemein
same Anlagen, die ihre Anteilsscheine oder Anteile vertreiben, Emittenten oder Anbieter von Kryptowerten, Personen, 
die die Zulassung zum Handel beantragen, oder Anbieter von Kryptowerte-Dienstleistungen und die Behörden, die sie 
beaufsichtigen, beziehen, der einschlägigen Teile der Richtlinien 2002/87/EG und 2002/65/EG, einschließlich sämtlicher 
Richtlinien, Verordnungen und Beschlüsse, die auf der Grundlage dieser Gesetzgebungsakte angenommen wurden, sowie 
aller weiteren verbindlichen Rechtsakte der Union, die der Behörde Aufgaben übertragen. 

___________ 
(*) Richtlinie 2011/61/EU des Europäischen Parlaments und des Rates vom 8. Juni 2011 über die Verwalter alter

nativer Investmentfonds und zur Änderung der Richtlinien 2003/41/EG und 2009/65/EG und der Verordnungen 
(EG) Nr. 1060/2009 und (EU) Nr. 1095/2010 (ABl. L 174 vom 1.7.2011, S. 1). 

(**) Richtlinie 2014/65/EU des Europäischen Parlaments und des Rates vom 15. Mai 2014 über Märkte für Finanz
instrumente sowie zur Änderung der Richtlinien 2002/92/EG und 2011/61/EU (ABl. L 173 vom 12.6.2014, 
S. 349). 

(***) Verordnung (EU) 2017/1129 des Europäischen Parlaments und des Rates vom 14. Juni 2017 über den Prospekt, 
der beim öffentlichen Angebot von Wertpapieren oder bei deren Zulassung zum Handel an einem geregelten 
Markt zu veröffentlichen ist und zur Aufhebung der Richtlinie 2003/71/EG (ABl. L 168 vom 30.6.2017, S. 12). 

(****) Verordnung (EU) 2023/1114 des Europäischen Parlaments und des Rates vom 31. Mai 2023 über Märkte für 
Kryptowerte und zur Änderung der Verordnungen (EU) Nr. 1093/2010 und (EU) Nr. 1095/2010 sowie der 
Richtlinien 2013/36/EU und (EU) 2019/1937 (ABl. L 150 vom 9.6.2023, S. 40).“ 

Artikel 146 

Änderung der Richtlinie 2013/36/EU 

In Anhang I der Richtlinie 2013/36/EU erhält Nummer 15 folgende Fassung: 

„15. Ausgabe von E-Geld, einschließlich E-Geld-Token im Sinne des Artikels 3 Absatz 1 Nummer 7 der Verordnung 
(EU) 2023/1114 des Europäischen Parlaments und des Rates (*). 

16. Ausgabe von vermögenswertereferenzierten Token im Sinne des Artikels 3 Absatz 1 Nummer 6 der Verordnung 
(EU) 2023/1114. 

17. Kryptowerte-Dienstleistungen im Sinne des Artikels 3 Absatz 1 Nummer 16 der Verordnung (EU) 2023/1114. 

___________ 
(*) Verordnung (EU) 2023/1114 des Europäischen Parlaments und des Rates vom 31. Mai 2023 über Märkte für 

Kryptowerte und zur Änderung der Verordnungen (EU) Nr. 1093/2010 und (EU) Nr. 1095/2010 sowie der Richt
linien 2013/36/EU und (EU) 2019/1937 (ABl. L 150 vom 9.6.2023, S. 40).“ 

Artikel 147 

Änderung der Richtlinie (EU) 2019/1937 

In Teil I.B des Anhangs der Richtlinie (EU) 2019/1937 wird folgende Nummer angefügt: 

„xxii) Verordnung (EU) 2023/1114 des Europäischen Parlaments und des Rates vom 31. Mai 2023 über Märkte für 
Kryptowerte und zur Änderung der Verordnungen (EU) Nr. 1093/2010 und (EU) Nr. 1095/2010 sowie der 
Richtlinien 2013/36/EU und (EU) 2019/1937 (ABl. L 150 vom 9.6.2023, S. 40).“
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Artikel 148 

Umsetzung der Änderungen der Richtlinien 2013/36/EU und (EU) 2019/1937 

(1) Die Mitgliedstaaten erlassen und veröffentlichen bis zum 30. Dezember 2024 die Rechts- und Verwaltungsvor
schriften an, die erforderlich sind, um den Artikeln 146 und 147 nachzukommen. 

(2) Die Mitgliedstaaten teilen der Kommission, der EBA und der ESMA den Wortlaut der wichtigsten nationalen 
Vorschriften mit, die sie auf dem unter Artikel 116 fallenden Gebiet erlassen. 

Artikel 149 

Inkrafttreten und Anwendung 

(1) Diese Verordnung tritt am zwanzigsten Tag nach ihrer Veröffentlichung im Amtsblatt der Europäischen Union in 
Kraft. 

(2) Diese Verordnung gilt ab 30. Dezember 2024. 

(3) Abweichend von Absatz 2 gelten die Titel III und IV ab 30. Juni 2024. 

(4) Abweichend von Absatz 2 und 3 des vorliegenden Artikels gelten Artikel 2 Absatz 5, Artikel 3 Absatz 2 Artikel 6 
Absätze 11 und 12, Artikel 14 Absatz 1 Unterabsatz 2, Artikel 17 Absatz 8, Artikel 18 Absätze 6 und 7, Artikel 19 
Absätze 10 und 11, Artikel 21 Absatz 3, Artikel 22 Absätze 6 und 7, Artikel 31 Absatz 5, Artikel 32 Absatz 5, Arti
kel 34 Absatz 13, Artikel 35 Absatz 6, Artikel 36 Absatz 4, Artikel 38 Absatz 5, Artikel 42 Absatz 4, Artikel 43 Ab
satz 11, Artikel 45 Absätze 7 und 8, Artikel 46 Absatz 6, Artikel 47 Absatz 5, Artikel 51 Absätze 10 und 15, Artikel 60 
Absätze 13 und 14, Artikel 61 Absatz 3, Artikel 62 Absätze 5 und 6, Artikel 63 Absatz 11, Artikel 66 Absatz 6, 
Artikel 68 Absatz 10, Artikel 71 Absatz 5, Artikel 72 Absatz 5, Artikel 76 Absatz 16, Artikel 81 Absatz 15, Artikel 82 
Absatz 2, Artikel 84 Absatz 4, Artikel 88 Absatz 4, Artikel 92 Absätze 2 und 3, Artikel 95 Absätze 10 und 11, Ar
tikel 96 Absatz 3, Artikel 97 Absatz 1, Artikel 103 Absatz 8, Artikel 104 Absatz 8, Artikel 105 Absatz 7, Artikel 107 
Absätze 3 und 4, Artikel 109 Absatz 8 und Artikel 119 Absatz 8, Artikel 134 Absatz 10, Artikel 137 Absatz 3 und 
Artikel 139 gelten ab dem 29. Juni 2023. 

Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen verbindlich und gilt unmittelbar in jedem Mit
gliedstaat. 

Geschehen zu Brüssel am 31. Mai 2023. 

Im Namen des Europäischen Parlaments 

Die Präsidentin 

R. METSOLA 

Im Namen des Rates 

Der Präsident 

P. KULLGREN
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ANHANG I 

IM WHITEPAPER FÜR ANDERE KRYPTOWERTE ALS VERMÖGENSWERTEREFERENZIERTE TOKEN ODER 
E-GELD-TOKEN OFFENZULEGENDE ANGABEN 

Teil A: Informationen über den Anbieter oder die Person, die die Zulassung zum Handel beantragt 

1. Name, 

2. Rechtsform, 

3. Eingetragene Anschrift und Sitz, falls abweichend, 

4. Tag der Registrierung, 

5. Unternehmenskennung oder eine andere nach geltendem nationalem Recht erforderliche Kennung, 

6. eine Telefonnummer zur Kontaktaufnahme und eine E-Mail-Adresse des Anbieters oder der Person, die die 
Zulassung zum Handel beantragt, sowie die Anzahl der Tage, innerhalb deren ein Anleger, der den Anbieter 
oder die Person, die die Zulassung zum Handel beantragt, über diese Telefonnummer oder E-Mail-Adresse 
kontaktiert, eine Antwort erhält, 

7. gegebenenfalls Name des Mutterunternehmens, 

8. Name, Geschäftsanschrift und Funktion der Mitglieder des Leitungsorgans des Anbieters oder der Person, die die 
Zulassung zum Handel beantragt, 

9. geschäftliche oder gewerbliche Tätigkeit des Anbieters oder der Person, die die Zulassung zum Handel beantragt, 
und gegebenenfalls des Mutterunternehmens, 

10. Finanzlage des Anbieters oder der Person, die die Zulassung zum Handel beantragt, in den vergangenen drei Jahren 
oder, falls der Anbieter oder die Person, die die Zulassung zum Handel beantragt, noch keine drei Jahre nieder
gelassen ist, seine bzw. ihre Finanzlage seit dem Zeitpunkt seiner bzw. ihrer Registrierung. 

Die Finanzlage wird auf der Grundlage eines redlichen Berichts über den Geschäftsverlauf und das Geschäftsergebnis 
des Anbieters oder der Person, die die Zulassung zum Handel beantragt, und seine bzw. ihrer Lage für jedes Jahr 
und jeden Übergangszeitraum, für den historische Finanzinformationen benötigt werden, einschließlich der Gründe 
für wesentliche Änderungen, bewertet. 

Der Bericht besteht aus einer ausgewogenen und umfassenden Analyse des Geschäftsverlaufs, des Geschäftsergeb
nisses und der Lage des Anbieters oder der Person, die die Zulassung zum Handel beantragt, die dem Umfang und 
der Komplexität der Geschäftstätigkeit angemessen ist. 

Teil B: Informationen über den Emittenten, wenn es sich hierbei nicht um den Anbieter oder die Person handelt, die die 
Zulassung zum Handel beantragt 

1. Name, 

2. Rechtsform, 

3. Eingetragene Anschrift und Sitz, falls abweichend, 

4. Tag der Registrierung, 

5. Unternehmenskennung oder eine andere nach dem geltenden nationalen Recht erforderliche Kennung, 

6. gegebenenfalls Name des Mutterunternehmens, 

7. Name, Geschäftsanschrift und Funktion der Mitglieder des Leitungsorgans des Emittenten, 

8. geschäftliche oder gewerbliche Tätigkeit des Emittenten und gegebenenfalls des Mutterunternehmens.
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Teil C: Informationen über den Betreiber der Handelsplattform in den Fällen, in denen er das Kryptowerte-Whitepaper 
erstellt 

1. Name, 

2. Rechtsform, 

3. eingetragene Anschrift und Sitz, falls abweichend, 

4. Tag der Registrierung, 

5. Unternehmenskennung oder eine andere nach dem geltenden nationalen Recht erforderliche Kennung, 

6. gegebenenfalls Name des Mutterunternehmens, 

7. Grund, warum dieser Betreiber das Kryptowerte-Whitepaper erstellt hat, 

8. Name, Geschäftsanschrift und Funktion der Mitglieder des Leitungsorgans des Betreibers, 

9. geschäftliche oder gewerbliche Tätigkeit des Betreibers und gegebenenfalls des Mutterunternehmens. 

Teil D: Informationen über das Kryptowert-Projekt 

1. Name des Kryptowert-Projekts und der Kryptowerte, falls abweichend vom Namen des Anbieters oder der Person, die 
die Zulassung zum Handel beantragt, und Kürzel oder Ticker-Handler, 

2. kurze Beschreibung des Kryptowert-Projekts, 

3. genaue Angaben zu allen natürlichen oder juristischen Personen (einschließlich Geschäftsanschrift oder Sitz des 
Unternehmens), die an der Durchführung des Kryptowert-Projekts beteiligt sind, wie Berater, Entwickler und Anbieter 
von Kryptowerte-Dienstleistungen, 

4. wenn das Kryptowert-Projekt Utility-Token betrifft: Hauptmerkmale der Waren oder Dienstleistungen, die entwickelt 
werden sollen, 

5. Angaben zum Kryptowert-Projekt, insbesondere die bisherigen und künftigen Projekt-Etappen, und gegebenenfalls zu 
den bereits zugewiesenen Ressourcen für das Projekt, 

6. gegebenenfalls die geplante Verwendung der Mittel oder anderer entgegengenommener Kryptowerte. 

Teil E: Informationen über das öffentliche Angebot von Kryptowerten oder deren Zulassung zum Handel 

1. Angabe, ob das Kryptowerte-Whitepaper ein öffentliches Angebot von Kryptowerten oder deren Zulassung zum 
Handel betrifft, 

2. Gründe für das öffentliche Angebot oder den Antrag auf Zulassung zum Handel, 

3. gegebenenfalls der Betrag, der mit dem öffentlichen Angebot in Form von Geldbeträgen oder anderen Kryptowerten 
beschafft werden soll, gegebenenfalls einschließlich etwaiger Mindest- und Höchstziele für die Zeichnung, die für das 
öffentliche Angebot von Kryptowerten festgelegt wurden, und der Hinweis, ob Überzeichnungen akzeptiert werden 
und wie sie zugewiesen werden, 

4. Ausgabepreis des öffentlich angebotenen Kryptowerts (in einer amtlichen Währung oder anderen Kryptowerten), 
etwaige geltende Zeichnungsgebühren oder die Methode, nach der der Angebotspreis bestimmt wird, 

5. gegebenenfalls Gesamtzahl der Kryptowerte, die öffentlich angeboten oder zum Handel zugelassen werden sollen, 

6. Angabe der potenziellen Inhaber, auf die das öffentliche Angebot von Kryptowerten oder die Zulassung dieser 
Kryptowerte zum Handel ausgerichtet ist, einschließlich etwaiger Beschränkungen bezüglich der Art der Inhaber der 
betreffenden Kryptowerte,
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7. ausdrücklicher Hinweis, dass Käufer, die sich an dem öffentlichen Angebot von Kryptowerten beteiligen, eine 
Rückerstattung erhalten können, wenn das Mindestziel für die Zeichnung am Ende der Zeichnungsfrist nicht 
erreicht ist, wenn sie ihr in Artikel 13 vorgesehenes Widerrufsrecht ausüben oder wenn das Angebot annulliert 
wird, sowie eine ausführliche Beschreibung des Rückerstattungsmechanismus, einschließlich des voraussichtlichen 
Zeitplans, bis wann diese Erstattungen abgeschlossen sein werden, 

8. Informationen über die verschiedenen Phasen des Angebots von Kryptowerten, einschließlich Informationen über 
Kaufpreisnachlässe für Frühkäufe von Kryptowerten („Pre-Public-Verkäufe “); falls Kaufpreisnachlässe für bestimmte 
Käufer gewährt werden, eine Erklärung, warum die Kaufpreise unterschiedlich sein können, sowie eine Beschreibung 
der Folgen für die anderen Anleger, 

9. bei befristeten Angeboten: Zeichnungsfrist für das öffentliche Angebot, 

10. Vorkehrungen für die sichere Aufbewahrung der Geldbeträge oder anderen Kryptowerte im Sinne von Artikel 10 
während des befristeten öffentlichen Angebots oder während der Widerrufsfrist, 

11. mögliche Zahlungsmethoden für den Kauf der angebotenen Kryptowerte und Methoden der Übermittlung des Werts 
an die Käufer, wenn sie rückerstattungsberechtigt sind, 

12. im Fall von öffentlichen Angeboten: Informationen über das Widerrufsrecht nach Artikel 13, 

13. Informationen darüber, wie und wann die erworbenen Kryptowerte den Inhabern übertragen werden, 

14. Informationen über die technischen Anforderungen, die der Käufer erfüllen muss, um die Kryptowerte zu halten, 

15. gegebenenfalls Name des Anbieters von Kryptowerte-Dienstleistungen, der mit der Platzierung der Kryptowerte 
beauftragt wurde, und Art der Platzierung (mit oder ohne feste Übernahmeverpflichtung), 

16. gegebenenfalls der Name der Handelsplattform für Kryptowerte, auf der die Zulassung zum Handel beantragt wird, 
und Informationen darüber, wie Anleger auf diese Handelsplattformen zugreifen können, sowie über die damit 
verbundenen Kosten, 

17. Ausgaben im Zusammenhang mit dem öffentlichen Angebot von Kryptowerten, 

18. potenzielle Interessenkonflikte der Personen, die an dem öffentlichen Angebot oder der Zulassung zum Handel 
beteiligt sind, die sich aus dem Angebot oder der Zulassung zum Handel ergeben, 

19. für das öffentliche Angebot von Kryptowerten geltendes Recht, einschließlich des zuständigen Gerichts. 

Teil F: Informationen über die Kryptowerte 

1. Art des Kryptowerts, der öffentlich angeboten werden soll oder dessen Zulassung zum Handel beantragt wird, 

2. Beschreibung der Merkmale, einschließlich der Daten, die für die Einstufung des Kryptowerte-Whitepaper im Register 
gemäß Artikel 109 nach Maßgabe von dessen Absatz 8 notwendig sind, und Funktionen der Kryptowerte, die 
angeboten oder zum Handel zugelassen werden, einschließlich Angaben dazu, wann die Funktionen wirksam werden 
sollen. 

Teil G: Informationen über die mit den Kryptowerten verbundenen Rechte und Pflichten 

1. Beschreibung der Rechte und (etwaigen) Pflichten des Käufers und des Verfahrens und der Bedingungen für die 
Ausübung dieser Rechte, 

2. Beschreibung der Bedingungen, unter denen die Rechte und Pflichten geändert werden können,
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3. gegebenenfalls Angaben zu künftigen öffentlichen Angeboten des Kryptowerte-Emittenten und zur Anzahl der vom 
Emittenten selbst behaltenen Kryptowerte, 

4. wenn das Angebot von Kryptowerten oder deren Zulassung zum Handel Utility-Token betrifft: Angaben zur 
Qualität und Quantität der Waren oder Dienstleistungen, zu denen die Utility-Token Zugang bieten, 

5. wenn das öffentliche Angebot von Kryptowerten oder die Zulassung zum Handel Utility-Token betrifft: Informa
tionen darüber, wie die Utility-Token für die entsprechenden Waren oder Dienstleistungen eingelöst werden können, 

6. wenn keine Zulassung zum Handel beantragt wird: Informationen darüber, wie und wo die Kryptowerte im 
Anschluss an das öffentliche Angebot gekauft oder verkauft werden können, 

7. Beschränkungen der Übertragbarkeit der angebotenen oder zum Handel zugelassenen Kryptowerte, 

8. bei Kryptowerten mit Protokollen für die Erhöhung oder Verringerung des Angebots in Reaktion auf Nachfrage
veränderungen: Beschreibung der Funktionsweise dieser Protokolle, 

9. gegebenenfalls eine Beschreibung der Sicherungssysteme zum Schutz des Werts der Kryptowerte und der Ent
schädigungssysteme, 

10. für die Kryptowerte geltendes Recht, einschließlich des zuständigen Gerichts. 

Teil H: Informationen über die zugrunde liegende Technologie 

1. Informationen über die eingesetzte Technologie, einschließlich Distributed-Ledger-Technologie, Protokollen und ver
wendeter technischer Standards, 

2. Konsensmechanismus, sofern anwendbar, 

3. Anreizmechanismen zur Absicherung von Transaktionen und gegebenenfalls geltende Gebühren, 

4. wenn die Kryptowerte in einem Distributed-Ledger ausgegeben, übertragen und gespeichert werden, der vom Emit
tenten, vom Anbieter oder von einem in ihrem Namen handelnden Dritten betrieben wird: ausführliche Beschreibung 
der Funktionsweise dieses Distributed-Ledger, 

5. Angaben zum Ergebnis der Prüfung der eingesetzten Technologie (falls eine derartige Prüfung durchgeführt wurde). 

Teil I: Informationen über die Risiken 

1. Beschreibung der mit dem öffentlichen Angebot von Kryptowerten oder deren Zulassung zum Handel verbundenen 
Risiken 

2. Beschreibung der von dem Emittenten ausgehenden Risiken, wenn es sich hierbei nicht um den Anbieter oder die 
Person handelt, die die Zulassung zum Handel beantragt, 

3. Beschreibung der mit den Kryptowerten verbundenen Risiken, 

4. Beschreibung der mit der Projektdurchführung verbundenen Risiken, 

5. Beschreibung der mit der eingesetzten Technologie verbundenen Risiken sowie (gegebenenfalls) Maßnahmen zur 
Risikominderung.
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ANHANG II 

IM KRYPTOWERTE-WHITEPAPER FÜR EINEN VERMÖGENSWERTEREFERENZIERTEN TOKEN 
OFFENZULEGENDE ANGABEN 

Teil A: Informationen über den Emittenten des vermögenswertereferenzierten Token 

1. Name, 

2. Rechtsform, 

3. eingetragene Anschrift und Sitz, falls abweichend, 

4. Tag der Registrierung, 

5. Unternehmenskennung oder eine andere nach dem geltenden nationalen Recht erforderliche Kennung, 

6. gegebenenfalls Identität des Mutterunternehmens, 

7. Name, Geschäftsanschrift und Funktion der Mitglieder des Leitungsorgans des Emittenten, 

8. geschäftliche oder gewerbliche Tätigkeit des Emittenten und gegebenenfalls des Mutterunternehmens, 

9. Finanzlage des Emittenten in den vergangenen drei Jahren oder, falls der Emittent noch keine drei Jahre nieder
gelassen ist, seine Finanzlage seit dem Zeitpunkt seiner Registrierung. 

Die Finanzlage wird auf der Grundlage eines redlichen Berichts über den Geschäftsverlauf und das Geschäftsergebnis 
des Emittenten und seine Lage für jedes Jahr und jeden Übergangszeitraum, für den historische Finanzinformationen 
benötigt werden, einschließlich der Gründe für wesentliche Änderungen, bewertet. 

Der Bericht besteht aus einer ausgewogenen und umfassenden Analyse des Geschäftsverlaufs, des Geschäftsergeb
nisses und seiner Lage, die dem Umfang und der Komplexität der Geschäftstätigkeit angemessen ist. 

10. ausführliche Beschreibung der Regelungen des Emittenten zur Unternehmensführung, 

11. außer bei Emittenten vermögenswertereferenzierter Token, die nach Artikel 17 von der Zulassungspflicht befreit 
sind: genaue Angaben zur Zulassung als Emittent eines vermögenswertereferenzierten Token und Name der zu
ständigen Behörde, die die Zulassung erteilt hat; 

bei Kreditinstituten: Name der zuständigen Behörde des Herkunftsmitgliedstaats, 

12. falls der Emittent des vermögenswertereferenzierten Token auch andere Kryptowerte ausgibt oder auch Tätigkeiten 
im Zusammenhang mit anderen Kryptowerten ausübt, sollte dies eindeutig angegeben werden; der Emittent sollte 
auch angeben, ob zwischen dem Emittenten und dem Unternehmen, das die Distributed-Ledger-Technologie be
treibt, die für die Ausgabe des Kryptowerts verwendet wird, eine Verbindung besteht, auch wenn die Protokolle von 
einer Person verwaltet oder kontrolliert werden, die eng mit den an dem Projekt beteiligten Akteuren verbunden ist. 

Teil B: Informationen über den vermögenswertereferenzierten Token 

1. Name und Kürzel oder Ticker-Handler des vermögenswertereferenzierten Token, 

2. Beschreibung der Merkmale des vermögenswertreferenzierten Token, einschließlich der Daten, die für die Einstufung 
des Kryptowerte-Whitepaper im Register gemäß Artikel 109 nach Maßgabe von dessen Absatz 8 notwendig sind, 

3. genaue Angaben zu allen natürlichen oder juristischen Personen (einschließlich Geschäftsanschrift oder Sitz des 
Unternehmens), die an der Operationalisierung des vermögenswertereferenzierten Token beteiligt sind, wie Berater, 
Entwickler und Anbieter von Kryptowerte-Dienstleistungen,
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4. Beschreibung der Rolle, der Zuständigkeiten und der Rechenschaftspflicht etwaiger Drittunternehmen nach Artikel 34 
Absatz 5 Unterabsatz 1 Buchstabe h, 

5. Angaben zu den Plänen für die vermögenswertereferenzierten Token, einschließlich einer Beschreibung der bisherigen 
und künftigen Etappen und gegebenenfalls der bereits zugewiesenen Ressourcen. 

Teil C: Informationen über das öffentliche Angebot des vermögenswertereferenzierten Token oder dessen Zulassung zum 
Handel 

1. Angabe, ob das Kryptowerte-Whitepaper ein öffentliches Angebot des vermögenswertereferenzierten Token oder 
seine Zulassung zum Handel betrifft, 

2. gegebenenfalls der Betrag, der mit dem öffentlichen Angebot des vermögenswertereferenzierten Token in Form von 
Geldbeträgen oder anderen Kryptowerten beschafft werden soll, gegebenenfalls einschließlich etwaiger Mindest- und 
Höchstziele für die Zeichnung, die für das öffentliche Angebot des vermögenswertereferenzierten Token festgelegt 
wurden, und die Angabe, ob Überzeichnungen akzeptiert werden und wie sie zugewiesen werden, 

3. gegebenenfalls Gesamtzahl der Anteile des vermögenswertereferenzierten Token, die angeboten oder zum Handel 
zugelassen werden sollen, 

4. Angabe der potenziellen Inhaber, auf die das öffentliche Angebot des vermögenswertereferenzierten Token oder die 
Zulassung dieses vermögenswertereferenzierten Token zum Handel ausgerichtet ist, einschließlich etwaiger Be
schränkungen bezüglich der Art der Inhaber des betreffenden vermögenswertereferenzierten Token, 

5. ausdrücklicher Hinweis, dass Käufer, die sich an dem öffentlichen Angebot des vermögenswertereferenzierten Token 
beteiligen, rückerstattungsberechtigt sind, wenn das Mindestziel für die Zeichnung am Ende der Zeichnungsfrist 
nicht erreicht ist, einschließlich des voraussichtlichen Zeitplans, bis wann diese Erstattungen abgeschlossen sein 
werden; die Folgen der Überschreitung des Höchstziels für die Zeichnung sollten deutlich gemacht werden, 

6. Informationen über die verschiedenen Phasen des öffentlichen Angebots des vermögenswertereferenzierten Token, 
einschließlich Informationen über Kaufpreisnachlässe für Frühkäufe des vermögenswertereferenzierten Token („Pre- 
Public-Verkäufe “) und, im Falle eines Kaufpreisnachlasses für einige Frühkäufe, eine Erklärung, warum die Kaufpreise 
unterschiedlich sein können, sowie eine Beschreibung der Folgen für die die anderen Anleger, 

7. bei befristeten Angeboten: Zeichnungsfrist für das öffentliche Angebot, 

8. Zahlungsmethoden für den Kauf und den Rücktausch des angebotenen vermögenswertereferenzierten Token, 

9. Informationen darüber, wie und wann der erworbene vermögenswertereferenzierte Token den Inhabern übertragen 
werden, 

10. Informationen über die technischen Anforderungen, die der Käufer erfüllen muss, um die vermögenswertereferen
zierten Token zu halten, 

11. gegebenenfalls Name des Anbieters von Kryptowerte-Dienstleistungen, der mit der Platzierung des vermögenswer
tereferenzierten Token beauftragt wurde, und Art der Platzierung (mit oder ohne feste Übernahmeverpflichtung), 

12. gegebenenfalls Name der Handelsplattform für Kryptowerte, auf der die Zulassung zum Handel beantragt wird, und 
Informationen darüber, wie Anleger auf diese Handelsplattformen zugreifen können, sowie über die damit ver
bundenen Kosten, 

13. Ausgaben im Zusammenhang mit dem öffentlichen Angebot des vermögenswertereferenzierten Token, 

14. potenzielle Interessenkonflikte der Personen, die an dem öffentlichen Angebot oder der Zulassung zum Handel 
beteiligt sind, die sich aus dem Angebot oder der Zulassung zum Handel ergeben, 

15. für das öffentliche Angebot des vermögenswertereferenzierten Token geltendes Recht, einschließlich des zuständigen 
Gerichts.
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Teil D: Informationen über die mit dem vermögenswertereferenzierten Token verbundenen Rechte und Pflichten 

1. Beschreibung der Merkmale und Funktionen des vermögenswertereferenzierten Token, der angeboten oder zum 
Handel zugelassen wird, einschließlich Angaben dazu, wann die Funktionen wirksam werden sollen, 

2. Beschreibung der Rechte und (etwaigen) Pflichten des Käufers und des Verfahrens und der Bedingungen für die 
Ausübung dieser Rechte, 

3. Beschreibung der Bedingungen, unter denen die Rechte und Pflichten geändert werden können, 

4. gegebenenfalls Angaben zu künftigen öffentlichen Angeboten des vermögenswertereferenzierter Token durch den 
Emittenten und zur Anzahl der vom Emittenten selbst behaltenen Anteile des vermögenswertereferenzierten Token, 

5. wenn keine Zulassung zum Handel beantragt wird: Informationen darüber, wie und wo der vermögenswerterefe
renzierte Token im Anschluss an das öffentliche Angebot gekauft oder verkauft werden können, 

6. etwaige Beschränkungen der Übertragbarkeit des angebotenen oder zum Handel zugelassenen vermögenswertere
ferenzierten Token, 

7. wenn der vermögenswertereferenzierte Token Protokolle für die Erhöhung oder Verringerung seines Angebots in 
Reaktion auf Nachfrageveränderungen hat: Beschreibung der Funktionsweise dieser Protokolle, 

8. gegebenenfalls eine Beschreibung der Sicherungssysteme zum Schutz des Werts des vermögenswertereferenzierten 
Token und der Entschädigungssysteme, 

9. Informationen über die Art und Durchsetzbarkeit der Rechte, einschließlich der dauerhaften Rücktauschrechte und 
etwaiger Forderungen, die Inhaber und jede juristische oder natürliche Person im Sinne von Artikel 39 Absatz 2 
gegen den Emittenten haben können, einschließlich Informationen darüber, wie diese Rechte im Falle von Insol
venzverfahren behandelt werden, Informationen darüber, ob verschiedenen Inhabern unterschiedliche Rechte zu
gestanden werden, sowie die nichtdiskriminierenden Gründe für eine solche unterschiedliche Behandlung, 

10. detaillierte Beschreibung des Anspruchs, den der vermögenswertereferenzierte Token für die Inhaber darstellt, was 
Folgendes umfasst: 

a) Beschreibung jedes referenzierten Vermögenswerts und bestimmter Anteile an jedem dieser Vermögenswerte, 

b) Verhältnis zwischen dem Wert der referenzierten Vermögenswerte und dem Betrag der Forderung und der 
Vermögenswertreserve und 

c) Beschreibung, wie eine redliche und transparente Bewertung der Bestandteile der Forderung vorgenommen wird, 
wobei gegebenenfalls unabhängige Parteien benannt werden, 

11. gegebenenfalls Angaben zu den Vorkehrungen, die der Emittent getroffen hat, um die Liquidität des vermögens
wertereferenzierten Token zu gewährleisten, einschließlich Namen der Rechtsträger, die mit der Gewährleistung der 
Liquidität beauftragt wurden, 

12. Kontaktangaben für die Einreichung von Beschwerden und Beschreibung des Beschwerdeverfahrens und etwaiger 
Streitbeilegungsmechanismen oder Rechtsbehelfsverfahren, die der Emittent des vermögenswertereferenzierten To
ken eingerichtet hat, 

13. Beschreibung der Rechte der Inhaber, wenn der Emittent nicht in der Lage ist, seine Pflichten zu erfüllen, auch bei 
Insolvenz, 

14. Beschreibung der Rechte im Zusammenhang mit der Durchführung des Sanierungsplans, 

15. Beschreibung der Rechte im Zusammenhang mit der Durchführung des Rücktauschplans, 

16. detaillierte Informationen darüber, wie die vermögenswertereferenzierten Token rückgetauscht werden, auch ob der 
Inhaber die Möglichkeit haben wird, die Form des Rücktauschs, die Form der Übertragung oder die amtliche 
Währung des Rücktauschs zu wählen, 

17. das für den vermögenswertereferenzierten Token geltende Recht, sowie das zuständige Gericht.
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Teil E: Informationen über die zugrunde liegende Technologie 

1. Informationen über die eingesetzte Technologie, einschließlich Distributed-Ledger-Technologie, sowie Protokollen 
und verwendeter technischer Standards, die Halten, Speichern und Übertragung der wertereferenzierten Token er
möglichen, 

2. Konsensmechanismus, sofern anwendbar, 

3. Anreizmechanismen zur Absicherung von Transaktionen und gegebenenfalls geltende Gebühren, 

4. wenn die vermögenswertereferenzierten Token unter Verwendung einer Distributed-Ledger-Technologieausgegeben, 
übertragen und gespeichert werden, der vom Emittenten oder von einem im Namen des Emittenten handelnden 
Dritten betrieben wird: ausführliche Beschreibung der Funktionsweise dieser Distributed-Ledger-Technologie, 

5. Angaben zum Ergebnis der Prüfung der eingesetzten Technologie (falls eine derartige Prüfung durchgeführt wurde). 

Teil F: Informationen über die Risiken 

1. Risiken im Zusammenhang mit der Vermögenswertreserve, wenn der Emittent nicht in der Lage ist, seine Pflichten zu 
erfüllen, 

2. Beschreibung der vom Emittenten des vermögenswertereferenzierten Token ausgehenden Risiken, 

3. Beschreibung der mit dem öffentlichen Angebot des vermögenswertereferenzierten Token oder dessen Zulassung 
zum Handel verbundenen Risiken, 

4. Beschreibung der mit den dem vermögenswertereferenzierten Token verbundenen Risiken, insbesondere im Hinblick 
auf die referenzierten Werte, 

5. Beschreibung der Risiken im Zusammenhang mit der Operationalisierung des Projekts für den vermögenswerterefe
renzierten Token, 

6. Beschreibung der mit der eingesetzten Technologie verbundenen Risiken sowie (gegebenenfalls) Maßnahmen zur 
Risikominderung. 

Teil G: Informationen über die Vermögenswertreserve 

1. ausführliche Beschreibung des Mechanismus zur Angleichung des Wertes der Vermögenswertreserve an die Ansprü
che im Zusammenhang mit dem vermögenswertereferenzierten Token, einschließlich rechtlicher und technischer 
Aspekte, 

2. ausführliche Beschreibung der Vermögenswertreserve und ihrer Zusammensetzung, 

3. Beschreibung der Mechanismen für die Ausgabe und den Rücktausch vermögenswertereferenzierter Token, 

4. Informationen darüber, ob ein Teil des Reservevermögens angelegt wird, und gegebenenfalls Beschreibung der 
Anlagepolitik für das Reservevermögen, 

5. Beschreibung der Verwahrungsvereinbarungen für das Reservevermögen, einschließlich seiner Trennung, und die 
Namen der Anbieter von Kryptowerte-Dienstleistungen, die die Verwahrung und Verwaltung von Kryptowerten 
für Kunden anbieten, Kreditinstitute oder Wertpapierfirmen, die als Verwahrstellen für das Reservevermögen bestellt 
sind.
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ANHANG III 

IM KRYPTOWERTE-WHITEPAPER FÜR EINEN E-GELD-TOKEN OFFENZULEGENDE ANGABEN 

Teil A: Informationen über den Emittenten des E-Geld-Token 

1. Name, 

2. Rechtsform, 

3. eingetragene Anschrift und Sitz, falls abweichend, 

4. Tag der Registrierung, 

5. Unternehmenskennung oder eine andere nach dem geltenden nationalen Recht erforderliche Kennung, 

6. eine Telefonnummer zur Kontaktaufnahme und eine E-Mail-Adresse des Emittenten sowie die Anzahl der Tage, 
innerhalb deren ein Anleger, der den Emittenten über diese Telefonnummer oder E-Mail-Adresse kontaktiert, eine 
Antwort erhält, 

7. gegebenenfalls Identität des Mutterunternehmens, 

8. Name, Geschäftsanschrift und Funktion der Mitglieder des Leitungsorgans des Emittenten, 

9. geschäftliche oder gewerbliche Tätigkeit des Emittenten und gegebenenfalls des Mutterunternehmens, 

10. potenzielle Interessenkonflikte, 

11. falls der Emittent des E-Geld-Token auch andere Kryptowerte ausgibt oder auch Tätigkeiten im Zusammenhang mit 
Kryptowerten ausübt, sollte dies eindeutig angegeben werden; der Emittent sollte auch angeben, ob zwischen dem 
Emittenten und dem Unternehmen, das die Distributed-Ledger-Technologie betreibt, die für die Ausgabe des Krypto
werts verwendet wird, eine Verbindung besteht, auch wenn die Protokolle von einer Person verwaltet oder kon
trolliert werden, die eng mit den an dem Projekt beteiligten Akteuren verbunden ist, 

12. Finanzlage des Emittenten in den vergangenen drei Jahren oder, falls der Emittent noch keine drei Jahre nieder
gelassen ist, seine Finanzlage seit dem Zeitpunkt seiner Registrierung; 

die Finanzlage wird auf der Grundlage eines redlichen Berichts über den Geschäftsverlauf und das Geschäftsergebnis 
des Emittenten und seine Lage für jedes Jahr und jeden Übergangszeitraum, für den historische Finanzinformationen 
benötigt werden, einschließlich der Gründe für wesentliche Änderungen, bewertet; 

der Bericht besteht aus einer ausgewogenen und umfassenden Analyse des Geschäftsverlaufs, des Geschäftsergeb
nisses und der Lage des Emittenten, die dem Umfang und der Komplexität der Geschäftstätigkeit angemessen ist, 

13. außer bei Emittenten von E-Geld-Token, die nach Artikel 48 Absätze 4 und 5 von der Zulassungspflicht befreit sind: 
genaue Angaben zur Zulassung als Emittent des E-Geld-Token und Name der zuständigen Behörde, die die Zulassung 
erteilt hat. 

Teil B: Informationen über den E-Geld-Token 

1. Name und Kürzel, 

2. Beschreibung der Merkmale des vermögenswertreferenzierten Token, einschließlich der Daten, die für die Einstufung 
des Kryptowerte-Whitepaper im Register gemäß Artikel 109 nach Maßgabe von dessen Absatz 8 notwendig sind, 

3. genaue Angaben zu allen natürlichen oder juristischen Personen (einschließlich Geschäftsanschrift und/oder Sitz des 
Unternehmens), die an der Gestaltung und Entwicklung beteiligt sind, wie Berater, Entwickler und Anbieter von 
Kryptowerte-Dienstleistungen.
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Teil C: Informationen über das öffentliche Angebot des E-Geld-Token oder dessen Zulassung zum Handel 

1. Angabe, ob das Kryptowerte-Whitepaper ein öffentliches Angebot des E-Geld-Token oder dessen Zulassung zum 
Handel betrifft, 

2. gegebenenfalls Gesamtzahl der Anteile des E-Geld-Token, die öffentlich angeboten oder zum Handel zugelassen 
werden sollen, 

3. gegebenenfalls Name der Handelsplattformen für Kryptowerte, auf denen die Zulassung des E-Geld-Token zum 
Handel beantragt wird, 

4. für das öffentliche Angebot des E-Geld-Token geltendes Recht, sowie das zuständige Gericht. 

Teil D: Informationen über die mit den E-Geld-Token verbundenen Rechte und Pflichten 

1. genaue Beschreibung der Rechte und (etwaigen) Pflichten des Inhabers des E-Geld-Token, einschließlich des Rechts 
auf Rücktausch zum Nennwert sowie des Verfahrens und der Bedingungen für die Ausübung dieser Rechte, 

2. Beschreibung der Bedingungen, unter denen die Rechte und Pflichten geändert werden können, 

3. Beschreibung der Rechte der Inhaber, wenn der Emittent nicht in der Lage ist, seine Pflichten zu erfüllen, auch bei 
Insolvenz, 

4. Beschreibung der Rechte im Zusammenhang mit der Durchführung des Sanierungsplans, 

5. Beschreibung der Rechte im Zusammenhang mit der Durchführung des Rücktauschplans, 

6. Kontaktangaben für die Einreichung von Beschwerden und Beschreibung der Beschwerdeverfahren und etwaiger 
Streitbeilegungsmechanismen oder Rechtsbehelfsverfahren, die der Emittent des E-Geld-Token eingerichtet hat, 

7. gegebenenfalls eine Beschreibung der Sicherungssysteme zum Schutz des Werts des Kryptowerts und der Entschä
digungssysteme, 

8. für den E-Geld-Token geltendes Recht, sowie das zuständige Gericht. 

Teil E: Informationen über die zugrunde liegende Technologie 

1. Informationen über die eingesetzte Technologie, einschließlich Distributed-Ledger-Technologie, sowie Protokollen 
und verwendeter technischer Standards, die Halten, Speichern und Übertragung von E-Geld-Token ermöglichen, 

2. Informationen über die technischen Anforderungen, die der Käufer erfüllen muss, um die Kontrolle über den E-Geld- 
Token zu erlangen, 

3. Konsensmechanismus, sofern anwendbar, 

4. Anreizmechanismen zur Absicherung von Transaktionen und gegebenenfalls geltende Gebühren, 

5. wenn der E-Geld-Token unter Verwendung einer Distributed-Ledger-Technologie ausgegeben, übertragen und gespei
chert wird, der vom Emittenten oder einem in seinem Namen handelnden Dritten betrieben wird: ausführliche 
Beschreibung der Funktionsweise dieser Distributed-Ledger-Technologie, 

6. Angaben zum Ergebnis der Prüfung der eingesetzten Technologie (falls eine derartige Prüfung durchgeführt wurde). 

Teil F: Informationen über die Risiken 

1. Beschreibung der vom Emittenten des E-Geld-Token ausgehenden Risiken, 

2. Beschreibung der mit dem E-Geld-Token verbundenen Risiken, 

3. Beschreibung der mit der eingesetzten Technologie verbundenen Risiken sowie gegebenenfalls Maßnahmen zur 
Risikominderung.
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ANHANG IV 

MINDESTKAPITALANFORDERUNGEN FÜR ANBIETER VON KRYPTOWERTE-DIENSTLEISTUNGEN 

Zulassung von Anbietern 
von Kryptowerte- 
Dienstleistungen 

Art der Kryptowerte-Dienstleistungen 
Mindestkapitalanforderun

gen nach Artikel 67 
Absatz 1 Buchstabe a 

Klasse 1 Anbieter von Kryptowerte-Dienstleistungen mit einer Zulassung 
für folgende Kryptowerte-Dienstleistungen: 

— Auftragsausführung für Kunden, 

— Platzierung von Kryptowerten, 

— Transferdienstleistungen für Kryptowerte für Kunden, 

— Annahme und Übermittlung von Aufträgen über Kryptowerte 
für Kunden 

— Beratung zu Kryptowerten und/oder 

— Portfolioverwaltung von Kryptowerten. 

50 000 EUR 

Klasse 2 Anbieter von Kryptowerte-Dienstleistungen mit einer Zulassung 
für die Kryptowerte-Dienstleistungen der Klasse 1 und für 

— Verwahrung und Verwaltung von Kryptowerten für Kunden, 

— Tausch von Kryptowerten gegen Geldbeträge und/oder 

— Tausch von Kryptowerten gegen andere Kryptowerte. 

125 000 EUR 

Klasse 3 Anbieter von Kryptowerte-Dienstleistungen mit einer Zulassung 
für die Kryptowerte-Dienstleistungen der Klasse 2 und für 

— Betrieb einer Handelsplattform für Kryptowerte. 

150 000 EUR
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ANHANG V 

LISTE DER IN TITEL III UND TITEL VI GENANNTEN VERSTÖßE VON EMITTENTEN SIGNIFIKANTER 
VERMÖGENSWERTEREFERENZIERTER TOKEN 

1. Der Emittent verstößt gegen Artikel 22 Absatz 1, wenn er der EBA für jeden vermögenswertereferenzierten Token 
mit einem Ausgabewert von mehr als 100 000 000 EUR nicht vierteljährlich die in Unterabsatz 1 Buchstaben a bis 
d des genannten Absatzes genannten Informationen übermittelt. 

2. Der Emittent verstößt gegen Artikel 23 Absatz 1, wenn er die Ausgabe eines vermögenswertereferenzierten Token 
nicht mit Erreichen der in dem genannten Absatz genannten Schwellenwerte einstellt oder wenn er der EBA nicht 
innerhalb von 40 Arbeitstagen nach Erreichen dieser Schwellenwerte einen Plan vorlegt, um sicherzustellen, dass 
die geschätzte durchschnittliche Zahl und der geschätzte durchschnittliche aggregierte Wert der Transaktionen pro 
Tag für ein Quartal unter diesen Schwellenwerten gehalten werden. 

3. Der Emittent verstößt gegen Artikel 23 Absatz 4, wenn er den von der EBA geforderten Änderungen des in 
Absatz 1 Buchstabe b jenes Artikels genannten Plans nicht nachkommt. 

4. Der Emittent verstößt gegen Artikel 25, wenn er der EBA nicht jede beabsichtigte Änderung seines Geschäfts
modells mitteilt, die geeignet ist, die Kaufentscheidung von Inhabern oder potenziellen Inhabern signifikanter 
vermögenswertereferenzierter Token erheblich zu beeinflussen, oder wenn er es versäumt, eine solche Änderung 
in seinem Krypto-Whitepaper zu beschreiben. 

5. Der Emittent verstößt gegen Artikel 25, wenn er einer von der EBA gemäß Artikel 25 Absatz 4 verlangten Maß
nahme nicht Folge leistet. 

6. Der Emittent verstößt gegen Artikel 27 Absatz 1, wenn er nicht ehrlich, redlich und professionell handelt. 

7. Der Emittent verstößt gegen Artikel 27 Absatz 1, wenn er mit den Inhabern und potenziellen Inhabern des 
signifikanten vermögenswertereferenzierten Token nicht in einer redlichen, eindeutigen und nicht irreführenden 
Weise kommuniziert. 

8. Der Emittent verstößt gegen Artikel 27 Absatz 2, wenn er es versäumt, im besten Interesse der Inhaber des 
signifikanten vermögenswertereferenzierten Token zu handeln, oder wenn er bestimmten Inhabern eine Vorzugs
behandlung zukommen lässt, die im Kryptowerte-Whitepaper des Emittenten oder gegebenenfalls den Marketing
mitteilungen nicht offengelegt wird. 

9. Der Emittent verstößt gegen Artikel 28, wenn er es versäumt, auf seiner Website das in Artikel 21 Absatz 1 
genannte genehmigte Kryptowerte-Whitepaper und gegebenenfalls das in Artikel 25 genannte geänderte Krypto
werte-Whitepaper zu veröffentlichen. 

10. Der Emittent verstößt gegen Artikel 28, wenn er das Kryptowerte-Whitepaper nicht spätestens zum Startdatum des 
öffentlichen Angebots des signifikanten vermögenswertereferenzierten Token bzw. zum Startdatum der Zulassung 
dieses Token zum Handel öffentlich zugänglich macht. 

11. Der Emittent verstößt gegen Artikel 28, wenn er das Kryptowerte-Whitepaper und gegebenenfalls das modifizierte 
Kryptowerte-Whitepaper nicht so lange auf seiner Website verfügbar hält, wie der signifikante vermögenswertere
ferenzierte Token vom Publikum gehalten wird. 

12. Der Emittent verstößt gegen Artikel 29 Absätze 1 und 2, wenn er in Bezug auf ein öffentliches Angebot eines 
signifikanten vermögenswertereferenzierten Token oder die Zulassung eines solchen signifikanten vermögenswer
tereferenzierten Token zum Handel Marketingmitteilungen veröffentlicht, die die Anforderungen des Artikel 29 
Absatz 1 Buchstaben a bis d und Absatz 2 nicht erfüllen. 

13. Der Emittent verstößt gegen Artikel 29 Absatz 3, wenn er Marketingmitteilungen und etwaige diesbezügliche 
Änderungen nicht auf seiner Website veröffentlicht. 

14. Der Emittent verstößt gegen Artikel 29 Absatz 5, wenn er der EBA Marketingmitteilungen nicht auf Antrag über
mittelt.
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15. Der Emittent verstößt gegen Artikel 29 Absatz 6, wenn er Marketingmitteilungen vor der Veröffentlichung des 
Kryptowerte-Whitepapers verbreitet. 

16. Der Emittent verstößt gegen Artikel 30 Absatz 1, wenn er es versäumt, auf klare, präzise und transparente Weise an 
öffentlich und leicht zugänglicher Stelle auf seiner Website den Betrag des in Umlauf befindlichen signifikanten 
vermögenswertereferenzierten Token sowie den Wert und die Zusammensetzung der in Artikel 36 genannten 
Vermögenswertreserve anzugeben oder die erforderlichen Informationen mindestens monatlich zu aktualisieren. 

17. Der Emittent verstößt gegen Artikel 30 Absatz 2, wenn er es versäumt, umgehend an öffentlich und leicht zugäng
licher Stelle auf seiner Website eine kurze, klare, präzise und transparente Zusammenfassung des Prüfberichts sowie 
den vollständigen und unbearbeiteten Prüfbericht in Bezug auf die in Artikel 36 genannte Vermögenswertreserve zu 
veröffentlichen. 

18. Der Emittent verstößt gegen Artikel 30 Absatz 3, wenn er es versäumt, umgehend und in klarer, präziser und 
transparenter Weise an öffentlich und leicht zugänglicher Stelle auf seiner Website alle Ereignisse offenzulegen, die 
signifikante Auswirkungen auf den Wert des signifikanten vermögenswertereferenzierten Token oder der in 
Artikel 36 genannten Vermögenswertreserve haben oder wahrscheinlich haben werden. 

19. Der Emittent verstößt gegen Artikel 31 Absatz 1, wenn er keine wirksamen und transparenten Verfahren für eine 
umgehende, redliche und einheitliche Bearbeitung von Beschwerden von Inhabern des signifikanten vermögens
wertereferenzierten Token und anderen interessierten Parteien, einschließlich Verbraucherverbänden, die Inhaber des 
signifikanten wertereferenzierter Token vertreten, einführt und aufrechterhält und keine Beschreibungen dieser 
Verfahren veröffentlicht, oder, wenn der signifikante wertereferenzierte Token ganz oder teilweise von Drittunter
nehmen vertrieben werden, keine Verfahren festlegt, um die Bearbeitung von Beschwerden zwischen Inhabern des 
signifikanten Token und den in Artikel 34 Absatz 5 Unterabsatz 1 Buchstabe h genannten Drittunternehmen zu 
erleichtern. 

20. Der Emittent verstößt gegen Artikel 31 Absatz 2, wenn er es den Inhabern des signifikanten vermögenswerterefe
renzierten Token nicht ermöglicht, Beschwerden unentgeltlich einzureichen. 

21. Der Emittent verstößt gegen Artikel 31 Absatz 3, wenn er es versäumt, ein Muster für die Einreichung von 
Beschwerden zu erstellen, und dieses den Inhabern des signifikanten vermögenswertereferenzierten Token zur 
Verfügung zu stellen und über alle eingegangenen Beschwerden und daraufhin getroffene Maßnahmen Aufzeich
nungen zu führen. 

22. Der Emittent verstößt gegen Artikel 31 Absatz 4, wenn er es versäumt, sämtliche Beschwerden zeitnah und redlich 
zu prüfen oder den Inhabern seines signifikanten vermögenswertereferenzierten Token die Ergebnisse dieser Prü
fung innerhalb eines angemessenen Zeitraums mitzuteilen. 

23. Der Emittent verstößt gegen Artikel 32 Absatz 1, wenn er versäumt, wirksame Strategien und Verfahren umzuset
zen und aufrechtzuerhalten, um Interessenkonflikte zwischen ihm und seinen Anteilseigern oder Gesellschaftern, 
zwischen ihm und jedem Anteilseigner oder Gesellschafter, der direkt oder indirekt eine qualifizierte Beteiligung an 
ihm hält und zwischen ihm und den Mitgliedern seines Leitungsorgans, zwischen ihm und seinen Beschäftigten, 
zwischen ihm und den Inhabern des signifikanten vermögenswertereferenzierten Token oder zwischen ihm und 
jedem Dritten, der eine der in Artikel 34 Absatz 5 Buchstabe h genannten Aufgaben wahrnimmt, zu ermitteln, zu 
vermeiden, zu regeln und offenzulegen. 

24. Der Emittent verstößt gegen Artikel 32 Absatz 2, wenn er es versäumt, alle geeigneten Maßnahmen zur Ermittlung, 
Vermeidung, Regelung und Offenlegung von Interessenkonflikten zu ergreifen, die sich aus der Verwaltung und 
Anlage der in Artikel 36 genannten Vermögenswertreserve ergeben. 

25. Der Emittent verstößt gegen Artikel 32 Absätze 3 und 4, wenn er es versäumt, den Inhabern seines signifikanten 
vermögenswertereferenzierten Token die allgemeine Art und die Quellen von Interessenkonflikten sowie die zur 
Begrenzung dieser Risiken getroffenen Vorkehrungen an gut sichtbarer Stelle auf seiner Website offenzulegen, oder 
wenn er bei dieser Offenlegung nicht so präzise ist, dass die potenziellen Inhaber des signifikanten vermögens
wertereferenzierten Token eine fundierte Kaufentscheidung über diesen Token treffen können.
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26. Der Emittent verstößt gegen Artikel 33, wenn er der EBA nicht umgehend alle Veränderungen in seinem Leitungs
organ meldet oder wenn er der EBA nicht alle Informationen übermittelt, die erforderlich sind, um die Einhaltung 
von Artikel 34 Absatz 2 zu bewerten. 

27. Der Emittent verstößt gegen Artikel 34 Absatz 1, wenn er nicht über solide Regelungen zur Unternehmensführung 
verfügt, wozu eine klare Organisationsstruktur mit einer genau abgegrenzten, transparenten und kohärenten Hie
rarchie, wirksamen Verfahren für die Ermittlung, Steuerung, Überwachung und Meldung von Risiken, denen er 
ausgesetzt ist oder ausgesetzt sein könnte, sowie angemessene Mechanismen für die interne Kontrolle, einschließlich 
solider Verwaltungs- und Rechnungslegungsverfahren, gehören. 

28. Der Emittent verstößt gegen Artikel 34 Absatz 2, wenn die Mitglieder seines Leitungsorgans nicht über die aus
reichende Zuverlässigkeit oder nicht über angemessene Kenntnisse, Fähigkeiten und Erfahrung verfügen — indivi
duell oder kollektiv —, um ihre Aufgaben wahrnehmen zu können, oder nicht nachweisen, dass sie in der Lage 
sind, ausreichend Zeit für die wirksame Wahrnehmung ihrer Aufgaben aufzuwenden. 

29. Der Emittent verstößt gegen Artikel 34 Absatz 3, wenn sein Leitungsorgan die Wirksamkeit der Strategien und 
Verfahren, die zur Erfüllung der Kapitel 2, 3, 5 und 6 des Titels III eingeführt wurden, regelmäßig bewertet und 
überprüft oder keine geeigneten Maßnahmen zur Behebung etwaiger diesbezüglicher Mängel ergreift. 

30. Der Emittent verstößt gegen Artikel 34 Absatz 4, wenn Anteilseigner oder Gesellschafter direkt oder indirekt 
qualifizierte Beteiligungen halten, die nicht hinreichend gut beleumundet sind. 

31. Der Emittent verstößt gegen Artikel 34 Absatz 5, wenn er keine Strategien und Verfahren einführt, die hinreichend 
wirksam sind, um die Einhaltung dieser Verordnung sicherzustellen, insbesondere wenn er keine der in Unter
absatz 1 Buchstaben a bis k des genannten Absatzes genannten Strategien und Verfahren festlegt, aufrechterhält und 
umsetzt. 

32. Der Emittent verstößt gegen Artikel 34 Absatz 5, wenn er keine vertraglichen Vereinbarungen mit Drittunterneh
men im Sinne von Unterabsatz1 Buchstabe h des genannten Absatzes eingeht, in denen die Aufgaben, Zuständig
keiten, Rechte und Pflichten sowohl des Emittenten als auch des betreffenden Drittunternehmens festgelegt sind, 
oder wenn er keine eindeutige Auswahl des anzuwendenden Rechts trifft. 

33. Der Emittent verstößt, sofern er keinen Plan gemäß Artikel 47 aufgestellt habt, gegen Artikel 34 Absatz 6, wenn er 
keine geeigneten und verhältnismäßigen Systeme, Ressourcen und Verfahren zur Gewährleistung einer kontinuier
lichen und regelmäßigen Erbringung seiner Dienstleistungen und Tätigkeiten anwendet und es versäumt, alle seine 
Systeme und Protokolle zur Gewährleistung der Zugriffssicherheit unter Beachtung der einschlägigen Standards der 
Union zu pflegen. 

34. Der Emittent verstößt gegen Artikel 34 Absatz 7, wenn er der EBA keinen Plan für die Einstellung der Erbringung 
von Dienstleistungen und Tätigkeiten zur Genehmigung übermittelt. 

35. Der Emittent verstößt gegen Artikel 34 Absatz 8, wenn er die Quellen operationeller Risiken nicht ermittelt und 
diese Risiken nicht durch Entwicklung geeigneter Systeme, Kontrollen und Verfahren minimiert. 

36. Der Emittent verstößt gegen Artikel 34 Absatz 9, wenn er keine Strategie zur Fortführung des Geschäftsbetriebs und 
keine Pläne festlegt, um im Falle der Unterbrechung seiner IKT-Systeme und Verfahren die Bewahrung wesentlicher 
Daten und Funktionen und die Aufrechterhaltung seiner Tätigkeiten oder, wenn dies nicht möglich ist, zeitnah die 
Wiederherstellung dieser Daten und Funktionen und die Wiederaufnahme seiner Tätigkeiten sicherzustellen. 

37. Der Emittent verstößt gegen Artikel 34 Absatz 10, wenn er nicht über Mechanismen für die interne Kontrolle und 
wirksame Verfahren für das Risikomanagement, einschließlich wirksamer Kontroll- und Schutzvorkehrungen für 
das Management von IKT-Systemen gemäß der Verordnung (EU) 2022/2554, verfügt. 

38. Der Emittent verstößt gegen Artikel 34 Absatz 11, wenn er nicht über Systeme und Verfahren verfügt, die geeignet 
sind, die Verfügbarkeit, Authentizität, Integrität und Vertraulichkeit von Daten gemäß der Verordnung 
(EU) 2022/2554 und im Einklang mit der Verordnung (EU) 2016/679 zu gewährleisten.
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39. Der Emittent verstößt gegen Artikel 34 Absatz 12, wenn er nicht sicherstellt, dass der Emittent regelmäßig von 
unabhängigen Prüfern geprüft wird. 

40. Der Emittent verstößt gegen Artikel 35 Absatz 1, wenn er nicht jederzeit Eigenmittel in Höhe mindestens eines 
Betrags vorhält, der dem höchsten der in Buchstabe a oder c des genannten Absatzes oder in Artikel 45 Absatz 5 
festgelegten Beträge entspricht. 

41. Der Emittent verstößt gegen Artikel 35 Absatz 2 dieser Verordnung, wenn seine Eigenmittel nicht aus den in den 
Artikeln 26 bis 30 der Verordnung (EU) Nr. 575/2013 genannten Posten und Instrumenten des harten Kernkapitals 
nach den vollständig erfolgten Abzügen gemäß Artikel 36 der genannten Verordnung und ohne Anwendung der 
Schwellenwerte für Ausnahmen nach Artikel 46 Absatz 4 und Artikel 48 der genannten Verordnung bestehen. 

42. Der Emittent verstößt gegen Artikel 35 Absatz 3, wenn er die Anforderungen der EBA, nach der Bewertung gemäß 
den Buchstaben a bis g des genannten Absatzes einen höheren Betrag an Eigenmitteln vorzuhalten, nicht erfüllt. 

43. Der Emittent verstößt gegen Artikel 35 Absatz 5, wenn er nicht regelmäßig Stresstests durchführt, die schwere, aber 
plausible finanzielle Stressszenarien wie Zinsschocks und nichtfinanzielle Stressszenarien wie operationelle Risiken 
berücksichtigen. 

44. Der Emittent verstößt gegen Artikel 35 Absatz 5, wenn er die Anforderung der EBA, auf der Grundlage der 
Ergebnisse der Stresstests einen höheren Betrag an Eigenmitteln vorzuhalten, nicht erfüllt. 

45. Der Emittent verstößt gegen Artikel 36 Absatz 1, wenn er keine Vermögenswertreserve bildet und jederzeit hält. 

46. Der Emittent verstößt gegen Artikel 36 Absatz 1, wenn er nicht sicherstellt, dass die Vermögenswertreserve so 
zusammengesetzt ist und verwaltet wird, dass die mit den Vermögenswerten, auf die sich der signifikante ver
mögenswertereferenzierte Token bezieht, verbundenen Risiken abgedeckt sind. 

47. Der Emittent verstößt gegen Artikel 36 Absatz 1, wenn er nicht sicherstellt, dass die Vermögenswertreserve so 
zusammengesetzt ist und verwaltet wird, dass die mit den dauerhaften Rücktauschrechten der Inhaber verbundenen 
Liquiditätsrisiken angegangen werden. 

48. Der Emittent verstößt gegen Artikel 36 Absatz 3, wenn er nicht sicherstellt, dass die Vermögenswertreserve operativ 
vom Vermögen des Emittenten und von der Vermögenswertreserve anderer vermögenswertereferenzierter Token 
getrennt ist. 

49. Der Emittent verstößt gegen Artikel 36 Absatz 6, wenn sein Leitungsorgan keine wirksame und umsichtige Ver
waltung der Vermögenswertreserve gewährleistet. 

50. Der Emittent verstößt gegen Artikel 36 Absatz 6, wenn er nicht sicherstellt, dass der Ausgabe und dem Rücktausch 
des signifikanten vermögenswertereferenzierten Token stets eine entsprechende Erhöhung oder Verminderung der 
Vermögenswertreserve gegenübersteht. 

51. Der Emittent verstößt gegen Artikel 36 Absatz 7, wenn er den aggregierten Wert der Vermögenswertreserve nicht 
unter Rückgriff auf die Marktpreise ermittelt und ihr aggregierter Wert nicht jederzeit mindestens dem aggregierten 
Wert der Ansprüche der Inhaber von in Umlauf befindlichen signifikanten vermögenswertereferenzierten Token 
gegen den Emittenten entspricht. 

52. Der Emittent verstößt gegen Artikel 36 Absatz 8, wenn er nicht über eine klare und detaillierte Strategie verfügt, in 
der der Stabilisierungsmechanismus des signifikanten vermögenswertereferenzierten Token beschrieben ist und die 
die in Buchstaben a bis g des genannten Absatzes genannten Bedingungen erfüllt. 

53. Der Emittent verstößt gegen Artikel 36 Absatz 9, wenn er ab dem Tag seiner Zulassung oder ab dem Tag der 
Genehmigung des Kryptowerte-Whitepapers gemäß Artikel 17 nicht alle sechs Monate eine unabhängige Prüfung 
der Vermögenswertreserve in Auftrag gibt. 

54. Der Emittent verstößt gegen Artikel 36 Absatz 10, wenn er der EBA das Ergebnis der Prüfung nicht gemäß dem 
genannten Absatzmitteilt oder das Ergebnis der Prüfung nicht innerhalb von zwei Wochen ab dem Tag der 
Mitteilung an die EBA veröffentlicht.
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55. Der Emittent verstößt gegen Artikel 37 Absatz 1, wenn er keine Strategien und Verfahren und keine vertraglichen 
Vereinbarungen für die Verwahrung festlegt, aufrechterhält und umsetzt, um zu gewährleisten, dass die in Unter
absatz 1 Buchstaben a bis e des genannten Absatzes genannten Bedingungen jederzeit erfüllt sind. 

56. Der Emittent verstößt gegen Artikel 37 Absatz 2, wenn er bei der Ausgabe von zwei oder mehr signifikanten 
vermögenswertereferenzierten Token für jeden Pool von Vermögenswertreserven eine eigene Verwahrstrategie fest
legt. 

57. Der Emittent verstößt gegen Artikel 37 Absatz 3, wenn er nicht sicherstellt, dass das Reservevermögen spätestens 
fünf Geschäftstage nach dem Tag der Ausgabe des signifikanten vermögenswertereferenzierten Token bei einem 
Anbieter von Kryptowerte-Dienstleistungen, der Kryptowerte für Kunden verwahrt oder verwaltet, einem Kredit
institut oder einer Wertpapierfirma in Verwahrung gegeben wird. 

58. Der Emittent verstößt gegen Artikel 37 Absatz 4, wenn er bei der Auswahl, Bestellung und Überprüfung der als 
Verwahrstelle für das Reservevermögen bestellten Kreditinstitute und Wertpapierfirmen nicht mit der erforderlichen 
Sachkenntnis, Sorgfalt und Gewissenhaftigkeit vorgeht oder wenn er nicht sicherstellt, dass es sich bei der Ver
wahrstelle um eine vom Emittenten verschiedene juristische Person handelt. 

59. Der Emittent verstößt gegen Artikel 37 Absatz 4, wenn er nicht sicherstellt, dass die als Verwahrstelle für das 
Reservevermögen bestellten Anbieter von Kryptowerte-Dienstleistungen, Kreditinstitute und Wertpapierfirmen über 
die erforderliche Sachkenntnis und Marktreputation verfügen, um als Verwahrstelle für ein solches Reservever
mögen zu fungieren. 

60. Der Emittent verstößt gegen Artikel 37 Absatz 4, wenn er nicht durch vertragliche Vereinbarungen mit den Ver
wahrstellen sicherstellt, dass das verwahrte Reservevermögen gegen Forderungen der Gläubiger der Verwahrstellen 
geschützt ist. 

61. Der Emittent verstößt gegen Artikel 37 Absatz 5, wenn er nicht in den Strategien und Verfahren für die Ver
wahrung die Auswahlkriterien für die Bestellung von Anbietern von Kryptowerte-Dienstleistungen, Kreditinstituten 
oder Wertpapierfirmen als Verwahrstellen für das Reservevermögen oder das Verfahren zur Überprüfung solcher 
Bestellungen festlegt. 

62. Der Emittent verstößt gegen Artikel 37 Absatz 5, wenn er die Bestellung von Anbietern von Kryptowerte-Dienst
leistungen, Kreditinstituten oder Wertpapierfirmen als Verwahrstellen für das Reservevermögen nicht regelmäßig 
überprüft, wenn er seine Risikopositionen gegenüber solchen Verwahrstellen nicht bewertet oder wenn er die 
finanzielle Lage dieser Verwahrstellen nicht fortlaufend überwacht. 

63. Der Emittent verstößt gegen Artikel 37 Absatz 6, wenn er nicht sicherstellt, dass die Verwahrung des Reservever
mögens gemäß Unterabsatz 1 Buchstaben a bis d des genannten Absatzes erfolgt. 

64. Der Emittent verstößt gegen Artikel 37 Absatz 7, wenn die Bestellung eines Anbieters von Kryptowerte-Dienst
leistungen, eines Kreditinstituts oder einer Wertpapierfirma als Verwahrstelle für das Reservevermögen nicht durch 
eine vertragliche Vereinbarung belegt wird, oder wenn er nicht mittels einer derartigen vertraglichen Vereinbarung 
den Informationsfluss regelt, der notwendig ist, damit der Emittent des signifikanten vermögenswertereferenzierten 
Token, der Anbieter von Kryptowerte-Dienstleistungen, das Kreditinstitut und die Wertpapierfirma ihre Aufgaben 
als Verwahrstelle erfüllen können. 

65. Der Emittent verstößt gegen Artikel 38 Absatz 1, wenn er die Vermögenswertreserve in Produkte investiert, bei 
denen es sich nicht um hochliquide Finanzinstrumente mit minimalem Marktrisiko, Kreditrisiko und Konzentrati
onsrisiken handelt, oder wenn die betreffenden Anlagen nicht schnell und mit minimalem negativem Preiseffekt 
liquidierbar sind. 

66. Der Emittent verstößt gegen Artikel 38 Absatz 3, wenn er die Finanzinstrumente, in der die Vermögenswertreserve 
angelegt ist, nicht im Einklang mit Artikel 37 in Verwahrung hält. 

67. Der Emittent verstößt gegen Artikel 38 Absatz 4, wenn er nicht alle Gewinne und Verluste sowie etwaige Gegen
parteirisiken oder operationelle Risiken trägt, die sich aus der Anlage der Vermögenswertreserve ergeben.
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68. Der Emittent verstößt gegen Artikel 39 Absatz 1, wenn er in Bezug auf die dauerhaften Rücktauschrechte der 
Inhaber des signifikanten vermögenswertereferenzierten Token keine klaren und detaillierten Strategien und Ver
fahren schafft, aufrechterhält und anwendet. 

69. Der Emittent verstößt gegen Artikel 39 Absatz 1 und Absatz 2, wenn er nicht sicherstellt, dass die Inhaber des 
signifikanten vermögenswertereferenzierten Token über dauerhafte Rücktauschrechte gemäß den genannten Absät
zen verfügen, und wenn er keine Strategie für diese dauerhaften Rücktauschrechte festlegt, die die in Artikel 39 
Absatz 2 Unterabsatz 1 Buchstaben a bis e genannten Bedingungen erfüllt. 

70. Der Emittent verstößt gegen Artikel 39 Absatz 3, wenn er beim Rücktausch des signifikanten vermögenswertere
ferenzierten Token Gebühren erhebt. 

71. Der Emittent verstößt gegen Artikel 40, wenn er im Zusammenhang mit dem signifikanten vermögenswerterefe
renzierten Token Zinsen gewährt. 

72. Der Emittent verstößt gegen Artikel 45 Absatz 1, wenn er keine Vergütungspolitik festlegt, umsetzt und aufrech
terhält, die dem soliden und effektiven Risikomanagement der Emittenten signifikanter vermögenswertereferenzier
ter Token förderlich ist und die keine Anreize für eine Lockerung der Risikostandards schafft. 

73. Der Emittent verstößt gegen Artikel 45 Absatz 2, wenn er nicht sicherstellt, dass sein signifikanter vermögens
wertereferenzierter Token von verschiedenen Anbietern von Kryptowerte-Dienstleistungen, die für die Verwahrung 
und Verwaltung von Kryptowerten für Kunden zugelassen sind, auf redliche, angemessene und nichtdiskriminie
rende Weise verwahrt werden kann. 

74. Der Emittent verstößt gegen Artikel 45 Absatz 3, wenn er den Liquiditätsbedarf für die Erfüllung von Rücktausch
forderungen durch die Inhaber vermögenswertereferenzierter Token nicht bewertet und überwacht. 

75. Der Emittent verstößt gegen Artikel 45 Absatz 3, wenn er keine Strategien und Verfahren für das Liquiditäts
management festlegt, aufrechterhält oder umsetzt, oder wenn er nicht mit diesen Strategien und Verfahren dafür 
sorgt, dass das Reservevermögen über ein robustes Liquiditätsprofil verfügt, das es dem Emittenten des signifikanten 
vermögenswertereferenzierten Token ermöglicht, auch bei Liquiditätsengpässen den normalen Betrieb fortzusetzen. 

76. Der Emittent verstößt gegen Artikel 45 Absatz 4, wenn er keine regelmäßigen Liquiditätsstresstests durchführt oder 
die Liquiditätsanforderungen nicht verschärft, wenn die EBA dies auf der Grundlage der Ergebnisse derartiger Tests 
verlangt. 

77. Der Emittent verstößt gegen Artikel 46 Absatz 1, wenn er keinen Sanierungsplan erstellt und führt, der Maßnahmen 
vorsieht, die der Emittent des signifikanten vermögenswertereferenzierten Token zu ergreifen hat, um die Erfüllung 
der für die Vermögenswertreserve geltenden Anforderungen wiederherzustellen, falls der Emittent diesen Anforde
rungen nicht nachkommt, einschließlich der Aufrechterhaltung seiner Dienstleistungen im Zusammenhang mit dem 
signifikanten vermögenswertereferenzierten Token, der raschen Sanierung des Geschäftsbetriebs und der Erfüllung 
der Pflichten des Emittenten bei Ereignissen, die ein beträchtliches Risiko einer Störung des Geschäftsbetriebs 
bergen. 

78. Der Emittent verstößt gegen Artikel 46 Absatz 1, wenn er keinen Sanierungsplan erstellt und führt, der angemes
sene Bedingungen und Verfahren zur Gewährleistung der raschen Durchführung von Sanierungsmaßnahmen sowie 
eine breite Palette von Sanierungsoptionen umfasst, wie in Unterabsatz 3 jenes Absatzes aufgeführt. 

79. Der Emittent verstößt gegen Artikel 46 Absatz 2, wenn er der EBA und gegebenenfalls den für ihn zuständigen 
Abwicklungs- und Aufsichtsbehörden den Sanierungsplan nicht innerhalb von sechs Monaten nach dem Tag der 
Zulassung gemäß Artikel 21 oder nach dem Tag der Genehmigung des Kryptowerte-Whitepapers gemäß Artikel 17 
übermittelt. 

80. Der Emittent verstößt gegen Artikel 46 Absatz 2, wenn er den Sanierungsplan nicht regelmäßig überprüft oder 
aktualisiert. 

81. Der Emittent verstößt gegen Artikel 47 Absatz 1, wenn er keinen operativen Plan zur Unterstützung des geordneten 
Rücktauschs jedes signifikanten vermögenswertereferenzierten Token erstellt und führt.
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82. Der Emittent verstößt gegen Artikel 47 Absatz 2, wenn er nicht über einen Rücktauschplan verfügt, der belegt, dass 
der Emittent des signifikanten vermögenswertereferenzierten Token zum Rücktausch des ausstehenden ausgegebe
nen vermögenswertereferenzierten Token in der Lage ist, ohne seinen Inhabern oder der Stabilität der Märkte des 
Reservevermögens ungebührlichen wirtschaftlichen Schaden zuzufügen. 

83. Der Emittent verstößt gegen Artikel 47 Absatz 2, wenn er nicht über einen Rücktauschplan verfügt, der vertragliche 
Vereinbarungen, Verfahren und Systeme, einschließlich der Benennung eines vorläufigen Verwalters, umfasst, die 
sicherstellen, dass alle Inhaber des signifikanten vermögenswertereferenzierten Token gerecht behandelt werden und 
dass die Erlöse aus dem Verkauf des verbleibenden Reservevermögens fristgerecht an die Inhaber des signifikanten 
vermögenswertereferenzierten Token gezahlt werden. 

84. Der Emittent verstößt gegen Artikel 47 Absatz 2, wenn er nicht über einen Rücktauschplan verfügt, der die 
Kontinuität kritischer Tätigkeiten des Emittenten oder jedes Drittunternehmens sicherstellt, die für den geordneten 
Rücktausch erforderlich sind. 

85. Der Emittent verstößt gegen Artikel 47 Absatz 3, wenn er der EBA den Rücktauschplan nicht innerhalb von sechs 
Monaten nach dem Tag der Zulassung gemäß Artikel 21 oder nach dem Tag der Genehmigung des Kryptowerte- 
Whitepapers gemäß Artikel 17 übermittelt. 

86. Der Emittent verstößt gegen Artikel 47 Absatz 3, wenn er den Rücktauschplan nicht regelmäßig überprüft oder 
aktualisiert. 

87. Wenn die Bedingungen von Artikel 88 Absatz 2 nicht erfüllt sind, verstößt der Emittent gegen Artikel 88 Absatz 1, 
wenn er die Öffentlichkeit über Insiderinformationen im Sinne des Artikels 87, die diesen Emittenten unmittelbar 
betreffen, nicht umgehend und in einer Weise informiert, die einen schnellen Zugang und eine vollständige, 
korrekte und zeitnahe Bewertung der Informationen durch die Öffentlichkeit ermöglicht.
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ANHANG VI 

LISTE DER VERSTÖßE GEGEN BESTIMMUNGEN DES TITELS IV IN VERBINDUNG MIT TITEL III FÜR 
EMITTENTEN SIGNIFIKANTER E-GELD-TOKEN 

1. Der Emittent verstößt gegen Artikel 22 Absatz 1, wenn er der EBA für jeden signifikanten E-Geld-Token, der auf 
eine Währung lautet, die keine amtliche Währung eines Mitgliedstaats ist, mit einem Ausgabewert von mehr als 
100 000 000 EUR nicht vierteljährlich die in Unterabsatz 1 Buchstaben a bis d des genannten Absatzes genannten 
Informationen übermittelt. 

2. Der Emittent verstößt gegen Artikel 23 Absatz 1, wenn er die Ausgabe eines signifikanten E-Geld-Token, der auf 
eine Währung lautet, die keine amtliche Währung eines Mitgliedstaats ist, nicht mit Erreichen der in jenem Absatz 
genannten Schwellenwerte einstellt oder wenn er der EBA nicht innerhalb von 40 Arbeitstagen nach Erreichen 
dieser Schwellenwerte einen Plan vorlegt, um sicherzustellen, dass die geschätzte durchschnittliche Zahl und der 
geschätzte durchschnittliche aggregierte Wert der Transaktionen pro Tag für ein Quartal unter diesen Schwellen
werten gehalten werden. 

3. Der Emittent verstößt gegen Artikel 23 Absatz 4, wenn er den von der EBA verlangten Änderungen des in Absatz 1 
Buchstabe b jenes Artikels genannten Plans nicht nachkommt. 

4. Der Emittent verstößt gegen Artikel 35 Absatz 2 dieser Verordnung, wenn seine Eigenmittel nicht aus den in den 
Artikeln 26 bis 30 der Verordnung (EU) Nr. 575/2013 genannten Posten und Instrumenten des harten Kernkapitals 
nach den vollständig erfolgten Abzügen gemäß Artikel 36 der genannten Verordnung und ohne Anwendung der 
Schwellenwerte für Ausnahmen nach Artikel 46 Absatz 4 und Artikel 48 der genannten Verordnung bestehen. 

5. Der Emittent verstößt gegen Artikel 35 Absatz 3, wenn er die Anforderungen der EBA, nach der Bewertung gemäß 
den Buchstaben a bis g des genannten Absatzes einen höheren Betrag an Eigenmitteln vorzuhalten, nicht erfüllt. 

6. Der Emittent verstößt gegen Artikel 35 Absatz 5, wenn er nicht regelmäßig Stresstests durchführt, die schwere, aber 
plausible finanzielle Stressszenarien wie Zinsschocks und nichtfinanzielle Stressszenarien wie operationelle Risiken 
berücksichtigen. 

7. Der Emittent verstößt gegen Artikel 35 Absatz 5, wenn er die Anforderung der EBA, auf der Grundlage der 
Ergebnisse der Stresstests einen höheren Betrag an Eigenmitteln vorzuhalten, nicht erfüllt. 

8. Der Emittent verstößt gegen Artikel 36 Absatz 1, wenn er keine Vermögenswertreserve bildet und jederzeit hält. 

9. Der Emittent verstößt gegen Artikel 36 Absatz 1, wenn er nicht sicherstellt, dass die Vermögenswertreserve so 
zusammengesetzt ist und verwaltet wird, dass die mit der amtlichen Währung, auf die sich der signifikante E-Geld- 
Token bezieht, verbundenen Risiken abgedeckt sind. 

10. Der Emittent verstößt gegen Artikel 36 Absatz 1, wenn er nicht sicherstellt, dass die Vermögenswertreserve so 
zusammengesetzt ist und verwaltet wird, dass die mit den dauerhaften Rücktauschrechten der Inhaber verbundenen 
Liquiditätsrisiken angegangen werden. 

11. Der Emittent verstößt gegen Artikel 36 Absatz 3, wenn er nicht sicherstellt, dass die Vermögenswertreserve operativ 
vom Vermögen des Emittenten und von der Vermögenswertreserve anderer E-Geld-Token getrennt ist. 

12. Der Emittent verstößt gegen Artikel 36 Absatz 6, wenn sein Leitungsorgan keine wirksame und umsichtige Ver
waltung der Vermögenswertreserve gewährleistet. 

13. Der Emittent verstößt gegen Artikel 36 Absatz 6, wenn er nicht sicherstellt, dass der Ausgabe und dem Rücktausch 
des signifikanten E-Geld-Token stets eine entsprechende Erhöhung oder Verminderung der Vermögenswertreserve 
gegenübersteht.
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14. Der Emittent verstößt gegen Artikel 36 Absatz 7, wenn er nichtunter Rückgriff auf die Marktpreise den aggregierten 
Wert der Vermögenswertreserve ermittelt und ihren aggregierten Wert nicht jederzeit auf mindestens dem aggre
gierten Wert der Ansprüche der Inhaber des in Umlauf befindlichen signifikanten E-Geld-Token gegen den Emit
tenten hält. 

15. Der Emittent verstößt gegen Artikel 36 Absatz 8, wenn er nicht über eine klare und detaillierte Strategie verfügt, in 
der der Stabilisierungsmechanismus des signifikanten E-Geld-Token beschrieben ist und die die in Buchstaben a bis g 
des genannten Absatzes genannten Bedingungen erfüllt. 

16. Der Emittent verstößt gegen Artikel 36 Absatz 9, wenn er nicht nach dem Tag des öffentlichen Angebots oder der 
Zulassung zum Handel alle sechs Monate eine unabhängige Prüfung der Vermögenswertreserve in Auftrag gibt. 

17. Der Emittent verstößt gegen Artikel 36 Absatz 10, wenn er der EBA das Ergebnis der Prüfung nicht gemäß dem 
genannten Absatz mitteilt oder das Ergebnis der Prüfung nicht innerhalb von zwei Wochen ab dem Tag der 
Mitteilung an die EBA veröffentlicht. 

18. Der Emittent verstößt gegen Artikel 37 Absatz 1, wenn er keine Strategien und Verfahren und keine vertraglichen 
Vereinbarungen für die Verwahrung festlegt, aufrechterhält und umsetzt, um zu gewährleisten, dass die in Unter
absatz 1 Buchstaben a bis e des genannten Absatzes genannten Bedingungen jederzeit erfüllt sind. 

19. Der Emittent verstößt gegen Artikel 37 Absatz 2, wenn er bei der Ausgabe von zwei oder mehr signifikanten E- 
Geld-Token nicht für jeden Pool von Vermögenswertreserven eine eigene Verwahrstrategie festlegt. 

20. Der Emittent verstößt gegen Artikel 37 Absatz 3, wenn er nicht sicherstellt, dass das Reservevermögen spätestens 
fünf Geschäftstage nach Ausgabe des signifikanten E-Geld-Token bei einem Anbieter von Kryptowerte-Dienstleis
tungen, der Kryptowerte für Kunden verwahrt oder verwaltet, einem Kreditinstitut oder einer Wertpapierfirma in 
Verwahrung gegeben wird. 

21. Der Emittent verstößt gegen Artikel 37 Absatz 4, wenn er bei der Auswahl, Bestellung und Überprüfung der als 
Verwahrstelle für das Reservevermögen bestellten Kreditinstitute und Wertpapierfirmen nicht mit der erforderlichen 
Sachkenntnis, Sorgfalt und Gewissenhaftigkeit vorgeht oder wenn er nicht sicherstellt, dass es sich bei der Ver
wahrstelle und beim Emittenten um zwei verschiedene juristische Personen handelt. 

22. Der Emittent verstößt gegen Artikel 37 Absatz 4, wenn er nicht sicherstellt, dass die als Verwahrstelle für das 
Reservevermögen bestellten Anbieter von Kryptowerte-Dienstleistungen, Kreditinstitute und Wertpapierfirmen 
über die erforderliche Sachkenntnis und Marktreputation verfügen, um als Verwahrstelle für ein solches Reservever
mögen zu fungieren. 

23. Der Emittent verstößt gegen Artikel 37 Absatz 4, wenn er nicht durch vertragliche Vereinbarungen mit den Ver
wahrstellen sicherstellt, dass das verwahrte Reservevermögen gegen Forderungen der Gläubiger der Verwahrstellen 
geschützt ist. 

24. Der Emittent verstößt gegen Artikel 37 Absatz 5, wenn er in den Strategien und Verfahren für die Verwahrung nicht 
die Auswahlkriterien für die Bestellung von Anbietern von Kryptowerte-Dienstleistungen, Kreditinstituten oder 
Wertpapierfirmen als Verwahrstellen für das Reservevermögen oder das Verfahren zur Überprüfung einer solcher 
Bestellung festlegt. 

25. Der Emittent verstößt gegen Artikel 37 Absatz 5, wenn er die Bestellung von Anbietern von Kryptowerte-Dienst
leistungen, Kreditinstituten oder Wertpapierfirmen als Verwahrstellen für das Reservevermögen nicht regelmäßig 
überprüft, wenn er seine Risikopositionen gegenüber solchen Verwahrstellen nicht bewertet oder wenn er die 
finanzielle Lage dieser Verwahrstellen nicht fortlaufend überwacht. 

26. Der Emittent verstößt gegen Artikel 37 Absatz 6, wenn er nicht sicherstellt, dass die Verwahrung des Reservever
mögens gemäß Unterabsatz 1 Buchstaben a bis d des genannten Absatzes erfolgt. 

27. Der Emittent verstößt gegen Artikel 37 Absatz 7, wenn die Bestellung eines Anbieters von Kryptowerte-Dienst
leistungen, eines Kreditinstituts oder einer Wertpapierfirma als Verwahrstelle für das Reservevermögen nicht durch 
eine vertragliche Vereinbarung belegt wird, oder wenn er nicht mittels einer derartigen vertraglichen Vereinbarung 
den Informationsfluss regelt, der notwendig ist, damit der Emittenten des signifikanten E-Geld-Token, Anbieter von 
Kryptowerte-Dienstleistungen, Kreditinstitut und Wertpapierfirma ihre Aufgaben als Verwahrstellen erfüllen können.
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28. Der Emittent verstößt gegen Artikel 38 Absatz 1, wenn er die Vermögenswertreserve in Produkte investiert, bei 
denen es sich nicht um hochliquide Finanzinstrumente mit minimalem Marktrisiko, Kreditrisiko und Konzentrati
onsrisiken handelt, oder wenn die betreffenden Anlagen nicht schnell und mit minimalem negativem Preiseffekt 
liquidierbar sind. 

29. Der Emittent verstößt gegen Artikel 38 Absatz 3, wenn er die Finanzinstrumente, in der die Vermögenswertreserve 
angelegt ist, nicht im Einklang mit Artikel 37 in Verwahrung hält. 

30. Der Emittent verstößt gegen Artikel 38 Absatz 4, wenn er nicht alle Gewinne und Verluste sowie etwaige Gegen
parteirisiken oder operationelle Risiken trägt, die sich aus der Anlage der Vermögenswertreserve ergeben. 

31. Der Emittent verstößt gegen Artikel 45 Absatz 1, wenn er keine Vergütungspolitik festlegt, umsetzt und aufrech
terhält, die dem soliden und effektiven Risikomanagement der Emittenten von signifikanten E-Geld-Token förderlich 
ist und die keine Anreize für eine Lockerung der Risikostandards schafft. 

32. Der Emittent verstößt gegen Artikel 45 Absatz 2, wenn er nicht sicherstellt, dass sein signifikanter E-Geld-Token 
von verschiedenen Anbietern von Kryptowerte-Dienstleistungen, die für die Verwahrung und Verwaltung von 
Kryptowerten für Kunden zugelassen sind, auf redliche, angemessene und nichtdiskriminierende Weise verwahrt 
werden kann. 

33. Der Emittent verstößt gegen Artikel 45 Absatz 3, wenn er den Liquiditätsbedarf für die Erfüllung von Rücktausch
forderungen durch die Inhaber des signifikanten E-Geld-Token nicht bewertet und überwacht. 

34. Der Emittent verstößt gegen Artikel 45 Absatz 3, wenn er keine Strategien und Verfahren für das Liquiditäts
management festlegt, aufrechterhält oder umsetzt, oder wenn er nicht mit diesen Strategien und Verfahren dafür 
sorgt, dass das Reservevermögen über ein robustes Liquiditätsprofil verfügt, das es dem Emittenten des signifikanten 
E-Geld-Token ermöglicht, auch bei Liquiditätsengpässen den normalen Betrieb fortzusetzen. 

35. Der Emittent verstößt gegen Artikel 45 Absatz 4, wenn er keine regelmäßigen Liquiditätsstresstests durchführt oder 
die Liquiditätsanforderungen nicht verschärft, wenn die EBA dies auf der Grundlage der Ergebnisse derartiger Tests 
verlangt. 

36. Der Emittent verstößt gegen Artikel 45 Absatz 5, wenn er die Eigenmittelanforderung nicht jederzeit erfüllt. 

37. Der Emittent verstößt gegen Artikel 46 Absatz 1, wenn er keinen Sanierungsplan erstellt und führt, der Maßnahmen 
vorsieht, die der Emittent signifikanter E-Geld-Token zu ergreifen hat, um die Erfüllung der für die Vermögens
wertreserve geltenden Anforderungen wiederherzustellen, falls der Emittent diesen Anforderungen nicht nach
kommt, einschließlich der Aufrechterhaltung seiner Dienstleistungen im Zusammenhang mit dem signifikanten 
E-Geld-Token, der raschen Sanierung des Geschäftsbetriebs und der Erfüllung der Pflichten des Emittenten bei 
Ereignissen, die ein beträchtliches Risiko einer Störung des Geschäftsbetriebs bergen. 

38. Der Emittent verstößt gegen Artikel 46 Absatz 1, wenn er über keinen Sanierungsplan erstellt und führt, der 
angemessene Bedingungen und Verfahren zur Gewährleistung der zeitnahen Durchführung von Sanierungsmaß
nahmen sowie eine breite Palette von Sanierungsoptionen umfasst, wie in Unterabsatz 3 Buchstaben a, b und c des 
genannten Absatzes aufgeführt. 

39. Der Emittent verstößt gegen Artikel 46 Absatz 2, wenn er der EBA und gegebenenfalls den für ihn zuständigen 
Abwicklungs- und Aufsichtsbehörden den Sanierungsplan nicht innerhalb von sechs Monaten nach dem Tag des 
öffentlichen Angebots oder der Zulassung zum Handel übermittelt. 

40. Der Emittent verstößt gegen Artikel 46 Absatz 2, wenn er den Sanierungsplan nicht regelmäßig überprüft oder 
aktualisiert. 

41. Der Emittent verstößt gegen Artikel 47 Absatz 1, wenn er keinen operativen Plan zur Unterstützung des geordneten 
Rücktauschs des signifikanten E-Geld-Token erstellt und führt.
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42. Der Emittent verstößt gegen Artikel 47 Absatz 2, wenn er nicht über einen Rücktauschplan verfügt, der belegt, dass 
der Emittent des signifikanten E-Geld-Token zum Rücktausch ausstehender ausgegebener E-Geld-Token in der Lage 
ist, ohne seinen Inhabern oder der Stabilität der Märkte des Reservevermögens ungebührlichen wirtschaftlichen 
Schaden zuzufügen. 

43. Der Emittent verstößt gegen Artikel 47 Absatz 2, wenn er nicht über einen Rücktauschplan verfügt, der vertragliche 
Vereinbarungen, Verfahren und Systeme, einschließlich der Benennung eines vorläufigen Verwalters, umfasst, die 
sicherstellen, dass alle Inhaber des signifikanten E-Geld-Token gerecht behandelt werden und dass die Erlöse aus 
dem Verkauf des verbleibenden Reservevermögens fristgerecht an die Inhaber des signifikanten E-Geld-Token 
gezahlt werden. 

44. Der Emittent verstößt gegen Artikel 47 Absatz 2, wenn er nicht über einen Rücktauschplan verfügt, der die 
Kontinuität kritischer Tätigkeiten des Emittenten oder etwaiger Drittunternehmen sicherstellt, die für den geordneten 
Rücktausch erforderlich sind. 

45. Der Emittent verstößt gegen Artikel 47 Absatz 3, wenn er der EBA den Rücktauschplan nicht innerhalb von sechs 
Monaten nach dem Tag des öffentlichen Angebots oder der Zulassung zum Handel übermittelt. 

46. Der Emittent verstößt gegen Artikel 47 Absatz 3, wenn er den Rücktauschplan nicht regelmäßig überprüft oder 
aktualisiert.
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I 

(Gesetzgebungsakte) 

VERORDNUNGEN 

RICHTLINIE (EU) 2023/1113 DES EUROPÄISCHEN PARLAMENTS UND DES RATES 

vom 31. Mai 2023 

über die Übermittlung von Angaben bei Geldtransfers und Transfers bestimmter Kryptowerte und 
zur Änderung der Richtlinie (EU) 2015/849 

(Neufassung) 

(Text von Bedeutung für den EWR) 

DAS EUROPÄISCHE PARLAMENT UND DER RAT DER EUROPÄISCHEN UNION — 

gestützt auf den Vertrag über die Arbeitsweise der Europäischen Union, insbesondere auf Artikel 114, 

auf Vorschlag der Europäischen Kommission, 

nach Zuleitung des Entwurfs des Gesetzgebungsakts an die nationalen Parlamente, 

nach Stellungnahme der Europäischen Zentralbank ( 1 ), 

nach Stellungnahme des Europäischen Wirtschafts- und Sozialausschusses ( 2 ), 

gemäß dem ordentlichen Gesetzgebungsverfahren ( 3 ), 

in Erwägung nachstehender Gründe: 

(1) Die Verordnung (EU) 2015/847 des Europäischen Parlaments und des Rates ( 4 ) wurde erheblich geändert ( 5 ). Aus 
Gründen der Klarheit empfiehlt es sich, im Rahmen der anstehenden Änderungen die genannte Verordnung neu 
zu fassen. 

(2) Die Verordnung (EU) 2015/847 wurde erlassen, um sicherzustellen, dass die Anforderungen der Arbeitsgruppe 
„Bekämpfung der Geldwäsche und der Terrorismusfinanzierung “ (FATF) an Dienstleister im Bereich des elektro
nischen Zahlungsverkehrs und insbesondere die Verpflichtung für Zahlungsdienstleister, bei Geldtransfers Anga
ben zum Zahler und zum Zahlungsempfänger zu übermitteln, in der gesamten Union einheitlich angewandt 
werden. Die im Juni 2019 vorgenommen jüngsten Änderungen der FATF-Standards zu neuen Technologien, 
deren Ziel in der Regulierung von virtuellen Vermögenswerten und Anbietern von Dienstleistungen für virtuelle 
Vermögenswerte bestand, sehen neue und ähnliche Pflichten für Anbieter von Dienstleistungen für virtuelle 
Vermögenswerte vor, mit denen die Rückverfolgbarkeit von Transfers virtueller Vermögenswerte erleichtert wer
den soll. Über diese Änderungen hinaus müssen Anbieter von Dienstleistungen für virtuelle Vermögenswerte bei
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Transfers virtueller Vermögenswerte Angaben zu den Originatoren und den Begünstigten dieser Transfers über
mitteln. Anbieter von Dienstleistungen für virtuelle Vermögenswerte müssen außerdem diese Angaben einholen, 
aufbewahren sowie diese Angaben an die Gegenpartei am anderen Ende des Transfers virtueller Vermögenswerte 
weitergeben und sie auf Anfrage den zuständigen Behörden zur Verfügung stellen. 

(3) Da die Verordnung (EU) 2015/847 derzeit nur für Transfers von Geldbeträgen, also Banknoten und Münzen, 
Giralgeld und E-Geld im Sinne von Artikel 2 Nummer 2 der Richtlinie 2009/110/EG des Europäischen Parlaments 
und des Rates ( 6 ) gilt, sollte der Geltungsbereich der Verordnung (EU) 2015/847 auf Transfers virtueller Ver
mögenswerte ausgedehnt werden. 

(4) Ströme von illegalem Geld mittels Geld- und Transfers virtueller Vermögenswerte können die Integrität, die 
Stabilität und das Ansehen des Finanzsektors schädigen und eine Bedrohung für den Binnenmarkt der Union 
sowie die internationale Entwicklung darstellen. Geldwäsche, Terrorismusfinanzierung und organisierte Krimina
lität sind nach wie vor bedeutende Probleme, die auf Ebene der Union angegangen werden sollten. Die Solidität, 
Integrität und Stabilität des Systems für Geldtransfers und Transfers virtueller Vermögenswerte sowie das Ver
trauen in das Finanzsystem insgesamt könnten ernsthaft Schaden nehmen, wenn Straftäter und ihre Mittels
männer versuchen, die Herkunft von Erlösen aus Straftaten zu verschleiern oder Geld oder virtuelle Vermögens
werte für kriminelle Aktivitäten oder terroristische Zwecke zu transferieren. 

(5) Ohne eine Koordinierung auf Unionsebene ist es wahrscheinlich, dass Geldwäscher und Geldgeber des Terroris
mus die Freiheit des Kapitalverkehrs im einheitlichen Finanzraum in der Union ausnutzen, um ihren kriminellen 
Aktivitäten leichter nachgehen zu können. Die internationale Zusammenarbeit im Rahmen der FATF und die 
globale Umsetzung ihrer Empfehlungen zielen auf die Vermeidung von Geldwäsche und Terrorismusfinanzierung 
bei Geldtransfers und Transfers virtueller Vermögenswert ab. 

(6) Wegen des Umfangs der vorzunehmenden Maßnahmen sollte die Union gewährleisten, dass die am 16. Febru
ar 2012 angenommenen und am 21. Juni 2019 überarbeiteten internationalen Standards zur Bekämpfung von 
Geldwäsche, Terrorismus- und Proliferationsfinanzierung der FATF (im Folgenden „überarbeitete FATF-Empfeh
lungen“) und insbesondere die Empfehlung 15 der FATF zu neuen Technologien, die Empfehlung 16 der FATF 
zum elektronischen Zahlungsverkehr und die überarbeiteten Anmerkungen zur Auslegung dieser Empfehlungen 
in der gesamten Union einheitlich angewandt werden und dass insbesondere eine Ungleich- oder Andersbehand
lung von Zahlungen mit oder Transfers von virtuellen Vermögenswerten innerhalb eines Mitgliedstaats einerseits 
und grenzüberschreitenden Zahlungen mit oder Transfers von virtuellen Vermögenswerten zwischen den Mit
gliedstaaten andererseits verhindert wird. Unkoordinierte Maßnahmen einzelner Mitgliedstaaten in Bezug auf 
grenzüberschreitende Geldtransfers und Transfers virtueller Vermögenswerte könnten die Funktionsweise von 
Zahlungssystemen und Dienstleistungen für virtuelle Vermögenswerte auf Unionsebene erheblich beeinträchtigen 
und so dem Finanzdienstleistungsbinnenmarkt schaden. 

(7) Um im internationalen Kontext einen kohärenten Ansatz zu fördern und die Wirksamkeit der Bekämpfung der 
Geldwäsche und der Terrorismusfinanzierung zu erhöhen, sollten die weiteren Maßnahmen der Union den 
Entwicklungen auf der internationalen Ebene, insbesondere den überarbeiteten FATF-Empfehlungen, Rechnung 
tragen. 

(8) Aufgrund der globalen Reichweite der Transaktionen, der Geschwindigkeit, in der diese abgewickelt werden 
können, und der beim Transfer gebotenen Anonymität können virtuelle Vermögenswerte – auch grenzüberschrei
tend – besonders leicht zu kriminellen Zwecken missbraucht werden. Um den Risiken eines Missbrauchs von 
virtuellen Vermögenswerten zu Zwecken der Geldwäsche und der Terrorismusfinanzierung wirksam zu begegnen, 
sollte die Union die globale Anwendung der mit dieser Verordnung umgesetzten Normen und die Entwicklung 
der internationalen und länderübergreifenden Dimension des Regulierungs- und Aufsichtsrahmens für Transfers 
virtueller Vermögenswerte in Bezug auf Geldwäsche und Terrorismusfinanzierung vorantreiben.
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(9) Mit der Richtlinie (EU) 2015/849 des Europäischen Parlaments und des Rates ( 7 ) wurde, als Folge ihrer Änderung 
durch die Richtlinie (EU) 2018/843 des Europäischen Parlaments und des Rates ( 8 ), eine Definition des Begriffs 
„virtuelle Währungen“ eingeführt und wurden Dienstleistungsanbieter, die den Umtausch zwischen virtuellen 
Währungen und Nominalgeldwährungen anbieten, sowie Anbieter von elektronischen Geldbörsen als Akteure 
anerkannt, die den nach Unionsrecht geltenden Anforderungen zur Bekämpfung von Geldwäsche und Terroris
musfinanzierung unterliegen. Die jüngsten internationalen Entwicklungen, insbesondere im Rahmen der FATF, 
erfordern nun die Regulierung weiterer Kategorien bislang nicht erfasster Anbieter von Dienstleistungen für 
virtuelle Vermögenswerte und die Ausweitung der geltenden Definition des Begriffs „virtuelle Währungen“. 

(10) Die Definition des Begriffs „Kryptowert“ in der Verordnung (EU) 2023/1114 des Europäischen Parlaments und des 
Rates ( 9 ) entspricht der in den überarbeiteten FATF-Empfehlungen enthaltenen Definition des Begriffs „virtueller 
Vermögenswert “, und die in der genannten Verordnung enthaltene Liste der Krypto-Dienstleistungen und Anbieter 
von Krypto-Dienstleistungen umfasst die Anbieter von Dienstleistungen für virtuelle Vermögenswerte, die von der 
FATF als solche eingestuft wurden und im Hinblick auf Geldwäsche und Terrorismusfinanzierung Anlass zu 
Bedenken geben könnten. Damit für die Kohärenz des Unionsrechts in diesem Bereich gesorgt ist, sollten in 
der vorliegenden Verordnung dieselben Definitionen für die Begriffe „Kryptowert“, „Krypto-Dienstleistung “ und 
„Anbieter von Krypto-Dienstleistungen “ wie in der Verordnung (EU) 2023/1114 verwendet werden. 

(11) Die Umsetzung und die Durchsetzung dieser Verordnung stellen sachdienliche und wirksame Mittel zur Ver
meidung und Bekämpfung von Geldwäsche und Terrorismusfinanzierung dar. 

(12) Diese Verordnung soll Zahlungsdienstleistern, Anbietern von Krypto-Dienstleistungen oder Personen, die deren 
Dienste in Anspruch nehmen, keine unnötigen Lasten oder Kosten auferlegen. Deshalb sollte der präventive 
Ansatz zielgerichtet und verhältnismäßig sein und in völliger Übereinstimmung mit dem in der gesamten Union 
garantierten freien Verkehr von Kapital stehen. 

(13) Gemäß der überarbeiteten Strategie der Union gegen die Terrorismusfinanzierung vom 17. Juli 2008 (im Folgen
den „überarbeitete Strategie“) sind weiterhin Anstrengungen zu unternehmen, um die Terrorismusfinanzierung zu 
verhindern und zu kontrollieren, wie mutmaßliche Terroristen ihre eigenen finanziellen Mittel nutzen. In der 
Strategie wird anerkannt, dass sich die FATF ständig um die Verbesserung ihrer Empfehlungen bemüht und sich 
dafür einsetzt, dass ihre Umsetzung auf einer gemeinsamen Basis erfolgt. In der überarbeiteten Strategie heißt es, 
dass die Umsetzung der überarbeiteten FATF-Empfehlungen durch alle FATF-Mitglieder und Mitglieder FATF- 
ähnlicher regionaler Gremien regelmäßig beurteilt wird und daher ein gemeinsamer Ansatz für die Umsetzung 
durch die Mitgliedstaaten wichtig ist. 

(14) Darüber hinaus werden in der Mitteilung der Kommission vom 7. Mai 2020 zu einem Aktionsplan für eine 
umfassende Politik der Union zur Verhinderung von Geldwäsche und Terrorismusfinanzierung sechs vorrangige 
Bereiche genannt, in denen dringend Maßnahmen zur Verbesserung des Systems der Union zur Bekämpfung von 
Geldwäsche und Terrorismusfinanzierung getroffen werden müssen, einschließlich der Schaffung eines kohärenten 
Rechtsrahmens für dieses System in der Union mit dem Ziel, detailliertere und einheitlichere Vorschriften zu 
erhalten, insbesondere um den Auswirkungen technologischer Innovationen und Entwicklungen bei internatio
nalen Standards Rechnung zu tragen und eine unterschiedliche Umsetzung bestehender Vorschriften zu ver
meiden. Die Arbeiten auf internationaler Ebene lassen erkennen, dass der Kreis der Wirtschaftsbereiche oder 
Unternehmen, die unter die Vorschriften zur Bekämpfung dieses Systems fallen, erweitert werden muss und 
dass es zu prüfen gilt, in welcher Weise diese Vorschriften für bislang nicht erfasste Anbieter von Krypto- 
Dienstleistungen gelten sollten.
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( 7 ) Richtlinie (EU) 2015/849 des Europäischen Parlaments und des Rates vom 20. Mai 2015 zur Verhinderung der Nutzung des 
Finanzsystems zum Zwecke der Geldwäsche und der Terrorismusfinanzierung, zur Änderung der Verordnung (EU) Nr. 648/2012 
des Europäischen Parlaments und des Rates und zur Aufhebung der Richtlinie 2005/60/EG des Europäischen Parlaments und des 
Rates und der Richtlinie 2006/70/EG der Kommission (ABl. L 141 vom 5.6.2015, S. 73). 

( 8 ) Richtlinie (EU) 2018/843 des Europäischen Parlaments und des Rates vom 30. Mai 2018 zur Änderung der Richtlinie (EU) 
2015/849 zur Verhinderung der Nutzung des Finanzsystems zum Zwecke der Geldwäsche und der Terrorismusfinanzierung und 
zur Änderung der Richtlinien 2009/138/EG und 2013/36/EU (ABl. L 156 vom 19.6.2018, S. 43). 

( 9 ) Verordnung (EU) 2023/1114 des Europäischen Parlaments und des Rates vom 31 Mai 2023 über Märkte für Kryptowerte und zur 
Änderung der Verordnungen (EU) Nr. 1093/2010 und (EU) Nr. 1095/2010 sowie der Richtlinien 2013/36/EU und (EU) 2019/1937 
(ABl. L 150 vom 9.6.2023, S. 40).



 

(15) Um Terrorismusfinanzierung zu unterbinden, wurden, unter anderem mit den Verordnungen (EG) 
Nr. 2580/2001 ( 10 ), (EG) Nr. 881/2002 ( 11 ) und (EU) Nr. 356/2010 ( 12 ) des Rates, Maßnahmen zum Einfrieren 
der Gelder und wirtschaftlichen Ressourcen bestimmter Personen, Gruppen und Organisationen getroffen. Mit 
dem gleichen Ziel wurden darüber hinaus Maßnahmen ergriffen, deren Zweck es ist, das Finanzsystem vor der 
Durchleitung von Geldern und anderen wirtschaftlichen Ressourcen für terroristische Zwecke zu schützen. Die 
Richtlinie (EU) 2015/849 enthält eine Reihe solcher Maßnahmen. Diese Maßnahmen vermögen nicht, Terroristen 
oder anderen Straftätern den Zugang zu Zahlungssystemen gänzlich zu versperren und den Transfer von Geldern 
auf diesem Weg vollständig zu unterbinden. 

(16) Die Rückverfolgbarkeit von Geldtransfers und Kryptowertetransfers kann bei der Verhinderung, Aufdeckung und 
Ermittlung von Geldwäsche und Terrorismusfinanzierung sowie bei der Umsetzung von restriktiven Maßnahmen, 
insbesondere derjenigen, die aufgrund der Verordnungen (EG) Nr. 2580/2001, (EG) Nr. 881/2002 und (EU) 
Nr. 356/2010 verhängt wurden, äußerst wichtig und hilfreich sein. Um zu gewährleisten, dass die Angaben 
während der gesamten Zahlungs- oder Kryptowertetransferkette weitergeleitet werden, sollte ein System einge
führt werden, in dessen Rahmen Zahlungsdienstleister bei einem Geldtransfer zur Übermittlung von Angaben 
zum Zahler und zum Zahlungsempfänger bzw. Anbieter von Krypto-Dienstleistungen bei einem Kryptowerte
transfer zur Übermittlung von Angaben zum Originator und zum Begünstigten verpflichtet sind. 

(17) Bestimmte Kryptowertetransfers, insbesondere Transfers im Zusammenhang mit Produkten, Transaktionen oder 
Technologien, die – wie privatsphärenfokussierte Wallets (Privacy Wallets)‚ Mixer oder Tumbler – auf mehr 
Anonymität ausgerichtet sind, sind in Bezug auf Goldwäsche, Terrorismusfinanzierung und andere kriminelle 
Aktivitäten mit spezifischen Hochrisikofaktoren verbunden. Um die Rückverfolgbarkeit solcher Transfers zu 
gewährleisten, sollte die mit der Verordnung (EU) Nr. 1093/2010 des Europäischen Parlaments und des Rates 
( 13 ) eingesetzte Europäische Aufsichtsbehörde (Europäische Bankenaufsichtsbehörde – EBA) klarstellen, wie die in 
Anhang III der Richtlinie (EU) 2015/849 aufgeführten Risikofaktoren von Anbietern von Krypto-Dienstleistungen 
zu berücksichtigen sind, und zwar auch, wenn die betreffenden Transaktionen mit außerhalb der Union ansäs
sigen Einrichtungen, die im Drittland nicht reguliert, eingetragen oder zugelassen sind, oder über selbst gehostete 
Adressen erfolgen. Bei Ermittlung von Situationen mit erhöhtem Risiko sollte die EBA Leitlinien herausgeben, in 
denen die Sorgfaltspflichten festgelegt sind, deren Durchführung die Verpflichteten zur Minderung dieser Risiken 
in Betracht ziehen sollten, und die auch die Festlegung geeigneter Verfahren, darunter die Nutzung von Ana
lysetools der Distributed-Ledger-Technologie (DLT), zur Feststellung von Ursprung oder Ziel der Kryptowerte 
umfassen. 

(18) Diese Verordnung sollte unbeschadet der nationalen restriktiven Maßnahmen und der restriktiven Maßnahmen 
der Union aufgrund von Verordnungen gelten, die sich auf Artikel 215 des Vertrags über die Arbeitsweise der 
Europäischen Union stützen, wie beispielsweise die Verordnungen (EG) Nr. 2580/2001, (EG) Nr. 881/2002 und 
(EU) Nr. 356/2010 sowie der Verordnungen (EU) Nr. 267/2012 ( 14 ), (EU) 2016/1686 ( 15 ) und (EU) 2017/1509 ( 16 ) 
des Rates, die vorschreiben können, dass Zahlungsdienstleister von Zahlern und von Zahlungsempfängern, 
Anbieter von Krypto-Dienstleistungen von Originatoren und Begünstigten, zwischengeschaltete Zahlungsdienst
leister sowie zwischengeschaltete Anbieter von Krypto-Dienstleistungen angemessene Maßnahmen ergreifen, um 
bestimmte Mittel und Kryptowerte einzufrieren, oder dass sie spezifische Beschränkungen für bestimmte Geld- 
oder Kryptowertetransfers beachten. Zahlungsdienstleister und Anbieter von Krypto-Dienstleistungen sollten über 
interne Strategien, Verfahren und Kontrollen verfügen, um die Umsetzung dieser restriktiven Maßnahmen sicher
zustellen, einschließlich Maßnahmen zur Überprüfung der Unionslisten und der nationalen Listen der benannten 
Personen. Die EBA sollte Leitlinien herausgeben, in denen diese internen Strategien, Verfahren und Kontrollen
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( 10 ) Verordnung (EG) Nr. 2580/2001 des Rates vom 27. Dezember 2001 über spezifische, gegen bestimmte Personen und Organisa
tionen gerichtete restriktive Maßnahmen zur Bekämpfung des Terrorismus (ABl. L 344 vom 28.12.2001, S. 70). 

( 11 ) Verordnung (EG) Nr. 881/2002 des Rates vom 27. Mai 2002 über die Anwendung bestimmter spezifischer restriktiver Maßnahmen 
gegen bestimmte Personen und Organisationen, die mit Osama bin Laden, dem Al-Qaida-Netzwerk und den Taliban in Verbindung 
stehen, und zur Aufhebung der Verordnung (EG) Nr. 467/2001 des Rates über das Verbot der Ausfuhr bestimmter Waren und 
Dienstleistungen nach Afghanistan, über die Ausweitung des Flugverbots und des Einfrierens von Geldern und anderen Finanz
mitteln betreffend die Taliban von Afghanistan (ABl. L 139 vom 29.5.2002, S. 9). 

( 12 ) Verordnung (EU) Nr. 356/2010 des Rates vom 26. April 2010 über die Anwendung bestimmter spezifischer restriktiver Maß
nahmen gegen bestimmte natürliche oder juristische Personen, Organisationen oder Einrichtungen aufgrund der Lage in Somalia 
(ABl. L 105 vom 27.4.2010, S. 1). 

( 13 ) Verordnung (EU) Nr. 1093/2010 des Europäischen Parlaments und des Rates vom 24. November 2010 zur Errichtung einer 
Europäischen Aufsichtsbehörde (Europäische Bankenaufsichtsbehörde), zur Änderung des Beschlusses Nr. 716/2009/EG und zur 
Aufhebung des Beschlusses 2009/78/EG der Kommission (ABl. L 331 vom 15.12.2010, S. 12). 

( 14 ) Verordnung (EU) Nr. 267/2012 des Rates vom 23. März 2012 über restriktive Maßnahmen gegen Iran und zur Aufhebung der 
Verordnung (EU) Nr. 961/2010 (ABl. L 88 vom 24.3.2012, S. 1). 

( 15 ) Verordnung (EU) 2016/1686 des Rates vom 20. September 2016 zur Verhängung zusätzlicher restriktiver Maßnahmen gegen ISIL 
(Da'esh) und Al-Qaida und der mit ihnen verbundenen natürlichen oder juristischen Personen, Organisationen und Einrichtungen 
(ABl. L 255 vom 21.9.2016, S. 1). 

( 16 ) Verordnung (EU) 2017/1509 des Rates vom 30. August 2017 über restriktive Maßnahmen gegen die Demokratische Volksrepublik 
Korea und zur Aufhebung der Verordnung (EG) Nr. 329/2007 (ABl. L 224 vom 31.8.2017, S. 1).



 

spezifiziert werden. Die Anforderungen dieser Verordnung in Bezug auf interne Strategien, Verfahren und Kon
trollen im Zusammenhang mit restriktiven Maßnahmen sollen in naher Zukunft durch eine Verordnung des 
Europäischen Parlaments und des Rates zur Verhinderung der Nutzung des Finanzsystems zum Zwecke der 
Geldwäsche und der Terrorismusfinanzierung aufgehoben werden. 

(19) Die Verarbeitung personenbezogener Daten nach dieser Verordnung sollte in voller Übereinstimmung mit der 
Verordnung (EU) 2016/679 des Europäischen Parlaments und des Rates ( 17 ) erfolgen. Die Weiterverarbeitung 
personenbezogener Daten für kommerzielle Zwecke sollte strengstens untersagt sein. Die Bekämpfung der Geld
wäsche und der Terrorismusfinanzierung wird von allen Mitgliedstaaten als wichtiges öffentliches Interesse an
erkannt. Bei der Anwendung dieser Verordnung muss die Übermittlung personenbezogener Daten an ein Dritt
land im Einklang mit Kapitel V der Verordnung (EU) 2016/679 erfolgen. Es ist wichtig, dass Zahlungsdienstleister 
und Anbieter von Krypto-Dienstleistungen, die ihr Geschäft über Tochtergesellschaften oder Niederlassungen in 
verschiedenen Ländern außerhalb der Union betreiben, nicht daran gehindert werden sollten, Informationen über 
verdächtige Transaktionen innerhalb derselben Organisation weiterzuleiten, sofern sie angemessene Sicherungs
maßnahmen anwenden. Zusätzlich sollten die Anbieter von Krypto-Dienstleistungen des Originators und des 
Begünstigten, die Zahlungsdienstleister des Zahlers und des Zahlungsempfängers, die zwischengeschalteten Zah
lungsdienstleister und die zwischengeschalteten Anbieter von Krypto-Dienstleistungen über geeignete technische 
und organisatorische Maßnahmen zum Schutz personenbezogener Daten vor versehentlichem Verlust, Verände
rung, unbefugter Weitergabe oder unbefugtem Zugriff verfügen. 

(20) Personen, die ausschließlich in Papierform vorliegende Dokumente in elektronische Daten umwandeln und im 
Rahmen eines Vertrags mit einem Zahlungsdienstleister tätig sind, und Personen, die Zahlungsdienstleistern 
lediglich Systeme zur Übermittlung von Nachrichten oder sonstige Systeme zur Unterstützung der Übermittlung 
von Finanzmitteln oder ein Clearing- und Abwicklungssystem zur Verfügung stellen, sollten nicht in den Gel
tungsbereich dieser Verordnung fallen. 

(21) Personen, die lediglich ergänzende Infrastruktur bereitstellen, wie Anbieter von Internet-, Netzwerk und Infra
strukturdiensten, Anbieter von Cloud-Diensten oder Softwareentwickler, die einer anderen Einrichtung ermöglicht, 
Dienstleistungen im Zusammenhang mit Kryptowertetransfers zu erbringen, sollten nicht in den Geltungsbereich 
dieser Verordnung fallen, es sei denn, sie führen Kryptowertetransfers durch. 

(22) Diese Verordnung sollte nicht für Kryptowertetransfers von Person zu Person gelten, die ohne Beteiligung eines 
Anbieters von Krypto-Dienstleistungen erfolgen, oder für Fälle, in denen sowohl der Originator als auch der 
Begünstigte Anbieter von Kryptowertetransfers sind und im eigenen Namen handeln. 

(23) Geldtransfers, die den in Artikel 3 Buchstaben a bis m und o der Richtlinie (EU) 2015/2366 des Europäischen 
Parlaments und des Rates ( 18 ) genannten Diensten entsprechen, fallen nicht in den Geltungsbereich dieser Ver
ordnung. Auch Geldtransfers und Transfers von E-Geld-Token im Sinne von Artikel 3 Absatz 1 Nummer 7 der 
Verordnung (EU) 2023/1114, bei denen das Risiko von Geldwäsche oder Terrorismusfinanzierung gering ist, 
sollten vom Geltungsbereich dieser Verordnung ausgenommen werden. Solche Ausnahmen sollten für Zahlungs
karten, E-Geld-Instrumente, Mobiltelefone oder andere im Voraus oder im Nachhinein bezahlte digitale oder 
Informationstechnologie-(IT-)Geräte mit ähnlichen Merkmalen gelten, soweit diese ausschließlich zum Erwerb 
von Waren oder Dienstleistungen verwendet werden und bei allen Geldtransfers die Nummer der Karte, des 
Instruments oder des Geräts übermittelt wird. Die Verwendung einer Zahlungskarte, eines E-Geld-Instruments, 
eines Mobiltelefons oder eines anderen im Voraus oder im Nachhinein bezahlten digitalen oder IT-Geräts mit 
ähnlichen Merkmalen für einen Geldtransfer oder einen Transfer von E-Geld-Token zwischen natürlichen Per
sonen, die zu anderen Zwecken als in Ausübung einer gewerblichen, geschäftlichen oder beruflichen Tätigkeit als 
Verbraucher handeln, fällt dagegen in den Geltungsbereich dieser Verordnung. Darüber hinaus sind Abhebungen 
von Geldautomaten, Zahlungen von Steuern, Bußgeldern oder anderen Abgaben, Austausch von eingelesenen 
Schecks, einschließlich beleglosem Scheckeinzug, oder Wechsel und Geldtransfers, bei denen sowohl der Zahler 
als auch der Zahlungsempfänger im eigenen Namen handelnde Zahlungsdienstleister sind, vom Geltungsbereich 
dieser Verordnung ausgenommen.
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( 17 ) Verordnung (EU) 2016/679 des Europäischen Parlaments und des Rates vom 27. April 2016 zum Schutz natürlicher Personen bei 
der Verarbeitung personenbezogener Daten, zum freien Datenverkehr und zur Aufhebung der Richtlinie 95/46/EG (Datenschutz- 
Grundverordnung) (ABl. L 119 vom 4.5.2016, S. 1). 

( 18 ) Richtlinie (EU) 2015/2366 des Europäischen Parlaments und des Rates vom 25. November 2015 über Zahlungsdienste im Bin
nenmarkt, zur Änderung der Richtlinien 2002/65/EG, 2009/110/EG, 2013/36/EU und der Verordnung (EU) Nr. 1093/2010 sowie 
zur Aufhebung der Richtlinie 2007/64/EG (ABl. L 337 vom 23.12.2015, S. 35).



 

(24) Für einmalige, nicht fungible Kryptowerte gelten die Anforderungen der vorliegenden Verordnung nur, wenn sie 
nach der Verordnung (EU) 2023/1114 als Kryptowerte oder Gelder eingestuft sind. 

(25) An Krypto-Geldautomaten können Nutzer Kryptowerte an eine Adresse für Kryptowerte transferieren, indem sie 
Bargeld einzahlen, wobei häufig keinerlei Feststellung und Überprüfung der Kundenidentität erfolgt. Bei Krypto- 
Geldautomaten sind die Risiken der Geldwäsche und Terrorismusfianzierung besonders hoch, da sie Anonymität 
bieten und die Verwendung von Bargeld unbekannten Ursprungs ermöglichen und dadurch ein ideales Medium 
für illegale Aktivitäten sind. Angesichts der Rolle, die Krypto-Geldautomaten bei der Durchführung oder aktiven 
Ermöglichung von Kryptowertetransfers spielen, sollten mit Krypto-Geldautomaten verbundene Kryptowertetrans
fers in den Geltungsbereich dieser Verordnung fallen. 

(26) Zur Berücksichtigung der Besonderheiten nationaler Zahlungssysteme und sofern es jederzeit möglich ist, den 
Geldtransfer bis zum Zahler zurückzuverfolgen, sollten die Mitgliedstaaten bestimmte innerstaatliche Geldtransfers 
von geringem Wert, einschließlich elektronischer Girozahlungen, die für den Erwerb von Waren oder Dienst
leistungen verwendet werden, vom Geltungsbereich der vorliegenden Verordnung ausnehmen können. 

(27) Da Kryptowertetransfers und die Erbringung von Krypto-Dienstleistungen naturgemäß ohne Berücksichtigung von 
Grenzen erfolgen und globale Reichweite haben, gibt es keinen objektiven Grund dafür, bezüglich des Risikos der 
Geldwäsche und der Terrorismusfinanzierung zwischen nationalen und grenzüberschreitenden Transfers zu un
terscheiden. Um diesen Besonderheiten Rechnung zu tragen, sollten innerstaatliche Kryptowertetransfers von 
geringem Wert im Einklang mit der Vorgabe der FATF, alle Kryptowertetransfers als grenzüberschreitende Trans
fers zu behandeln, nicht aus dem Geltungsbereich dieser Verordnung ausgenommen werden. 

(28) Zahlungsdienstleister und Anbieter von Krypto-Dienstleistungen sollten sicherstellen, dass die Angaben zum 
Zahler und zum Zahlungsempfänger bzw. zum Originator und zum Begünstigten nicht fehlen oder unvollständig 
sind. 

(29) Um die Effizienz der Zahlungssysteme nicht zu beeinträchtigen und das Risiko, dass Zahlungen aufgrund zu 
strenger Identifikationspflichten außerhalb des regulären Zahlungsverkehrs getätigt werden, gegen die mit kleinen 
Geldtransfers oder Kryptowertetransfers verbundene potenzielle terroristische Bedrohung abwägen zu können, 
sollte bei Geldtransfers, bei denen die Überprüfung noch nicht ausgeführt worden ist, die Pflicht zur Überprüfung 
der Richtigkeit der Angaben zum Zahler und zum Zahlungsempfänger nur bei Einzelgeldtransfers, die 1 000 EUR 
übersteigen, bestehen, es sei denn, dass es Anhaltspunkte dafür gibt, dass eine Verbindung zu anderen Geldtrans
fers besteht, die zusammen 1 000 EUR übersteigen würden, dass das Geld als Bargeld oder anonymes E-Geld 
entgegengenommen oder ausgezahlt wurde, oder dass hinreichende Gründe für einen Verdacht auf Geldwäsche 
oder Terrorismusfinanzierung vorliegen. 

(30) Kryptowertetransfers können im Vergleich zu Geldtransfers aufgrund ihrer globalen Reichweite und technologi
schen Merkmale länderübergreifend in größerem Umfang und mit höherer Geschwindigkeit durchgeführt werden. 
Neben der Pseudoanonymität der Kryptowerte sind es diese Merkmale der Kryptowertetransfers, die es Straftätern 
ermöglichen, mit hoher Geschwindigkeit umfangreiche illegale Transfers durchzuführen und dabei die Rückver
folgbarkeitsauflagen zu umgehen und unentdeckt zu bleiben, indem sie große Transaktionen in kleinere Beträge 
aufteilen und dabei mehrere scheinbar nicht miteinander verbundene DLT-Adressen – einschließlich Adressen für 
den einmaligen Gebrauch – und automatisierte Prozesse verwenden. Die meisten Kryptowerte sind zudem hoch
volatil, das heißt, ihr Wert kann innerhalb eines sehr kurzen Zeitraums erheblich schwanken, sodass die Berech
nung verbundener Transaktionen ungenauer wird. Um diesen Besonderheiten Rechnung zu tragen, sollten für alle 
Kryptowertetransfers unabhängig von deren Betrag sowie davon, ob es sich um innerstaatliche oder grenzüber
schreitende Transfers handelt, dieselben Anforderungen gelten.
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(31) Bei Geldtransfers oder Kryptowertetransfers, bei denen die Überprüfung als ausgeführt gilt, sollten die Zahlungs
dienstleister und Anbieter von Krypto-Dienstleistungen nicht verpflichtet sein, bei jedem Geldtransfer die Richtig
keit der Angaben zum Zahler und zum Zahlungsempfänger bzw. bei jedem Kryptowertetransfer die Richtigkeit 
der Angaben zum Originator und zum Begünstigten zu überprüfen, sofern die in der Richtlinie (EU) 2015/849 
niedergelegten Verpflichtungen erfüllt wurden. 

(32) Angesichts der Rechtsakte der Union über Zahlungsdienste, insbesondere der Verordnung (EG) Nr. 260/2012 des 
Europäischen Parlaments und des Rates ( 19 ), der Richtlinie (EU) Nr. 2015/2366 des Europäischen Parlaments und 
des Rates und der Verordnung (EU) 2021/1230 des Europäischen Parlaments und des Rates ( 20 ) sollte es aus
reichen, für Geldtransfers innerhalb der Union lediglich die Übermittlung vereinfachter Datensätze, wie die 
Nummer von Zahlungskonten oder eine individuelle Transaktionskennziffer, vorzusehen. 

(33) Damit die für die Bekämpfung der Geldwäsche oder der Terrorismusfinanzierung zuständigen Behörden in 
Drittländern die für diese Zwecke genutzten Gelder oder Kryptowerte bis zu ihrem Ursprung zurückverfolgen 
können, sollte bei Geldtransfers bzw. Kryptowertetransfers aus der Union in Drittländer die Übermittlung der 
vollständigen Datensätze zum Zahler und zum Zahlungsempfänger bzw. zum Originator und zum Begünstigten 
vorgeschrieben werden. Vollständige Angaben zum Zahler und zum Zahlungsempfänger sollten auch die Rechts
trägerkennung (legal entity identifier, im Folgenden „LEI“) oder eine andere gleichwertige amtliche Kennung 
einschließen, für den Fall, dass der Zahler diese Kennung seinem Zahlungsdienstleister zur Verfügung stellt, da 
dies eine bessere Identifizierung der an einem Geldtransfer beteiligten Parteien ermöglichen würde und in be
stehenden Formaten für Zahlungsnachrichten wie dem von der Internationalen Organisation für Normung ent
wickelten Format für den Austausch elektronischer Daten zwischen Finanzinstituten leicht umgesetzt werden 
könnte. Den für die Bekämpfung von Geldwäsche und Terrorismusfinanzierung in Drittländern verantwortlichen 
Behörden sollte nur für Zwecke der Verhinderung, Aufdeckung und Ermittlung von Geldwäsche und Terrorismus
finanzierung Zugang zu vollständigen Datensätzen zum Zahler und zum Zahlungsempfänger oder gegebenenfalls 
zum Originator und zum Begünstigten gewährt werden. 

(34) Kryptowerte existieren in einer grenzenlosen virtuellen Realität und können unabhängig davon, ob ein Anbieter 
von Krypto-Dienstleistungen in einem Land eingetragen ist, an jeden solcher Anbieter transferiert werden. In 
vielen Ländern außerhalb der Union gelten andere Vorschriften für Datenschutz und dessen Durchsetzung als in 
der Union. Wenn Kryptowerte im Auftrag eines Kunden an einen nicht in der Union eingetragenen Anbieter von 
Krypto-Dienstleistungen transferiert werden, sollte der Anbieter von Krypto-Dienstleistungen des Originators 
bewerten, ob der Anbieter von Krypto-Dienstleistungen des Begünstigten in der Lage ist, die gemäß dieser 
Verordnung vorgeschriebenen Angaben im Einklang mit der Verordnung (EU) 2016/679 zu erhalten und auf
zubewahren, und dabei gegebenenfalls von den in Kapitel V der Verordnung (EU) 2016/679 vorgesehenen Mög
lichkeiten Gebrauch machen. Der Europäische Datenschutzausschuss sollte nach Konsultation der EBA Leitlinien 
für die praktische Umsetzung der Datenschutzanforderungen herausgeben, die bei Kryptowertetransfers für die 
Übermittlung personenbezogener Daten an Drittländer gelten. Es kann vorkommen, dass personenbezogene 
Daten nicht übermittelt werden können, weil die Anforderungen der Verordnung (EU) 2016/679 nicht erfüllt 
werden können. Die EBA sollte Leitlinien zu geeigneten Verfahren herausgeben, mit deren Hilfe festgestellt 
werden kann, ob der Kryptowertetransfer in solchen Fällen ausgeführt, zurückgewiesen oder ausgesetzt werden 
sollte. 

(35) Die für die Bekämpfung der Geldwäsche und der Terrorismusfinanzierung verantwortlichen Stellen der Mitglied
staaten und die zuständigen Justiz- und Strafverfolgungsbehörden in den Mitgliedstaaten und auf Unionsebene 
sollten die Zusammenarbeit untereinander und mit den entsprechenden Stellen in Drittländern, einschließlich in 
Entwicklungsländern, verstärken, um die Transparenz zu erhöhen und den Austausch von Informationen und 
bewährten Verfahren weiter auszubauen. 

(36) Der Anbieter von Krypto-Dienstleistungen des Originators sollte sicherstellen, dass bei Kryptowertetransfers 
folgende Informationen übermittelt werden: der Name des Originators, die Distributed-Ledger-Adresse des Ori
ginators, sofern ein Kryptowertetransfer in einem Netz registriert ist, das DLT oder eine vergleichbare Technologie 
nutzt, die Kontonummer des Kryptowertekontos des Originators, sofern ein solches Konto vorhanden ist und für 
die Abwicklung der Transaktion verwendet wird, sowie die Anschrift des Originators, einschließlich der Angabe 
des Landes, der Nummer eines amtlichen persönlichen Dokuments des Originators und der Kundennummer oder
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des Geburtsdatums und des Geburtsorts des Originators, sowie die aktuelle LEI des Originators oder, in Erman
gelung dessen, eine verfügbare gleichwertige amtliche Kennung des Originators, sofern das erforderliche Feld im 
entsprechenden Format der Nachricht vorhanden ist und der Originator sie seinem Anbieter von Krypto-Dienst
leistungen zur Verfügung gestellt hat. Die Informationen sollten vor dem Kryptowertetransfer, zeitgleich damit 
oder parallel dazu auf sichere Weise übermittelt werden. 

(37) Der Anbieter von Krypto-Dienstleistungen des Originators sollte zudem sicherstellen, dass bei Kryptowertetrans
fers folgende Informationen übermittelt werden: der Name des Begünstigten, die Distributed-Ledger-Adresse des 
Begünstigten, sofern ein Kryptowertetransfer in einem Netz registriert ist, das DLT oder eine vergleichbare 
Technologie nutzt, die Kontonummer des Kryptowertekontos des Begünstigten, sofern ein solches Konto vor
handen ist und für die Abwicklung der Transaktion verwendet wird, sowie die aktuelle LEI des Begünstigten oder, 
in Ermangelung dessen, eine verfügbare gleichwertige amtliche Kennung des Begünstigten, sofern das erforderliche 
Feld im entsprechenden Format der Nachricht vorhanden ist und der Originator sie seinem Anbieter von Krypto- 
Dienstleistungen zur Verfügung gestellt hat. Die Informationen sollten auf sichere Weise und vor dem Krypto
wertetransfer, zeitgleich damit oder parallel dazu übermittelt werden. 

(38) Was den Transfer von Kryptowerten anbelangt, so sollten die Anforderungen dieser Verordnung für alle Transfers, 
einschließlich Kryptowertetransfers an oder von selbst gehostete(n) Adresse(n), gelten, solange ein Anbieter von 
Krypto-Dienstleistungen beteiligt ist. 

(39) Im Falle von Transfers an oder von selbst gehostete(n) Adresse(n) sollte der Anbieter von Krypto-Dienstleistun
gen – in der Regel bei seinem Kunden – die Angaben sowohl zum Originator als auch zum Begünstigten erheben. 
Ein Anbieter von Krypto-Dienstleistungen sollte grundsätzlich nicht dazu verpflichtet sein, die Angaben zum 
Nutzer der selbst gehosteten Adresse zu überprüfen. Bei Transfers, deren Betrag 1 000 EUR übersteigt, die im 
Auftrag des Kunden eines Anbieters von Krypto-Dienstleistungen an eine selbst gehostete Adresse gesendet oder 
von einer solchen Adresse empfangen werden, sollte der betreffende Anbieter von Krypto-Dienstleistungen 
dennoch überprüfen, ob diese selbst gehostete Adresse tatsächlich im Eigentum oder unter der Kontrolle dieses 
Kunden steht. 

(40) Im Hinblick auf Geldtransfers eines einzigen Zahlers an mehrere Zahlungsempfänger, die in Form eines Sammel
transfers erfolgen, sollte vorgesehen werden, dass die in solchen Sammeltransfers enthaltenen Einzeltransfers aus 
der Union in Drittländer nur die Nummer des Zahlungskontos des Zahlers oder die individuelle Transaktions
kennziffer sowie vollständige Angaben zum Zahlungsempfänger enthalten müssen, sofern in dem Sammeltransfer 
selbst alle erforderlichen Angaben zum Zahler, die auf ihre Richtigkeit überprüft wurden, sowie alle erforderlichen 
Angaben zum Zahlungsempfänger, die vollständig rückverfolgbar sind, enthalten sind. 

(41) Bei Sammeltransfers von Kryptowerten sollte die Übermittlung von Angaben zum Originator und zum Begüns
tigten in mehreren Einzelschritten akzeptiert werden, solange diese Übermittlung als Ganzes unverzüglich und 
sicher erfolgt. Eine nachträgliche Übermittlung der vorgeschriebenen Angaben sollte nicht gestattet sein, da die 
Übermittlung vor oder zeitgleich mit der Durchführung der Transaktion erfolgen muss; Anbieter von Krypto- 
Dienstleistungen oder andere Verpflichtete sollten die vorgeschriebenen Angaben zeitgleich mit dem Sammel
transfer von Kryptowerten übermitteln. 

(42) Um überprüfen zu können, ob bei Geldtransfers die vorgeschriebenen Angaben zum Zahler und zum Zahlungs
empfänger übermittelt werden, und um verdächtige Transaktionen leichter ermitteln zu können, sollten der 
Zahlungsdienstleister des Zahlungsempfängers und der zwischengeschaltete Zahlungsdienstleister über wirksame 
Verfahren verfügen, mit deren Hilfe sie das Fehlen oder die Unvollständigkeit von Angaben zum Zahler oder zum 
Zahlungsempfänger feststellen können. Diese Verfahren sollten eine Überwachung nach den oder während der 
Transfers umfassen, soweit dies angemessen ist. Die zuständigen Behörden sollten sicherstellen, dass Zahlungs
dienstleister die vorgeschriebenen Transaktionsangaben dem elektronischen Zahlungsverkehr oder einer damit in 
Zusammenhang stehenden Nachricht während der gesamten Zahlungskette beifügen. 

(43) Der Anbieter von Krypto-Dienstleistungen des Begünstigten sollte wirksame Verfahren für Kryptowertetransfers 
einrichten, um feststellen zu können, ob die Angaben zum Originator oder zum Begünstigten fehlen oder 
unvollständig sind. Diese Verfahren sollten gegebenenfalls eine Überwachung nach den oder während der Trans
fers einschließen. Es sollte nicht verlangt werden, dass die Angaben direkt dem Kryptowertetransfer selbst bei
gefügt werden, solange sie vor dem Kryptowertetransfer, zeitgleich damit oder parallel dazu übermittelt und auf 
Anfrage den zuständigen Behörden zur Verfügung gestellt werden.

DE L 150/8 Amtsblatt der Europäischen Union 9.6.2023



 

(44) In Anbetracht des Risikos der Geldwäsche und der Terrorismusfinanzierung, das mit anonymen Geldtransfers 
verbunden sein kann, sollten Zahlungsdienstleister zur Einholung von Angaben zum Zahler und zum Zahlungs
empfänger und Anbieter von Krypto-Dienstleistungen zur Einholung von Angaben zum Originator und zum 
Begünstigten verpflichtet sein. Gemäß dem von der FATF entwickelten risikobasierten Ansatz sollten mit Blick auf 
eine gezieltere Bekämpfung des Risikos von Geldwäsche und Terrorismusfinanzierung Bereiche mit höherem und 
Bereiche mit geringerem Risiko ermittelt werden. Dementsprechend sollten der Anbieter von Krypto-Dienstleis
tungen des Begünstigten, der Zahlungsdienstleister des Zahlungsempfängers, der zwischengeschaltete Zahlungs
dienstleister und der zwischengeschaltete Anbieter von Krypto-Dienstleistungen über wirksame risikobasierte 
Verfahren verfügen, die zur Anwendung kommen, wenn die erforderlichen Angaben zum Zahler oder zum 
Zahlungsempfänger bzw. – bei Kryptowertetransfers – zum Originator oder zum Begünstigten fehlen, damit diese 
Dienstleister entscheiden können, ob der betreffende Transfer ausgeführt, zurückgewiesen oder ausgesetzt wird 
und welche Folgemaßnahmen angemessenerweise zu treffen sind. 

(45) Anbieter von Krypto-Dienstleistungen sollten wie alle Verpflichteten das mit ihren Kunden, Produkten und 
Lieferkanälen verbundene Risiko bewerten und überwachen. Anbieter von Krypto-Dienstleistungen sollten zudem 
das mit ihren Transaktionen verbundene Risiko bewerten, und zwar auch, wenn sie Transfers an oder von selbst 
gehostete(n) Adressen durchführen. Wenn ein Anbieter von Krypto-Dienstleistungen feststellt oder festgestellt hat, 
dass die Angaben zu einem eine selbst gehostete Adresse verwendenden Originator oder Begünstigten falsch sind, 
oder wenn ein Anbieter von Krypto-Dienstleistungen bei Transaktionen oder in Situationen, in deren Fall das mit 
Transfers unter Beteiligung selbst gehosteter Adressen verbundene Risiko der Geldwäsche und der Terrorismus
finanzierung höher ist, auf ungewöhnliche oder verdächtige Muster stößt, sollte dieser Anbieter von Krypto- 
Dienstleistungen gegebenenfalls verstärkte Sorgfaltspflichten anwenden, um die Risiken entsprechend zu beherr
schen und zu mindern. Der Anbieter von Krypto-Dienstleistungen sollte diesem Umstand bei der Beurteilung, ob 
ein Kryptowertetransfer oder eine damit verbundene Transaktion ungewöhnlich ist und der zentralen Meldestelle 
(FIU) gemäß der Richtlinie (EU) 2015/849 zu melden ist, Rechnung tragen. 

(46) Die vorliegende Verordnung sollte im Zusammenhang mit dem Erlass einer Verordnung des Europäischen Par
laments und des Rates zur Verhinderung der Nutzung des Finanzsystems zum Zwecke der Geldwäsche und der 
Terrorismusfinanzierung, einer Richtlinie des Europäischen Parlaments und des Rates zur Festlegung der Mecha
nismen, die die Mitgliedstaaten einführen sollten, um die Nutzung des Finanzsystems zu Zwecken der Geldwäsche 
und der Terrorismusfinanzierung zu verhindern, sowie zur Aufhebung der Richtlinie (EU) 2015/849 und einer 
Verordnung des Europäischen Parlaments und des Rates zur Errichtung der Behörde zur Bekämpfung der Geld
wäsche und Terrorismusfinanzierung und zur Änderung der Verordnungen (EU) Nr. 1093/2010, (EU) 
Nr. 1094/2010 und (EU) Nr. 1095/2010 überarbeitet werden, um die Kohärenz mit den einschlägigen Bestim
mungen zu gewährleisten. 

(47) Sobald der Zahlungsdienstleister des Zahlungsempfängers, der zwischengeschaltete Zahlungsdienstleister, der 
Anbieter von Krypto-Dienstleistungen des Begünstigten oder der zwischengeschaltete Anbieter von Krypto-Dienst
leistungen feststellen, dass Angaben zum Zahler oder zum Zahlungsempfänger oder gegebenenfalls zum Origi
nator oder zum Begünstigten ganz oder teilweise fehlen, oder wenn ein Kryptowertetransfer aufgrund seines 
Ursprungs oder seines Ziels als verdächtig gelten muss, sollten sie im Rahmen ihrer Risikoeinschätzung besondere 
Vorsicht walten lassen und verdächtige Transaktionen gemäß den Meldepflichten der Richtlinie (EU) 2015/849 
den zuständigen Behörden melden. 

(48) Ähnlich wie Geldtransfers zwischen Zahlungsdienstleistern könnten auch Kryptowertetransfers mit zwischen
geschalteten Anbietern von Krypto-Dienstleistungen Transfers als Zwischenglied in einer Kette von Kryptowerte
transfers erleichtern. Im Einklang mit den internationalen Standards sollten solche zwischengeschalteten Anbieter 
ebenso den in dieser Verordnung festgelegten Anforderungen unterliegen, wie Verpflichtungen für zwischen
geschaltete Zahlungsdienstleister gelten. 

(49) Die Bestimmungen über Geldtransfers und Kryptowertetransfers, in deren Fall die Angaben zum Zahler oder zum 
Zahlungsempfänger bzw. zum Originator oder zum Begünstigten fehlen oder unvollständig sind und Krypto
wertetransfers aufgrund ihres Ursprungs oder ihres Ziels als verdächtig gelten müssen, gelten unbeschadet aller
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etwaigen Verpflichtungen der Zahlungsdienstleister, zwischengeschalteten Zahlungsdienstleister, Anbieter von 
Krypto-Dienstleistungen und zwischengeschalteten Anbieter von Krypto-Dienstleistungen, Geldtransfers und Kryp
towertetransfers, die zivil-, verwaltungs- oder strafrechtliche Bestimmungen verletzen, zurückzuweisen oder aus
zusetzen. 

(50) Um Technologieneutralität zu gewährleisten, sollte in dieser Verordnung keine bestimmte Technologie für die 
Übermittlung von Transaktionsinformationen durch Anbieter von Krypto-Dienstleistungen vorgeschrieben wer
den. Standardsetzungsinitiativen unter Beteiligung oder Leitung der Krypto-Branche werden für die Gewährleis
tung einer wirksamen Umsetzung der Anforderungen, die nach dieser Verordnung für Anbieter von Krypto- 
Dienstleistungen gelten, ausschlaggebend sein. Die dabei entwickelten Lösungen sollten durch Verwendung in
ternationaler oder unionsweiter Standards interoperabel sein, damit Informationen zügig ausgetauscht werden 
können. 

(51) Mit dem Ziel, die Zahlungsdienstleister und Anbieter von Krypto-Dienstleistungen dabei zu unterstützen, wirk
same Verfahren zur Aufdeckung von Fällen einzuführen, in denen sie Geldtransfers oder Kryptowertetransfers mit 
fehlenden oder unvollständigen Angaben zum Zahler, zum Zahlungsempfänger, zum Originator oder zum 
Begünstigten erhalten, und wirksame Folgemaßnahmen zu ergreifen, sollten die EBA, Leitlinien erstellen. 

(52) Damit bei der Bekämpfung von Geldwäsche und Terrorismusfinanzierung rasch gehandelt werden kann, sollten 
Zahlungsdienstleister und Anbieter von Krypto-Dienstleistungen Auskunftsersuchen zum Zahler und zum Zah
lungsempfänger bzw. zum Originator und zum Begünstigten, die von den für die Bekämpfung von Geldwäsche 
oder Terrorismusfinanzierung zuständigen Behörden des Mitgliedstaats, in dem diese Zahlungsdienstleister an
sässig sind oder diese Anbieter von Krypto-Dienstleistungen ihren Sitz haben, stammen, unverzüglich beant
worten. 

(53) Die Anzahl der Tage, über die ein Zahlungsdienstleister verfügt, um einem Auskunftsersuchen zum Zahler 
nachzukommen, richtet sich nach der Anzahl der vergehenden Arbeitstage im Mitgliedstaat des Zahlungsdienst
leisters des Zahlers. 

(54) Da bei strafrechtlichen Ermittlungen die erforderlichen Daten oder beteiligten Personen unter Umständen erst 
viele Monate oder sogar Jahre nach dem ursprünglichen Geldtransfer oder Kryptowertetransfer ermittelt werden 
können und um bei Ermittlungen Zugang zu wesentlichen Beweismitteln zu haben, sollten Zahlungsdienstleister 
und Anbieter von Krypto-Dienstleistungen verpflichtet werden, die Angaben zum Zahler und zum Zahlungs
empfänger bzw. zum Originator und zum Begünstigten zu Zwecken der Verhinderung, Aufdeckung und Ermitt
lung von Geldwäsche und Terrorismusfinanzierung eine Zeit lang aufzubewahren. Die Dauer der Aufbewahrung 
sollte fünf Jahre nicht überschreiten, nach deren Ablauf sämtliche personenbezogenen Daten vorbehaltlich anderer 
Vorgaben nationalen Rechts gelöscht werden sollten. Wenn dies zu Zwecken der Verhinderung, Aufdeckung oder 
Ermittlung von Geldwäsche oder Terrorismusfinanzierung erforderlich ist, sollten die Mitgliedstaaten nach Durch
führung einer Prüfung der Erforderlichkeit und Verhältnismäßigkeit der Maßnahme die Aufbewahrung für einen 
weiteren Zeitraum von nicht mehr als fünf Jahren gestatten oder vorschreiben können; dies gilt unbeschadet der 
Beweisregelungen im nationalen Strafrecht, die auf laufende strafrechtliche Ermittlungen und Gerichtsverfahren 
Anwendung finden und vollständig im Einklang mit der Richtlinie (EU) 2016/680 des Europäischen Parlaments 
und des Rates ( 21 ) stehen. Diese Maßnahmen könnten im Zusammenhang mit dem Erlass einer Verordnung des 
Europäischen Parlaments und des Rates zur Verhinderung der Nutzung des Finanzsystems zum Zwecke der 
Geldwäsche und der Terrorismusfinanzierung überarbeitet werden. 

(55) Um die Einhaltung dieser Verordnung zu verbessern, sollten im Einklang mit der Mitteilung der Kommission vom 
9. Dezember 2010 „Stärkung der Sanktionsregelungen im Finanzdienstleistungssektor “ die Befugnisse der zustän
digen Behörden zum Erlass von Aufsichtsmaßnahmen und zur Verhängung von Sanktionen gestärkt werden. Es 
sollten verwaltungsrechtliche Sanktionen und Maßnahmen vorgesehen werden, und die Mitgliedstaaten sollten 
angesichts der Bedeutung der Bekämpfung von Geldwäsche und Terrorismusfinanzierung wirksame, verhältnis
mäßige und abschreckende Sanktionen und Maßnahmen festlegen. Die Mitgliedstaaten sollten die Kommission 
und den in Artikel 9a Buchstabe 7 der Verordnung (EU) Nr. 1093/2010 genannten ständigen internen Ausschuss 
für die Bekämpfung von Geldwäsche und Terrorismusfinanzierung über diese Sanktionen unterrichten.
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(56) Um einheitliche Bedingungen für die Durchführung dieser Verordnung zu gewährleisten, sollten der Kommission 
Durchführungsbefugnisse übertragen werden. Diese Befugnisse sollten im Einklang mit der Verordnung (EU) 
Nr. 182/2011 des Europäischen Parlaments und des Rates ( 22 ) ausgeübt werden. 

(57) Eine Reihe von Ländern und Gebieten, die nicht dem Unionsgebiet angehören, sind mit einem Mitgliedstaat in 
einer Währungsunion verbunden oder Teil des Währungsgebiets eines Mitgliedstaats oder haben mit der durch 
einen Mitgliedstaat vertretenen Union eine Währungsvereinbarung unterzeichnet und verfügen über Zahlungs
dienstleister, die unmittelbar oder mittelbar an den Zahlungs- und Abwicklungssystemen dieses Mitgliedstaats 
teilnehmen. Um zu vermeiden, dass die Anwendung dieser Verordnung auf Geldtransfers zwischen den betref
fenden Mitgliedstaaten und diesen Ländern oder Gebieten für die Volkswirtschaften dieser Länder erhebliche 
Nachteile mit sich bringt, sollte die Möglichkeit eröffnet werden, derartige Geldtransfers wie Geldtransfers inner
halb der betreffenden Mitgliedstaaten zu behandeln. 

(58) Angesichts der hohen Risiken, die mit selbst gehosteten Adressen verbunden sein können, und der technischen 
und regulatorischen Komplexität dieser Adressen, auch im Zusammenhang mit der Überprüfung von Angaben 
zum Eigentümer, sollte die Kommission bis zum 1 Juli 2026 bewerten, ob zur Minderung der mit Transfers von 
oder an selbst gehostete(n) Adressen oder von oder an außerhalb der Union ansässigen Einrichtungen verbun
denen Risiken zusätzliche Sondermaßnahmen, wie die Einführung etwaiger Beschränkungen, erforderlich sind und 
wie wirksam und verhältnismäßig die Mechanismen sind, die zur Überprüfung der Richtigkeit der Angaben zum 
Eigentümer selbst gehosteter Adressen verwendet werden. 

(59) Derzeit gilt die Richtlinie (EU) 2015/849 nur für zwei Kategorien von Anbietern von Krypto-Dienstleistungen: 
Anbieter elektronischer Geldbörsen) und am Umtausch von virtuellen Währungen in Fiatgeld beteiligte Anbieter. 
Um Schlupflöcher im Rechtsrahmen zur Bekämpfung von Geldwäsche und Terrorismusfinanzierung zu schließen 
und das Unionsrecht internationalen Empfehlungen anzupassen, sollte die Richtlinie (EU) 2015/849 dahingehend 
geändert werden, dass alle Kategorien von Anbietern von Krypto-Dienstleistungen im Sinne der Verordnung (EU) 
2023/1114, die für ein breiteres Spektrum von Anbietern von Krypto-Dienstleistungen gilt, erfasst sind. Gerade 
um sicherzustellen, dass Anbieter von Krypto-Dienstleistungen denselben Anforderungen und demselben Maß an 
Aufsicht wie Kredit- und Finanzinstitute unterliegen, sollte die Liste der Verpflichteten dahingehend aktualisiert 
werden, dass auch Anbieter von Krypto-Dienstleistungen für die Zwecke der Richtlinie (EU) 2015/849 in die 
Kategorie der Finanzinstitute fallen. Herkömmliche Finanzinstitute fallen ebenfalls unter die Definition des Begriffs 
„Anbieter von Krypto-Dienstleistungen “, sobald sie entsprechende Dienstleistungen anbieten, und wenn Anbieter 
von Krypto-Dienstleistungen als Finanzinstitute behandelt werden, besteht die Möglichkeit, für sowohl herkömm
liche Finanzdienstleistungen als auch Krypto-Dienstleistungen erbringende Akteure ein einheitliches Regelwerk 
anzuwenden. Die Richtlinie (EU) 2015/849 sollte auch dahingehend geändert werden, dass sichergestellt ist, dass 
Anbieter von Krypto-Dienstleistungen in der Lage sind, die Risiken zu mindern, denen sie im Hinblick auf 
Geldwäsche und Terrorismusfinanzierung ausgesetzt sind. 

(60) Die Beziehungen, die für die Zwecke der Durchführung von Kryptowertetransfers oder der Erbringung vergleich
barer Krypto-Dienstleistungen zwischen Anbietern von Krypto-Dienstleistungen und in Drittländern ansässigen 
Anbietern aufgebaut werden, weisen Ähnlichkeiten mit den Beziehungen von Korrespondenzbanken zu in Dritt
ländern ansässigen Respondenzinstituten auf. Da es sich dabei um laufende und wiederkehrende Beziehungen 
handelt, sollten sie als eine Art Korrespondenzbankbeziehung betrachtet werden und besonderen, verstärkten 
Sorgfaltspflichten unterliegen, die im Prinzip mit den im Bereich Bank- und Finanzdienstleistungen geltenden 
Maßnahmen vergleichbar sind. Insbesondere sollten Anbieter von Krypto-Dienstleistungen bei der Aufnahme 
einer neuen Korrespondenzbankbeziehung zu einer Respondenzeinrichtung besondere, verstärkte Sorgfaltspflich
ten anwenden, um die Risikoexposition der Respondenzeinrichtung auf der Grundlage ihres Rufs, der Qualität der 
Aufsicht und ihrer Kontrollen zur Bekämpfung von Geldwäsche und Terrorismusfinanzierung zu ermitteln und 
zu bewerten. Auf der Grundlage der gesammelten Informationen sollten die Korrespondenzanbieter von Krypto- 
Dienstleistungen geeignete Maßnahmen zur Risikominderung ergreifen, mit denen insbesondere dem höheren 
Risiko der
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Geldwäsche und Terrorismusfinanzierung Rechnung getragen werden sollte, das mit nicht eingetragenen und 
nicht zugelassenen Einrichtungen verbunden sein kann. Dies ist vor allem wichtig, solange die FATF-Standards für 
Kryptowerte noch auf globaler Ebene uneinheitlich umgesetzt werden, da dadurch zusätzliche Risiken und 
Herausforderungen entstehen. Die EBA sollte Leitlinien dazu herausgeben, wie Anbieter von Krypto-Dienstleis
tungen die verstärkten Maßnahmen der Sorgfaltsprüfung durchführen sollten, und die geeigneten Maßnahmen zur 
Risikominderung festlegen, einschließlich der Mindestmaßnahmen, die bei Interaktionen mit nicht eingetragenen 
oder nicht zugelassenen Anbietern von Krypto-Dienstleistungen zu treffen sind. 

(61) Mit der Verordnung (EU) 2023/1114 wurde ein umfassender Rechtsrahmen für Anbieter von Krypto-Dienstleis
tungen geschaffen, der die Bestimmungen über die Zulassung und die Tätigkeiten von Anbietern von Krypto- 
Dienstleistungen in der gesamten Union harmonisiert. Um Überschneidungen bei den Anforderungen zu ver
meiden, sollte die Richtlinie (EU) 2015/849 dahingehend geändert werden, dass die Anforderungen für die 
Eintragung bei Kategorien von Anbietern von Krypto-Dienstleistungen entfallen, die einem einheitlichen Zulas
sungssystem gemäß der Verordnung (EU) 2023/1114 unterliegen werden. 

(62) Da die Ziele dieser Verordnung, nämlich die Bekämpfung von Geldwäsche und Terrorismusfinanzierung, ein
schließlich durch die Umsetzung internationaler Standards und die Gewährleistung der Verfügbarkeit grundlegen
der Angaben zu Zahlern und Zahlungsempfängern bei Geldtransfers bzw. zu Originatoren und Begünstigten bei 
Kryptowertetransfers, von den Mitgliedstaaten nicht ausreichend verwirklicht werden können, sondern vielmehr 
wegen des Umfangs oder der Wirkungen der Maßnahme auf Unionsebene besser zu verwirklichen sind, kann die 
Union im Einklang mit dem in Artikel 5 des Vertrags über die Europäische Union verankerten Subsidiaritäts
prinzip tätig werden. Entsprechend dem in demselben Artikel genannten Grundsatz der Verhältnismäßigkeit geht 
diese Verordnung nicht über das für die Verwirklichung dieser Ziele erforderliche Maß hinaus. 

(63) Diese Verordnung unterliegt den Verordnungen (EU) 2016/679 und (EU) 2018/1725 des Europäischen Par
laments und des Rates ( 23 ). Sie steht im Einklang mit den Grundrechten und Grundsätzen, die mit der Charta 
der Grundrechte der Europäischen Union anerkannt wurden, insbesondere mit dem Recht auf Achtung des Privat- 
und Familienlebens (Artikel 7), dem Recht auf den Schutz personenbezogener Daten (Artikel 8), dem Recht auf 
einen wirksamen Rechtsbehelf und auf ein unparteiisches Gericht (Artikel 47) und dem Grundsatz ne bis in idem. 

(64) Zur Gewährleistung der Kohärenz mit der Verordnung (EU) 2023/1114 sollte die vorliegende Verordnung ab dem 
Geltungsbeginn der erstgenannten Verordnung gelten. Bis zu diesem Zeitpunkt sollten die Mitgliedstaaten auch 
die Änderungen der Richtlinie (EU) 2015/849 umsetzen. 

(65) Der Europäische Datenschutzbeauftragte wurde gemäß Artikel 42 Absatz 1 der Verordnung (EU) 2018/1725 
angehört und hat am 22. September 2021 eine Stellungnahme abgegeben ( 24 ) — 

HABEN FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN: 

KAPITEL I 

Gegenstand, Geltungsbereich und Begriffsbestimmungen 

Artikel 1 

Gegenstand 

In dieser Verordnung werden Vorschriften zu den Angaben zu Zahlern und Zahlungsempfängern und zu den Angaben 
zu Originatoren und Begünstigten festgelegt, die für die Zwecke der Verhinderung, Aufdeckung und Ermittlung von 
Geldwäsche und Terrorismusfinanzierung bei Geldtransfers gleich welcher Währung bzw. Kryptowertetransfers zu über
mitteln sind, wenn mindestens einer der am Geldtransfer bzw. Kryptowertetransfer beteiligten Zahlungsdienstleister bzw. 
Anbieter von Krypto-Dienstleistungen in der Union ansässig ist oder gegebenenfalls dort seinen Sitz hat. Darüber hinaus 
werden in dieser Verordnung Vorschriften für interne Strategien, Verfahren und Kontrollen festgelegt, mit denen die 
Umsetzung restriktiver Maßnahmen gewährleistet werden soll, wenn mindestens einer der am Geldtransfer oder Krypto
wertetransfer beteiligten Anbieter von Zahlungs- oder Krypto-Dienstleistungen in der Union ansässig ist oder gegebe
nenfalls dort seinen Sitz hat.
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Artikel 2 

Geltungsbereich 

(1) Diese Verordnung gilt für Geldtransfers gleich welcher Währung von oder an in der Union ansässige(n) Zahlungs
dienstleister(n) oder zwischengeschaltete(n) Zahlungsdienstleister(n). Sie gilt auch für Kryptowertetransfers, einschließlich 
über Krypto-Geldautomaten abgewickelte Kryptowertetransfers, bei denen der Anbieter von Krypto-Dienstleistungen 
oder der zwischengeschaltete Anbieter von Krypto-Dienstleistungen des Originators oder des Begünstigten seinen Sitz 
in der Union hat. 

(2) Diese Verordnung gilt nicht für die in Artikel 3 Buchstaben a bis m und o der Richtlinie (EU) 2015/2366 auf
geführten Dienste. 

(3) Diese Verordnung gilt nicht für Geldtransfers oder Transfers von E-Geld-Token im Sinne von Artikel 3 Absatz 1 
Nummer 7 der Verordnung (EU) 2023/1114, die mit einer Zahlungskarte, einem E-Geld-Instrument oder einem Mobil
telefon oder einem anderen im Voraus oder im Nachhinein bezahlten digitalen oder IT-Gerät mit ähnlichen Merkmalen 
durchgeführt werden, sofern die folgenden Bedingungen erfüllt sind: 

a) Die Karte, das Instrument oder das Gerät wird ausschließlich zur Bezahlung von Waren oder Dienstleistungen 
verwendet, und 

b) bei allen im Zuge der Transaktion durchgeführten Transfers wird die Nummer der Karte, des Instruments oder des 
Geräts übermittelt. 

Diese Verordnung gilt jedoch, wenn eine Zahlungskarte, ein E-Geld-Instrument, ein Mobiltelefon oder ein anderes im 
Voraus oder im Nachhinein bezahltes digitales oder IT-Gerät mit ähnlichen Merkmalen verwendet wird, um einen 
Geldtransfer oder einen Transfer von E-Geld-Token zwischen natürlichen Personen, die als Verbraucher handeln, für 
andere Zwecke als gewerbliche, geschäftliche oder berufliche Tätigkeiten durchzuführen. 

(4) Diese Verordnung gilt nicht für Personen, die lediglich Papierdokumente in elektronische Daten umwandeln und 
im Rahmen eines Vertrags mit einem Zahlungsdienstleister tätig sind, oder Personen, die Zahlungsdienstleistern lediglich 
ein System zur Übermittlung von Nachrichten oder sonstige Systeme zur Unterstützung der Übermittlung von Finanz
mitteln oder ein Clearing- und Abwicklungssystem zur Verfügung stellen. 

Diese Verordnung gilt nicht für Geldtransfers, wenn dabei eine der folgenden Bedingungen erfüllt ist: 

a) Der Zahler hebt dabei Bargeld von seinem eigenen Zahlungskonto ab; 

b) es handelt sich dabei um einen Geldtransfer, der zur Begleichung von Steuern, Bußgeldern oder anderen Abgaben 
innerhalb eines Mitgliedstaats an Behörden erfolgt; 

c) sowohl der Zahler als auch der Zahlungsempfänger sind in eigenem Namen handelnde Zahlungsdienstleister; 

d) der Geldtransfer mittels eines Austauschs von eingelesenen Schecks, einschließlich beleglosem Scheckeinzug, durch
geführt wird. 

Diese Verordnung gilt nicht für einen Kryptowertetransfer, wenn dabei eine der folgenden Bedingungen erfüllt ist: 

a) Sowohl der Originator als auch der Begünstigte sind in eigenem Namen handelnde Anbieter von Krypto-Dienst
leistungen; 

b) bei dem Transfer handelt es sich um einen Kryptowertetransfer von Person zu Person, der ohne die Beteiligung eines 
Anbieters von Krypto-Dienstleistungen abgewickelt wird. 

E-Geld-Token im Sinne von Artikel 3 Absatz 1 Nummer 7 der Verordnung (EU) 2023/1114, werden für die Zwecke 
dieser Verordnung als Kryptowerte behandelt.
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(5) Ein Mitgliedstaat kann entscheiden, diese Verordnung nicht auf Inlandsgeldtransfers auf ein Zahlungskonto eines 
Zahlungsempfängers anzuwenden, auf das ausschließlich Zahlungen für die Lieferung von Gütern oder Dienstleistungen 
vorgenommen werden können, wenn alle folgenden Bedingungen erfüllt sind: 

a) Der Zahlungsdienstleister des Zahlungsempfängers unterliegt der Richtlinie (EU) 2015/849, 

b) der Zahlungsdienstleister des Zahlungsempfängers ist in der Lage, anhand einer individuellen Transaktionskennziffer 
über den Zahlungsempfänger den Geldtransfer bis zu der Person zurückzuverfolgen, die mit dem Zahlungsempfänger 
eine Vereinbarung über die Lieferung von Gütern oder Dienstleistungen getroffen hat, 

c) der überwiesene Betrag beträgt höchstens 1 000 EUR. 

Artikel 3 

Begriffsbestimmungen 

Für die Zwecke dieser Verordnung bezeichnet der Ausdruck 

1. „Terrorismusfinanzierung “ die Terrorismusfinanzierung im Sinne des Artikels 1 Absatz 5 der Richtlinie (EU) 
2015/849; 

2. „Geldwäsche“ die in Artikel 1 Absätze 3 und 4 der Richtlinie (EU) 2015/849 genannten Geldwäscheaktivitäten; 

3. „Zahler“ eine Person, die als Zahlungskontoinhaber den Geldtransfer von diesem Zahlungskonto gestattet, oder, 
wenn kein Zahlungskonto vorhanden ist, die den Auftrag zu einem Geldtransfer erteilt; 

4. „Zahlungsempfänger “ eine Person, die den Geldtransfer als Empfänger erhalten soll; 

5. „Zahlungsdienstleister “ die Kategorien von Zahlungsdienstleistern nach Artikel 1 Absatz 1 der Richtlinie (EU) 
2015/2366, natürliche oder juristische Personen, für die eine Ausnahmeregelung gemäß Artikel 32 jener Richtlinie 
gilt, und juristische Personen, für die eine Ausnahmeregelung gemäß Artikel 9 der Richtlinie 2009/110/EG gilt, die 
Geldtransferdienstleistungen erbringen; 

6. „zwischengeschalteter Zahlungsdienstleister “ einen Zahlungsdienstleister, der nicht Zahlungsdienstleister des Zahlers 
oder des Zahlungsempfängers ist und der im Auftrag des Zahlungsdienstleisters des Zahlers oder des Zahlungs
empfängers oder eines anderen zwischengeschalteten Zahlungsdienstleisters einen Geldtransfer entgegennimmt und 
übermittelt; 

7. „Zahlungskonto “ ein Zahlungskonto im Sinne des Artikels 4 Nummer 12 der Richtlinie (EU) 2015/2366; 

8. „Geldbetrag“ einen Geldbetrag im Sinne des Artikels 4 Nummer 25 der Richtlinie (EU) 2015/2366; 

9. „Geldtransfer“ jede Transaktion, die im Auftrag eines Zahlers zumindest teilweise auf elektronischem Wege über 
einen Zahlungsdienstleister mit dem Ziel durchgeführt wird, einem Zahlungsempfänger über einen Zahlungsdienst
leister einen Geldbetrag zur Verfügung zu stellen, unabhängig davon, ob es sich bei Zahler und Zahlungsempfänger 
um dieselbe Person handelt, und unabhängig davon, ob es sich beim Zahlungsdienstleister des Zahlers und dem 
Zahlungsdienstleister des Zahlungsempfängers um ein und denselben handelt, einschließlich 

a) Überweisungen im Sinne des Artikels 4 Nummer 24 der Richtlinie (EU) 2015/2366; 

b) Lastschriften im Sinne des Artikels 4 Nummer 23 der Richtlinie (EU) 2015/2366; 

c) nationale oder grenzüberschreitende Finanztransfers im Sinne des Artikels 4 Nummer 22 der Richtlinie (EU) 
2015/2366;
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d) Transfers, die mit einer Zahlungskarte, einem E-Geld-Instrument, einem Mobiltelefon oder einem anderen im 
Voraus oder im Nachhinein bezahlten digitalen oder IT-Gerät mit ähnlichen Merkmalen durchgeführt werden; 

10. „Kryptowertetransfer “ jede Transaktion, die zum Ziel hat, Kryptowerte von einer Distributed-Ledger-Adresse, einem 
Kryptowertekonto oder einem anderen zur Speicherung von Kryptowerten verwendeten Gerät auf ein(e) andere(s) 
zu transferieren, und die von mindestens einem Anbieter von Krypto-Dienstleistungen durchgeführt wird, der im 
Auftrag eines Originators oder eines Begünstigten handelt, unabhängig davon, ob es sich bei Originator und 
Begünstigtem um dieselbe Person handelt, und unabhängig davon, ob es sich beim Anbieter von Krypto-Dienst
leistungen des Originators und dem Anbieter von Krypto-Dienstleistungen des Begünstigen um ein und denselben 
Anbieter handelt; 

11. „Sammeltransfer“ eine Reihe von Einzelgeldtransfers oder Einzeltransfers von Kryptowerten, die für die Übermittlung 
gebündelt werden; 

12. „individuelle Transaktionskennziffer “ eine Buchstaben-, Zahlen- oder Zeichenkombination, die vom Zahlungsdienst
leister gemäß den Protokollen der zur Ausführung des Geldtransfers verwendeten Zahlungs- und Abwicklungs- oder 
Nachrichtensysteme oder von einem Anbieter von Krypto-Dienstleistungen festgelegt wird und die Rückverfolgung 
der Transaktion bis zum Zahler und zum Zahlungsempfänger oder die Rückverfolgung des Kryptowertetransfers bis 
zum Originator und zum Begünstigten ermöglicht; 

13. „Kryptowertetransfer von Person zu Person“ ein Transfer von Kryptowerten ohne Beteiligung etwaiger Anbieter von 
Krypto-Dienstleistungen; 

14. „Kryptowert“ einen Kryptowert im Sinne von Artikel 3 Absatz 1 Nummer 5 der Verordnung (EU) 2023/1114 es sei 
denn, der Kryptowert fällt unter eine in Artikel 2 Absätze 2, 3 und 4 jener Verordnung genannte Kategorie oder gilt 
anderweitig als Geldbetrag; 

15. „Anbieter von Krypto-Dienstleistungen “ einen Anbieter von Krypto-Dienstleistungen im Sinne von Artikel 3 Ab
satz 1 Nummer 15 der Verordnung (EU) 2023/1114 sofern er eine oder mehrere Krypto-Dienstleistungen im Sinne 
von Artikel 3 Absatz 1 Nummer 16 jener Verordnung erbringt; 

16. „zwischengeschalteter Anbieter von Krypto-Dienstleistungen “ einen Anbieter von Krypto-Dienstleistungen, der nicht 
der Anbieter von Krypto-Dienstleistungen des Originators oder des Begünstigten ist und der im Auftrag des 
Anbieters von Krypto-Dienstleistungen des Originators oder des Begünstigten oder eines anderen zwischengeschal
teten Anbieters von Krypto-Dienstleistungen einen Kryptowertetransfer entgegennimmt und übermittelt; 

17. „Krypto-Geldautomat “ einen physischen oder virtuellen elektronischen Terminal, an dem Anbieter von Krypto- 
Dienstleistungen insbesondere Dienstleistungen für Kryptowertetransfers im Sinne von Artikel 3 Absatz 1 Num
mer 16 Buchstabe j der Verordnung (EU) 2023/1114 durchführen können; 

18. „Distributed-Ledger-Adresse “ einen alphanumerischen Code, der in einem Netz, das die Distributed-Ledger-Tech
nologie (DLT) oder eine vergleichbare Technologie nutzt, eine Adresse ausweist, von der Kryptowerte gesendet oder 
empfangen werden können; 

19. „Kryptowertekonto “ ein Konto, das von einem Anbieter von Krypto-Dienstleistungen im Auftrag einer oder meh
rerer natürlicher oder juristischer Personen geführt wird und das zur Ausführung von Kryptowertetransfers ver
wendet werden kann; 

20. „selbst gehostete Adresse“ eine Distributed-Ledger-Adresse, die keine Verbindung zu 

a) einem Anbieter von Krypto-Dienstleistungen oder 

b) einer außerhalb der Union ansässigen Einrichtung aufweist, die den Dienstleistungen eines Anbieters von Krypto- 
Dienstleistungen vergleichbare Dienstleistungen erbringt;
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21. „Originator“ eine Person, die Inhaber eines Kryptowertekontos bei einem Anbieter von Krypto-Dienstleistungen, 
einer Distributed-Ledger-Adresse oder eines zur Speicherung von Kryptowerten verwendeten Geräts ist und den 
Kryptowertetransfer von diesem Konto, dieser Distributed-Ledger-Adresse oder diesem Gerät gestattet, oder die, 
wenn kein solches Konto, keine solche Distributed-Ledger-Adresse oder kein solches Gerät vorhanden ist, den 
Kryptowertetransfer anordnet oder veranlasst; 

22. „Begünstigter“ eine Person, an die der Kryptowertetransfer gerichtet ist; 

23. „Rechtsträgerkennung “ oder „LEI“ einen einer juristischen Person zugewiesenen eindeutigen alphanumerischen Re
ferenzcode gemäß der Norm ISO 17442; 

24. „Distributed-Ledger-Technologie “ oder „DLT“ eine Distributed-Ledger-Technologie im Sinne von Artikel 3 Absatz 1 
Nummer 1 der Verordnung (EU) 2023/1114. 

KAPITEL II 

Pflichten der Zahlungsdienstleister 

A b s c h n i t t 1 

P f l i c h t e n d e s z a h l u n g s d i e n s t l e i s t e r s d e s z a h l e r s 

Artikel 4 

Bei Geldtransfers zu übermittelnde Angaben 

(1) Der Zahlungsdienstleister des Zahlers stellt sicher, dass bei Geldtransfers folgende Angaben zum Zahler über
mittelt werden: 

a) der Name des Zahlers, 

b) die Nummer des Zahlungskontos des Zahlers, 

c) die Anschrift des Zahlers, einschließlich der Angabe des Landes, der Nummer eines amtlichen persönlichen Doku
ments des Zahlers und der Kundennummer oder alternativ hierzu das Geburtsdatum und der Geburtsort des Zahlers; 
und 

d) die aktuelle LEI des Zahlers oder, in Ermangelung dessen, eine verfügbare gleichwertige amtliche Kennung, sofern das 
erforderliche Feld im entsprechenden Format der Zahlungsnachricht vorhanden ist und sofern der Zahler sie seinem 
Zahlungsdienstleister zur Verfügung gestellt hat. 

(2) Der Zahlungsdienstleister des Zahlers stellt sicher, dass bei Geldtransfers folgende Angaben zum Zahlungsemp
fänger übermittelt werden: 

a) der Name des Zahlungsempfängers, 

b) die Nummer des Zahlungskontos des Zahlungsempfängers; und 

c) die aktuelle LEI des Zahlers oder, in Ermangelung dessen, eine verfügbare gleichwertige amtliche Kennung, sofern das 
erforderliche Feld im entsprechenden Format der Zahlungsnachricht vorhanden ist und sofern der Zahler sie seinem 
Zahlungsdienstleister zur Verfügung gestellt hat.
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(3) Abweichend von Absatz 1 Buchstabe b und Absatz 2 Buchstabe b stellt der Zahlungsdienstleister des Zahlers im 
Falle, dass ein Geldtransfer nicht auf ein Zahlungskonto oder von einem Zahlungskonto erfolgt, sicher, dass anstelle der 
Nummer des Zahlungskontos bzw. der Zahlungskonten eine individuelle Transaktionskennziffer übermittelt wird. 

(4) Vor Durchführung von Geldtransfers überprüft der Zahlungsdienstleister des Zahlers die Richtigkeit der in Ab
satz 1 und gegebenenfalls in Absatz 3 genannten Angaben anhand von Dokumenten, Daten oder Informationen aus 
einer verlässlichen und unabhängigen Quelle. 

(5) Die in Absatz 4 dieses Artikels genannte Überprüfung gilt als ausgeführt, wenn eine der folgenden Bedingungen 
erfüllt ist: 

a) Die Identität des Zahlers wurde gemäß Artikel 13 der Richtlinie (EU) 2015/849 überprüft, und die bei dieser Über
prüfung ermittelten Daten wurden gemäß Artikel 40 jener Richtlinie aufbewahrt, 

b) Artikel 14 Absatz 5 der Richtlinie (EU) 2015/849 findet auf den Zahler Anwendung. 

(6) Unbeschadet der in den Artikeln 5 und 6 vorgesehenen Ausnahmen führt der Zahlungsdienstleister des Zahlers 
keine Geldtransfers durch, bevor die uneingeschränkte Einhaltung dieses Artikels sichergestellt wurde. 

Artikel 5 

Geldtransfers innerhalb der Union 

(1) Abweichend von Artikel 4 Absätze 1 und 2 werden bei Geldtransfers, bei denen alle am Zahlungsvorgang 
beteiligten Zahlungsdienstleisterin der Union ansässig sind, zumindest die Nummern der Zahlungskonten des Zahlers 
und des Zahlungsempfängers oder, wenn Artikel 4 Absatz 3 zur Anwendung kommt, die individuelle Transaktions
kennziffer übermittelt; dies gilt gegebenenfalls unbeschadet der in der Verordnung (EU) Nr. 260/2012 enthaltenen 
Informationspflichten. 

(2) Ungeachtet des Absatzes 1 stellt der Zahlungsdienstleister des Zahlers dem Zahlungsdienstleister des Zahlungs
empfängers oder dem zwischengeschalteten Zahlungsdienstleister auf dessen Antrag auf Übermittlung von Angaben 
innerhalb von drei Arbeitstagen nach Erhalt des Antrags Folgendes zur Verfügung: 

a) bei Geldtransfers von mehr als 1 000 EUR, unabhängig davon, ob solche Transfers in einem einzigen Transfer oder in 
mehreren Transfers, die verbunden zu sein scheinen, erfolgen, Angaben zum Zahler oder zum Zahlungsempfänger 
gemäß Artikel 4; 

b) bei Geldtransfers von bis zu 1 000 EUR, bei denen es keine Anhaltspunkte dafür gibt, dass eine Verbindung zu 
anderen Geldtransfers besteht, die zusammen mit dem fraglichen Geldtransfer 1 000 EUR übersteigen, zumindest: 

i) die Namen des Zahlers und des Zahlungsempfängers und 

ii) die Nummern der Zahlungskonten des Zahlers und des Zahlungsempfängers oder, wenn Artikel 4 Absatz 3 zur 
Anwendung kommt, die individuelle Transaktionskennziffer. 

(3) Abweichend von Artikel 4 Absatz 4 braucht der Zahlungsdienstleister des Zahlers bei Geldtransfers nach Absatz 2 
Buchstabe b dieses Artikels die Angaben zum Zahler nicht zu überprüfen, es sei denn, der Zahlungsdienstleister des 
Zahlers hat 

a) die zu transferierenden Gelder in Form von Bargeld oder anonymem E-Geld entgegengenommen oder 

b) hinreichende Gründe für einen Verdacht auf Geldwäsche oder Terrorismusfinanzierung.
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Artikel 6 

Geldtransfers nach außerhalb der Union 

(1) Bei einem Sammeltransfer eines einzigen Zahlers an Zahlungsempfänger, deren Zahlungsdienstleister außerhalb 
der Union ansässig sind, findet Artikel 4 Absatz 1 keine Anwendung auf die in diesem Sammeltransfer gebündelten 
Einzeltransfers, sofern der Sammeltransfer die in Artikel 4 Absätze 1, 2 und 3 enthaltenen Angaben enthält, diese 
Angaben gemäß Artikel 4 Absätze 4 und 5 überprüft wurden und die Einzeltransfers mit der Nummer des Zahlungs
kontos des Zahlers oder, wenn Artikel 4 Absatz 3 zur Anwendung kommt, der individuellen Transaktionskennziffer 
versehen sind. 

(2) Abweichend von Artikel 4 Absatz 1 und gegebenenfalls unbeschadet der gemäß der Verordnung (EU) 
Nr. 260/2012 erforderlichen Angaben, werden in Fällen, in denen der Zahlungsdienstleister des Zahlungsempfängers 
außerhalb der Union ansässig ist, bei Geldtransfers von bis zu 1 000 EUR, bei denen es keine Anhaltspunkte dafür gibt, 
dass eine Verbindung zu anderen Geldtransfers besteht, die zusammen mit dem fraglichen Geldtransfer 1 000 EUR 
übersteigen, zumindest folgende Angaben übermittelt: 

a) die Namen des Zahlers und des Zahlungsempfängers und 

b) die Nummern der Zahlungskonten des Zahlers und des Zahlungsempfängers oder, wenn Artikel 4 Absatz 3 zur 
Anwendung kommt, die individuelle Transaktionskennziffer. 

Abweichend von Artikel 4 Absatz 4 braucht der Zahlungsdienstleister des Zahlers die in diesem Absatz genannten 
Angaben zum Zahler nicht auf ihre Richtigkeit zu überprüfen, es sei denn, der Zahlungsdienstleister des Zahlers hat 

a) die zu transferierenden Gelder in Form von Bargeld oder anonymem E-Geld entgegengenommen oder 

b) hat hinreichende Gründe für einen Verdacht auf Geldwäsche oder Terrorismusfinanzierung. 

A b s c h n i t t 2 

P f l i c h t e n d e s z a h l u n g s d i e n s t l e i s t e r s d e s z a h l u n g s e m p f ä n g e r s 

Artikel 7 

Feststellung fehlender Angaben zum Zahler oder zum Zahlungsempfänger 

(1) Der Zahlungsdienstleister des Zahlungsempfängers richtet wirksame Verfahren ein, mit deren Hilfe er feststellen 
kann, ob die Felder für Angaben zum Zahler und zum Zahlungsempfänger in dem zur Ausführung des Geldtransfers 
verwendeten Nachrichten- oder Zahlungs- und Abwicklungssystem unter Verwendung der im Einklang mit den Über
einkünften über das betreffende System zulässigen Buchstaben oder Einträge ausgefüllt wurden. 

(2) Der Zahlungsdienstleister des Zahlungsempfängers richtet wirksame Verfahren ein, einschließlich – soweit an
gebracht – einer Überwachung nach den oder während der Transfers, mit deren Hilfe er feststellen kann, ob folgende 
Angaben zum Zahler oder zum Zahlungsempfänger fehlen: 

a) im Falle von Geldtransfers, bei denen der Zahlungsdienstleister des Zahlers in der Union ansässig ist, die in Artikel 5 
genannten Angaben; 

b) im Falle von Geldtransfers, bei denen der Zahlungsdienstleister des Zahlers seinen Sitz außerhalb der Union hat, die 
in Artikel 4 Absatz 1 Buchstaben a, b und c und in Artikel 4 Absatz 2 Buchstaben a und b genannten Angaben; 

c) im Falle von Sammeltransfers, bei denen der Zahlungsdienstleister des Zahlers außerhalb der Union ansässig ist, die 
in Artikel 4 Absatz 1 Buchstaben a, b und c und in Artikel 4 Absatz 2 Buchstaben a und b genannten Angaben in 
Bezug auf den Sammeltransfer.
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(3) Im Falle von Geldtransfers von mehr als 1 000 EUR, unabhängig davon, ob diese Transfers in einem einzigen 
Transfer oder in mehreren Transfers, die verbunden zu sein scheinen, erfolgen, überprüft der Zahlungsdienstleister des 
Zahlungsempfängers vor Ausführung der Gutschrift auf dem Zahlungskonto des Zahlungsempfängers oder Bereitstel
lung des Geldbetrags an den Zahlungsempfänger die Richtigkeit der in Absatz 2 dieses Artikels genannten Angaben zum 
Zahlungsempfänger anhand von Dokumenten, Daten oder Informationen aus einer verlässlichen und unabhängigen 
Quelle, unbeschadet der in den Artikeln 83 und 84 der Richtlinie (EU) 2015/2366 festgelegten Anforderungen. 

(4) Im Falle von Geldtransfers von bis zu 1 000 EUR, bei denen es keine Anhaltspunkte dafür gibt, dass eine 
Verbindung zu anderen Geldtransfers besteht, die zusammen mit dem fraglichen Geldtransfer 1 000 EUR übersteigen, 
braucht der Zahlungsdienstleister des Zahlungsempfängers die Richtigkeit der Angaben zum Zahlungsempfänger nicht 
zu überprüfen, es sei denn, der Zahlungsdienstleister des Zahlungsempfängers 

a) zahlt den Geldbetrag in Form von Bargeld oder anonymem E-Geld aus oder 

b) hat hinreichende Gründe für einen Verdacht auf Geldwäsche oder Terrorismusfinanzierung. 

(5) Die in den Absätzen 3 und 4 dieses Artikels genannte Überprüfung gilt als ausgeführt, wenn eine der folgenden 
Bedingungen erfüllt ist: 

a) Die Identität des Zahlungsempfängers wurde gemäß Artikel 13 der Richtlinie (EU) 2015/849 überprüft, und die bei 
dieser Überprüfung ermittelten Daten wurden gemäß Artikel 40 jener Richtlinie aufbewahrt, 

b) Artikel 14 Absatz 5 der Richtlinie (EU) 2015/849 findet auf den Zahlungsempfänger Anwendung. 

Artikel 8 

Geldtransfers mit fehlenden oder unvollständigen Angaben zum Zahler oder zum Zahlungsempfänger 

(1) Der Zahlungsdienstleister des Zahlungsempfängers richtet wirksame risikobasierte Verfahren ein, einschließlich 
Verfahren, die sich auf die in Artikel 13 der Richtlinie (EU) 2015/849 genannte risikoorientierte Grundlage stützen, mit 
deren Hilfe festgestellt werden kann, ob ein Geldtransfer, bei dem die vorgeschriebenen vollständigen Angaben zum 
Zahler und zum Zahlungsempfänger fehlen, auszuführen, zurückzuweisen oder auszusetzen ist, und welche Folgemaß
nahmen angemessenerweise zu treffen sind. 

Stellt der Zahlungsdienstleister des Zahlungsempfängers bei Erhalt eines Geldtransfers fest, dass die in Artikel 4 Absatz 1 
Buchstaben a, b und c, Artikel 4 Absatz 2 Buchstaben a und b, Artikel 5 Absatz 1 oder Artikel 6 genannten Angaben 
fehlen oder unvollständig sind oder nicht, wie in Artikel 7 Absatz 1 vorgegeben, unter Verwendung der im Einklang mit 
den Übereinkünften über das Nachrichten- oder Zahlungs- und Abwicklungssystem zulässigen Buchstaben oder Einträge 
ausgefüllt wurden, so verfährt der Zahlungsdienstleister des Zahlungsempfängers auf risikoorientierter Grundlage wie 
folgt: 

a) Er weist den Transferauftrag zurück oder 

b) fordert die vorgeschriebenen Angaben zum Zahler und zum Zahlungsempfänger an, bevor oder nachdem er die 
Gutschrift zugunsten des Zahlungskontos des Zahlungsempfängers ausführt oder dem Zahlungsempfänger den Geld
betrag zur Verfügung stellt. 

(2) Versäumt es ein Zahlungsdienstleister wiederholt, die vorgeschriebenen Angaben zum Zahler oder zum Zahlungs
empfänger vorzulegen, so verfährt der Zahlungsdienstleister des Zahlungsempfängers wie folgt: 

a) er ergreift Maßnahmen, die anfänglich Verwarnungen und Fristsetzungen umfassen können, bevor er zu einer 
Zurückweisung, Beschränkung oder Beendigung im Sinne von Buchstabe b übergeht, sofern die erforderlichen 
Informationen weiterhin nicht vorgelegt wurden, oder 

b) er weist alle künftigen Transferaufträge dieses Zahlungsdienstleisters direkt zurück oder beschränkt oder beendet die 
Geschäftsbeziehungen zu diesem Zahlungsdienstleister.
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Der Zahlungsdienstleister des Zahlungsempfängers meldet dieses Versäumnis sowie die ergriffenen Maßnahmen der für 
die Überwachung der Einhaltung der Vorschriften über die Bekämpfung von Geldwäsche und Terrorismusfinanzierung 
zuständigen Behörde. 

Artikel 9 

Bewertung und Verdachtsmeldung 

Bei der Bewertung, ob ein Geldtransfer oder eine damit verbundene Transaktion verdächtig ist und der zentralen 
Meldestelle gemäß der Richtlinie (EU) 2015/849 zu melden ist, berücksichtigt der Zahlungsdienstleister des Zahlungs
empfängers als einen Faktor, ob Angaben zum Zahler oder zum Zahlungsempfänger fehlen oder unvollständig sind. 

A b s c h n i t t 3 

P f l i c h t e n z w i s c h e n g e s c h a l t e t e r z a h l u n g s d i e n s t l e i s t e r 

Artikel 10 

Aufbewahrung der beim Transfer übermittelten Angaben zum Zahler und zum Zahlungsempfänger 

Zwischengeschaltete Zahlungsdienstleister sorgen dafür, dass alle bei einem Geldtransfer erhaltenen Angaben zum Zahler 
und zum Zahlungsempfänger mit dem Transfer aufbewahrt werden. 

Artikel 11 

Feststellung fehlender Angaben zum Zahler oder zum Zahlungsempfänger 

(1) Der zwischengeschaltete Zahlungsdienstleister richtet wirksame Verfahren ein, mit deren Hilfe er feststellen kann, 
ob die Felder für Angaben zum Zahler und zum Zahlungsempfänger in dem zur Ausführung des Geldtransfers ver
wendeten Nachrichten- oder Zahlungs- und Abwicklungssystem unter Verwendung der im Einklang mit den Über
einkünften über das betreffende System zulässigen Buchstaben oder Einträge ausgefüllt wurden. 

(2) Der zwischengeschaltete Zahlungsdienstleister richtet wirksame Verfahren ein, einschließlich – soweit angebracht 
– einer Überwachung nach den oder während der Transfers, mit deren Hilfe er feststellen kann, ob folgende Angaben 
zum Zahler oder zum Zahlungsempfänger fehlen: 

a) im Falle von Geldtransfers, bei denen die Zahlungsdienstleister des Zahlers und des Zahlungsempfängers in der Union 
ansässig sind, die in Artikel 5 genannten Angaben; 

b) im Falle von Geldtransfers, bei denen der Zahlungsdienstleister des Zahlers oder des Zahlungsempfängers außerhalb 
der Union ansässig sind, die in Artikel 4 Absatz 1 Buchstaben a, b und c und in Artikel 4 Absatz 2 Buchstaben a 
und b genannten Angaben; 

c) im Falle von Sammeltransfers, bei denen der Zahlungsdienstleister des Zahlers oder des Zahlungsempfängers außer
halb der Union ansässig ist, die in Artikel 4 Absatz 1 Buchstaben a, b und c und in Artikel 4 Absatz 2 Buchstaben a 
und b genannten Angaben in Bezug auf den Sammeltransfer. 

Artikel 12 

Geldtransfers mit fehlenden Angaben zum Zahler oder zum Zahlungsempfänger 

(1) Der zwischengeschaltete Zahlungsdienstleister richtet wirksame risikobasierte Verfahren ein, mit deren Hilfe fest
gestellt werden kann, ob ein Geldtransfer, bei dem die vorgeschriebenen Angaben zum Zahler oder zum Zahlungs
empfänger fehlen, auszuführen, zurückzuweisen oder auszusetzen ist, und welche Folgemaßnahmen angemessenerweise 
zu treffen sind. 

Stellt der zwischengeschaltete Zahlungsdienstleister bei Erhalt eines Geldtransfers fest, dass die in Artikel 4 Absatz 1 
Buchstaben a, b und c, Artikel 4 Absatz 2 Buchstaben a und b, Artikel 5 Absatz 1 oder Artikel 6 genannten Angaben 
fehlen oder nicht, wie in Artikel 7 Absatz 1 vorgegeben, unter Verwendung der im Einklang mit den Übereinkünften 
über das Nachrichten- oder Zahlungs- und Abwicklungssystem zulässigen Buchstaben oder Einträge ausgefüllt wurden, 
so verfährt dieser zwischengeschaltete Zahlungsdienstleister auf risikoorientierter Grundlage wie folgt: 

a) Er weist den Transferauftrag zurück oder 

b) fordert die vorgeschriebenen Angaben zum Zahler und zum Zahlungsempfänger an, bevor oder nachdem er den 
Geldtransfer übermittelt.
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(2) Versäumt es ein Zahlungsdienstleister wiederholt, die vorgeschriebenen Angaben zum Zahler oder zum Zahlungs
empfänger vorzulegen, so verfährt der zwischengeschaltete Zahlungsdienstleister wie folgt: 

a) er ergreift Maßnahmen, die anfänglich Verwarnungen und Fristsetzungen umfassen können, bevor er zu einer 
Zurückweisung, Beschränkung oder Beendigung im Sinne von Buchstabe b übergeht, sofern die erforderlichen 
Informationen weiterhin nicht vorgelegt wurden, oder 

b) er weist alle künftigen Transferaufträge dieses Zahlungsdienstleisters direkt zurück oder beschränkt oder beendet die 
Geschäftsbeziehungen zu diesem Zahlungsdienstleister. 

Der zwischengeschaltete Zahlungsdienstleister meldet dieses Versäumnis sowie die ergriffenen Maßnahmen der für die 
Überwachung der Einhaltung der Vorschriften über die Bekämpfung von Geldwäsche und Terrorismusfinanzierung 
zuständigen Behörde. 

Artikel 13 

Bewertung und Verdachtsmeldung 

Bei der Bewertung, ob ein Geldtransfer oder eine damit verbundene Transaktion verdächtig ist und ob diese(r) der 
zentralen Meldestelle gemäß der Richtlinie (EU) 2015/849 zu melden ist, berücksichtigt der zwischengeschaltete Zah
lungsdienstleister als einen Faktor, ob Angaben zum Zahler oder zum Zahlungsempfänger fehlen. 

KAPITEL III 

Pflichten der Anbieter von Krypto-Dienstleistungen 

A b s c h n i t t 1 

P f l i c h t e n d e s a n b i e t e r s v o n k r y p t o - d i e n s t l e i s t u n g e n d e s o r i g i n a t o r s 

Artikel 14 

Bei Kryptowertetransfers zu übermittelnde Angaben 

(1) Der Anbieter von Krypto-Dienstleistungen des Originators stellt sicher, dass bei Kryptowertetransfers folgende 
Angaben zum Originator übermittelt werden: 

a) der Name des Originators, 

b) die Distributed-Ledger-Adresse des Originators, sofern ein Kryptowertetransfer in einem Netz registriert wird, das 
DLT oder eine vergleichbare Technologie nutzt, und die Kontonummer des Kryptowertekontos des Originators, 
sofern ein solches Konto vorhanden ist und für die Abwicklung der Transaktion verwendet wird; 

c) die Kontonummer des Kryptowertekontos des Originators, sofern ein Kryptowertetransfer nicht in einem Netz 
registriert wird, das DLT oder eine vergleichbare Technologie nutzt; 

d) die Anschrift des Originators, einschließlich der Angabe des Landes, der Nummer eines amtlichen persönlichen 
Dokuments des Originators und der Kundennummer oder alternativ hierzu das Geburtsdatum und der Geburtsort 
des Originators; und 

e) die aktuelle LEI des Originators oder, in Ermangelung dessen, eine verfügbare gleichwertige amtliche Kennung des 
Originators, sofern das erforderliche Feld im entsprechenden Format der Nachricht vorhanden ist und sofern der 
Originator sie seinem Anbieter von Krypto-Dienstleistungen zur Verfügung gestellt hat.
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(2) Der Anbieter von Krypto-Dienstleistungen des Originators stellt sicher, dass bei Kryptowertetransfers folgende 
Angaben zum Begünstigten übermittelt werden: 

a) der Name des Begünstigten, 

b) die Distributed-Ledger-Adresse des Begünstigten, sofern ein Kryptowertetransfer in einem Netz registriert wird, das 
DLT oder eine vergleichbare Technologie nutzt, und die Kontonummer des Kryptowertekontos des Begünstigten, 
sofern ein solches Konto vorhanden ist und für die Abwicklung der Transaktion verwendet wird; 

c) die Kontonummer des Kryptowertekontos des Begünstigten, sofern ein Kryptowertetransfer nicht in einem Netz 
registriert wird, das DLT oder eine vergleichbare Technologie nutzt; und 

d) die aktuelle LEI des Begünstigten oder, in Ermangelung dessen, eine verfügbare gleichwertige amtliche Kennung des 
Begünstigten, sofern das erforderliche Feld im entsprechenden Format der Nachricht vorhanden ist und sofern der 
Originator sie seinem Anbieter von Krypto-Dienstleistungen zur Verfügung gestellt hat. 

(3) Abweichend von Absatz 1 Buchstabe c und Absatz 2 Buchstabe c stellt der Anbieter von Krypto-Dienstleistungen 
des Originators im Falle, dass ein Kryptowertetransfer, der nicht in einem Netz registriert wird, das DLT oder eine 
vergleichbare Technologie nutzt, und nicht auf ein Kryptowertekonto oder von einem Kryptowertekonto erfolgt, sicher, 
dass mit dem Kryptowertetransfer eine individuelle Transaktionskennziffer übermittelt wird. 

(4) Die in den Absätzen 1 und 2 genannten Angaben werden vor dem Kryptowertetransfer, zeitgleich damit oder 
parallel dazu auf sichere Weise und gemäß der Verordnung (EU) 2016/679 übermittelt. 

Die in den Absätzen 1 und 2 genannten Angaben müssen dem Kryptowertetransfer nicht direkt beigefügt oder darin 
enthalten sein. 

(5) Im Falle eines Kryptowertetransfers an eine selbst gehostete Adresse, holt der Anbieter von Krypto-Dienstleis
tungen des Originators die in den Absätzen 1 und 2 genannten Informationen ein, bewahrt sie auf und stellt sicher, dass 
der Kryptowertetransfer individuell identifizierbar ist. 

Unbeschadet der speziellen gemäß Artikel 19b der Richtlinie (EU) 2015/849 getroffenen risikomindernden Maßnahmen 
ergreift der Anbieter von Krypto-Dienstleistungen des Originators bei einem Transfer an eine selbst gehostete Adresse, 
dessen Betrag 1 000 EUR übersteigt, geeignete Maßnahmen, um festzustellen, ob diese Adresse im Eigentum oder unter 
der Kontrolle des Originators steht. 

(6) Vor Durchführung eines Kryptowertetransfers überprüft der Anbieter von Krypto-Dienstleistungen des Originators 
die Richtigkeit der in Absatz 1 genannten Angaben anhand von Dokumenten, Daten oder Informationen aus einer 
verlässlichen und unabhängigen Quelle. 

(7) Die in Absatz 6 dieses Artikels genannte Überprüfung gilt als ausgeführt, wenn eine der folgenden Bedingungen 
erfüllt ist: 

a) Die Identität des Originators wurde gemäß Artikel 13 der Richtlinie (EU) 2015/849 überprüft, und die bei dieser 
Überprüfung ermittelten Daten wurden gemäß Artikel 40 jener Richtlinie aufbewahrt, 

b) Artikel 14 Absatz 5 der Richtlinie (EU) 2015/849 findet auf den Originator Anwendung.
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(8) Der Anbieter von Krypto-Dienstleistungen des Originators gestattet die Einleitung oder Ausführung von Krypto
wertetransfers nicht, bevor die uneingeschränkte Einhaltung dieses Artikels sichergestellt wurde. 

Artikel 15 

Sammeltransfer von Kryptowerten 

Bei einem Sammeltransfer von Kryptowerten eines einzigen Originators findet Artikel 14 Absatz 1 keine Anwendung 
auf die in diesem Sammeltransfer gebündelten Einzeltransfers, sofern der Sammeltransfer die in Artikel 14 Absätze 1, 2 
und 3 enthaltenen Angaben enthält, diese Angaben gemäß Artikel 14 Absätze 6 und 7 überprüft wurden und die 
Einzeltransfers, wenn Artikel 14 Absatz 2 Buchstabe b zur Anwendung kommt, mit der Distributed-Ledger-Adresse 
des Originators, wenn Artikel 14 Absatz 2 Buchstabe c zur Anwendung kommt, mit der Kontonummer des Krypto
wertekontos des Originators oder, wenn Artikel 14 Absatz 3 zur Anwendung kommt, mit der individuellen Trans
aktionskennziffer versehen sind. 

A b s c h n i t t 2 

P f l i c h t e n d e s a n b i e t e r s v o n k r y p t o - d i e n s t l e i s t u n g e n d e s b e g ü n s t i g t e n 

Artikel 16 

Feststellung fehlender Angaben zum Originator oder zum Begünstigten 

(1) Der Anbieter von Krypto-Dienstleistungen des Begünstigten richtet wirksame Verfahren ein, einschließlich – 
soweit angebracht – einer Überwachung nach den oder während der Transfers, mit deren Hilfe er feststellen kann, 
ob die in Artikel 14 Absätze 1 und 2 genannten Angaben zum Originator und zum Begünstigten in dem Transfer bzw. 
in dem Sammeltransfer von Kryptowerten enthalten sind oder im Anschluss daran übermittelt werden. 

(2) Im Falle eines Kryptowertetransfers von einer selbst gehosteten Adresse holt der Anbieter von Krypto-Dienst
leistungen des Begünstigten die in Artikel 14 Absätze 1 und 2 genannten Informationen ein und bewahrt sie auf, und er 
stellt sicher, dass der Kryptowertetransfer individuell identifizierbar ist. 

Unbeschadet der speziellen, gemäß Artikel 19b der Richtlinie (EU) 2015/849 getroffenen risikomindernden Maßnahmen 
ergreift der Anbieter von Krypto-Dienstleistungen des Begünstigten bei einem Transfer von einer selbst gehosteten 
Adresse, dessen Betrag 1 000 EUR übersteigt, geeignete Maßnahmen, um festzustellen, ob diese Adresse im Eigentum 
oder unter der Kontrolle des Begünstigten steht. 

(3) Bevor der Anbieter von Krypto-Dienstleistungen des Begünstigten dem Begünstigten die Kryptowerte zur Ver
fügung stellt, überprüft er die Richtigkeit der in Artikel 14 Absatz 2 genannten Angaben zum Begünstigten anhand von 
Dokumenten, Daten oder Informationen aus einer verlässlichen und unabhängigen Quelle. 

(4) Die in den Absätzen 2 und 3 dieses Artikels genannte Überprüfung gilt als ausgeführt, wenn eine der folgenden 
Bedingungen erfüllt ist: 

a) Die Identität des Begünstigten wurde gemäß Artikel 13 der Richtlinie (EU) 2015/849 überprüft und die bei dieser 
Überprüfung ermittelten Daten wurden gemäß Artikel 40 jener Richtlinie aufbewahrt, 

b) Artikel 14 Absatz 5 der Richtlinie (EU) 2015/849 findet auf den Begünstigten Anwendung. 

Artikel 17 

Kryptowertetransfers mit fehlenden oder unvollständigen Angaben zum Originator oder zum Begünstigten 

(1) Der Anbieter von Krypto-Dienstleistungen des Begünstigten richtet wirksame risikobasierte Verfahren ein, ein
schließlich Verfahren, die sich auf die in Artikel 13 der Richtlinie (EU) 2015/849 genannte risikoorientierte Grundlage 
stützen, mit deren Hilfe festgestellt werden kann, ob im Falle eines Kryptowertetransfers, bei dem die vorgeschriebenen 
vollständigen Angaben zum Originator und zum Begünstigten fehlen, der Kryptowertetransfer auszuführen oder zurück
zuweisen ist, die Kryptowerte zurückzuüberweisen sind oder der Kryptowertetransfer auszusetzen ist, und welche 
Folgemaßnahmen angemessenerweise zu treffen sind.
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Stellt der Anbieter von Krypto-Dienstleistungen des Begünstigten fest, dass die in Artikel 14 Absatz 1 oder Absatz 2 oder 
Artikel 15 genannten Angaben fehlen oder unvollständig sind, so verfährt dieser Anbieter von Krypto-Dienstleistungen 
auf risikoorientierter Grundlage und ohne ungebührliche Verzögerung wie folgt: 

a) Er weist den Transfer zurück oder überweist die transferierten Kryptowerte auf das Kryptowertekonto des Originators 
zurück, oder 

b) er fordert die vorgeschriebenen Angaben zum Originator und zum Begünstigten an, bevor er dem Begünstigten die 
Kryptowerte zur Verfügung stellt. 

(2) Versäumt es ein Anbieter von Krypto-Dienstleistungen wiederholt, die vorgeschriebenen Angaben zum Originator 
oder zum Begünstigten vorzulegen, so verfährt der Anbieter von Krypto-Dienstleistungen des Begünstigten wie folgt: 

a) er ergreift Maßnahmen, die anfänglich Verwarnungen und Fristsetzungen umfassen können, bevor er zu einer 
Zurückweisung, Beschränkung oder Beendigung im Sinne von Buchstabe b übergeht, sofern die erforderlichen 
Informationen weiterhin nicht vorgelegt wurden, oder 

b) er weist alle künftigen Transfers von Kryptowerten von diesem oder an diesen Anbieter von Krypto-Dienstleistungen 
direkt zurück oder beschränkt oder beendet die Geschäftsbeziehungen zu diesem Anbieter von Krypto-Dienstleis
tungen. 

Der Anbieter von Krypto-Dienstleistungen des Begünstigten meldet dieses Versäumnis sowie die ergriffenen Maßnahmen 
der für die Überwachung der Einhaltung der Vorschriften über die Bekämpfung von Geldwäsche und Terrorismus
finanzierung zuständigen Behörde. 

Artikel 18 

Bewertung und Verdachtsmeldung 

Bei der Bewertung, ob ein Kryptowertetransfer oder eine damit verbundene Transaktion verdächtig ist und der zentralen 
Meldestelle gemäß der Richtlinie (EU) 2015/849 zu melden ist, berücksichtigt der Anbieter von Kryptowertetransfers des 
Begünstigten als einen Faktor, ob Angaben zum Originator oder zum Begünstigten fehlen oder unvollständig sind. 

A b s c h n i t t 3 

P f l i c h t e n z w i s c h e n g e s c h a l t e t e r a n b i e t e r v o n k r y p t o - d i e n s t l e i s t u n g e n 

Artikel 19 

Aufbewahrung der beim Transfer übermittelten Angaben zum Originator und zum Begünstigten 

Zwischengeschaltete Anbieter von Krypto-Dienstleistungen sorgen dafür, dass die Übermittlung aller bei einem Krypto
wertetransfer erhaltenen Angaben zum Originator und zum Begünstigten im Zuge des Transfers erfolgt sowie Auf
zeichnungen dieser Angaben aufbewahrt und den zuständigen Behörden auf Anfrage zur Verfügung gestellt werden. 

Artikel 20 

Feststellung fehlender Angaben zum Originator oder zum Begünstigten 

Der zwischengeschaltete Anbieter von Krypto-Dienstleistungen richtet wirksame Verfahren ein, einschließlich – soweit 
angebracht – einer Überwachung nach den oder während der Transfers, mit deren Hilfe er feststellen kann, ob die in 
Artikel 14 Absatz 1 Buchstaben a, b und c sowie in Artikel 14 Absatz 2 Buchstaben a, b und c genannten Angaben zum 
Originator bzw. zum Begünstigten vor dem Transfer bzw. Sammeltransfer von Kryptowerten, während des Transfers 
bzw. Sammeltransfers von Kryptowerten oder im Anschluss daran übermittelt wurden, sowie wohin der Transfer erfolgt 
oder ob er von einer selbst gehosteten Adresse stammt.
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Artikel 21 

Kryptowertetransfers mit fehlenden Angaben zum Originator oder zum Begünstigten 

(1) Der zwischengeschaltete Anbieter von Krypto-Dienstleistungen richtet wirksame risikobasierte Verfahren ein, 
einschließlich Verfahren, die sich auf die in Artikel 13 der Richtlinie (EU) 2015/849 genannte risikoorientierte Grundlage 
stützen, mit deren Hilfe festgestellt werden kann, ob im Falles eines Kryptowertetransfers, bei dem die vorgeschriebenen 
Angaben zum Originator und zum Begünstigten fehlen, der Kryptowertetransfer auszuführen oder zurückzuweisen ist, 
die Kryptowerte zurückzuüberweisen sind oder der Kryptowertetransfer auszusetzen ist, und welche Folgemaßnahmen 
angemessenerweise zu treffen sind. 

Stellt der zwischengeschaltete Anbieter von Krypto-Dienstleistungen bei Erhalt eines Kryptowertetransfers fest, dass die 
in Artikel 14 Absatz 1 Buchstaben a, b und c und Artikel 14 Absatz 2 Buchstaben a, b und c oder Artikel 15 Absatz 1 
genannten Angaben fehlen oder unvollständig sind, so verfährt dieser zwischengeschaltete Anbieter von Krypto-Dienst
leistungen auf risikoorientierter Grundlage und ohne ungebührliche Verzögerung wie folgt: 

a) Er weist den Transfer zurück oder überweist die transferierten Kryptowerte zurück, oder 

b) er fordert die vorgeschriebenen Angaben zum Originator und zum Begünstigten an, bevor er den Kryptowertetransfer 
übermittelt. 

(2) Versäumt es der Anbieter von Krypto-Dienstleistungen wiederholt, die vorgeschriebenen Angaben zum Originator 
oder zum Begünstigten vorzulegen, so verfährt der zwischengeschaltete Anbieter von Krypto-Dienstleistungen wie folgt: 

a) er ergreift Maßnahmen, die anfänglich Verwarnungen und Fristsetzungen umfassen können, bevor er zu einer 
Zurückweisung, Beschränkung oder Beendigung im Sinne von Buchstabe b übergeht, sofern die erforderlichen 
Informationen weiterhin nicht vorgelegt wurden, oder 

b) er weist alle künftigen Transfers von Kryptowerten von diesem oder an diesen Anbieter von Krypto-Dienstleistungen 
direkt zurück oder beschränkt oder beendet die Geschäftsbeziehungen zu diesem Anbieter von Krypto-Dienstleis
tungen. 

Der zwischengeschaltete Anbieter von Krypto-Dienstleistungen meldet dieses Versäumnis sowie die ergriffenen Maß
nahmen der für die Überwachung der Einhaltung der Vorschriften über die Bekämpfung von Geldwäsche und Terro
rismusfinanzierung zuständigen Behörde. 

Artikel 22 

Bewertung und Verdachtsmeldung 

Bei der Bewertung, ob ein Kryptowertetransfer oder eine damit verbundene Transaktion verdächtig ist und der zentralen 
Meldestelle gemäß der Richtlinie (EU) 2015/849 zu melden ist, berücksichtigt der zwischengeschaltete Anbieter von 
Kryptowertetransfers als einen Faktor, ob Angaben zum Originator oder zum Begünstigten fehlen. 

KAPITEL IV 

Von Zahlungsdienstleistern und Anbietern von Krypto-Dienstleistungen anzuwendende gemeinsame Maßnahmen 

Artikel 23 

Interne Strategien, Verfahren und Kontrollen zur Gewährleistung der Umsetzung restriktiver Maßnahmen 

Zahlungsdienstleister und Anbieter von Krypto-Dienstleistungen verfügen über interne Strategien, Verfahren und Kon
trollen, die die Umsetzung restriktiver Maßnahmen der Union und der Mitgliedstaaten bei der Durchführung von 
Geldtransfers und Transfers von Kryptowerten im Rahmen dieser Verordnung sicherstellen. 

Die Europäische Bankenaufsichtsbehörde (EBA) gibt bis zum 30 Dezember 2024 Leitlinien zur Präzisierung der in 
diesem Artikel genannten Maßnahmen heraus.
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KAPITEL V 

Informationen, Datenschutz und Aufbewahrung von Aufzeichnungen 

Artikel 24 

Erteilung von Informationen 

Zahlungsdienstleister und Anbieter von Krypto-Dienstleistungen beantworten vollständig und unverzüglich, auch über 
eine zentrale Kontaktstelle gemäß Artikel 45 Absatz 9 der Richtlinie (EU) 2015/849, falls eine solche Kontaktstelle 
benannt wurde, und unter Einhaltung der Verfahrensvorschriften des Rechts des Mitgliedstaats, in dem sie ansässig 
sind oder gegebenenfalls ihren Sitz haben, ausschließlich Anfragen der für die Verhinderung und die Bekämpfung von 
Geldwäsche oder Terrorismusfinanzierung zuständigen Behörden dieses Mitgliedstaats zu den nach dieser Verordnung 
vorgeschriebenen Angaben. 

Artikel 25 

Datenschutz 

(1) Für die Verarbeitung personenbezogener Daten im Rahmen der vorliegenden Verordnung gilt die Verordnung 
(EU) 2016/679. Für die Verarbeitung personenbezogener Daten im Rahmen der vorliegenden Verordnung durch die 
Kommission oder die EBA gilt die Verordnung (EU) 2018/1725. 

(2) Personenbezogene Daten dürfen von Zahlungsdienstleistern und Anbietern von Krypto-Dienstleistungen auf der 
Grundlage dieser Verordnung ausschließlich für die Zwecke der Verhinderung von Geldwäsche und Terrorismusfinan
zierung verarbeitet werden und nicht in einer Weise weiterverarbeitet werden, die mit diesen Zwecken unvereinbar ist. 
Es ist untersagt, personenbezogene Daten auf der Grundlage dieser Verordnung für kommerzielle Zwecke zu verarbeiten. 

(3) Zahlungsdienstleister und Anbieter von Krypto-Dienstleistungen stellen neuen Kunden die nach Artikel 13 der 
Verordnung (EU) 2016/679 vorgeschriebenen Informationen zur Verfügung, bevor sie eine Geschäftsbeziehung begrün
den oder gelegentliche Transaktionen ausführen. Diese Informationen werden in präziser, transparenter, verständlicher 
und leicht zugänglicher Form nach Maßgabe des Artikels 12 der Verordnung (EU) 2016/679 übermittelt und umfassen 
insbesondere einen allgemeinen Hinweis zu den rechtlichen Pflichten der Zahlungsdienstleister und Anbieter von 
Krypto-Dienstleistungen bei der Verarbeitung personenbezogener Daten zu Zwecken der Verhinderung von Geldwäsche 
und Terrorismusfinanzierung gemäß dieser Verordnung. 

(4) Zahlungsdienstleister und Anbieter von Krypto-Dienstleistungen stellen jederzeit sicher, dass die Übermittlung 
personenbezogener Daten zu den an einem Geldtransfer oder einem Kryptowertetransfer beteiligten Parteien im Einklang 
mit der Verordnung (EU) 2016/679 erfolgt. 

Der Europäische Datenschutzausschuss gibt nach Konsultation der EBA Leitlinien für die praktische Umsetzung der 
Datenschutzanforderungen für die Übermittlung personenbezogener Daten an Drittländer im Zusammenhang mit 
Kryptowertetransfers heraus. Die EBA gibt Leitlinien zu geeigneten Verfahren heraus, mit deren Hilfe festgestellt werden 
kann, ob ein Kryptowertetransfer auszuführen oder zurückzuweisen ist, die Kryptowerte zurückzuüberweisen sind oder 
der Kryptowertetransfer auszusetzen ist, wenn die Einhaltung der Datenschutzanforderungen für die Übermittlung 
personenbezogener Daten an Drittländer nicht gewährleistet werden kann. 

Artikel 26 

Aufbewahrung von Aufzeichnungen 

(1) Angaben zum Zahler oder zum Zahlungsempfänger bzw. zum Originator und zum Begünstigten dürfen nicht 
länger als unbedingt erforderlich aufbewahrt werden. Die Zahlungsdienstleister des Zahlers und des Zahlungsempfängers 
bewahren Aufzeichnungen der in den Artikeln 4 bis 7 genannten Angaben und die Anbieter von Krypto-Dienstleis
tungen des Originators und des Begünstigten Aufzeichnungen der in den Artikeln 14 bis 16 genannten Angaben fünf 
Jahre lang auf. 

(2) Nach Ablauf der in Absatz 1 genannten Aufbewahrungsfrist stellen die Zahlungsdienstleister und die Anbieter von 
Krypto-Dienstleistungen sicher, dass die personenbezogenen Daten gelöscht werden, es sei denn, das nationale Recht 
enthält andere Bestimmungen, die regeln, unter welchen Umständen Zahlungsdienstleister und Anbieter von Krypto- 
Dienstleistungen diese Daten länger aufbewahren dürfen oder müssen. Die Mitgliedstaaten dürfen eine weitere Auf
bewahrung nur nach einer eingehenden Prüfung der Erforderlichkeit und Verhältnismäßigkeit einer solchen weiteren 
Aufbewahrung gestatten oder vorschreiben, wenn sie dies für die Verhinderung, Aufdeckung oder Ermittlung von 
Geldwäsche oder Terrorismusfinanzierung für erforderlich halten. Die Frist für diese weitere Aufbewahrung darf einen 
Zeitraum von fünf Jahren nicht überschreiten.
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(3) Ist in einem Mitgliedstaat am 25. Juni 2015 ein Gerichtsverfahren betreffend die Verhinderung, Aufdeckung, 
Ermittlung oder Verfolgung von mutmaßlicher Geldwäsche oder Terrorismusfinanzierung anhängig und besitzt ein 
Zahlungsdienstleister Informationen oder Unterlagen im Zusammenhang mit diesem anhängigen Verfahren, so darf 
der Zahlungsdienstleister diese Informationen oder Unterlagen im Einklang mit den nationalen Rechtsvorschriften ab 
dem 25. Juni 2015 fünf Jahre lang aufbewahren. Die Mitgliedstaaten können unbeschadet ihrer Beweisregelungen im 
nationalen Strafrecht, die auf laufende strafrechtliche Ermittlungen und Gerichtsverfahren Anwendung finden, die Auf
bewahrung dieser Informationen oder Unterlagen für weitere fünf Jahre gestatten oder vorschreiben, sofern die Erfor
derlichkeit und Verhältnismäßigkeit dieser weiteren Aufbewahrung für die Verhinderung, Aufdeckung, Ermittlung oder 
Verfolgung mutmaßlicher Geldwäsche oder Terrorismusfinanzierung festgestellt wurde. 

Artikel 27 

Zusammenarbeit zwischen zuständigen Behörden 

Der Informationsaustausch zwischen den zuständigen Behörden und den entsprechenden Stellen in Drittländern im 
Rahmen dieser Verordnung unterliegt der Richtlinie (EU) 2015/849. 

KAPITEL VI 

Sanktionen und Überwachung 

Artikel 28 

Verwaltungsrechtliche Sanktionen und Maßnahmen 

(1) Unbeschadet ihres Rechts, strafrechtliche Sanktionen vorzusehen und zu verhängen, erlassen die Mitgliedstaaten 
die Vorschriften über verwaltungsrechtliche Sanktionen und Maßnahmen, die bei Verstößen gegen die Bestimmungen 
dieser Verordnung zu verhängen sind und ergreifen alle für die Anwendung der Sanktionen erforderlichen Maßnahmen. 
Die vorgesehenen Sanktionen und Maßnahmen müssen wirksam, verhältnismäßig und abschreckend sein und mit denen 
des Kapitels VI Abschnitt 4 der Richtlinie (EU) 2015/849 im Einklang stehen. 

Die Mitgliedstaaten können beschließen, für Verstöße gegen die Vorschriften dieser Verordnung, die nach ihrem na
tionalen Recht strafrechtlichen Sanktionen unterliegen, keine Vorschriften für verwaltungsrechtliche Sanktionen oder 
Maßnahmen festzulegen. In diesem Fall teilen sie der Kommission die einschlägigen strafrechtlichen Vorschriften mit. 

(2) Die Mitgliedstaaten stellen sicher, dass bei für Zahlungsdienstleister und Anbieter von Krypto-Dienstleistungen 
geltenden Verpflichtungen im Falle von Verstößen gegen die Bestimmungen dieser Verordnung nach dem nationalen 
Recht Sanktionen oder Maßnahmen gegen die Mitglieder des Leitungsorgans des betreffenden Dienstleisters und jede 
andere natürliche Person, die nach nationalem Recht für den Verstoß verantwortlich ist, verhängt werden können. 

(3) Die Mitgliedstaaten teilen der Kommission und dem in Artikel 9a Buchstabe 7 der Verordnung (EU) Nr. 
1093/2010 genannten ständigen internen Ausschuss für die Bekämpfung von Geldwäsche und Terrorismusfinanzierung 
die Vorschriften gemäß Absatz 1 mit. Die Mitgliedstaaten teilen der Kommission und dem ständigen internen Ausschuss 
unverzüglich jegliche Änderung dieser Vorschriften mit. 

(4) Die zuständigen Behörden sind gemäß Artikel 58 Absatz 4 der Richtlinie (EU) 2015/849 mit allen für die Wahr
nehmung ihrer Aufgaben erforderlichen Aufsichts- und Ermittlungsbefugnissen ausgestattet. Um zu gewährleisten, dass 
die verwaltungsrechtlichen Sanktionen oder Maßnahmen die gewünschten Ergebnisse erzielen, arbeiten die zuständigen 
Behörden bei der Wahrnehmung ihrer Befugnis zur Auferlegung von verwaltungsrechtlichen Sanktionen und Maß
nahmen eng zusammen und koordinieren ihre Maßnahmen in grenzüberschreitenden Fällen. 

(5) Die Mitgliedstaaten stellen sicher, dass juristische Personen für Verstöße im Sinne des Artikels 29 verantwortlich 
gemacht werden können, die zu ihren Gunsten von einer Person begangen wurden, die allein oder als Teil eines Organs 
der juristischen Person gehandelt hat und die aufgrund einer der folgenden Befugnisse eine Führungsposition innerhalb 
der juristischen Person innehat: 

a) Befugnis zur Vertretung der juristischen Person; 

b) Befugnis, Entscheidungen im Auftrag der juristischen Person zu treffen; 

c) Kontrollbefugnis innerhalb der juristischen Person.
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(6) Die Mitgliedstaaten stellen ferner sicher, dass juristische Personen verantwortlich gemacht werden können, wenn 
mangelnde Überwachung oder Kontrolle durch eine Person im Sinne des Absatzes 5 dieses Artikels das Begehen eines 
der in Artikel 29 genannten Verstöße zugunsten der juristischen Person durch eine ihr unterstellte Person ermöglicht 
hat. 

(7) Die zuständigen Behörden üben ihre Befugnis zum Verhängen von verwaltungsrechtlichen Sanktionen und Maß
nahmen gemäß dieser Verordnung wie folgt aus: 

a) unmittelbar; 

b) in Zusammenarbeit mit anderen Behörden; 

c) in eigener Verantwortung durch Übertragung von Aufgaben an solche anderen Behörden; 

d) durch Antragstellung bei den zuständigen Justizbehörden. 

Um zu gewährleisten, dass die verwaltungsrechtlichen Sanktionen oder Maßnahmen die gewünschten Ergebnisse erzie
len, arbeiten die zuständigen Behörden bei der Wahrnehmung ihrer Befugnis zum Verhängen von verwaltungsrecht
lichen Sanktionen und Maßnahmen eng zusammen und koordinieren ihre Maßnahmen in grenzüberschreitenden Fällen. 

Artikel 29 

Besondere Bestimmungen 

Die Mitgliedstaaten gewährleisten, dass ihre verwaltungsrechtlichen Sanktionen und Maßnahmen zumindest die ver
waltungsrechtlichen Sanktionen und Maßnahmen nach Artikel 59 Absätze 2 und 3 der Richtlinie (EU) 2015/849 um
fassen, wenn folgende Verstöße gegen diese Verordnung vorliegen: 

a) wiederholte oder systematische Nichtübermittlung vorgeschriebener Angaben zum Zahler oder zum Zahlungsemp
fänger - bei einem Geldtransfer - durch einen Zahlungsdienstleister unter Verstoß gegen die Artikel 4, 5 oder 6 bzw. 
wiederholte oder systematische Nichtübermittlung vorgeschriebener Angaben zum Originator oder zum Begünstigten 
– bei einem Kryptowertetransfer - durch einen Anbieter von Krypto-Dienstleistungen unter Verstoß gegen die 
Artikel 14 oder 15; 

b) wiederholtes, systematisches oder schweres Versäumnis eines Zahlungsdienstleisters oder eines Anbieters von Krypto- 
Dienstleistungen, die Aufbewahrung von Aufzeichnungen gemäß Artikel 26 sicherzustellen; 

c) Versäumnis eines Zahlungsdienstleisters, wirksame risikobasierte Verfahren einzuführen, unter Verstoß gegen Arti
kel 8 oder 12 bzw. eines Anbieters von Krypto-Dienstleistungen, wirksame risikobasierte Verfahren einzuführen, 
unter Verstoß gegen Artikel 17; 

d) schwerwiegender Verstoß eines zwischengeschalteten Zahlungsdienstleisters gegen Artikel 11 oder 12 bzw. eines 
zwischengeschalteten Anbieters von Krypto-Dienstleistungen gegen Artikel 19, 20 oder 21. 

Artikel 30 

Bekanntmachung von Sanktionen und Maßnahmen 

Im Einklang mit Artikel 60 Absätze 1, 2 und 3 der Richtlinie (EU) 2015/849 machen die zuständigen Behörden ver
waltungsrechtliche Sanktionen und Maßnahmen, die in den in den Artikeln 28 und 29 dieser Verordnung genannten 
Fällen verhängt werden, unverzüglich unter Nennung der Art und des Wesens des Verstoßes und der Identität der für 
den Verstoß verantwortlichen Personen öffentlich bekannt, falls dies nach einer Prüfung im Einzelfall erforderlich und 
verhältnismäßig ist.
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Artikel 31 

Anwendung von Sanktionen und Maßnahmen durch zuständige Behörden 

(1) Bei der Festlegung der Art der verwaltungsrechtlichen Sanktionen oder Maßnahmen und der Höhe der Geldbußen 
berücksichtigen die zuständigen Behörden alle maßgeblichen Umstände, darunter auch die in Artikel 60 Absatz 4 der 
Richtlinie (EU) 2015/849 genannten. 

(2) In Bezug auf gemäß dieser Verordnung verhängte verwaltungsrechtliche Sanktionen und Maßnahmen gilt Arti
kel 62 der Richtlinie (EU) 2015/849. 

Artikel 32 

Meldung von Verstößen 

(1) Die Mitgliedstaaten richten wirksame Mechanismen ein, um die Meldung von Verstößen gegen diese Verordnung 
an die zuständigen Behörden zu fördern. 

Diese Mechanismen umfassen zumindest die in Artikel 61 Absatz 2 der Richtlinie (EU) 2015/849 genannten. 

(2) Die Zahlungsdienstleister und Anbieter von Krypto-Dienstleistungen richten in Zusammenarbeit mit den zustän
digen Behörden angemessene interne Verfahren ein, über die ihre Mitarbeiter oder Personen in einer vergleichbaren 
Position Verstöße intern über einen sicheren, unabhängigen, spezifischen und anonymen Weg melden können und der 
in Bezug auf die Art und die Größe des betreffenden Zahlungsdienstleisters oder Anbieters von Krypto-Dienstleistungen 
verhältnismäßig ist. 

Artikel 33 

Überwachung 

(1) Die Mitgliedstaaten schreiben vor, dass die zuständigen Behörden eine wirksame Überwachung durchführen und 
die erforderlichen Maßnahmen treffen, um die Einhaltung dieser Verordnung sicherzustellen, und fördern durch wirk
same Mechanismen die Meldung von Verstößen gegen die Bestimmungen dieser Verordnung an die zuständigen 
Behörden. 

(2) Bis zum 31 Dezember 2026 und danach alle drei Jahre übermittelt die Kommission dem Europäischen Parlament 
und dem Rat einen Bericht über die Anwendung des Kapitels VI, insbesondere im Hinblick auf grenzüberschreitende 
Fälle. 

KAPITEL VII 

Durchführungsbefugnisse 

Artikel 34 

Ausschussverfahren 

(1) Die Kommission wird vom Ausschuss zur Verhinderung der Geldwäsche und der Terrorismusfinanzierung unter
stützt. Dieser Ausschuss ist ein Ausschuss im Sinne der Verordnung (EU) Nr. 182/2011. 

(2) Wird auf diesen Absatz Bezug genommen, so gilt Artikel 5 der Verordnung (EU) Nr. 182/2011. 

KAPITEL VIII 

Ausnahmeregelungen 

Artikel 35 

Vereinbarungen mit Ländern und Gebieten, die nicht Teil des Unionsgebiets sind 

(1) Die Kommission kann jedem Mitgliedstaat gestatten, mit einem Land oder Gebiet, das nicht zum räumlichen 
Geltungsbereich des Vertrags über die Europäische Union und des Vertrag über die Arbeitsweise der Europäischen Union 
(AEUV) im Sinne des Artikels 355 AEUV gehört (im Folgenden „betreffendes Land oder Gebiet“), eine Vereinbarung mit 
Ausnahmeregelungen zu dieser Verordnung zu schließen, um zu ermöglichen, dass Geldtransfers zwischen diesem Land 
oder Gebiet und dem betreffenden Mitgliedstaat wie Geldtransfers innerhalb dieses Mitgliedstaats behandelt werden.
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Solche Vereinbarungen können nur gestattet werden, wenn alle nachfolgenden Bedingungen erfüllt sind: 

a) Das betreffende Land oder Gebiet ist mit dem betreffenden Mitgliedstaat in einer Währungsunion verbunden oder 
Teil seines Währungsgebiets oder hat eine Währungsvereinbarung mit der durch einen Mitgliedstaat vertretenen 
Union unterzeichnet; 

b) Zahlungsdienstleister in dem betreffenden Land oder Gebiet nehmen unmittelbar oder mittelbar an den Zahlungs- 
und Abwicklungssystemen in dem betreffenden Mitgliedstaat teil; 

c) das betreffende Land oder Gebiet schreibt den in seinen Zuständigkeitsbereich fallenden Zahlungsdienstleistern vor, 
dieselben Bestimmungen wie nach dieser Verordnung anzuwenden. 

(2) Will ein Mitgliedstaat eine Vereinbarung gemäß Absatz 1 schließen, so richtet er einen entsprechenden Antrag an 
die Kommission und liefert ihr alle Informationen, die für die Beurteilung des Antrags erforderlich sind. 

(3) Sobald ein solcher Antrag bei der Kommission eingeht, werden Geldtransfers zwischen diesem Mitgliedstaat und 
dem betreffenden Land oder Gebiet bis zu einer Entscheidung nach dem Verfahren dieses Artikels vorläufig wie Geld
transfers innerhalb dieses Mitgliedstaats behandelt. 

(4) Ist die Kommission innerhalb von zwei Monaten nach Eingang des Antrags der Ansicht, dass sie nicht über alle 
für die Beurteilung des Antrags erforderlichen Informationen verfügt, so nimmt sie mit dem betreffenden Mitgliedstaat 
Kontakt auf und teilt ihm mit, welche Informationen sie darüber hinaus benötigt. 

(5) Innerhalb von einem Monat, nachdem die Kommission alle Informationen erhalten hat, die sie für eine Beur
teilung des Antrags für erforderlich hält, teilt sie dies dem antragstellenden Mitgliedstaat mit und leitet den anderen 
Mitgliedstaaten Kopien des Antrags weiter. 

(6) Innerhalb von drei Monaten nach der Mitteilung nach Absatz 5 dieses Artikels entscheidet die Kommission im 
Wege eines Durchführungsrechtsakts gemäß Artikel 34 Absatz 2, ob sie dem betreffenden Mitgliedstaat den Abschluss 
der Vereinbarung, die Gegenstand des Antrags ist, gestattet. 

Die Kommission erlässt auf jeden Fall innerhalb von 18 Monaten nach Eingang des Antrags eine Entscheidung nach 
Unterabsatz 1 dieses Absatzes. 

KAPITEL IX 

Sonstige Bestimmungen 

Artikel 36 

Leitlinien 

Die EBA gibt für die zuständigen Behörden und Zahlungsdienstleister gemäß Artikel 16 der Verordnung (EU) 
Nr. 1093/2010 Leitlinien zu den gemäß der vorliegenden Verordnung zu ergreifenden Maßnahmen heraus, insbesondere 
hinsichtlich der Anwendung der Artikel 7, 8, 11 und 12 der vorliegenden Verordnung. Bis zum 30 Juni 2024 gibt die 
EBA an die zuständigen Behörden und die Anbieter von Krypto-Dienstleistungen gerichtete Leitlinien zu den Maß
nahmen heraus, die zur Umsetzung der Artikel 14 bis 17 und der Artikel 19 bis 22 dieser Verordnung zu ergreifen sind. 

Die EBA gibt Leitlinien heraus, in denen die technischen Aspekte der Anwendung dieser Verordnung auf Lastschriften 
sowie die nach dieser Verordnung von Zahlungsauslösedienstleistern gemäß Artikel 4 Nummer 18 der Richtlinie (EU) 
2015/2366 zu ergreifenden Maßnahmen unter Berücksichtigung ihrer begrenzten Rolle bei Zahlungsvorgängen fest
gelegt werden.
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Die EBA gibt an die zuständigen Behörden gerichtete Leitlinien zu den Merkmalen eines risikobasierten Ansatzes für die 
Aufsicht über Anbieter von Krypto-Dienstleistungen sowie zu den Schritten heraus, nach denen bei dieser Art der 
Aufsicht zu verfahren ist. 

Die EBA sorgt für einen regelmäßigen Dialog mit den Interessenträgern über die Entwicklung technisch interoperabler 
Lösungen, um die Umsetzung der in dieser Verordnung festgelegten Anforderungen zu erleichtern. 

Artikel 37 

Überprüfung 

(1) Innerhalb von 12 Monate nach Inkrafttreten einer Verordnung zur Verhinderung der Nutzung des Finanzsystems 
zu Zwecken der Geldwäsche und der Terrorismusfinanzierung überprüft die Kommission die vorliegende Verordnung 
und schlägt gegebenenfalls Änderungen vor, um eine kohärente Vorgehensweise sowie eine Angleichung an die Ver
ordnung zur Verhinderung der Nutzung des Finanzsystems zu Zwecken der Geldwäsche und der Terrorismusfinanzie
rung sicherzustellen. 

(2) Bis zum 1 Juli 2026 gibt die Kommission nach Konsultation der EBA einen Bericht heraus, in dem die Risiken, die 
mit Transfers an selbst gehostete Adressen oder außerhalb der Union ansässige Unternehmen oder von solchen Adressen 
oder Unternehmen stammenden Transfers verbunden sind, sowie die Notwendigkeit spezifischer Maßnahmen zur Min
derung dieser Risiken bewertet werden, und schlägt gegebenenfalls Änderungen an der vorliegenden Verordnung vor. 

(3) Bis zum 30 Juni 2027 übermittelt die Kommission dem Europäischen Parlament und dem Rat einen Bericht über 
die Anwendung und Durchsetzung der vorliegenden Verordnung und fügt diesem gegebenenfalls einen Legislativvor
schlag bei. 

Der in Unterabsatz 1 genannte Bericht umfasst 

a) eine Bewertung der Wirksamkeit der in der vorliegenden Verordnung vorgesehenen Maßnahmen und der Einhaltung 
der vorliegenden Verordnung durch Zahlungsdienstleister und Anbieter von Krypto-Dienstleistungen; 

b) eine Bewertung der technischen Lösungen für die Erfüllung der Verpflichtungen, denen Anbieter von Krypto-Dienst
leistungen gemäß der vorliegenden Verordnung unterliegen, einschließlich der aktuellen Entwicklungen im Hinblick 
auf technisch ausgereifte, interoperable Lösungen für die Einhaltung dieser Verordnung und die Nutzung von DLT- 
Analysetools zur Ermittlung von Ursprung und Ziel der transferierten Kryptowerte und für die Durchführung von 
„Know-your-Transaction “-Prozessen (KYT); 

c) eine Bewertung der Wirksamkeit und der Eignung der für Geldtransfers geltenden Geringfügigkeitsgrenzen, ins
besondere im Hinblick auf den Anwendungsbereich und die beim Transfer zu übermittelnden Angaben, sowie 
eine Bewertung der Frage, ob diese Grenzwerte heruntergesetzt oder abgeschafft werden müssen; 

d) eine Bewertung der Kosten und des Nutzens der Einführung von Geringfügigkeitsgrenzen in Bezug auf die bei 
Kryptowertetransfers zu übermittelnden Angaben, einschließlich einer Bewertung der damit verbundenen Risiken 
von Geldwäsche und Terrorismusfinanzierung; 

e) eine Analyse der Entwicklungstrends bei der Verwendung selbst gehosteter Adressen zur Durchführung von Transfers 
ohne Beteiligung Dritter in Verbindung mit einer Bewertung der damit verbundenen Risiken von Geldwäsche und 
Terrorismusfinanzierung und einer Bewertung der Notwendigkeit, Wirksamkeit und Durchsetzbarkeit zusätzlicher 
Maßnahmen zur Minderung dieser Risiken, wie besondere Verpflichtungen für Anbieter von Hardware und Software 
Wallets und die Beschränkung, die Kontrolle oder das Verbot von Transfers mit selbst gehosteten Adressen. 

Dieser Bericht trägt neuen Entwicklungen im Bereich der Bekämpfung von Geldwäsche und Terrorismusfinanzierung 
sowie in diesem Bereich angesiedelten, einschlägigen Evaluierungen, Bewertungen und Berichten von internationalen 
Organisationen und Einrichtungen für die Festlegung von Standards, Strafverfolgungsbehörden und Nachrichtendiensten, 
Anbietern von Krypto-Dienstleistungen oder aus anderen zuverlässigen Quellen Rechnung.
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KAPITEL X 

Schlussbestimmungen 

Artikel 38 

Änderungen der Richtlinie (EU) 2015/849 

Die Richtlinie (EU) 2015/849 wird wie folgt geändert: 

1. Artikel 2 Absatz 1 Nummer 3 Buchstaben g und h werden gestrichen. 

2. Artikel 3 wird wie folgt geändert: 

a) In Nummer 2 wird folgender Buchstabe angefügt: 

„g) Anbieter von Krypto-Dienstleistungen; “ 

b) Nummer 8 erhält folgende Fassung: 

„8. ‚Korrespondenzbankbeziehung ‘ 

a) die Erbringung von Bankdienstleistungen durch eine Bank als Korrespondenzbank für eine andere Bank als 
Respondenzbank; hierzu zählen unter anderem die Unterhaltung eines Kontokorrent- oder eines anderen 
Bezugskontos und die Erbringung damit verbundener Leistungen wie Verwaltung von Barmitteln, interna
tionale Geldtransfers, Scheckverrechnung, Dienstleistungen im Zusammenhang mit Durchlaufkonten und 
Devisengeschäfte; 

b) die Beziehungen zwischen Kreditinstituten und Finanzinstituten, sowohl mit- als auch untereinander, wenn 
ähnliche Leistungen durch ein Korrespondenzinstitut für ein Respondenzinstitut erbracht werden; dies 
umfasst unter anderem für Wertpapiergeschäfte oder Geldtransfers oder für Transaktionen mit Krypto
werten oder Kryptowertetransfers aufgenommene Beziehungen;“ 

c) Die Nummern 18 und 19 erhalten folgende Fassung: 

„18. ‚Kryptowert‘ einen Kryptowert im Sinne von Artikel 3 Absatz 1 Nummer 5 der Verordnung (EU) 2023/1114 
des Europäischen Parlaments und des Rates (*), es sei denn, der Kryptowert der Kryptowert fällt unter eine 
in Artikel 2 Absätze 2, 3 und 4 jener Verordnung genannte Kategorie oder gilt anderweitig als Geldbetrag; 

19. ‚Anbieter von Krypto-Dienstleistungen ‘ einen Anbieter von Krypto-Dienstleistungen im Sinne von Artikel 3 
Absatz 1 Nummer 15 der Verordnung (EU) 2023/1114, wenn er eine oder mehrere Krypto-Dienstleistungen 
im Sinne von Artikel 3 Absatz 1 Nummer 16 jener Verordnung erbringt, mit Ausnahme der Beratung zu 
Kryptowerten im Sinne von Nummer 16 Buchstabe h jenes Artikels; 

___________ 
(*) Verordnung (EU) 2023/1114 des Europäischen Parlaments und des Rates vom 31 Mai 2023 über Märkte für 

Kryptowerte und zur Änderung der Verordnungen (EU) Nr. 1093/2010 und (EU) Nr. 1095/2010 und der 
Richtlinien 2013/36/EU und (EU) 2019/1937 (ABl. L 150 vom 9.6.2023, S. 40).“
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d) Folgende Nummer wird angefügt: 

„20. ‚selbst gehostete Adresse‘ eine selbst gehostete Adresse im Sinne von Artikel 3 Nummer 20 der Verordnung 
(EU) 2023/1113 des Europäischen Parlaments und des Rates (*). 

___________ 
(*) Verordnung (EU) 2023/1113 des Europäischen Parlaments und des Rates vom 31 Mai 2023 über die Über

mittlung von Angaben bei Geldtransfers und Transfers bestimmter Kryptowerte und zur Änderung der Richt
linie (EU) 2015/849 (ABl. L 150 vom 9.6.2023, S. 1).“ 

3. In Artikel 18 werden folgende Absätze angefügt: 

„(5) Bis zum 30 Dezember 2024 gibt die EBA Leitlinien dazu heraus, welche Risikovariablen und Risikofaktoren 
von Anbietern von Krypto-Dienstleistungen zu berücksichtigen sind, wenn sie in Geschäftsbeziehungen eintreten 
oder Transaktionen in Kryptowerten tätigen. 

(6) Die EBA präzisiert insbesondere, wie die in Anhang III aufgeführten Risikofaktoren von Anbietern von Krypto- 
Dienstleistungen zu berücksichtigen sind, unter anderem wenn sie Transaktionen mit nicht unter diese Richtlinie 
fallenden Personen und Einrichtungen tätigen. Zu diesem Zweck achtet die EBA besonders auf Produkte, Trans
aktionen und Technologien, die Anonymität begünstigen können, wie privatsphärenfokussierte Wallets (Privacy 
Wallets)‚ Mixer oder Tumbler. 

Bei Ermittlung von Situationen mit erhöhtem Risiko umfassen die in Absatz 5 genannten Leitlinien auch verstärkte 
Sorgfaltspflichten, deren Anwendung die Verpflichteten zur Minderung dieser Risiken in Betracht ziehen und die auch 
die Festlegung geeigneter Verfahren zur Feststellung von Ursprung oder Ziel der Kryptowerte umfassen.“ 

4. Folgende Artikel werden eingefügt: 

„Artikel 19a 

(1) Die Mitgliedstaaten verpflichten Anbieter von Krypto-Dienstleistungen, das Risiko von Geldwäsche und Ter
rorismusfinanzierung zu ermitteln und zu bewerten, das mit an eine selbst gehostete Adresse gerichteten oder von 
dort stammenden Kryptowertetransfers verbunden ist. Die Anbieter von Krypto-Dienstleistungen verfügen diesbezüg
lich über interne Strategien, Verfahren und Kontrollen. Die Mitgliedstaaten verpflichten die Anbieter von Krypto- 
Dienstleistungen zur Anwendung von Risikominderungsmaßnahmen, die den ermittelten Risiken entsprechen. Die 
Risikominderungsmaßnahmen umfassen mindestens eine der folgenden Maßnahmen: 

a) das Ergreifen risikobasierter Maßnahmen zur Ermittlung und Überprüfung der Identität des Originators oder des 
Begünstigten eines an eine selbst gehostete Adresse gerichteten oder von dort stammenden Transfers, oder des 
wirtschaftlichen Eigentümers des betreffenden Originators oder Begünstigten, auch durch Heranziehung Dritter; 

b) die Anforderung zusätzlicher Angaben zu Ursprung und Ziel der transferierten Kryptowerte; 

c) eine verstärkte dauerhafte Überwachung der betreffenden Transaktionen; 

d) andere Maßnahmen zur Minderung und Beherrschung der Risiken von Geldwäsche und Terrorismusfinanzierung 
sowie des Risikos der Nichtumsetzung und Umgehung gezielter finanzieller Sanktionen und gezielter finanzieller 
Sanktionen im Zusammenhang mit Proliferationsfinanzierung.
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(2) Bis zum 30 Dezember 2024 gibt die EBA Leitlinien heraus, um die in diesem Artikel genannten Maßnahmen 
zu präzisieren, einschließlich der Kriterien und Mittel zur Ermittlung und Überprüfung der Identität des Originators 
oder des Begünstigten eines an eine selbst gehostete Adresse gerichteten oder von dort stammenden Transfers, 
insbesondere durch Heranziehung Dritter, wobei den neuesten technischen Entwicklungen Rechnung getragen wird. 

Artikel 19b 

(1) Bei grenzüberschreitenden Korrespondenzbankbeziehungen, in deren Rahmen Krypto-Dienstleistungen im 
Sinne von Artikel 3 Absatz 1 Nummer 16 der Verordnung (EU) 2023/1114, mit Ausnahme von Buchstabe h jener 
Nummer, mit einer Respondenzeinrichtung ausgeführt werden, die nicht in der Union ansässig ist und vergleichbare 
Dienstleistungen, einschließlich Kryptowertetransfers, erbringt, werden Anbieter von Krypto-Dienstleistungen von den 
Mitgliedstaaten – abweichend von Artikel 19 und über die in Artikel 13 der vorliegenden Richtlinie festgelegten 
Sorgfaltspflichten gegenüber Kunden hinaus – bei Aufnahme einer Geschäftsbeziehung mit einer solchen Einrichtung 
dazu verpflichtet, 

a) festzustellen, ob die Respondenzeinrichtung zugelassen oder eingetragen ist; 

b) ausreichende Informationen über die Respondenzeinrichtung zu sammeln, um die Art ihrer Geschäftstätigkeit in 
vollem Umfang verstehen und auf der Grundlage öffentlich verfügbarer Informationen ihren Ruf und die Qualität 
der Beaufsichtigung bewerten zu können; 

c) die Kontrollen zur Bekämpfung der Geldwäsche und der Terrorismusfinanzierung zu bewerten, die die Respon
denzeinrichtung vornimmt; 

d) die Zustimmung ihrer Führungsebene einzuholen, bevor sie neue Korrespondenzbankbeziehungen eingehen; 

e) die jeweiligen Verantwortlichkeiten einer jeden Partei der Korrespondenzbankbeziehung zu dokumentieren; 

f) sich im Falle von Durchlaufkonten für Kryptowerte („payable-through crypto-asset accounts“) zu vergewissern, 
dass die Respondenzeinrichtung die Identität der Kunden, die direkten Zugang zu Konten der Korrespondenz
einrichtung haben, überprüft hat und ihre Sorgfaltspflichten gegenüber diesen Kunden kontinuierlich erfüllt hat 
und dass sie in der Lage ist, der Korrespondenzeinrichtung deren Ersuchen entsprechende Daten n Bezug auf diese 
Sorgfaltspflichten vorzulegen. 

Wenn Anbieter von Krypto-Dienstleistungen beschließen, Korrespondenzbankbeziehungen mit Rücksicht auf ihre 
Strategien für die Bekämpfung von Geldwäsche und Terrorismusfinanzierung zu beenden, dokumentieren und pro
tokollieren sie diese Entscheidung. 

Anbieter von Krypto-Dienstleistungen aktualisieren die Informationen zu Sorgfaltspflichten in Bezug auf die Kor
respondenzbankbeziehung regelmäßig oder bei Auftreten neuer Risiken in Bezug auf die Respondenzeinrichtung. 

(2) Die Mitgliedstaaten stellen sicher, dass die Anbieter von Krypto-Dienstleistungen die in Absatz 1 genannten 
Informationen berücksichtigen, wenn sie auf risikoorientierter Grundlage die geeigneten Maßnahmen festlegen, die 
zur Minderung der in Verbindung mit der Respondenzeinrichtung bestehenden Risiken zu ergreifen sind.
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(3) Bis zum 30 Juni 2024 gibt die EBA Leitlinien heraus, in denen die Kriterien und Elemente festgelegt sind, die 
Anbieter von Krypto-Dienstleistungen bei der Durchführung der in Absatz 1 genannten Bewertung und der in 
Absatz 2 genannten Risikominderungsmaßnahmen berücksichtigen; dazu gehören auch die Mindestmaßnahmen, 
die Anbieter von Krypto-Dienstleistungen treffen, wenn die Respondenzeinrichtung nicht eingetragen oder nicht 
zugelassen ist.“ 

5. Folgender Artikel wird eingefügt: 

„Artikel 24a 

Bis zum 1. Januar 2024 gibt die EBA Leitlinien heraus, in denen präzisiert wird, wie die verstärkten Sorgfaltspflichten 
gegenüber Kunden im Sinne dieses Abschnitts anzuwenden sind, wenn Verpflichtete Krypto-Dienstleistungen im 
Sinne von Artikel 3 Absatz 1 Nummer 16 der Verordnung (EU) 2023/1114, mit Ausnahme von Buchstabe h jener 
Nummer, sowie Kryptowertetransfers im Sinne von Artikel 3 Nummer 10 der Verordnung (EU) 2023/1113 erbrin
gen. Insbesondere präzisiert die EBA, wie und wann diese Verpflichteten zusätzliche Angaben zum Originator und 
zum Begünstigten einholen müssen.“ 

6. Artikel 45 Absatz 9 erhält folgende Fassung: 

„(9) Die Mitgliedstaaten können vorschreiben, dass E-Geld-Emittenten im Sinne von Artikel 2 Nummer 3 der 
Richtlinie 2009/110/EG, Zahlungsdienstleister im Sinne von Artikel 4 Nummer 11 der Richtlinie (EU) 2015/2366 
und Anbieter von Krypto-Dienstleistungen, die in ihrem Hoheitsgebiet in anderer Form als einer Zweigstelle ansässig 
sind und deren Hauptsitz sich in einem anderen Mitgliedstaat befindet, in ihrem Hoheitsgebiet eine zentrale Kontakt
stelle benennen. Diese zentrale Kontaktstelle gewährleistet im Auftrag der grenzüberschreitend tätigen Einrichtung die 
Einhaltung der Vorschriften zur Bekämpfung von Geldwäsche und Terrorismusfinanzierung und erleichtert die 
Aufsicht durch die zuständigen Aufsichtsbehörden, indem sie ihnen unter anderem auf Ersuchen Dokumente und 
Informationen zur Verfügung stellt.“ 

7. Artikel 47 Absatz 1 erhält folgende Fassung: 

„(1) Die Mitgliedstaaten sehen vor, dass Wechselstuben, Scheckeinlösestellen und Dienstleister für Trusts und 
Gesellschaften zugelassen oder eingetragen und Anbieter von Glücksspieldiensten reguliert sein müssen.“ 

8. In Artikel 67 wird folgender Absatz angefügt: 

„(3) Die Mitgliedstaaten erlassen und veröffentlichen bis zum 30 Dezember 2024 die Rechts- und Verwaltungs
vorschriften, die erforderlich sind, um Artikel 2 Absatz 1 Nummer 3, Artikel 3 Nummer 2 Buchstabe g, Artikel 3 
Nummern 8, 18, 19 und 20, Artikel 19a Absatz 1, Artikel 19b Absätze 1 und 2, Artikel 45 Absatz 9 und Artikel 47 
Absatz 1 nachzukommen. Sie teilen der Kommission unverzüglich den Wortlaut dieser Vorschriften mit. 

Sie wenden diese Vorschriften ab dem 30 Dezember 2024 an.“ 

Artikel 39 

Aufhebung 

Die Verordnung (EU) 2015/847 wird mit Wirkung vom Tag des Geltungsbeginns der vorliegenden Verordnung auf
gehoben. 

Bezugnahmen auf die aufgehobene Verordnung gelten als Bezugnahmen auf die vorliegende Verordnung und sind nach 
Maßgabe der Entsprechungstabelle in Anhang II zu lesen.
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Artikel 40 

Inkrafttreten 

Diese Verordnung tritt am zwanzigsten Tag nach ihrer Veröffentlichung im Amtsblatt der Europäischen Union in Kraft. 

Sie gilt ab dem 30 Dezember 2024. 

Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen verbindlich und gilt unmittelbar in jedem Mit
gliedstaat. 

Geschehen zu Brüssel am 31 Mai 2023. 

Im Namen des Europäischen Parlaments 

Die Präsidentin 

R. METSOLA 

Im Namen des Rates 

Der Präsident 

P. KULLGREN
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ANHANG I 

AUFGEHOBENE VERORDNUNG MIT IHRER NACHFOLGENDEN ÄNDERUNG 

Verordnung (EU) 2015/847 des Europäischen Parlaments 
und des Rates 

(ABl. L 141 vom 5.6.2015, S. 1) 

Verordnung (EU) 2019/2175 des Europäischen Parlaments 
und des Rates 

(ABl. L 334 vom 27.12.2019, S. 1) 

[nur Artikel 6]
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ANHANG II 

ENTSPRECHUNGSTABELLE 

Verordnung (EU) 2015/847 Vorliegende Verordnung 

Artikel 1 Artikel 1 

Artikel 2 Absätze 1, 2 und 3 Artikel 2 Absätze 1, 2 und 3 

Artikel 2 Absatz 4 Unterabsätze 1 und 2 Artikel 2 Absatz 4 Unterabsätze 1 und 2 

— Artikel 2 Absatz 4 Unterabsätze 3 und 4 

Artikel 2 Absatz 5 Artikel 2 Absatz 5 

Artikel 3, Einleitung Artikel 3, Einleitung 

Artikel 3 Nummern 1 bis 9 Artikel 3 Nummern 1 bis 9 

— Artikel 3 Nummer 10 

Artikel 3 Nummer 10 Artikel 3 Nummer 11 

Artikel 3 Nummer 11 Artikel 3 Nummer 12 

Artikel 3 Nummer 12 — 

— Artikel 3 Nummern 13 bis 24 

Artikel 4 Absatz 1, Einleitung Artikel 4 Absatz 1, Einleitung 

Artikel 4 Absatz 1 Buchstaben a, b und c Artikel 4 Absatz 1 Buchstaben a, b und c 

— Artikel 4 Absatz 1 Buchstabe d 

Artikel 4 Absatz 2, Einleitung Artikel 4 Absatz 2, Einleitung 

Artikel 4 Absatz 2 Buchstaben a und b Artikel 4 Absatz 2 Buchstaben a und b 

— Artikel 4 Absatz 2 Buchstabe c 

Artikel 4 Absätze 3 bis 6 Artikel 4 Absätze 3 bis 6 

Artikel 5 bis 13 Artikel 5 bis 13 

— Artikel 14 bis 23 

Artikel 14 Artikel 24
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Verordnung (EU) 2015/847 Vorliegende Verordnung 

Artikel 15 Absätze 1, 2 und 3 Artikel 25 Absätze 1, 2 und 3 

Artikel 15 Absatz 4 einziger Unterabsatz Artikel 25 Absatz 4 Unterabsatz 1 

— Artikel 25 Absatz 4 Unterabsatz 2 

Artikel 16 Artikel 26 

— Artikel 27 

Artikel 17 Artikel 28 

Artikel 18 Artikel 29 

Artikel 19 Artikel 30 

Artikel 20 Artikel 31 

Artikel 21 Artikel 32 

Artikel 22 Artikel 33 

Artikel 23 Artikel 34 

Artikel 24 Absätze 1 bis 6 Artikel 35 Absätze 1 bis 6 

Artikel 24 Absatz 7 — 

Artikel 25 einziger Unterabsatz Artikel 36 Unterabsatz 1 

— Artikel 36 Unterabsätze 2, 3 und 4 

— Artikel 37 

— Artikel 38 

Artikel 26 Artikel 39 

Artikel 27 Artikel 40 

Anhang — 

— Anhang I 

— Anhang II
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